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Zu diesem Heft

Das BMBF-Programm “Lernkultur Kompetenzentwicklung” reagiert auf den
sozialen Wandel, der alle gesellschaftlichen Bereiche erfasst hat und der nach
wie vor diffus mit dem Begriff der Transformation beschrieben wird. Um den
tiefgreifenden und permanenten Wandlungsprozessen nicht nur ausgeliefert
zu sein, ist es unabdingbar, sich die veränderten Kontexte lernend zu erschlie-
ßen. Traditionelle Erwachsenen- oder Weiterbildung scheint diesen Anforde-
rungen, so die Erfahrungen der Praxis, nicht entsprechen zu können. Zu ver-
muten ist, dass dieser Wandel der Lernkultur nur Realität werden kann, wenn
er auch mit Veränderungen der Lehr- und Lernkonzepte verbunden ist. Die mit
dem Programm “Lernkultur Kompetenzentwicklung” intendierten Zukunfts-
vorstellungen von Lernen sehen die institutionalisierte Weiterbildung als Teil
eines Systems, das selbst organisiertes Lernen (SOL) unterstützen kann. Die-
ses System sollte es ermöglichen, eine relativ verlässliche, moderne, auf sozia-
le Innovation ausgerichtete Lerninfrastruktur zu etablieren. Dabei wird die
Konturierung, Beschreibung und Entwicklung dieser kompetenzorientierten
Lernkultur selbst als ein offener, gestaltbarer Prozess begriffen.

Im Themenbereich “Lernen in und von beruflichen Weiterbildungseinrich-
tungen” – LiWE werden Konzepte zum spezifischen Lernen in Weiterbil-
dungseinrichtungen entwickelt und erprobt. Sie sind geeignet, die unter
Wandlungsdruck geratenen Weiterbildungseinrichtungen und sich tatsäch-
lich wandelnde Weiterbildungslandschaft durch innovative Dienstleistun-
gen zur Lernunterstützung mit Zukunftsoptionen zu unterstützen. Ergänzend
zu den Neues erprobenden Gestaltungsprojekten vervollkommnen themati-
sche Studien die Beurteilung dessen, was mit den Projekten in Gang gesetzt
wird. Mit der Intention, Lehr- und Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre nach
Ansätzen für moderne, innovative Konzepte abzuschätzen und damit eine
Aufarbeitung gemachter Erfahrungen voranzubringen, sollte die Zusammen-
schau der Studien für die Erwachsenenbildung geeignet sein, den Wissen-
stransfer in neue Kontexte zu managen. Die vier Studien setzen sich nicht nur
mit verschiedenen Lehr- und Lernkonzepten auseinander. Mit unterschiedli-
chen Schwerpunkten bearbeiteten die Autoren wichtige Facetten der damali-
gen Lernkulturen und erschlossen sie so einer weiterführenden produktiven
Diskussion.

Die Entwicklung von Lernkonzepten im Kontext der 70er und 80er Jahre in
der BRD nahm die Studie “Aus der Geschichte lernen. Erwachsenenbildung
– Begriff und Begründung 1970–1989" von Martin Henkel und Annette
Schwarz in den Blick.



“Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre in der DDR” sammelten, sichteten
und interpretierten Astrid und Michael Franzke.

Einen eher gesamtdeutschen Blick auf Lehr- und Lernkonzepte hatte Elmar
Witzgall, der speziell “Aufgabenorientierte Lehr- und Lernkonzepte der
70er und 80er Jahre” analysierte.

Auch das Autorenteam Heidi Behrens, Paul Ciupke, Norbert Reichling beur-
teilte aus einer deutschen Perspektive. Sie gehen in ihrer Studie “Lernkon-
zepte der 70er und 80er Jahre – Zur Kontinuität und Transformation politi-
scher und pädagogischer Impulse in der Erwachsenenbildung” insbesondere
auf Lernkonzepte der politischen und gewerkschaftlichen Bildung, der Ju-
gend- und der ökologischen Bildung sowie neuer sozialer Bewegungen ein.

Lehr- und Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre waren das Thema eines Li-
WE-Workshops im September 2002, der über ihre retrospektive Betrachtung
einen Beitrag zu zukünftigen, innovativen Lernkonzepten leisten wollte. Um
die Inhalte der einzelnen Studien umfassender verdeutlichen zu können und
ausgehend vom gewählten Themenschwerpunkt sowohl historische Entwick-
lungsbezüge als auch Erfahrungen mit den Lernkonzepten der 70er und 80er
Jahre für die aktuelle Diskussion um die Unterstützung selbst organisierten
Lernens zu analysieren und transparent zu machen, wurden von unabhängigen
Experten zu jeder Studie Co-Referate gehalten. Diese Kurzgutachten stellen
nicht nur die jeweiligen Stärken der Ausarbeitungen heraus, sondern bieten da-
rüber hinaus gehend Lesarten und Interpretationen, die geeignet sind, den Dis-
kussionszusammenhang insgesamt darzustellen und zu öffnen. Mit der Publi-
kation der Studien und Co-Referate soll der begonnene Diskurs, der, wie zu
erwarten war, mehr Fragen aufwarf als Antworten geben konnte, weiterge-
führt werden.

Lernkonzepte im Sinne ausgearbeiteter Strategien und Handlungsanweisun-
gen konnten für die 70er und 80er Jahre nicht ermittelt werden bzw. sind in
den Studien und in der Diskussion kaum erkennbar. Deutlich wurde jedoch
eine Vielfalt empirisch begründeter Vorstellungen zum Lernen. Bislang
nicht abschließend geklärt ist, inwieweit die Handlungsräume der 70er und
80er Jahre Problemlagen des Lernens hervorbrachten, die mit den heutigen
vergleichbar sind. Somit ist auch der Prozess des Auffindens entsprechend zu
favorisierender Lehr- und Lernkonzepte nicht abgeschlossen. Bestätigt wur-
de bereits, dass eine Rückbindung in den jeweiligen historischen Kontext für
das Erschließen von produktiven Anregungen für heutige Suchprozesse we-
sentlich ist.

Heidemarie Stuhler



Inhaltsverzeichnis Seite

Martin Henkel und Annette Schwarz

Aus der Geschichte lernen
Erwachsenenbildung – Begriff und Begründung 1970-1989
mit Co-Referat von Hermann Veith 7

Astrid Franzke und Michael Franzke

Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre in der DDR
mit Co-Referat von Ortfried Schäffter 99

Elmar Witzgall

Aufgabenorientierte Lehr- und Lernkonzepte
der 70er und 80er Jahre
mit Co-Referat von Werner Duell 177

Heidi Behrens, Paul Ciupke und Norbert Reichling

Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre
Zur Kontinuität und Transformation politischer und
pädagogischer Impulse in der Erwachsenenbildung
mit Co-Referat von Thomas Reglin 269

5





Martin Henkel und Annette Schwarz

Aus der Geschichte lernen
Erwachsenenbildung – Begriff und Begründung 1970–1989

Co-Referat

Hermann Veith

Die folgenden Bemerkungen zur Studie von Annette Schwarz und Martin
Henkel über den “Begriff” und die “Begründung” der Erwachsenenbildung
beschäftigen sich weniger mit den dort einleitend sehr pointiert vorgetrage-
nen Thesen zum Bedeutungswandel des Konzepts des selbst gesteuerten Ler-
nens als vielmehr mit der generalisierenden Beschreibung einer ökonomisti-
schen Trendwende im erwachsenenpädagogischen Diskurs im angegebenen
Untersuchungszeitraum zwischen 1970 und 1989. Die kritische Replik be-
schränkt sich dabei in der gebotenen Kürze auf vier historische Befunde: ers-

tens auf den Aufschwung der Erwachsenpädagogik, zweitens auf die termino-

logische Drift, die durch die Konjunktur des Weiterbildungsbegriffs begrün-
det wird, drittens auf die Verdrängung der sozialemanzipatorischen Kritik

durch ein marktorientiertes affirmatives Berufskonzept und viertens auf die
Ideologiebefangenheit des erwachsenenpädagogischen Denkens. Nach einer
einleitenden knappen Zusammenfassung der entsprechenden Thesen (I),
möchte ich einen methodologischen Vorbehalt formulieren (II), der eine al-
ternative Interpretation der Ergebnisse der Untersuchung nahe legt (III).

I. Darstellung der Befunde

(1) Aufschwung der Erwachsenpädagogik: Die einsetzende Konjunktur der
Erwachsenpädagogik Ende der 1960er Jahre erklären die Autoren mit dem
Hinweis auf vier wesentliche Bedingungsfaktoren:

– die Bildungsnotstandsdiagnose von Georg Picht, mit ihrer weit rei-
chenden und wirkmächtigen erwachsenpädagogischen Implikation,
dass in modernen hoch technologisierten Wirtschaftsgesellschaften
auch die Weiterbildung als gesamtgesellschaftliche Aufgabe begriffen
werden müsse,

– die Wirtschafts- und Strukturkrise von 1966/67, die als politische He-
rausforderung begriffen wurde, das Bildungssystem auch im Erwachse-
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nenbereich durch Qualifikations- und Fortbildungsangebote zu refor-
mieren,

– die Bildungsreform und die damit verbundene Expansion auch im so ge-
nannten quartären Bereich des Bildungssystems sowie

– die Studentenbewegung, die mit ihren emanzipatorischen und gesell-
schaftskritischen Ansprüchen und Autonomie-Idealen – unter anderem
mit der Forderung nach selbstbestimmtem Lernen – auch die erwach-
senpädagogische Bildungspraxis beeinflusste.

(2) Terminologischer Wandel: Diese Feststellungen erscheinen ebenso zu-
treffend und plausibel wie der zweite Befund, dass sich in der Erwachsenen-
bildung ein Wandel vollzog, der terminologisch in der nachhaltigen Kon-
junktur des enger gefassten Begriffs der Weiterbildung zum Ausdruck
kommt. Die Autoren verweisen hierbei unter anderem auf die bildungspoliti-
schen Gutachten und Empfehlungen von Picht (1972), Schulenberg (1979),
dem Deutschen Bildungsrat (1973) sowie auf die diesbezüglichen Gesetzes-
vorlagen der Bundesländer zu Beginn der 1970er Jahre. Mit der Häufung
staatlicher Initiativen zur Sicherung und Vereinheitlichung der Bildung im
quartären Sektor, die auch zur Einrichtung eines Studienfaches Erwachsen-
bildung im neu geschaffenen Pädagogik-Diplomstudiengang führten, be-
gründen beide im Übrigen, warum sie vor allem Theorien aus den siebziger
Jahren in ihre Analysen einbezogen haben.

(3) Wirtschaftsstandort: Aus der ursprünglich systemkritisch gemeinten Fest-
stellung, dass die berufliche Fort- und Weiterbildung “Arbeitskraft für das Ka-
pital fungibel” machen würde, ist – so der dritte Befund – inzwischen ein unhin-
terfragt geltender ökonomischer Wirtschaftsstandort-Deutschland-Imperativ
geworden, den sich auch die Erwachsenpädagogik zu Eigen gemacht hätte. Vie-
les von dem, was in Zeiten der Studentenbewegung und danach in gesellschafts-
kritischer Absicht formuliert wurde, erscheint heute ohne jeden antikapitalisti-
schen Unterton.

(4) Ideologie: Diese affirmative Wende, die sich im Professionalisierungs-
und Verwissenschaftlichungsprozess der Erwachsenenbildung ereignete,
hat viertens einer gegenstands- und theorielosen Disziplin zum Erfolg ver-
holfen, deren offizielle Vertreter “im Interesse die Autonomie ihres Tätig-
keitsfeldes zu behaupten, systematisch an den wirklichen Gründen für den
Aufschwung ihres Forschungsgebietes vorbeigesehen” hätten. Tatsächlich –
so das zentrale Argument – vollzog sich die Etablierung der Erwachsenbil-
dung aufgrund der steigenden Nachfrage “nach einer Umqualifizierung des
‚Gesamtarbeiters’” seit den späten 1960er Jahren im Sinne ihrer zunehmen-
den funktionalen Instrumentalisierung im kapitalistischen Wirtschaftssys-
tem.
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II. Methodologischer Vorbehalt

Das sind zweifellos starke Thesen, die in einer nicht minder kräftigen und
trefflichen Sprache formuliert werden. “Ja, der Wandel! ” stellen die Autoren
mit satirischem Augenzwinkern fest, “Ja, der Wandel! Sollte man nicht we-
nigstens seinem Reimbruder, dem Handel auch einen gewissen Anteil an der
Erzeugung so vieler schöner Dinge zubilligen?”. An einer anderen Stelle
heißt es mit beißender Polemik gegen Dirk Axmacher gerichtet, dass man
“doch gern mehr als ein paar dürre Sätze über die subversiven Potenzen, die
roten Glanzlichter innerhalb der in so schwarzen Farben gemalten Erwachse-
nenbildung im Kapitalismus” erfahren würde.

“Kapitalismus” ist das Stichwort, um meinen methodologischen Vorbehalt
zu begründen. Selbstverständlich kann man argumentieren, dass der Kapita-
lismusbegriff in den sozialwissenschaftlichen Diskursen heute deshalb nicht
mehr so häufig verwendet wird, um die organisatorischen Strukturen postin-
dustrieller, postnationaler, hochindividualisierter, postmoderner, multikul-
tureller Markt-, Dienstleistungs-, Risiko-, Kommunikations- oder Medien-
gesellschaften im globalen Zeitalter zu beschreiben, weil auch für die Gesell-
schaftswissenschaften das gilt, was Annette Schwarz und Martin Henkel für
die Erwachsenpädagogik behaupten: dass sie nämlich selbst Teil der organi-
sierten Verschleierungsapparatur geworden sind, die das System zur Selbst-
immunisierung gegen Kritik hervorgebracht hat. Die Anklänge an Herbert
Marcuses “Studien zur Ideologie der fortgeschrittenen Industriegesell-
schaft”, die er in seinem 1964 erschienenen Buch “One dimensional man”
(deutsch: “Der eindimensionale Mensch”, Marcuse 1967) vorgetragen hat,
sind unüberhörbar.

Wer jedoch solche Thesen formuliert, muss gute Gründe haben, warum die
eigene Sicht der Wirklichkeit anderen überlegen ist. Auch für die Historio-
graphie der Erwachsenenbildung gilt, wie für alle anderen historisch orien-
tierten Disziplinen, dass sie ihre wissenschaftstheoretischen, methodologi-
schen und methodischen Prämissen offen legen muss. Im konkreten Fall heißt
dies: Es sollten Argumente angeführt werden, die plausibel machen, warum
eine historisch-materialistisch orientierte, ideologiekritische Darstellung
und Kommentierung neben anderen Formen der empirischen, sozialge-
schichtlichen, wissenssoziologischen, ideengeschichtlichen oder biographi-
schen Bildungsforschung sinnvoll bestehen kann.

Nun bin ich mir nicht sicher, ob meine Kennzeichnung “historisch-materia-
listisch orientierte, ideologiekritische Darstellung und Kommentierung” den
wissenschaftstheoretischen, methodologischen und methodischen Ansatz
der Studie trifft – aber diese Unsicherheit ist der Tatsache geschuldet, dass
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sich die Autoren zu diesen elementaren Fragen der Historiographie nicht äu-
ßern. Die daraus resultierenden Probleme möchte ich anhand der zuvor skiz-
zierten vier Befunde kurz erläutern.

III. Folgeprobleme

(1) Zum Aufschwung der Erwachsenpädagogik: Wenn nicht klar wird, ob der
Bezug auf den Bildungsnotstand, die Wirtschafts- und Strukturkrise, die Bil-
dungsreform und die Studentenbewegung konstellativ oder kausal gemeint
ist, dann bleibt offen, wie der beschriebene Instrumentalisierungsprozess er-
klärt wird – ob systemtheoretisch oder als Überbauphänomen oder gar als
List der funktionalistischen Vernunft.

(2) Zum terminologischen Wandel: Die daraus resultierenden problemati-
schen Folgen lassen sich anhand der zweiten These, des diagnostizierten
“terminologischen Wandels von Erwachsenenbildung zur Weiterbildung”
aufzeigen. Gegen das von den Autoren vertretene Argument, dass der “Staat
im Interesse der wirtschaftlichen Umgestaltung” als Agentur der “kapitalis-
tischen Wirtschaft”, auf “das System der freien Erwachsenenbildung zurück-
griff” – das ich hier eher historisch-materialistisch als systemtheoretisch
verstehe – und die damit im Zusammenhang formulierte These, dass es in der
instrumentalisierten Weiterbildung fortan nur noch “um berufliche Anpas-
sung und nicht mehr um Erfüllung eines allgemeinen Bildungsbedürfnisses”
oder gar um das “Recht auf Bildung” gehe, ließe sich einwenden, dass die Er-
wachsenenbildung – sei es als System oder durch die handelnden Akteure – in
den ihr politisch eröffneten Spielräumen mit der Akzentuierung der Weiter-
bildung eine durchaus sinnvolle Schwerpunktverlagerung im Sinne der
Pichtschen Modernisierungsforderung vollzogen hat. Theoretisch wäre dann
ihre akademische Etablierung und Professionalisierung als ein strukturell
rückgekoppelter Effekt einer selbst gesteuerten Systemdifferenzierung er-
klärbar oder aber als eine ebenso geplante wie erfolgreiche Re-Institutionali-
sierungsgeschichte verstehbar – die in einer kritischen Lesart wiederum
durchaus auch als Selbstinstrumentalisierung begriffen werden könnte.

(3) Fehlende Ausschließungsgründe: Solche Erklärungen schließen Annette
Schwarz und Martin Henkel aber – und darin liegt die Schwierigkeit: ohne
Angabe von Gründen – aus. Deshalb erscheint die Entwicklung von der kriti-
schen, marxistisch orientierten Erwachsenpädagogik der frühen 1970er Jah-
re zur berufsorientierten Weiterbildung der beginnenden 1990er Jahre aus-
schließlich unter der Perspektive einer affirmativen Instrumentalisierung,
die zudem durch die Missverstände und Selbsttäuschungen der Protagonis-
ten der kritischen Richtung erklärt werden, aber auch damit, dass sich die Er-
wachsenenbildner in ihrem privaten Marsch durch die Institutionen frustriert
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zurückgezogen oder mit dem System arrangiert hätten, ohne jedoch ihre
“Wertschätzung der ‘Selbst’-Tätigkeiten der pädagogischen Objekte” aufzu-
geben.

(4) Ideologie: Wenn die Erwachsenenbildung tatsächlich die Stimme der
Kritik verloren hat – und ich befürchte, dass der Befund sogar für weitere Tei-
le der Pädagogik gilt –, dann wäre es eminent wichtig zu zeigen, wie, wann
und wodurch dieser affirmative Umschwung möglich wurde. Die vierte The-
se der Ideologisierung des erwachsenpädagogischen Denkens und der Pro-
fessionsblindheit erscheint hierzu jedoch nicht unbedingt geeignet, und zwar
deshalb nicht, weil sie selbst erst die Beweislast für die Viabilität der Unter-
scheidung von wahrem und falschen Bewusstsein stemmen müsste, und auch
darum nicht, weil hierfür der Diskurs der Erwachsenpädagogik unter syste-
matischen Gesichtspunkten rekonstruiert werden und die Auswahl der Kon-
zepte unter einer auch theoretisch klaren Fragestellung erfolgen müsste. So
gesehen stehen die zweifellos starken Thesen wissenschaftstheoretisch und
methodologisch auf nicht ganz so starken Beinen.
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1 Hänschen und Hans

“Erziehung ist sich erziehen, Bildung ist sich bilden.”

Hans-Georg Gadamer

“Das Leben bildet.”

Johann Heinrich Pestalozzi

Der Begriff des lebenslangen Lernens, der in der Diskussion um Erwachse-
nenbildung in den 70er und 80er Jahren heiß umkämpft war, muss sich zu-
nächst mit der eingebürgerten Vorstellung auseinander setzen, dass das Le-
ben eines Menschen in eine frühe Phase, die vom Lernen geprägt ist, und eine
spätere zerfällt, in der der Mensch “ausgelernt” hat und von dem Gelernten
zehren und es anwenden kann. Diese traditionelle Anschauung ist nicht von
vornherein falsch; sie hat grundlegende Erkenntnisse der Physiologie und
der Psychologie auf ihrer Seite.

Der Mensch ist nach einer Erkenntnis des Basler Biologen Adolf Portmann
eine “physiologische Frühgeburt”. Kein anderes Säugetier kommt so unfer-
tig zur Welt und bedarf deshalb einer so langen Zeit der Pflege, der Aufzucht
und der Belehrung wie der Mensch. Es ist eine alte Einsicht, dass gerade die-
ser scheinbare Mangel eng mit der Herausbildung der menschlichen Kultur
verbunden ist, weil der Mensch, eben vielleicht weil er so unfertig geboren
wird, nicht über die “Instinkt” genannten unbewussten Fähigkeiten verfügt,
die den Tieren das Leben in ihrer jeweiligen Umwelt ermöglichen.

Dabei hat jedoch der Mensch von seinen behaarten Vorfahren das Leben in
Horden nicht nur übernommen, sondern er ist in einem ganz extremen Aus-
maß auf Gesellschaft angewiesen. Es gibt Paläoanthropologen, die die Ent-
wicklung der menschlichen Fähigkeit zu sprechen auf die Tatsache zurück-
führen, dass die Gesellschaften zu groß wurden und sich zu weit im Gelände
verbreiteten, als dass sie durch gegenseitigen Körperkontakt zusammenge-
halten werden konnten. Aus diesen Voraussetzungen folgt mit Notwendig-
keit, dass der Mensch stärker als jedes Tier auf “Sozialisation” angewiesen
ist. Dieser Begriff, der für eine gesellschaftsorientierte, eine soziologische
Theorie der Erziehung konstitutiv ist, revolutionierte seit den späten 60er
Jahren hierzulande die Erziehungsdebatte. Die Theorie der Erwachsenenbil-
dung jedoch nahm nur ansatzweise an diesem Paradigmenwechsel teil.

Die Erkenntnis, dass der Mensch sozialisiert werden muss, um als Mensch
unter Menschen leben zu können, ist im Grunde nicht neu. Das Erlernen der
Muttersprache ist ein Vorgang, der sich so unglaublich rasch vollzieht, dass
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er nach der Meinung einiger Entwicklungspsychologen und Linguisten gar
nicht rein als Lernprozess verstanden werden kann, sondern nur verständlich
ist, wenn man annimmt, dass die Grundlagen des Sprachvermögens bereits
angeboren sind. Diese Einsicht liegt etwa der Theorie Noam Chomskys von
der “Universal-Grammatik” zugrunde. Es ist kein Zufall, dass fast alle Lern-
theorien sich am Beispiel des primären Spracherwerbs orientieren. Man kann
wohl kaum bezweifeln, dass die frühe Kindheit die Zeit im Menschenleben
ist, in der am meisten und am schnellsten gelernt wird. Wenn man “Lernen”
mit der Neurobiologie als Knüpfen von neuronalen Netzen versteht, gibt es
dafür auch eine sinnfällige, wenn auch wissenschaftlich sicherlich ungenü-
gende Begründung. Einmal geknüpfte Neuronennetze hinterlassen eine sta-
bile Spur und können, auch wenn sie aktuell nicht aktiviert sind, jederzeit re-
produziert werden. Zwar gibt es noch keine Theorie, die diese “Spur” von
neuronalen Netzen plausibel erklärt, und damit auch kein eigentliches Ver-
ständnis des Gedächtnisses und des Vergessens; man kann sich jedoch an-
hand dieser bildhaften Darstellung klarmachen, dass man, um etwas Neues
zu lernen, alte Vorstellungen aufgeben muss, d. h. bestehende neuronale Net-
ze zerstören bzw. modifizieren. Dieser Vorgang ist zweifellos energieauf-
wändiger als die Schaffung von gänzlich neuen Verbindungen. Und da unser
Gehirn, das nur drei Prozent des Körpergewichts auf die Waage bringt, dabei
jedoch 20 Prozent der zugeführten Energie verbraucht, so sparsam wie mög-
lich arbeitet, sträubt es sich gegen allzu einschneidende Umbauten. Das letz-
te Stadium ist der Altersstarrsinn, aber auch beim rüstigen Erwachsenen ist
das Lernen ein eher unwahrscheinlicher Vorgang, zu dessen Gelingen es be-
sonderer Umstände, ja Notwendigkeiten bedarf. Der Erwachsene kommt mit
dem Wissen und Können, das er sich angeeignet hat, in der Regel ganz gut zu-
recht, jedenfalls in sich mit Variationen wiederholenden Alltagssituationen.
Nicht nur alltägliche Kenntnisse und Fertigkeiten, sondern auch viele spe-
zielle Qualifikationen, die man einmal erworben hat, verlernt man nicht wie-
der. Vor allem aber verfügt nahezu jeder Erwachsene über die für das Leben
in seiner jeweiligen Gesellschaft nötigen “Schlüsselqualifikationen”. In un-
serem Kulturkreis gehören dazu das Lesen einer bestimmten Schrift, eine ge-
wisse Form von “Numeralität”, die das Alltagsrechnen ermöglicht, und die
Fähigkeit zum logischen Denken, wobei die Annahme des bewährten Kausa-
litätsprinzips hilfreich ist. Erwachsene brauchen nicht so oft zu staunen wie
Kinder, sie haben Erfahrungen und Erklärungen.

Nach insofern gut begründeter traditioneller Ansicht sind Kindheit und Ju-
gend dazu da, dass der Mensch alles lernt, was er zum Leben braucht. Schul-
und Berufsbildungssystem folgen bis heute dieser Ansicht. Im traditionellen
Handwerk hatte der Geselle, wenn er die vorgeschriebene Wanderung hinter
sich gebracht und dabei “sein Fortkommen gefunden” hatte, idealtypisch al-
les gelernt, was man lernen konnte, und das reichte aus, um bis ans Lebensen-
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de alle Kenntnisse und Fertigkeiten anwenden zu können, die das Leben in
der Gesellschaft erforderte, und den Platz auszufüllen, den die Gesellschaft
dem Individuum zugewiesen hatte. Eine historische Sozialisationsforschung
hat gezeigt, in welch hochspezialisierter Weise in unterschiedlichen Gesell-
schaften die jungen Individuen auf ihre je besondere Rolle hin sozialisiert
wurden, wobei die Tatsache, dass in europäischen Gesellschaften die Eltern
die erste und wichtigste Sozialisationsinstanz sind, garantierte, dass die in-
nere Differenzierung der jeweiligen Gesellschaft mit den biologischen Ab-
stammungslinien korrelierte und innerhalb ihrer tradiert wurde. Dies ist be-
kanntlich anders in Gesellschaftsformen, in denen eine Kleinfamilie im tra-
ditionellen europäischen Sinne nicht existiert und stattdessen Clans, Totem-
verbände oder altersspezifische Gesellungen wesentliche gesellschaftliche
Differenzierungen und zugleich Sozialisationsinstanzen darstellen.

Eine spezielle Einrichtung “Erwachsenenbildung” wäre in vorindustriellen
Zeiten sinnlos gewesen. Schon im Mittelalter gab es jedoch den Zwang, im-
mer wieder Neues zu lernen, auch wenn man eigentlich ausgelernt hatte. An-
ders wäre z. B. ein so tief greifender Wandel in der künstlerischen und kunst-
handwerklichen Praxis wie etwa der Siegeszug der Gotik im 12./13. Jahrhun-
dert gar nicht möglich gewesen. Erwachsenenbildung vollzog sich aber nicht
als gesonderte, besondere Veranstaltung, sondern als Teil der Praxisaus-
übung selbst. Auch im Mittelalter gab es technologische Revolutionen; sie
vollzogen sich nur langsamer als in der industriellen Neuzeit. Die Individuen
konnten sich innerhalb ihrer Lebenszeit eher gemächlich den jeweils neuen
Bedingungen anpassen. Im Kirchen- und im Orgelbau z. B. gab es mehrmals
technische Umwälzungen, die jeweils ein Um- und Weiterlernen der Hand-
werker erforderten. Es existierte jedoch kein Bewusstsein von der Gerichtet-
heit der Veränderungen, keinen “Fortschritt” als Ideologie und Wertvorstel-
lung. Ein solches Bewusstsein tauchte wahrscheinlich zum ersten Mal im 18.
Jahrhundert auf. Oft wurde eine Neuerung auch wieder aufgegeben, weil die
Erwartungen, die man in sie gesetzt hatte, sich nicht erfüllten. Technologi-
sche Schübe wurden oft nicht von weitblickenden, innovativen Erfindern
und Unternehmern gefördert, sondern ergaben sich aus der Notwendigkeit
heraus. Die meisten technischen Neuerungen wurden nicht etwa eingeführt,
um dem Fortschritt zu dienen, sondern weil es nicht mehr anders ging, ein Be-
darf vorhanden war oder ein Extraprofit lockte. Und die Entwicklung, Be-
herrschung und Bedienung dieser neuartigen Geräte ergaben sich in der Pra-
xis von selbst, wurden also nicht gesondert gelehrt und gelernt. Verbesserun-
gen und damit auch Weiterbildung waren trotz “Brauch” und “Meisterlehre”
im Rahmen des jeweiligen Handwerks immer möglich.

Der Status des Gesellen, der für die meisten am Handwerk Beteiligten die
Endstation des beruflichen Fortkommens war, bedeutete immer zugleich den
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Status des “Noch-nicht-Meister-Seins”, also die Verpflichtung zur ständigen
Fortbildung, obwohl die Lehre bereits abgeschlossen war. Die Gesellen be-
fanden sich in einem Status der verlängerten Jugendlichkeit, z. B. indem sie
keine Familie gründen konnten. Ihre Organisationen, denen wir den Begriff
der “Gesellschaft” verdanken, waren Familienersatz, Verein zur gegenseiti-
gen Hilfe, Krankenkasse und Rechtsschutzversicherung, Jugendclique und
Bildungsorganisation in einem. Eigentliche Ausbildungszeit war die Jugend.
Weiterbildung geschah in der Praxis der Berufsausübung als deren quasi
selbstverständliche Begleiterscheinung, nicht als ausdifferenziertes Lehr-
und Lernfeld.

Es darf dabei nicht vergessen werden, dass bis weit in das 20. Jahrhundert
hinein eine berufliche Ausbildung, also eine sekundäre, auf der Arbeitstei-
lung beruhende Sozialisation als eigenständige, von anderen gesellschaftli-
chen Tätigkeiten unterscheidbare Veranstaltung nur eine Minderheit von
jungen Individuen betraf. Mädchen aller Schichten lernten von der Mutter
bei der Arbeit im Haushalt, Bauernjungen vom Vater auf dem Acker und im
Stall, was sie für ihr Erwachsenendasein brauchten. Das Industrieproletariat,
dem im 19. Jahrhundert immer mehr Menschen zufielen, brauchte keinerlei
besondere Berufsausbildung. Das Handwerk bildete seinen Nachwuchs für
seine Interessen aus, und die administrative und intellektuelle Elite erhielt
eine besondere Berufsausbildung. Bis zu den Bemühungen um eine Reform
der Hochschulen in den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts galt das Universi-
tätsstudium nicht im eigentlichen Sinne als Berufsausbildung; das Studium
war Voraussetzung für die Zulassung zu bestimmten Berufen, man studierte
jedoch nicht zielgerichtet in Hinblick auf einen bestimmten Beruf. Das Mili-
tär war im 19. Jahrhundert in gewissem Sinne tatsächlich die “Schule der Na-
tion”, weil es vielen derer, die ansonsten gar keine über einen Elementarun-
terricht hinausgehende Ausbildung erfuhren, wenigstens militärische Kennt-
nisse und Verhaltensweisen nahe brachte. Der typische Bildungsroman des
18. und 19. Jahrhunderts schildert entweder eine geordnete, planvolle Bil-
dungsgeschichte am Muster der handwerklichen Lehre: “Wilhelm Meisters
Lehrjahre, Wilhelm Meisters Wanderjahre”, oder den Kampf unterprivile-
gierter, aber bildungshungriger junger Menschen, sich ihren Teil an Bildung
zu sichern: “Anton Reiser” (der Name spielt auf den reisenden Gesellen an),
“Der grüne Heinrich”. Mädchenbildung war allenfalls Herzensbildung. Der
weibliche Bildungsroman erschien in der deutschen Literatur erst spät und
auf trivialem Niveau und fand bald seine Parodie. Ob Mädchen überhaupt
eine Berufsausbildung erwerben sollen, war bis an die Schwelle unseres Be-
richtszeitraums noch durchaus umstritten und ist es in einigen Schichten
noch heute, z. B. in Teilen der Migrantengesellschaften. “Du heiratest ja
doch!”, war gewiss noch in den 60ern des vorigen Jahrhunderts ein Argu-
ment, das junge Mädchen, die einen Beruf erlernen wollten, von ihren Eltern
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häufig zu hören bekamen, und die vielen jungen Mädchen, die unmittelbar
von der Volksschule “in Stellung” gingen, verzichteten mehr oder weniger
freiwillig auf weitere Bildung. Erst mit dem Bewusstsein, dass eine Bil-
dungskatastrophe drohe, wurde auch das im Grundgesetz angelegte gleiche
Recht von Frauen und Männern auf Bildung in der Gesellschaft weithin aner-
kannt und die Tatsache, dass Mädchen in der Regel eine geringere Bildung er-
hielten als Jungen und damit weniger berufliche Chancen hatten, als der
Skandal erkannt, der sie schon lange war. Da Fort- und Weiterbildung eine
berufliche Ausbildung voraussetzen, gerieten Mädchen und Frauen auch spä-
ter in das Blickfeld der Theoretiker und Praktiker der Erwachsenenbildung.
Der heute so wichtige und mit dem modischen Begriff gender mainstreaming
versehene Gegenstand theoretischer und praktischer Erwachsenenbildung
taucht in den Konzeptionen der 70er Jahre gar nicht, in denen der 80er Jahre
nur selten auf. Bei Oskar Negt z. B. bestehen die Gewerkschaft und die Arbei-
terschaft offenbar ausschließlich aus männlichen Wesen.

Die bis ins 20. Jahrhundert offiziell gültige Anschauung verdichtete sich in
dem Sprichwort: “Was Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr.” Die
Notwendigkeit des Lernens von Erwachsenen und damit ein eigenes Hand-
lungsfeld “Erwachsenenbildung” kann gegenüber dieser Ansicht immer nur
auf vier Wegen begründet werden:

1. Entweder hat sich die Welt seit dem Abschluss von Hänschens Lehrzeit
derart verändert, dass eine nachträgliche Anpassung nötig ist. Dieser Ge-
danke taucht am Beginn der Industrialisierung auf und wird um die Mitte
des 20. Jahrhunderts zu einem vielstrapazierten Topos.

2. Oder Hänschen hat aufgrund irgendwelcher Umstände nicht das gelernt,
was eine erfolgreichere Lebensbewältigung ermöglicht hätte. Letztere
Begründung ist daher immer mit Kritik an der Organisation der primären
Ausbildung verbunden. Die Eltern, die Schule, die sozialen und politi-
schen Verhältnisse haben es Hänschen nicht ermöglicht, Wissen und Fä-
higkeiten in dem Maße zu akkumulieren, wie es ihm bei verständnisvolle-
ren Eltern, bei einem besseren Lehrer, unter sozial besseren Bedingungen
möglich gewesen wäre. Diese Begründung von Erwachsenenbildung ist
seit dem 19. Jahrhundert eng verbunden mit der Arbeiterbewegung. Dass
die Bauern früherer Zeiten von jeder Bildung weit entfernt waren, war ein
Zustand, der hingenommen wurde. Dass Menschen, die mit den Erzeug-
nissen der Wissenschaft, den Maschinen, umgingen und damit die moder-
ne Welt erzeugten, sich dennoch aus zeitlichen und finanziellen Gründen
Bildung nicht leisten konnten, ja systematisch von Bildung fern gehalten
wurden, fiel als unhaltbarer Zustand manchem Philanthropen auf, wie
etwa dem Industriepionier Friedrich Harkort, der sich entschieden für Ar-
beiterbildung aussprach, und dem Gründer der Inneren Mission, Johann
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Heinrich Wichern, der die, wie er meinte, kommunistischen Arbeiterbil-
dungsvereine durch solche deutsch-christlicher Ausrichtung ersetzen
wollte. (Feidel-Mertz 1968. Auch diese “bürgerlichen” Propagandisten
von Arbeiterbildung kritisierten implizit Verhältnisse, die einem Teil der
Gesellschaft in der zum Lernen geeigneteren Zeit der Kindheit und Jugend
den Zugang zur Bildung versagten.

3. Eine dritte Begründung für lebenslanges Lernen wäre: Es gibt Dinge, die
Hänschen nicht lernen kann, weil sie nur von Hans gelernt werden können.
Dazu gehört etwa das “Lernen” von Sexualität, die “eheliche Unterwei-
sung” usw. In den 60er und 70er Jahren des 20. Jahrhunderts waren Filme
wie “Deine Frau, das unbekannte Wesen” durchaus Veranstaltungen der
Erwachsenenbildung, da definitionsgemäß nicht für unverheiratete Kin-
der und Jugendliche konzipiert und durch Jugendschutzbestimmungen
vor falschen Rezipienten bewahrt. Eine für die meisten erwachsenen Men-
schen beider Geschlechter besonders wichtige Kulturtechnik, die man
nach dieser Theorie erst als Erwachsener lernen kann, ist die Kindererzie-
hung. Erziehungsberatung wurde daher in der von uns darzustellenden
Epoche als wesentlicher Bestandteil der Erwachsenenbildungstheorie und
-praxis angesehen, die insofern Metapädagogik war. Wenn man es genau
nimmt, trifft die Bezeichnung Erwachsenenbildung eigentlich nur auf Er-
eignisse zu, die auf dieser Begründung aufgebaut sind: Solche Art von Bil-
dung richtet sich an Erwachsene qua Erwachsene (und nicht als Unterqua-
lifizierte, über obsolete Qualifikationen Verfügende, zu Emanzipierende,
potentielle Revolutionäre, Personen im Übergang vom Jugendlichen- zum
Erwachsenenstatus etc.).

4. Eine vierte Konzeption ginge davon aus, dass zwischen Hänschen und
Hans in einer Hinsicht gar kein Gegensatz besteht. Der Mensch lernt vom
Tage seiner Geburt bis zum Tage seines Todes. Indem dieser Denkansatz
Lernen als die allgemeine condition humaine interpretiert, verzichtet er
jedoch weitgehend auf die Abgrenzung eines besonderen Gegenstandes
“Erwachsenenbildung”, ja sogar auf die Ausgrenzung eines besonderen
Theorie- und Praxisfeldes “Lehren und Lernen” und die dazu gehörigen
Felder wie Pädagogik, Didaktik usw., bzw. er muss begründen, weshalb
man sich gleichwohl mit diesen Fächern beschäftigen muss. Die Autoren,
die das tun, tun gut daran, ihr eigenes Lehrgebäude als Lernprozess darzu-
stellen, den sie selbst durchmachen; Lehren im Vollzug des Lernens sozu-
sagen.

Diese vier Ansätze zu Begründungen der “Erwachsenenbildung” konstituie-
ren offensichtlich nicht nur vier verschiedene Auffassungen von einer Sache.
Es scheint sich um unterschiedliche gesellschaftliche Handlungsfelder zu
handeln, die möglicherweise nur in peripheren Merkmalen eine Einheit sug-
gerieren. Wie wurde in den 70er und 80er Jahren versucht, eine theoretische
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Einheit der gesellschaftlichen Phänomene zu konstruieren, die von ihren
Agenten als Bestandteile des Handlungsfeldes “Erwachsenenbildung” ange-
sehen wurden? Oder gibt es möglicherweise “Erwachsenenbildung” nur als
Gegenstand der Theorie, die miteinander unvereinbare praktische Sachver-
halte über einen Leisten schert?
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2 Vorläufige terminologische Bemerkungen

Seit es ein systematisches Nachdenken über das Lernen Erwachsener und
dessen organisierte Veranstaltung gibt, ist die Terminologie ungeklärt, und
auch im Berichtszeitraum gab es keinen überzeugenden Versuch einer Kate-
gorisierung und Ordnung der Begriffe, mit denen man dieses Gebiet mensch-
lichen Handelns in den Be-Griff zu bekommen sich mühte. Jede terminologi-
sche Definition eines Begriffs muss benennen können, zu welchen ähnlichen
Begriffen dieser in Opposition steht, bzw. auf der Sachebene, gegenüber wel-
chen ähnlichen Sachverhalten dieser so bezeichnete ein aliud, ein anderer
Sachverhalt ist. Zunächst einmal unterscheidet sich der Sachverhalt, den
man Erwachsenenbildung nennt, dem Wortsinnne nach vom lehrenden Ein-
wirken auf Kinder und Jugendliche. Damit allein kann man aber wohl kaum
die Abgrenzung dieses Gegenstandes begründen. Offenbar herrscht explizit
oder implizit die Überzeugung: Erwachsene lernen anders. Das typische
Merkmal dieses Unterschieds besteht in unserer Gesellschaft darin, dass das
Lernen von Kindern und Jugendlichen als fremdbestimmt, ja teilweise durch
die Schulpflicht als erzwungen erscheint, während im Prinzip niemand ei-
nem Erwachsenen vorschreiben kann, dass und was er zu lernen hat. Wenn
Erwachsene lernen, dann aufgrund eigener Entscheidung (mag diese auch
durch den Zwang der Verhältnisse beeinflusst sein). Ein durchgehender Zug
in der Begrifflichkeit der Theorie der Erwachsenenbildung ist daher der Ver-
such, das eher selbsttätige Lernen Erwachsener auch durch die Wortwahl
vom vermeintlich naturgemäß fremdbestimmten Lernen von Kindern und Ju-
gendlichen abzugrenzen. Begriffe aus den Wortfeldern “Lehren”, und “Un-
terrichten” oder “Unterweisen” werden, bezogen auf Erwachsene, von An-
fang an sorgfältig vermieden. (Nur in Fremdwörtern wie “Didaktik” wird das
Gefälle zwischen Lehrenden und zu Belehrenden hingenommen.)

Der Begriff “Bildung” bot sich an, weil Bildung Besitz dessen ist, der sie hat,
und nicht ein Vorgang, der von einem anderen induziert wird. Diese Bedeu-
tung hat der Begriff allerdings erst sekundär bekommen; ursprünglich han-
delt es sich ja um einen Begriff für einen Vorgang, der außer für das Erwerben
von Kenntnissen und Verhaltensnormen auch für verschiedene selbsttätige
oder von bestimmten Agenten vorgenommene Ereignisse verwendet wird, an
deren Ende etwas Neues, Fertiges, Organisiertes steht oder auch etwas Uner-
wünschtes, dessen Entstehung nicht verhindert wurde. Der Begriff Erwach-
senenbildung ist daher in gewisser Weise ein Notbehelf. Gemeint ist nicht,
wie man von der Wortbildung her annehmen könnte, dass Nicht-Erwachsene
zu Erwachsenen gebildet werden (vgl. Klümpchenbildung, Theoriebildung),
sondern dass Erwachsene Bildung erhalten oder erwerben. Der ursprüngli-
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che passivische Sinn der Aussage, dass jemand gebildet (worden) ist, ist ver-
loren gegangen.

Diese Feststellungen gelten allerdings auch schon für die beiden etymolo-
gisch-termino-logischen Vorläufer unseres Begriffs Erwachsenenbildung:
Die (überwiegend konservativ verstandene und betriebene) “Volksbildung”
und die (sich überwiegend als sozialistisch verstehende) “Arbeiterbildung”,
die sich beide unter der ideologischen Vorstellung einer “nivellierten Mittel-
schichtgesellschaft” nach 1945 zum Begriff “Erwachsenenbildung” zusam-
menschlossen. Auch unter diesem Aspekt ist der Begriff ein Notbehelf.

Die Theoriebildung dieses Komplexes ist von Anfang an Sache derjenigen,
die diesen Vorgang organisiert betreiben, anleiten und durchführen. Für ihre
Tätigkeit, die ja auch in ihrem eigenen Bewusstsein einen hohen Stellenwert
hat, musste eine eigene Terminologie geschaffen werden. Merkwürdigerwei-
se entsprechen dem “Ausbilder” in der Ausbildung nicht der “Fortbilder” und
der “Erwachsenenbilder” in Fort- und Erwachsenenbildung, sondern der
“Fortbildner” und der “Erwachsenenbildner”. Diese Begriffe, deren Ur-
sprung wohl nicht mehr zu eruieren ist, die aber bereits in den 20er Jahren
verwendet wurden, wurden in den 70er und 80er Jahren im Zusammenhang
mit der Professionalisierung und der Einrichtung von Studiengängen für das
Fach Erwachsenenbildung verbreitet.

Für die Theorie des Geschehens wurde zunächst der Begriff “Erwachsenen-
pädagogik” geprägt, ein deutlich paradoxer Begriff, denn Pädagogik ist
wörtlich die Lehre von der Kinder-Anleitung. Der Begriff wurde (von Franz
Pöggeler, vgl. Pöggeler 1971) durch den Begriff “Andragogik” ersetzt, der
wörtlich genommen die erwachsenen Frauen ausschließt. Das war nicht ge-
meint, entsprach aber den Verhältnissen bis weit in das 20. Jahrhundert hin-
ein insofern, als weibliche Berufstätigkeiten, die der Fortbildung bedurften,
noch keine große Rolle spielten. Gelegentlich wurden englische Begriffe
vorgeschlagen, die das Element “adult” enthielten. Dieser Begriff erschien
jedoch als zu biologisch und wurde allgemein abgelehnt.

Die Begriffe Fort- und Weiterbildung setzen offensichtlich voraus, dass be-
reits eine berufliche Ausbildung stattgefunden hat. Die beiden Begriffe wer-
den oft synonym gebraucht oder einfach als Zwillingspaar benutzt: Wenn
man den einen Begriff verwendet, stellt sich der andere von selbst ein. Man-
che Autoren unterscheiden jedoch. Fortbildung ist dann die fortlaufende An-
passung an (technologische) Entwicklungen innerhalb eines Berufsbildes
und auf gleicher Hierarchie- oder Funktionsebene, Weiterbildung meint zu-
gleich die Chance, durch über das bisherige Wissensniveau hinausgehende
Kenntnisse eine Verbesserung der eigenen Situation, etwa einen beruflichen
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Aufstieg oder ein erweitertes Tätigkeitsfeld erreichen zu können. Wenn wir
den allgemeinen Begriff Erwachsenenbildung verwenden, so sind wir uns im
klaren darüber, dass er rein negativ definiert ist. Er umfasst alle Bildungstä-
tigkeiten (sowohl der zu bildenden oder sich bildenden Individuen und Grup-
pen als auch der “-bildner”), die sich nicht auf Kinder oder Jugendliche, son-
dern ausschließlich auf Erwachsene beziehen, also auf Menschen, die nach
herkömmlichem Verständnis “ausgelernt” haben. Die Frage, ob sich Erwach-
senenbildung von pädagogischer Bildungsarbeit stärker unterscheide als
z. B. Kindergartenpädagogik von Pädagogik der Sekundarstufe II oder der
beruflichen Ausbildung im Handwerk, wurde, soweit wir sehen, im Berichts-
zeitraum nicht explizit gestellt, wohl aber immanent beantwortet. Es wird
einfach angenommen, dass Erwachsene als solche einer anderen Art oder
Form von Bildung bedürftig oder auch fähig sind als Nichterwachsene, wo-
bei im Allgemeinen eine größere Beteiligung der zu Bildenden am Bildungs-
prozess postuliert, konstatiert oder intendiert wird.

Allerdings ist mit der Übernahme des Begriffs noch keineswegs gesagt, dass
es den damit bezeichneten Gegenstand wirklich gibt. Jeder Autor, der sich zu
dem Thema äußert, hat einen anderen Begriff davon, und diese Begriffe sind
wiederum von der jeweiligen Gesamtkonzeption abhängig. Es ist daher un-
möglich zu sagen, dass eine bestimmte Position falsch oder richtig sei. Man
kann nur konstatieren, dass der Autor A Erwachsenenbildung so und so be-
stimmt und sich dabei von der Definition des Autors B in der und jener Hin-
sicht unterscheidet – wobei auch wir, die wir die Ansichten von A und B rezi-
pieren, dies nur gemäß unserem eigenen Vorverständnis und damit niemals
“objektiv richtig” tun können.

Man könnte sich an einer Definition von Erwachsenenbildung orientieren,
die in bestimmten juristischen Formulierungen vorausgesetzt wird. Aber ers-
tens ist im Berichtszeitraum der Bereich dessen, was verschiedene Autoren
als Erwachsenenbildung bezeichnen, kaum juristisch zu fassen, da die
rechtsphilosophischen Überlegungen, die zu gewissen Kodifizierungen des
Begriffsfeldes um 1970 geführt haben, selbst recht vage sind; zweitens wären
selbst juristische Definitionen auslegungsfähig. Und drittens definieren ei-
nige Autoren das, was für sie Erwachsenenbildung darstellt, durchaus in be-
wusstem Widerspruch zu den üblichen, in irgendeiner Weise kodifizierten
Vorstellungen.

Unsere Definition von Erwachsenenbildung ist folglich rein pragmatisch.
Wir halten es mit Ludwig Wittgenstein (§ 43 der “Philosophischen Untersu-
chungen”; Wittgenstein 1971): “Die Bedeutung eines Wortes ist seine Ver-
wendung in der Sprache.” Erwachsenenbildung nennen wir also einmal alles,
was üblicherweise so genannt wird, wobei uns nicht immer einleuchtet, nach
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welchen Kriterien bestimmte Ereignisse diesem Begriff untergeordnet wer-
den, andere von ihm ausgeschlossen bleiben. Erwachsenenbildung nennen
wir aber auch alle organisierten Lernvorgänge, an denen als Lernende Perso-
nen nach den üblichen Zeiten der schulischen Bildung und der beruflichen
Erstausbildung (einschließlich Studium) teilnehmen. Diese Abgrenzung ist
freilich künstlich und schneidet einige Querverbindungen ab, die durchaus
denkbar wären.

Die meisten Autoren beschränken sich implizit oder explizit auf einen be-
stimmten Ausschnitt aus dem, was von irgendjemandem irgendwann einmal
Erwachsenenbildung genannt wurde. Implizit heißt dabei, dass diese Auto-
ren meinen, von “der” Erwachsenenbildung zu schreiben, tatsächlich be-
rücksichtigen sie aber nur bestimmte Arten oder auch nur Merkmale be-
stimmter Arten von Erwachsenenbildung. Freilich gibt es Randphänomene,
bei denen die Entscheidung schwer fällt, ob man sie als Bestandteile der Er-
wachsenenbildung ansehen soll. Das Bildungsurlaubsgesetz z. B. definiert
die Inhalte dessen, was als Bildung gelten darf, nicht sonderlich scharf, in-
dem es die behördliche Anerkennung der Bildungsträger als Bedingung da-
für nennt, dass bestimmte Urlaubsbeschäftigungen als Bildung zu gelten ha-
ben. Wem für einen Trommelkurs auf Mallorca Bildungsurlaub gewährt
wird, der nimmt sicherlich an einer Bildungsveranstaltung teil, und wenn er
erwachsen ist, kann man dieser Veranstaltung schwerlich die Bezeichnung
Erwachsenenbildung absprechen. Andererseits dürften sich Angebote zur
politischen Bildung für Jugendliche nicht grundsätzlich, dagegen sehr wohl
in Inhalten und Formen von entsprechenden Angeboten an Erwachsene un-
terscheiden. Es ist daher offen, ob man jugend- bzw. erwachsenenspezifische
Formen und Inhalte politischer Bildung für derart relevant hält und in der
Praxis derart ausdifferenziert, dass man von unterschiedlichen Gegenstän-
den “politische Jugendbildung” bzw. “politische Erwachsenenbildung”
sprechen kann.
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3 Die Welt verändert sich –
Bildung verändert die Welt

Unter den verschiedenen Begründungen dafür, dass Menschen, die “ausge-
lernt” haben, dennoch an Bildungsveranstaltungen teilnehmen (sollen),
überwiegt im Berichtszeitraum die These, dass der gesellschaftlich-techno-
logische Wandel während eines Menschenlebens ständige Anpassung erfor-
dere. Dieser Gedanke ist relativ neu. Erst mit dem Aufkommen der großen In-
dustrie im Kapitalismus des 19. Jahrhunderts erwiesen sich die in Kindheit
und Jugend gelernten Fertigkeiten als obsolet, nicht mehr brauchbar. Hoch-
qualifizierte Handwerker sahen sich plötzlich der Konkurrenz von Maschi-
nen ausgesetzt, die von angelernten Arbeitern bedient wurden; wenige ande-
re hatten die Möglichkeit, neue Technologien zu erlernen, die an die Stelle
derjenigen Techniken und Fertigkeiten traten, die sie in Kindheit und Jugend
gelernt hatten. Der technische Fortschritt wurde bereits am Anfang des 19.
Jahrhunderts als unausweichlich und bedrohlich empfunden. Die so begrün-
dete Notwendigkeit zum lebenslangen Lernen ist schon unter wirtschaftli-
chem Gesichtspunkt janusköpfig. Eine aufwändige Ausbildung für einen Be-
ruf, der nach dem Auslernen nicht oder nur für kurze Zeit ausgeübt wird, ist
Vergeudung von gesellschaftlichen Ressourcen. Einerseits lässt sich nicht
prognostizieren, welche technologischen Veränderungen im einmal erlern-
ten Beruf während eines vielleicht 40- oder 50-jährigen Arbeitslebens eintre-
ten werden. Andererseits wird immer und überall eine gewisse Trägheit der
beruflichen Ausbildung festgestellt, die darin begründet ist, dass die prakti-
schen Ausbilder ihren Beruf gelernt haben, lange bevor sie zu Ausbildern
wurden, und dass sie die damals aktuellen Techniken und Fertigkeiten für
den Inhalt des seither gewandelten Berufsbildes halten und so perpetuieren.
Offenbar muss Erwachsenenbildung, soweit sie Fort- und Weiterbildung ist,
daher zum Teil auch nachholen, was in der beruflichen Erstausbildung ver-
säumt wurde.

Es ist nicht zu übersehen, dass sich der technologische Wandel seit der frühen
Industrialisierung erheblich beschleunigt hat und sich weiter beschleunigt.
In unserem Berichtszeitraum spielte der Computer im Alltag noch keine we-
sentliche Rolle, und die rasante Entwicklung der Datenverarbeitung war
noch nicht abzusehen. Aber bereits in den 70ern wurden Berechnungen ange-
stellt, nach denen die Gesamtheit der technischen Wissensinhalte sich ein-
mal alle sieben, vier oder zwei Jahre total umwälze und damit das früher Ge-
lernte entwerte. Diese Berechnungen sind einigermaßen zufällig und aus der
Luft gegriffen, denn es ist nicht definiert und nicht definierbar, was als “tech-
nische Wissensinhalte” zu betrachten ist, aber sie sind wirkmächtig und ha-
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ben Konzeptionen der Fort- und Weiterbildung, also der Erwachsenenbil-
dung tief beeinflusst. Es ist vor allem die Furcht vor der ständigen Beschleu-
nigung der Veränderung, die manchmal zu einer gewissen Kurzatmigkeit in
der Theoriebildung führt. So legten Georg Picht und Friedrich Edding bereits
1972 dar, dass der Zuwachs und die Veränderung des Wissens in einem im-
mer rascheren Tempo Veränderungen in den technischen, ökonomischen und
gesellschaftlichen Strukturen bewirke, und sie forderten mit dieser Begrün-
dung, die Gesellschaft müsse sich Einrichtungen schaffen, die die notwendi-
gen, aus dieser immer rascheren Veränderung folgenden Prozesse der Wei-
terbildung trügen: “Wenn unsere Gesellschaft wirtschaftlich bestehen soll,
muss sie sich in eine gebildete Gesellschaft verwandeln.” (Picht u. a. 1972)
Bekanntlich hat sich unsere Gesellschaft damals nicht in eine gebildete Ge-
sellschaft verwandelt und besteht wirtschaftlich immer noch. Der Bildungs-
begriff, der in diesem Zitat zum Ausdruck kommt, war freilich nicht mit den
konkreten Anforderungen der Wirtschaft zu diesem Zeitpunkt abgestimmt.
Immerhin bestimmten Pichts seit 1965 immer wieder erhobene Warnrufe die
Diskussion um die Erwachsenenbildung mindestens während der 70er Jahre.
Dabei wurde aber meistens nicht genügend bedacht, dass der technische
Wandel sich nicht gleichförmig in allen Bereichen von Wissenschaft, Tech-
nologie und Wirtschaft vollzieht. Es sind von jeher immer nur Teilbereiche,
in denen sich ein schneller “Fortschritt” vollzieht; andere Bereiche bleiben
von einem Umsturz lange Zeit unberührt. Nicolaus Ottos Gasmotor, der Ot-
to-Motor, wurde im Jahre 1867 patentiert und läuft und läuft. Auch wirken
die Veränderungen in Schlüsseltechnologien wie etwa der elektronischen
Datenverarbeitung auf verschiedene Bereiche wirtschaftlicher Aktivitäten
mit unterschiedlicher Geschwindigkeit und in unterschiedlich tief greifender
Weise.

Dass der schnelle technologische Wandel zu lebenslangem Lernen zwinge,
gilt heute weithin als ausgemacht. Diese Ansicht ist auch von der zweiten Be-
gründung – der, dass in der Jugend nicht das Richtige gelernt worden sei –
nicht zu trennen. Dennoch muss man die beiden theoretischen Ansätze prin-
zipiell voneinander unterscheiden. Der zweite Ansatz besagt, dass viele oder
die meisten Menschen in der Gesellschaft nicht die Möglichkeit haben, das
zu lernen, was sie eigentlich lernen könnten. Ihren klassischen Ausdruck hat
diese Ansicht in der Parole gefunden, die Wilhelm Liebknecht im Jahre 1872
formulierte: “Wissen ist Macht – Macht ist Wissen.” Das bedeutete zweier-
lei: Die herrschende Bourgeoisie monopolisiert das Wissen, hält die be-
herrschte Arbeiterklasse bewusst in Unwissen und bringt ihr nur soviel an
Wissen nahe und bei, wie nötig ist, um sie ausbeuten zu können und ihre eige-
ne Macht zu sichern. Andererseits aber heißt Liebknechts Parole: Die Arbei-
terklasse muss sich das Herrschaftswissen der Bourgeoisie aneignen, und auf
diesem Wege fällt ihr dann auch die politische und ökonomische Macht zu.
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Die These Liebknechts ist in vielen Abwandlungen in Konzeptionen der Er-
wachsenenbildung eingegangen. An die Stelle der “Bourgeoisie” treten in
manchen Konzeptionen Strukturen der bürgerlichen Gesellschaft oder ande-
re mehr oder weniger greifbare Gegner, die Springerpresse oder die Medien
insgesamt oder andererseits die “Lernbarrieren” der Arbeiter oder (mit ei-
nem philosophischen Terminus des jungen Marx) die “Entfremdung”. In den
70er und 80er Jahren war die Begründung dieser Konzeption mit Begriffen
aus der marxschen Kritik der politischen Ökonomie oder auch aus den Ge-
sellschaftstheorien späterer sich als marxistisch verstehender Autoren min-
destens im universitären Bereich der “Grundlagenforschung” durchaus nicht
selten. Schon ihr Bezug auf Theorien, die im 19. Jahrhundert entwickelt wur-
den, zeigt, dass diese zweite Ansicht von einem eher statischen Begriff des
Wissens, der Bildung ausgeht, während die erste der dynamischen Entwick-
lung von Technik und Wirtschaft folgt. Die Erwachsenenbildung in der DDR,
aber zum Teil auch in der westdeutschen sozialistischen und gewerkschaftli-
chen Bildungsarbeit folgte der statischen Konzeption: Gefordert ist eine an-
dere, bessere Vermittlung wenigstens von Teilen des bürgerlichen Bildungs-
gutes, nämlich den fortschrittlichen Inhalten bürgerlicher Wissenschaft und
Bildung. Oft wurde kritisiert, dass dabei nichts als ein Abklatsch, eine bür-
gerliche Pseudo- oder Halbbildung herauskommen könne. Eine eigene, neue,
andere Form von Wissen zu entwickeln, fällt im Rahmen dieser Konzeption
schwer. Dabei darf aber nicht vergessen werden, dass ja auch die andere, die
erste Begründung von Erwachsenenbildung, keine schöpferische, sondern
nur eine Anpassungsleistung intendiert. Die Veränderungen, die die Mobili-
tät des Lernens verlangen, werden in dieser ersten, technologischen Konzep-
tion lebenslangen Lernens aus den Vorgaben der technologischen Entwick-
lung bezogen und setzen kein “alternatives”, selbstbestimmtes Lernen vor-
aus.

Die beiden genannten Konzeptionen kommen in der Praxis nicht in Reinform
vor. Vertreter beider Konzeptionen machen mehr oder weniger offen Anlei-
hen bei der jeweils anderen; allgemein bildende Kurse in Volkshochschulen
haben, auch wenn sie Bildungs-Nachholbedarf bei Erwachsenen decken,
zwar selten die explizite gesellschaftskritische Begründung, man hätte den
Menschen die Bildung vorenthalten. Aber in der Sache und im Bewusstsein
der Agenten war Erwachsenenbildung oft eine Art “kompensatorische Erzie-
hung” von Erwachsenen, die in ihrer Jugend nicht die Gelegenheit hatten,
eine umfassende Bildung zu erhalten. Dies gilt nicht nur, aber besonders im
Bereich der politischen Bildung. Diese Konzeption von Erwachsenenbil-
dung als kompensatorische Erziehung verband sich in der Nachkriegszeit mit
dem Anspruch, dass Erwachsenenbildung immer und unter allen Umständen
auch politische Bildung zu sein habe. Erwachsenenbildung nach dem Zwei-
ten Weltkrieg entstand ja eigentlich aus der Kritik an der nationalsozialisti-
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schen Gleichschaltung. Die Amerika-Häuser in der amerikanischen Besat-
zungszone und ähnliche Einrichtungen in den beiden anderen Westzonen
versuchten das demokratische Defizit nach zwölf Jahren der nationalsozia-
listischen Indoktrinierung zu decken. Vor allem gewerkschaftliche Bildung,
Arbeiterbildung setzte an der vorfaschistischen, revolutionären Praxis nach
Liebknechts Parole an. In den Jahren um 1968 (Krise in Bergbau und In-
dustrie mit Massenstreiks 1966 – “Rote Fahnen sieht man besser”) erschie-
nen die bewährten Parolen der klassischen Arbeiterbewegung aktueller denn
je, die Kampagne gegen die Notstandsgesetze und die Studentenbewegung
formulierten die Parole neu. Sucht man nach einem gemeinsamen Nenner der
verschiedenen am Ende der 60er Jahre vorliegenden Theorien der Erwachse-
nenbildung, so findet man ihn leicht, vielleicht zu leicht, im Selbstverständ-
nis der Akteure: Sie alle wollen “politische Bildung” betreiben oder die poli-
tische Bildung der mündigen Bürger unterstützen. Die Begründungen für
diese Absicht ähneln sich bei oberflächlicher Betrachtung und sind auch
leicht nachzuvollziehen. Die Theorie der Demokratie geht von der Anschau-
ung aus, dass der erwachsene wahlberechtigte Bürger in der Lage ist, seiner
Verantwortung als Staatsbürger nachzukommen und über die Fragen der lo-
kalen, nationalen und internationalen Politik eine begründete Meinung zu
haben, die er in Wahlen und Abstimmungen ausdrücken kann, wodurch er die
große Linie der Politik mitbestimmt. Historische Erfahrung und aktuelle Pra-
xis zeigen aber, dass diese demokratische Grundüberzeugung oft mit den
Tatsachen nur schwer in Einklang zu bringen ist. Die mündigen Bürger zei-
gen sich oft nicht in der Lage, aus den richtigen Gründen die richtige Wahl-
entscheidung zu treffen. Von diesem Punkt an unterscheiden sich die ver-
schiedenen theoretischen Entwürfe zum Teil erheblich, auch wenn äußerlich
eine Tendenz zum Konsens festgestellt werden kann, die sich in Leerformeln
wie eben z. B. “politische” oder “emanzipatorische Bildung” zeigt.

Horst Siebert erkannte früh den durch die Konzeption einer allgemein-politi-
schen Erwachsenenbildung verschleierten Widerspruch zwischen einer im
engeren Sinne politischen (demokratischen) und einer wirtschaftlichen
(technokratischen) Begründung der damit bezeichneten Sachverhalte:
“Wenn wir versuchen, unter den Bedingungen unseres profitorientierten Ge-
sellschaftssystems gegen die ‚Zwänge des Systems’ (H. v. Hentig) Erwach-
senenbildung zu betreiben, so dürfen wir diese Antinomien und Zielkonflikte
zwischen Technokratie und Demokratie nicht verschleiern, sondern müssen
sie analysieren und transparent machen.” (In: Picht u. a. 1972, S. 150) Sie-
bert wendet sich daher gegen die “Bildungsmetaphysik der Volkshochschu-
len”, deren Vertreter einen persönlichkeitsbildenden Wert der Arbeit konsta-
tierten, den Siebert als Fiktion kritisiert. Zwar sähen auch die Vertreter die-
ser Richtung den Zielkonflikt zwischen technisch-funktionalem und kri-
tisch-emanzipativem Denken, harmonisierten ihn aber. Diskutabler ist für
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Siebert der Versuch, durch fachliche Qualifizierung einen individuellen be-
ruflichen und sozialen Aufstieg zu realisieren. Maßnahmen der beruflichen
Weiterbildung, denen sich die Volkshochschulen verstärkt zuwendeten, ver-
suchten den ökonomischen Bedarf an disponiblen Arbeitskräften zu decken
und zugleich die individuellen Chancen zu vergrößern. “Mobilität wird als
‚humane Chance’ (H. Blankertz) bejaht und wird als Lernmotiv wirksam, die
Leistungsgesellschaft erscheint als Alternative zur Klassengesellschaft.
Zwar ‚wirft’ auch diese Qualifizierung ‚Anpassung ab’, aber von dieser An-
passung profitiert der einzelne. Eine berufliche Weiterbildung dieser Art er-
höht die Gleichheit der Aufstiegschancen, sie ist zugleich funktional und
pragmatisch und verzichtet auf einen idealistisch-humanistischen Überbau.
‚Lebenshilfe’ wird realistisch als ‚Aufstiegshilfe’ definiert, die Erwachse-
nenbildung erkennt und akzeptiert ihre gesellschaftspolitische Funktion, sie
wird zu einer zusätzlichen ‚sozialen Verteilerstelle’ und kompensiert damit
Mängel unseres dreigliedrigen Schulsystems. Zweckbezogenes Lernen ver-
drängt die Dominanz einer idealistischen Persönlichkeitsbildung, die Volks-
hochschule wird nicht nur den ökonomischen Anforderungen, sondern auch
den subjektiven Aufstiegsinteressen gerecht.” (In: Picht u. a. 1972, S. 153)

Diese Anerkennung einer realistischeren und praxisnäheren Interpretation
des Bildungsauftrags der VHS ist aber nicht Sieberts letztes Wort in dieser
Sache. Vielmehr problematisiert er auch diese leistungsorientierte Interpre-
tation von Fortbildung, da sie auf der Prämisse basiere, dass in der BRD das
Leistungsprinzip uneingeschränkt realisiert sei und damit jeder die Chance
habe, durch Qualifizierung in Führungspositionen aufzusteigen. Diese An-
sicht blende aus, dass eine Beförderung nicht nur vom Können, sondern ent-
scheidend vom Wohlverhalten und von der Anpassungsfähigkeit abhänge.

Eben dieser Gedanke wurde in den Bereichen von Theorie und Praxis, die die
Tradition der vor-nationalsozialistischen Arbeiterbildung fortführten, in ra-
dikalerer Form wahrgenommen. Trotz “Arbeit und Leben”, dem gemeinsa-
men Tätigkeitsfeld von Gewerkschaften und VHS, bestand eine Diskrepanz
zwischen dem Anspruch, dass in einem demokratischen Gemeinwesen die
Bildung allen Klassen und Schichten zugänglich sein sollte, und den Ange-
boten der VHS, die an der Arbeiterschaft weitgehend vorbeigingen. Unter-
schwellig finden sich jedoch in verschiedenen Konzeptionen durchaus Be-
gründungen wie die, dass Weiterbildung ja freiwillig sei und es folglich die
bedauerliche, aber freie Entscheidung der Arbeiter sei, wenn sie sich den
auch ihnen zugänglichen Bildungsangeboten verweigerten. Offen biologisti-
sche Vorurteile, nach denen die Unterschichten von Natur aus weniger bil-
dungsfähig sind, sind selten, kommen aber durchaus vor. Auf der anderen
Seite wurde daher seit etwa 1968 verstärkt eine Arbeiterbildung gefordert,
die sich in Inhalten und Formen vollständig von den etablierten Mittel-
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schicht-Angeboten der traditionellen Erwachsenenbildung unterscheiden
sollte (Negt, vgl. Kapitel 7.3). In dogmatischen neomarxistischen Konzep-
tionen vereinigten sich diese beiden unterschiedlichen Ansichten, wenn die
angebliche Bildungsverweigerung der Arbeiterklasse geradezu zu einem
klassenbewussten Akt uminterpretiert wurde (von Werder, Axmacher; vgl.
Kapitel 7.5 und 7.4). Die 70er und 80er Jahre waren die Zeit, in der versucht
wurde, die gesellschaftskritische Funktion von Erwachsenenbildung im Sin-
ne des “Ausgangs aus der fremdverschuldeten Unmündigkeit” mit einem Be-
griff von “Fortschritt” zu verbinden, der nicht unterschied zwischen dem
Fortgang der technologischen Entwicklung und dem erwünschten Ziel der
Entwicklung der allseitig gebildeten Persönlichkeit. Diesem Ansatz stand
eine Theorie gegenüber, die sich ebenfalls an der marxschen Theorie orien-
tierte und die Ansicht vertrat, dass Erwachsenenbildung das gerade Gegen-
teil von Emanzipation bedeute (Axmacher; vgl. Kapitel 7.4). Diese Jahre
sind auch die Zeit, in der die von der Studentenbewegung erfassten Bildungs-
agenten die an den Universitäten erfahrenen Lernprozesse an die zu Bilden-
den weiterzugeben versuchten und dabei mancherlei Erfahrungen zwischen
Versickern des eigenen Anspruchs in Routine einerseits und Praxisschock
andererseits machten. Je nach Standpunkt sahen Liberale und Sozialisten die
Möglichkeit einer Verbindung dieser beiden Ziele entweder im Rahmen der
bundesrepublikanischen Gesellschaftsordnung als erreichbar an oder sie for-
derten mehr oder weniger radikale Veränderungen als Bedingung oder als
Folge von neuen Bildungsformen und -inhalten. Konservative dagegen sahen
als Ziel von Erwachsenenbildung im Wesentlichen die Bewahrung vor dem
Zeitgeist, also eben jenen emanzipatorischen Zügen, die Liberale und Linke
im Rahmen der Erwachsenenbildung gerade anstrebten.

Allen Konzeptionen von Erwachsenenbildung ist gemein, dass sie min-
destens dem Anspruch nach in Rechnung stellen, dass es für Erwachsene kei-
ne Schulpflicht, keine Bildungspflicht gibt. Das bedeutet, dass die Moti-
vation zum Lernen nicht erzwungen werden kann, also intrinsisch sein muss.
Wer nicht lernen will, hat ein Recht auf Lernverweigerung. Lernen von Er-
wachsenen muss also freiwillig und im Grunde selbstbestimmt sein. Wie weit
die Selbstbestimmung inhaltlich zu verwirklichen ist, wird in den verschie-
denen theoretischen Ansätzen unterschiedlich bestimmt. Eine Sonderstel-
lung nimmt hier die gesellschaftskritische Begründung von Erwachsenenbil-
dung, vor allem in der Form der Arbeiterbildung seit alters ein. Zwar lehnen
diese Positionen es ab, dass Menschen oder Institutionen auf Erwachsene
Druck ausüben, um sie zum Lernen zu zwingen; sie sehen jedoch im “stum-
men Zwang der Verhältnisse” eine überpersönliche, überinstitutionelle
Lernpflicht, die zum Teil aus der gesellschaftlichen und individuellen Lage,
zum Teil aber auch aus der “historischen Mission der Arbeiterklasse” oder
ähnlich abgeleitet wird. In den Diskussionen um Arbeiterbildung in dem von
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uns zu betrachtenden Zeitraum spielte die Frage, inwieweit sich Bildung für
den Einzelnen “lohnen” soll und inwieweit im Interesse der gemeinsamen Sa-
che Zwang ausgeübt und ertragen werden muss, eine große Rolle.

Auf der anderen Seite führte die Erkenntnis, dass Erwachsenenbildung ohne
intrinsische Motivation nicht möglich ist, zu einer Betonung des unmittelba-
ren Erfolgs oder Lustgewinns durch Bildung und damit zur Entwicklung
spielerischer Formen des Lernens, wobei nicht selten das Spiel zum Selbst-
zweck wurde. Dieser Theorie- und Praxis-Ansatz, der tendenziell den Unter-
schied zwischen dem spielerischen Lernen des Kindes und dem Erwachse-
nen-Lernen aufhebt, lässt sich leicht mit der Konzeption des selbstverant-
worteten oder selbst gesteuerten Lernens verbinden und berührt sich auch
mit allen Konzeptionen, die in der praktischen Erfahrung den Königsweg der
Pädagogik sehen. Grob gesagt, geht vom Anfang der 70er bis zum Ende der
80er Jahre die Entwicklung im Bereich der “Allgemeinbildung” eher von der
Arbeit zum Spiel, von der Wissensvermittlung zum Erfahrungsaustausch,
während im Bereich der beruflichen Fort- und Weiterbildung eine entgegen-
gesetzte Linie zu intensiverem, zielgerichteterem Lernen verläuft; letztere
Linie korreliert dem Augenschein nach mit der Zunahme der Arbeitslosen-
zahlen einerseits und der Steigerung der Teilnehmergebühren für subventio-
nierte Lehrangebote andererseits.
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4 Kategorisierungen

Im programmatischen Einleitungsaufsatz zu seiner Textsammlung “Begrün-
dungen gegenwärtiger Erwachsenenbildung” stellt Horst Siebert fest, dass
“bis in die 60er Jahre” hinein Konsens darüber bestanden habe, dass Erwach-
senenbildung “der Mündigkeit des Einzelnen und der Demokratisierung der
Gesellschaft dient, dass der technische und soziale Wandel eine permanente
Weiterbildung zur Überlebensnotwendigkeit macht”. (Es fällt auf, dass die
beiden Nebensätze asyndetisch nebeneinander stehen; wie sich die beiden
Grundüberzeugungen zueinander verhalten wird nicht untersucht.) Konfes-
sionelle, gewerkschaftliche und an den VHS betriebene Erwachsenenbil-
dung konnten sich auf einen gemeinsamen Nenner einigen, der etwa im Gut-
achten des Deutschen Ausschusses für das Erziehungs- und Bildungswesen
von 1959 verwirklicht war. Heute dagegen gebe es “eine verwirrende Viel-
falt” von Theorieansätzen, die zumeist nicht aus der Praxis der Erwachsenen-
bildung erwüchsen, sondern von den Hochschulen kämen. Es entstehe fast
der Eindruck, “als seien die Mitarbeiter der Erwachsenenbildung an diesen
Diskussionen über das Aufgabenverständnis ihrer Bildungsarbeit kaum be-
teiligt.” (Dies und die folgenden Zitate aus: Siebert 1977, S. 12-30) Siebert
macht sich anheischig, Ordnung in diese verwirrende Vielfalt zu bringen, vor
allem in Hinblick auf die Interessen der Praktiker.

Folgende hauptsächlichen Theorieansätze muss man nach Siebert unter-
scheiden:

Personalistische Konzeptionen

Diese seien bis in die 60er Jahre hinein führend gewesen. Ihre Begründung er-
folge aus der Tradition der deutschen idealistischen Philosophie und der Auf-
klärung, aber auch der Romantik. Politisch seien sie dem Liberalismus und der
bürgerlichen Emanzipationsbewegung des 19. Jahrhunderts verpflichtet und
pädagogisch der neuhumanistischen Bildungstheorie. Nach dieser Theorie sei
Erwachsenenbildung nötig, weil “die Entfaltung der intellektuellen, emotio-
nalen, ethischen und ästhetischen Kräfte der Persönlichkeit mit der Schulbil-
dung nicht abgeschlossen sind, da sich bestimmte Kultur- und Bildungsgüter
erst dem Erwachsenen, erschließen.” Bildungsinhalte sind Kenntnisse und
Fertigkeiten, die als Gegengewicht zu den beruflichen, utilitaristischen Not-
wendigkeiten den Alltag verschönern und kulturvoll gestalten. Typische Di-
daktikform sei das “gebildete Gespräch”. Diese – zurzeit theoretisch nicht
mehr aktuelle – Begründung von Erwachsenenbildung sei immer noch prak-
tisch wirksam, und zwar nicht nur in der Praxis älterer Mitarbeiter. Sie berühre
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sich in ihrer impliziten Kritik an Verschulung und Leistungszwang mit neue-
ren, auch neomarxistischen Ansätzen, mit denen sie auch das Ziel der Emanzi-
pation von äußerlichen Zwängen, Dogmen, Mythen, Denkverboten teile.

Der personalistische Theorieansatz hat nach Siebert zwei “Varianten”: die
zivilisationskritische und die berufsbezogene. Die zivilisationskritische Va-
riante, die in den ersten zehn Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg Vertreter
gefunden habe, richte sich gegen die drohende “Vermassung”; typisch seien
Gesprächskreis und Arbeitsgemeinschaft als Formen und Begegnung und
Kontemplation als Inhalte der Erwachsenenbildung. Die berufsbezogene Va-
riante, als deren Vertreter schon in den 20er Jahren Kerschensteiner und
Spranger genannt werden, die aber in den 50er Jahren erneut Anhänger ge-
funden habe, anerkenne die beruflichen Lerninhalte als “Bildungsgüter” und
nehme sie in den Bildungskanon auf. Berufliche Fortbildung werde also
nicht ökonomisch begründet, sondern als Weg zur Entfaltung sittlicher und
geistiger Kräfte. Diese mit der erstgenannten nicht unmittelbar identische
Konzeption ist nach Siebert ebenfalls in das Gutachten “Zur Situation und
Aufgabe der deutschen Erwachsenenbildung” des Deutschen Ausschusses
für das Erziehungs- und Bildungswesen von 1959 eingegangen.

Christlich begründete Konzeption

Siebert tendiert dazu, auch die christlich begründete Erwachsenenbildung
als Variante der personalistischen Konzeption aufzufassen; dieser Zuord-
nung sei aber von Vertretern christlicher, vor allem protestantischer Erwach-
senenbildung entschieden widersprochen worden, weil der Trend christli-
cher Erwachsenenbildung auf Sozialkompetenz abziele und der Schwer-
punkt auf der sozialen Benachteiligung liege. Vertreter dieser Konzeption
ordneten sich eher in der Nähe der (von Siebert so bezeichneten) reformeri-
schen, der politökonomischen und der neomarxistischen Konzeptionen ein.
In der Tat muss für die 70er Jahre, die Zeit nach der Studentenbewegung und
nach dem massenhaften Auftreten kirchenreformerischer und kirchenkriti-
scher Gruppen, der Zeit der friedensbewegten Kirchentage usw. die Wirk-
lichkeit der protestantischen Kirchen anders eingeschätzt werden als die der
katholischen Kirche, und das hat auch Auswirkungen auf deren Erwachse-
nenbildungskonzeptionen. Für die katholische Erwachsenenbildung kann
Sieberts Einordnung als Variante der personalistischen Konzeption als gül-
tig betrachtet werden, allerdings nur bei einer Betrachtungsweise “von au-
ßen”. Eine Bildungsarbeit, die sich auf Offenbarung, Lehramt und Missions-
auftrag der katholischen Kirche beruft, wird sich nicht als Teilmenge einer
Gesamtmenge, die auch außerkirchliche Elemente umfasst, verstehen kön-
nen. Die katholische Bildungskonzeption beruht aber, wie Siebert richtig
feststellt, auf einer neuthomistischen Anthropologie, die von der Erbsünde
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und der Notwendigkeit der Versöhnung des Menschen mit Gott durch das
Heilsinstitut der Kirche ausgeht, und sie richtet ihre curriculare Einteilung
an den Lebensphasen des Individuums aus. Protestantische Erwachsenenbil-
dung der 70er Jahre lehnte diese personalistische Sichtweise meistens ent-
schieden ab und verstand sich als Beitrag zur Weltveränderung. Sie konnte
dabei an die Praxis der Evangelischen Akademien in den 50er und 60er Jah-
ren anknüpfen, die die Diskussion mit marxistischen oder vom Marxismus
beeinflussten Theoretikern wie Milan Machovec, Adam Schaff, Roger Ga-
raudy, Leszek Kolakowski, Iring Fetscher und mit ostdeutschen und osteuro-
päischen Theologen pflegten.

Marktorientierte Konzeption

Eine gänzlich andere Begründung hat nach Siebert jedoch eine marktorien-
tierte Position. Mit “Marktorientierung” meint Siebert nicht in erster Linie
die Orientierung am Arbeitsmarkt, sondern die am Weiterbildungsmarkt
selbst, d. h. an den Bedürfnissen der Bildungsinteressierten. Zwar stehen im
Hintergrund dieser Konzeption gesellschaftliche Veränderungen (beschleu-
nigte Qualifikationsveränderungen, häufigerer Berufswechsel, Aufgaben-
veränderungen, Expansion der Dienstleistungsberufe, das Bildungsniveau
als Produktivfaktor usw.), aber: “Funktion der Erwachsenenbildung ist nach
dieser Konzeption in erster Linie, die von der Bevölkerung artikulierten Be-
dürfnisse nach Weiterlernen zu befriedigen.” Die VHS wird dabei zuneh-
mend als Dienstleistungsinstitution verstanden. Mit dieser Konzeption sind
die Einrichtung von längerfristigen Lehrgängen, u. U. mit Abschlussprüfung
und Zertifikat, und der weitgehende Verzicht auf “okkasionelle” Veranstal-
tungen (Einzelvorträge usw.) verbunden. An die Stelle von Improvisation
aufgrund der Fähigkeiten des vorhandenen Lehrpersonals tritt die Planung
aufgrund der Nachfrage. Dem Erwachsenen wird dadurch eine “didaktische
Selbstwahl” ermöglicht. – Siebert merkt an, dass eine Ignoranz gegenüber
dem marktorientierten Aspekt realitätsfern sei, gibt aber andererseits zu be-
denken, dass die Nachfrage der Teilnehmer keine “unabhängige Variable”
sei, sondern sich selbst nach dem Angebot richte, dass andererseits Aufstieg
im Beruf durch Weiterbildung keineswegs garantiert, sondern eher unwahr-
scheinlich und die These einer allgemeinen Höherqualifizierung nur einge-
schränkt gültig sei. Aus heutiger Sicht wäre jedenfalls hinzuzufügen, dass es
zwar möglicherweise keine allgemeine Höherqualifizierung gibt, wohl aber
eine ständige Umqualifizierung vonnöten ist und auch stattfindet. Die Frage
stellt sich also aus heutiger Sicht anders: Inwieweit ist die “freie” Erwachse-
nenbildung in der Lage und verpflichtet, den Anforderungen der Wirtschaft
nach aktuell qualifizierten Arbeitskräften nachzukommen? Der scheinbar
ökonomische “Markt”-Begriff Sieberts, der nahezu ausschließlich auf den
Weiterbildungs-Markt beschränkt ist, blendet aus, dass die sich weiterbil-
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denden Individuen sich nicht in erster Linie aus eigenem Antrieb qualifizie-
ren, sondern dass sie durch die Anforderungen des Arbeitsmarkts dazu ge-
zwungen werden. Insofern ist Sieberts Beschreibung der marktorientierten
Position selbst noch der personalistischen Sichtweise verhaftet.

Reformerische Konzeption

Verwandt mit dieser Konzeption ist nach Siebert die reformerische, die sich
bis ins 19. Jahrhundert zurückverfolgen lasse, die aber besonders seit den “Stu-
dentenunruhen” der 60er Jahre und der Zunahme sozialwissenschaftlich aus-
gebildeter Mitarbeiter wieder virulent geworden sei. Die politische Haltung
der meisten Vertreter dieser Richtung bezeichnet Siebert als “sozialliberal”.
Die Konzeption orientiere sich an den Traditionen der Aufklärung, den Men-
schenrechten und dem Grundgesetz. Ziel sei die Förderung “kritischer Ratio-
nalität” durch Lernprozesse, in denen Differenzen zwischen Verfassungsnorm
und Verfassungswirklichkeit konstatiert würden. Der Pluralismus, den die
Vertreter dieser Konzeption propagierten, führe zu einer häufig kritisierten
Offenheit der Lernziele, die sich allerdings mit dem Schlüsselbegriff “Partizi-
pation” zusammenfassen ließen. Ziel sei es, möglichst viele an möglichst vie-
len Entscheidungen teilhaben zu lassen, was bei zunehmender Komplexität
der gesellschaftlichen Verhältnisse nur durch Aufklärung zu ermöglichen sei.
Nicht alle Lernangebote ließen sich unter der Kategorie “Emanzipation” fas-
sen, für Unterprivilegierte sei jedoch kompensatorische Bildung Vorausset-
zung für gesellschaftliche Emanzipation. Strittig sei zwischen den Vertretern
dieser Richtung, welchen Praxisbezug Erwachsenenbildung haben solle. –
Uns scheint, dass Siebert hier in nicht überzeugender Weise eine politische Po-
sition – mehr oder weniger explizite Anhängerschaft gegenüber der SPD bzw.
der seit 1969 regierenden sozialliberalen Koalition und zugleich Ablehnung
vor allem linker, systemkritischer politischer Standpunkte und Organisations-
ansätze – mit einer Erwachsenenbildungs-Konzeption gleichsetzt oder paral-
lelisiert. Nicht zufällig zitiert er für diese Konzeption ausführlich Peter von
Oertzen, einen führenden Programmatiker der SPD, ohne offenbar zu erken-
nen, dass dessen Position im Wesentlichen nicht bildungs- oder erziehungs-
theoretisch, sondern parteipolitisch begründet ist. Was Siebert als “reformeri-
sche” Konzeption der Erwachsenenbildung einordnet, ist eher der Versuch,
eine systemkritische, emanzipatorische Erwachsenenbildung zu unterlaufen
und zu integrieren und daher keine eigenständige bildungspolitische Konzep-
tion. Zu dieser Position rechnet Siebert jedoch auch Hans Tietgens.

Politökonomische Konzeption

Ebenso wenig vermag die folgende Beschreibung einer von Siebert so ge-
nannten politökonomischen Konzeption der Erwachsenenbildung zu über-
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zeugen. Gemeint sind damit jene Theorieansätze, die von einer Analyse des
Bedarfs der Wirtschaft an ausgebildeten Arbeitskräften ausgehen (z. B. Mar-
tin Baethge). Diese Position basiere wie die “neomarxistische” auf einer ma-
terialistischen Wissenschaftstheorie. Zentral sei der Begriff der Qualifikati-
on. Vertreter dieser Konzeption verstehen diesen Begriff im Wesentlichen
als Anforderung der kapitalistischen Wirtschaft an die Arbeitskraft (bei Sie-
bert ist es bezeichnenderweise “der Arbeitsplatz”, der die Anforderungen
stellt), eine Sichtweise, der Siebert die “aus der Sicht des Individuums” als
“Fähigkeit und Eignung für eine Aufgabe” gegenüberstellt, ohne zu fragen,
wer diese Aufgabe stellt. Aus der Analyse, die Siebert teilweise für berech-
tigt hält, ergibt sich eine doppelte Aufgabe der Erwachsenenbildung: einer-
seits durch berufliche Fort- und Weiterbildung die Individuen vor Dequalifi-
zierung zu bewahren und andererseits durch politische, praxisbezogene Bil-
dung die dequalifizierende zunehmende Arbeitsteilung langfristig politisch
zu überwinden. Siebert wendet ein, dass es nicht angehe, “Weiterbildung nur
auf den technischen Wandel” zurückzuführen, was so auch niemand jemals
getan hat. Der Einwand, dass überwiegend Angestellte und nicht Produk-
tionsarbeiter betrieblich weiterqualifiziert werden, trifft also nicht, auch
wenn einzuräumen ist, dass der technologische Aspekt und damit die Verän-
derungen im direkten Produktionsprozess bei Baethge im Vordergrund ste-
hen, was aber mit dem Eingebundensein dieses Theoretikers in die gewerk-
schaftliche Bildungsarbeit zu erklären ist. Siebert erkennt auch nicht, dass in
einer Zeit schärfer werdender Konkurrenz und beschleunigten technischen
Wandels die Einführung neuer Technologien und entsprechende Fortbildung
des Bedienungspersonals keineswegs die einzige mögliche Maßnahme zur
Effektivitätssteigerung ist. Dass Bildungsangebote, die entweder (wie Com-
puterkurse in den 70er Jahren!) als Gratifikation oder zur Verbesserung des
Betriebsklimas gedacht sind, nicht unmittelbar der Verringerung der Lohn-
stückkosten dienen, würde etwa Baethge zweifellos eingestehen, ohne dass
dadurch seine Bildungskonzeption entwertet würde.

Neomarxistische Konzeption

Von der “politökonomischen” unterscheidet Siebert die “neomarxistische”
Konzeption der Erwachsenenbildung. Neomarxistisch sind für Siebert alle
Positionen, die die Gesellschaft der Bundesrepublik als eine klassenantago-
nistische begreifen. “Die Theorie der Erwachsenenbildung wird also aus ei-
ner Gesellschaftstheorie abgeleitet. Der Interpretationsrahmen für konkrete
Probleme der Erwachsenenbildung, wie z. B. Lernmotivation und Bildungs-
interessen, ist durch den Klassenbegriff vorgegeben.” Zwar interpretierten
auch nichtmarxistische Theorien Erwachsenenbildung in ihren gesellschaft-
lichen Zusammenhängen, aber sie gingen von Erscheinungen und Problemen
der Erwachsenenbildung aus und fragten erst danach nach den sozialhistori-
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schen Hintergründen. Siebert begründet nicht, warum er diesen Weg für den
richtigeren hält, es ist jedoch zu spüren, dass er in dem marxistischen An-
spruch, die Gesellschaft in ihrer Totalität durch den kapitalistischen Ausbeu-
tungszusammenhang zu verstehen, den Keim für totalitäres Denken sieht.
Adressat dieses neomarxistischen Ansatzes ist in diesen Konzeptionen die
Arbeiterklasse. Ziel der Erwachsenenbildung ist nicht die Emanzipation des
Individuums, sondern die kollektive Emanzipation, also Klassenbewusst-
sein und/oder das für den Klassenkampf und schließlich die revolutionäre
Gesellschaftsveränderung, die Abschaffung der Klassengesellschaft nötige
Wissen. Rührend merkt Siebert an: “Um Missverständnissen vorzubeugen,
ist darauf hinzuweisen, dass ‘Revolution’ nicht unbedingt einen Umsturz mit
Waffengewalt, sondern die Abschaffung des Privateigentums an Produk-
tionsmitteln meint.” Sieberts eklektische Zitate aus Aufsätzen, die durchaus
unterschiedliche Positionen vertreten, sind allerdings wenig aussagekräftig.
Dagegen möchten wir ausdrücklich der folgenden Feststellung Sieberts zu-
stimmen: “Wenn die Einrichtungen der Erwachsenenbildung (...) Agenturen
kapitalistischer Interessen sind, wo soll dann eine solche emanzipatorische,
systemverändernde Erwachsenenbildung organisiert werden? Zu dieser in-
stitutionsbezogenen Frage finden sich in der neomarxistischen Literatur
kaum präzise Aussagen.” Das ist in der Tat richtig, wie sich an den Konzep-
tionen Dirk Axmachers und Oskar Negts zeigt. Axmacher beantwortet diese
wichtige Frage gar nicht. Nach Negts Konzeption kann und muss eine solche
Erwachsenenbildung in den Gewerkschaften stattfinden, die Negt als janus-
köpfiges Gebilde zwischen Integrationsagentur und proletarischer Gegen-
macht ansieht.

Unser grundsätzlicher Einwand gegen die von Siebert vorgenommene Kate-
gorisierung verschiedener Theorieansätze beruht darauf, dass hinter der
Scheidung nach politischen Zielen der Erwachsenenbildung die Frage nach
den gesellschaftlichen Ursachen und Gründen verschwindet. Siebert sieht
nicht, dass hinter den von ihm als “politökonomisch”, als “neomarxistisch”
und als “marktorientiert” bezeichneten Theorien der Erwachsenenbildung
ein und dieselbe Grunderkenntnis steht: dass nämlich die wirtschaftliche
Entwicklung (wie immer sie politisch bewertet wird) bestimmte Formen der
Erwachsenenbildung zwingend erfordert; diese Einsicht unterscheidet diese
durchaus unterschiedlichen Theorien grundlegend von anderen Positionen,
die von einem bestimmten Bildungsbegriff oder von der Vorstellung des all-
seitig gebildeten Individuums ausgehen. Interessanterweise fehlt bei Siebert
jeder Bezug auf innerbetriebliche und (etwa von den Kammern betriebene)
überbetriebliche berufliche Fort- und Weiterbildung und deren Konkurrenz
zur oder Einfluss auf die eigentliche, die autonome oder öffentlich organi-
sierte Erwachsenenbildung. Man kann darin wohl nur eine unbewusste Wahr-
nehmungshemmung des auf die öffentliche Erwachsenenbildung fixierten
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Theoretikers sehen, einen Tunnelblick, der im Jahre 1977 noch nicht wahr-
nahm, dass sein eigenes praktisches und theoretisches Wirkungsfeld immer
stärker, und seit etwa dem Jahre 1965 auch immer deutlicher explizit defi-
niert, von den Anforderungen der Wirtschaftsentwicklung der Bundesrepub-
lik abhing.
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5 Ein Blick auf die Praxis

Es ist nicht die Aufgabe der vorliegenden Darstellung, die Praxis der Erwach-
senenbildung in den 70er und 80er Jahren des 20. Jahrhunderts zu dokumen-
tieren und kritisch zu analysieren. Dennoch mag ein kurzer Blick auf diese
Praxis zeigen, inwieweit die von uns dargestellten Theorien als Theorien die-
ser Praxis angesehen werden können, was sie ja zu sein beanspruchen.

Wir stellen fest: Das tatsächliche Erwachsenenbildungsangebot in den 70er und
80er Jahren unterschied sich erheblich von dem, was die Theoretiker der Er-
wachsenenbildung angesichts der gesellschaftlichen Entwicklung für erforder-
lich hielten. Wir haben das Angebot der Volkshochschule einer Großstadt im
Ruhrgebiet genauer betrachtet, die keine Universität besitzt, aber in unmittelba-
rer Nachbarschaft der Ruhr-Universität Bochum und (der erst im Berichtszeit-
raum aufgebauten) Universität Gesamthochschule Essen liegt. Gelsenkirchen,
die Stadt der 1000 Feuer, im Zweiten Weltkrieg weitgehend zerstört, hatte unter
dem Zechensterben und dem Rückgang der Schwerindustrie seit den 60er Jahren
besonders stark gelitten. Eine (bis zum Jahre 2000) unverrückbare
SPD-Mehrheit, der “proletarische” Fußballverein Schalke 04, Hauptstraßen, die
nach sozialistischen und kommunistischen Widerstandskämpfern und Gewerk-
schaftsfunktionären benannt sind, sind typisch für diese Stadt.

Beim Blick in die Programme der VHS Gelsenkirchen stellen wir fest, dass es
eine Reihe von Angeboten gibt, die sich als erstaunlich resistent nicht nur ge-
genüber dem gesellschaftlichen Funktionswandel der Stadt, sondern auch ge-
genüber den theoretischen Diskussionen in dem von uns betrachteten Zeitraum
erweisen. Das trifft nicht nur auf den Bereich der Fremdsprachen zu (sogar
Türkisch für Deutsche wird bereits zu Beginn der siebziger Jahre angeboten),
sondern vor allem auf die Angebote, die, obwohl sie einen großen Teil des
VHS-Programms darstellen, eher selten zum Gegenstand theoretischer Dis-
kussionen wurden, und das nicht ohne Grund. So findet sich im Studienplan für
1972 in der Arbeitsgemeinschaft 10 “Kosmetik und Moderne Hauswirtschaft”
ein Kurs “Gesundheits- und Schönheitspflege für die moderne Frau”, der nahe-
zu unverändert auch 17 Jahre später im Programm für 1989, diesmal jedoch im
Bereich “Hauswirtschaft, Gesundheit und Ausgleichssport” wieder zu finden
ist. Ähnliches gilt für Sportangebote und Kochkurse, die aber dem Zeitgeist
folgend dann gegen Ende der siebziger Jahre zeitweilig mit dem Zusatz “Koch-
kurs für Damen und Herren” versehen werden.

Auch in der Angebotspalette der fachlichen Bildung (in den Bereichen Tech-
nik bzw. Kaufmännische Berufspraxis) findet sich die von Siebert geforderte
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Legitimation und Verpflichtung der VHS, in der berufsbezogenen Weiterbil-
dung auch die emanzipatorischen Interessen durch eine Analyse und Kritik
unseres Gesellschaftssystems deutlich zu machen, nicht wieder. Zwar gibt es
vereinzelt Angebote, in denen auch die gesellschaftlichen Auswirkungen der
Computeranwendung oder die Veränderungen, die an Arbeitsplätzen im
Büro zu erwarten sind, diskutiert werden sollen. Eindeutig im Vordergrund
steht jedoch die (berufs-)fachliche Qualifizierung.

Größere Auswirkungen der theoretischen Diskussionen um Theorie und Pra-
xis der Erwachsenenbildung finden sich im Angebot der Fachbereiche Ge-
sellschaft und Politik. Hier ist zu beobachten, dass die Auseinandersetzung
mit marxistischen Theorien in den 70er Jahren auch in einer nicht universitär
geprägten Stadt einen Platz findet. So beginnt die “Einführung in die Wirt-
schaftskunde” (veranstaltet von der VHS und dem DGB im Rahmen des Pro-
gramms “Arbeit und Leben”) mit dem Tagesseminar “Die Produktionsfakto-
ren Arbeit und Kapital – Bewertungsmethoden, marxistische Analyse, die
Ausbeutungstheorie, Kapitalakkumulation, soziale Theorien”.

Im Bereich der Philosophie finden sich bis zum Ende der siebziger Jahre im-
mer wieder Kurse wie z. B “Marxismus und menschliches Individuum”, “Di-
alektischer Materialismus und Christentum”, “Grundkurs Philosophie –
Grundprobleme aus der marxistischen Philosophie”, “Philosophische
Grundlagen des Marxismus”, die im Bereich Politik und Gesellschaft ergänzt
werden durch die Auseinandersetzung mit dem “Historischen Kompromiss
in Italien” oder die Entwicklung in Portugal nach der Nelkenrevolution.
Auch scheinbar politisch neutrale Themen werden durch die Kurzbeschrei-
bung im Programm in einer Weise charakterisiert, dass der einigermaßen in-
formierte Interessent durchaus erkennen konnte, dass in den betreffenden
Veranstaltungen kritisches Bewusstsein gegenüber den bestehenden Ver-
hältnissen geweckt werden sollte. Zudem sind uns die Namen einiger der
haupt- und nebenamtlichen Dozenten aus anderen, explizit politischen Zu-
sammenhängen bekannt, so dass wir die von ihnen vertretenen Thesen etwa
zum scheinbar ergebnisoffenen “Systemvergleich BRD-DDR” durchaus
erahnen können. Unter den Dozenten des Jahres 1981 findet sich ein später
zum “grünen” Staatsminister avancierter Sozialwissenschaftler, hinter ei-
nem neutralen Thema wie “Entwicklung im Stadtteil” lässt sich leicht ein
Strategietreff für die damals gegen die “Plattsanierung” ihrer Zechensied-
lung kämpfenden Bewohner eines bestimmten Straßenzuges erkennen usw.
Alle diese Angebote trafen auf eine Nachfrage.

In den achtziger Jahren wandelte sich das Angebot. Zu vermuten ist, dass die-
ser Wandel der geänderten Nachfrage folgte. Jetzt finden sich nicht nur die
neuen sozialen Bewegungen (u. a. in der Auseinandersetzung um neue Le-
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bens- und Arbeitsformen) im Programm wieder. An die Stelle der Einführung
in die philosophischen Grundlagen des Marxismus tritt die Selbsterfahrung.
Ansatzweise findet sich in der Praxis ein alternativer Blick auf das Lernen im
Erwachsenenalter, mit dem der Erwachsene nicht mehr als aufklärungs- und
bildungsbedürftiger Mensch konstruiert wird, sondern in ganzheitlicher Per-
spektive in seiner lebensweltlich-biographischen Eingebundenheit themati-
siert wird. Entsprechend sind jetzt die Themen: “Selbsterfahrung durch Yoga
und Entspannung”, “Der Weg durch mein Leben”, “Einander annehmen –
Einübung in die Kommunikation”, “Sag mal, was du wirklich denkst – das
partnerzentrierte Gespräch” u. Ä.
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6 Historische, gesetzliche und rechtliche
Rahmenbedingungen

“Um die Arbeit an der Geschichte der Erwachsenenbildung ist es schlecht be-
stellt. Einer solchen Einschätzung wird niemand widersprechen.”, schreibt
Tietgens (1985). Das gilt auch noch heute. Hat “die Erwachsenenbildung”
überhaupt eine Geschichte?

In einem weiteren Sinn gehört alles, was zur Bildung von erwachsenen Men-
schen getan wird, zur Erwachsenenbildung, und ihre Geschichte müsste ei-
nen großen Teil der Weltliteratur umfassen. Fasst man den Begriff dagegen
enger, so wie wir es für eine Darstellung der Geschichte dieses Handlungsfel-
des für sinnvoll halten, so wird man ihn auf diejenigen Vorgänge beschrän-
ken, die sich selbst so verstehen und so nennen. D. h. in diesem engeren Sinne
ist Erwachsenenbildung erst dann Erwachsenenbildung, wenn sie sich ihrer
selbst als solche bewusst wird, und das heißt, erst in dem Moment, in dem sie
beginnt, sich von anderen Handlungsfeldern bewusst abzugrenzen, und das
heißt wiederum, wenn sie sich selbst als historisches Subjekt-Objekt begreift
und ihre eigene Geschichte zu reflektieren und zu beschreiben beginnt. Es ist
daher kein Zufall, dass es immer wieder dieselben Namen sind, die sowohl
als Darsteller der Theorie als auch der Geschichte der Erwachsenenbildung
auftauchen, weil sie selbst auch Gestalter dessen sind, was man als diese Ge-
schichte bezeichnen kann. Einig sind sie sich weitgehend darüber, dass eine
Geschichte der Erwachsenenbildung im nun noch enger gefassten Sinn erst
mit dem Jahr 1945 beginnen kann, nach der Zäsur des Dritten Reichs und mit
der Durchsetzung des Begriffs Erwachsenenbildung, der an die Stelle der
noch in der Weimarer Republik üblichen und streng voneinander getrennten
Sachverhalte bezeichnenden Begriffe Arbeiterbildung und Volksbildung
trat.

Klaus Künzel (in: Tietgens 1985) stellt die Frage: “Kann es eine Geschichte
der Erwachsenenbildung geben?”, und beantwortet sie vorsichtig bejahend.
Die Vorsicht bezieht sich vor allem auf die Theorielosigkeit und die nicht
nachweisbare “Wirkung” erwachsenenpädagogischer Ereignisse. Daher
existiere die geschriebene Geschichte der Erwachsenenbildung weitgehend
als Geschichte der Institutionen, der Personen und der Theorien; würden da-
gegen Ereignisse geschildert, etwa in Form von “Praxismodellen”, so fehlten
meistens der Bezug zur Theorie und die historische Einordnung. Künzel
weist nicht zu Unrecht pointierend darauf hin, dass die Geschichtsschrei-
bung der Erwachsenenbildung weithin “Rechtfertigungsarbeit” sei, ein
“kleinmütiges Verhaftetsein in dem Bedürfnis kundzutun, dass sie, wenn
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schon theorie-, so wenigstens nicht geschichtslos sei.” Positiv formuliert
Volker Otto: “Die Geschichte der Erwachsenenbildung in Deutschland ist
eine Geschichte der Personen, die Bildung als lebenslangen Prozess begrei-
fen, der Einrichtungen, die sie in Handlungsfelder umsetzen, und ihrer Trä-
ger, die ihre Arbeit auf Dauer ermöglichen.” (Otto, in: Tietgens 1985) In die-
sem Satz wird nicht erklärt, was die Geschichte der Erwachsenenbildung ist,
sondern es wird etwas anderes an die Stelle dieser Geschichte gesetzt; es gibt
also offenbar auch nach Meinung dieses Autors eigentlich keine Geschichte
der Erwachsenenbildung als Kontinuum.

Franz Pöggeler stellte dagegen fest, dass es eine Zeitgeschichte der Erwach-
senenbildung, also eine historische Darstellung der (nach seiner Terminolo-
gie) “andragogischen Tätigkeiten” seit 1945 nicht gebe. Er führt das unter an-
derem darauf zurück, dass in den ersten Jahren nach dem Krieg die vielfälti-
gen Aktivitäten oft nicht in einer Weise dokumentiert wurden, die es erlaub-
te, die Quellen sachgerecht auszuwerten, zumal viele Dokumente schon we-
gen des schlechten Papiers verloren seien. Wichtiger ist wohl sein Hinweis,
dass eine Geschichte der Erwachsenenbildung im Wesentlichen an Personen
gebunden ist und nicht an Institutionen, weil es im Bereich der Erwachsenen-
bildung “nie eine gesetzlich so stark fixierte Matrix gab wie im Schulwesen”.
(Pöggeler, in: Tietgens 1985) Versteht man Geschichte als Auswertung offi-
zieller Quellen und Dokumente – die oral history war noch nicht erfunden –,
so kann es eine Geschichte der Erwachsenenbildung tatsächlich kaum geben,
da sie sich bis vor relativ kurzer Zeit außerhalb des im engeren Sinne Quellen
fabrizierenden Bereichs des Staates abspielte, zwar öffentlich, aber nicht
staatlich, nicht rechtlich begründet und organisiert war.

“Die deutsche Erwachsenenbildung ist erst spät zu ihrem Recht gekom-
men.”, formuliert Senzky (in: Nuissl 1982) doppelsinnig. Das erste aus-
drücklich so bezeichnete “Erwachsenenbildungsgesetz” trat nach fast zehn-
jähriger Diskussion zum 1.1.1970 in Niedersachsen in Kraft. Es regelte das
Verhältnis des Staates zu den von den freien Trägern eingerichteten Institu-
tionen der Erwachsenenbildung, also im Wesentlichen die Mittelzuweisun-
gen an diese Träger im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips. Da der Staat erst
spät und behutsam regelnd in die Gestaltungsfreiheit im (seit 1973 so ge-
nannten) quartären Sektor eingriff, gab es nach 1945 eine Vielfalt von theore-
tischen Ansätzen, die zum Teil an die Erfahrungen der Weimarer Zeit an-
knüpften, sie zum Teil auch explizit verwarfen. Wenn diese Ansätze als De-
klarationen und Diskussionsgrundlagen überhaupt schriftlich niedergelegt
wurden, so in Form von (später, nach dem Aufkommen von Umweltschutzpa-
pier, so genannter) “grauer” Literatur, vielleicht irgendwo aufbewahrt, aber
niemals sorgfältig archiviert und der Forschung zugänglich gemacht. “Man
muss schon sehr genau und hartnäckig recherchieren, will man sich ein eini-
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germaßen klares Bild über die derzeitige Quellenlage zur Zeitgeschichte der
Erwachsenenbildung verschaffen.” (Pöggeler, in: Tietgens 1985) Das gilt
freilich mehr oder weniger für alle historischen Gegenstände, bei denen die
“Aktenmäßigkeit” nicht selbstverständliche Daseinsweise ist. Die Quellen-
lage gestaltete sich erst zu einer Zeit positiv, als der Gegenstand Objekt
rechtlicher und verwaltungsmäßiger staatlicher Bemühungen wurde. Vor
etwa 1970 brauchte sich der Staat mit den Inhalten und Theorien dessen, was
schon damals Erwachsenenbildung hieß, nicht angelegentlich zu beschäfti-
gen.

Der Beginn unserer Literatursichtung mit dem Jahre 1970 ist daher nicht zu-
fällig. Mit dem Jahr 1970 beginnt tatsächlich eine neue Phase des Nachden-
kens über Erwachsenenbildung und ihre praktische Organisation und zwar
nicht nur für die Bundesrepublik. Die Unesco erklärte das Jahr 1970 zum “In-
ternationalen Jahr der Erziehung”. In diesem Jahre sollten Strategien der Bil-
dungspolitik für die im Jahre 1971 beginnende “Zweite Entwicklungsdeka-
de” erarbeitet werden. Ziel sollten gleiche Bildungschancen für alle Men-
schen auf der ganzen Welt sein. Als entscheidend erwies sich in den vielfälti-
gen Diskussionen dieses Erziehungsjahres die von der Unesco in einer Studie

vorgegebene Konzeption einer life-long integrated education oder auch re-

current education bzw. éducation permanente. Die Argumentation in dieser
Studie ist im Wesentlichen anthropologisch-humanistisch begründet. Ihr
Konzept des lebenslangen Lernens will den Unterschied zwischen Ausbil-
dung und lebenslanger Weiterbildung aufheben. Sie kritisiert daher notwen-
digerweise das “Schulwesen”, ohne bestimmte nationale Systeme der Aus-
bildung zu benennen. “Wenn die Erziehung die Rolle spielen soll, die wir im
Lebenslauf des Individuums (...) beschrieben haben, ist es klar, dass es zual-
lererst erforderlich ist, dieses Individuum aus der Zwangsjacke der Schule zu
befreien, damit es sich aller menschlichen Tätigkeiten bemächtigt, in seiner
Freizeit wie auch während der Arbeit.” Weiter heißt es: “Die Aufgabe der Er-
ziehung besteht darin, die Erwachsenen von morgen (scil. und von heute) da-
rauf vorzubereiten, sich den Verpflichtungen und der Verantwortung des Le-
bens zu stellen, den Wandel und alle Formen geistigen und kulturellen Wag-
nisses hinzunehmen und sich dem raschen Wechsel von Lehrmeinungen und
moralischen Vorstellungen anzupassen.” (Groothoff 1976, S. 11 ff.) Als In-
halte einer veränderten Erziehungspraxis, die für Kinder, Jugendliche und
Erwachsene gleichermaßen gilt, nennt die Studie: Werte, die zur Arbeit ge-
hören, als Teil der kulturellen Themen des Lebens, Wirkungsweisen von Ge-
setz und Wirtschaft durch Erklärung und Einführung einer rationalen Auffas-
sung von Strukturen und Beziehungen, Mediengebrauch, Lesen (Dichtung,
Philosophie, aber auch das Problem schnellen Lesens), Lebenskunst, Werte
menschlicher Partnerschaft.
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Dieses Programm versteht sich als Bestandteil einer Reform des Gemeinwe-
sens insgesamt. Wesentlich ist dabei die Aufhebung der Trennung von Kultur
und Arbeit, um auch den Arbeitern die Teilhabe an der Kultur zu ermögli-
chen. Die Familie soll in dieses Programm des lebenslangen Lernens einge-
schlossen sein; alle Familien weltweit müssen daher materiell und kulturell
in die Lage versetzt werden, ihrer Erziehungsaufgabe nachzukommen. Das
bedeutet die Verpflichtung an die Staaten, ihre Bürger von Armut zu befrei-
en. Kulturelle Einrichtungen müssen in ausreichender Zahl eingerichtet wer-
den und jedermann zugänglich sein.

Dieser idealistische und utopische Entwurf hat in Deutschland zwar die Dis-
kussion beeinflusst, aber wenig Anhänger gefunden. Tatsächlich scheint in
der Studie ein illusionäres Staats- und Gesellschaftsbild vorzuherrschen, das
weder nach den Gründen dafür fragt, warum die scheinbar selbstverständli-
che Teilhabe aller an der Kultur nicht verwirklicht ist, noch nach den Grün-
den des konstatierten raschen Wandels. Wenn die Unesco auch vor den ge-
sellschaftlichen Unterschieden nicht die Augen verschloss (in vielen Län-
dern sei Alphabetisierung die aktuelle Aufgabe der Erwachsenenbildung), so
ist Adressat des Programms doch “der Mensch”. Die Unesco versteht dieses
idealistische Bild vom Menschen als Vorgriff auf einen zu erreichenden Zu-
stand der Weltgesellschaft, und Erwachsenenbildung soll die die Menschen
bisher noch trennenden Unterschiede ausgleichen helfen.

Auch in Deutschland markiert die Jahreszahl 1970 einen Neuanfang, min-
destens den Beginn einer neuen Ära der Theorie und Praxis der Erwachsenen-
bildung. Nachdem im Jahre 1965 Georg Picht den aktuellen “Bildungsnot-
stand” und die drohende “Bildungskatastrophe” an die Wand gemalt hatte,
nachdem die Studentenbewegung “den Muff von tausend Jahren” unter den
Talaren der Professoren zu vertreiben versucht und die erste große Wirt-
schaftskrise der Jahre 1966/67 das Ende des Wirtschaftswunders eingeläutet
hatten, begann ein Prozess des Nachdenkens, der in den Jahren 1969/70 zu or-
ganisatorischen Versuchen einer Neuordnung und Begründung des Erwach-
senenbildungswesens führte.

Der gesamte Bildungsbereich ist nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland (Art. 30, 70-75 GG) Ländersache. Unterschiedliche Vorgaben
der Besatzungsmächte (etwa auf dem Gebiet der an den Schulen zu lehrenden
Sprachen) waren der eigentliche Grund für die Verhinderung einer bundes-
einheitlichen Kultus- und Bildungskompetenz. Die seit 1949 bestehende
Ständige Kultusministerkonferenz hatte wenig mehr Befugnisse als die Fest-
legung der Ferienzeiten. 1965 wurde aufgrund der Warnungen von Georg
Picht und anderen der Deutsche Bildungsrat gegründet, der ohne direkte
Machtbefugnisse die Diskussion um Bildung beratend beeinflusste und im
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Jahre 1970 einen “Strukturplan” zur Organisation eines einheitlichen Bil-
dungswesens vorlegte. Erst im Jahre 1969 wurde durch die Einfügung der
Art. 91a und 91b GG die Bundeskompetenz in Bildungsfragen insofern er-
weitert, als nun Bildungsplanung als gemeinsame Aufgabe von Bund und
Ländern ermöglicht wurde. Auf der Grundlage dieser neuen Artikel wurde
am 25. Juni 1970 durch ein Verwaltungsabkommen unter Federführung des
neu geschaffenen Bundesbildungsministeriums (Staatssekretärin Hildegard
Hamm-Brücher) die so genannte Bund-Länder-Kommission für Bildungs-
planung geschaffen, die in ihr Konzept die Erwachsenenbildung als “vierte
Stufe” eines zu vereinheitlichenden Bildungssystems einbezog. Eine verfas-
sungsrechtliche Begründung einer staatlichen Regelung der Erwachsenen-
bildung war nur indirekt möglich, da das Grundgesetz dazu schweigt. Der
Kieler Staatsrechtler Eberhard Menzel hatte bereits 1963 in einem Gutachten
die Aufgabe des Staates, Erwachsenenbildung zu fördern, aus dem Sozial-
staatsgebot des Grundgesetzes hergeleitet. Dieses Gebot bedeute die Absage
an den früheren Privilegienstaat und damit die Absage an ein irgendwie gear-
tetes Bildungsprivileg. Der Staat habe die Pflicht, allen Bürgern den Zugang
zu allen Formen der Bildung zu ermöglichen. Diese Argumentation hat sich
durchgesetzt. “Die Partizipation am politischen und soziokulturellen Ge-
schehen und die Wahrnehmung kommunikativer, darunter besonders auch
erzieherischer Aufgaben, setzen eine Versorgung mit entsprechenden orga-
nisierten Erwachsenenbildungshilfen voraus.” (Wirth, in: Groothoff 1976,
S. 255) Allerdings ist diese Herleitung nicht unwidersprochen geblieben.
Das vom Strukturplan postulierte “gesamtgesellschaftliche Interesse an ei-
ner allseitigen ständigen Weiterbildung einer möglichst großen Zahl von
Menschen” gab es ja früher offensichtlich nicht, und die Folgerung: “Weiter-
bildung unterliegt damit der öffentlichen Verantwortung wie alle anderen
Teile des Bildungssystems” erscheint nicht stringent hergeleitet. Dass die
“Verwirklichung der bildungsbezogenen Grundrechte im Sozialstaat (...)
nicht den jeweiligen freien Bildungsangeboten überlassen bleiben” könne,
wird behauptet, aber nicht eigentlich begründet, vermutlich um die Diver-
genzen zwischen den einzelnen Positionen nicht allzu deutlich werden zu las-
sen. Aus streng staatsrechtlicher Sicht wurde auch eingewendet, dass der Be-
griff der “öffentlichen Verantwortung” ein juristisch nicht fassbares Zwi-
schenreich zwischen Staatsaufgaben (die in der Verfassung definiert oder
aus ihr abzuleiten sein müssten) und dem privaten Bereich konstituiere. Es
war offenbar der Verfassungsrechtler Roman Herzog, der dem Begriff der
“öffentlichen Verantwortung” eine rechtlich haltbare Legitimation erteilte:
Trete eine Situation ein, so argumentierte er sinngemäß, in der sich allgemein
die Ansicht durchsetze, dass zur Erreichung der verfassungsmäßig festgeleg-
ten Staatsziele kein Verlass mehr auf die “Selbstregulierungsmechanismen”
sei, so sei es die (indirekt abzuleitende) Aufgabe des Staates, seine Kompe-
tenzen zu erweitern. Das hieß: Die Regelung der Erwachsenenbildung ist Sa-
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che des Staates, weil sie nötig ist und von keiner anderen Institution über-
nommen werden kann. (Zitate nach: Bocklet, Reinhard, in: Deutscher Bil-
dungsrat 1973, S. 111) Tatsächlich hatte sich, vorbereitet durch die Warnun-
gen vor der drohenden Bildungskatastrophe, im Gefolge der Wirtschaftskri-
se und der Bewegung unter den Studenten diese Ansicht allgemein durchge-
setzt, und so gab es keinen organisierten Widerstand gegen diese Ausweitung
der Staatsaufgaben, auch nicht auf Seiten der freien Bildungsanbieter, deren
Kompetenz ja doch durch die neue Entwicklung infrage gestellt wurde.

Auf dieser anderen Seite hatte sich bereits 1949 die “Arbeitsgemeinschaft
der Landesverbände deutscher Volkshochschulen” gebildet, die 1953 in den
“Deutschen Volkshochschulverband” umgewandelt wurde. Am 20. März
1969 konstituierte sich in Heppenheim ein Gesprächskreis für Erwachsenen-
bildung. Die Tagung, auf der dieser Kreis gebildet wurde, wurde von Vertre-
tern aller Bundesvereinigungen beschickt, die sich als Vertreter von Einrich-
tungen der Erwachsenenbildung verstanden (VHS, Arbeit und Leben, DGB,
kirchliche Arbeitsgemeinschaften, die Arbeitgeberverbände, der Bauernver-
band, Büchereiverbände usw.). Zweck dieses Lobbyverbandes war die Ein-
flussnahme auf die von der Bundesregierung geplante gesetzliche Neuord-
nung des Bildungswesens, die im Strukturplan des Deutschen Bildungsrates
und ihm folgend im Bildungsbericht der Regierung von 1970 zum Ausdruck
kam. Kern dieser Neuordnung war die Einbeziehung der Erwachsenenbil-
dung als “vierte Stufe” eines erneuerten und ausgebauten öffentlichen Bil-
dungswesens. Die freien Bildungsanbieter mussten im Rahmen der neuen Or-
ganisation der Erwachsenenbildung als einer “öffentlichen Aufgabe” unter
“öffentlicher Verantwortung” ihren Platz suchen, den ihnen der Strukturplan
mit den Worten zuwies, dass die Bildungsinstitutionen und ihre Träger “an
der Ausübung (!) der Gesamtverantwortung beteiligt” werden sollten.

Aktivitäten des Gesprächskreises waren ein Kongress in München und die
geplante Gründung eines Zentralinstituts für Erwachsenenbildung. Es zeigte
sich jedoch bereits auf der Heppenheimer Tagung, dass es aufgrund durchaus
divergierender Vorstellungen unter den Teilnehmern der Tagung nicht zu ei-
ner gemeinsamen Position gegenüber der Bundesregierung kam. Die Unei-
nigkeit war wohl in erster Linie durch die unterschiedliche Stellung der Ver-
bände zu Staat und Kommunen begründet. Während die Volkshochschulen
z. B. sich als öffentliche Einrichtungen verstanden, hatten die “freien” Ver-
bände ihre Selbständigkeit zu verteidigen und wollten sich zunächst nicht in
ein gesamtstaatliches Programm einbeziehen lassen. Hinter dieser von der
organisatorischen Verfasstheit bestimmten Differenz waren theoretische Di-
vergenzen nur schwer auszumachen und bestimmten anscheinend den Ver-
lauf der Debatten nur wenig (Groothoff 1976, S. 28 ff.). Diese Differenz wur-
de ebenso unbegriffen überlagert von der nur in der bevorzugten Terminolo-
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gie angesprochenen Distanz der Erwachsenenbildungs-Institutionen insge-
samt zu einem übergreifenden Bildungskonzept, in dem die Weiterbildung
einen bestimmten Platz auszufüllen hat. Die oben von uns dargelegte termi-
nologische Uneinheitlichkeit erwies sich damit als praktisch bedeutsam.

Der Unterschied zwischen Erwachsenenbildung und Weiterbildung besteht
auf theoretischer Ebene darin, dass ersterer Begriff die relative Selbständig-
keit dieses Bereichs betont, der etwas anderes sei als die ins Leben einführen-
de Bildung von Kindern und Jugendlichen, während der zweite Begriff mehr
die Gemeinsamkeiten betont, weil der Mensch eben während des ganzen Le-
bens ein Lernender sei. Dieser letzteren Ansicht schlossen sich in den 70er
Jahren der Deutsche Bildungsrat, die Bund-Länder-Kommission und der Ge-
setzgeber weitgehend an (Groothoff 1976, S. 22 f.). Es wurde mit Recht fest-
gestellt, dass man in Deutschland beim Begriff Erwachsenenbildung immer
sofort an die VHS als Träger dieser Veranstaltung denkt. Bibliotheken gehö-
ren selbstverständlich zu den Einrichtungen der Erwachsenenbildung. Oft
begreift man aber auch Museen und Theater einschließlich Musiktheater als
Bildungseinrichtungen für die Erwachsenenbildung. Während diese Auffas-
sung lange Zeit nur Kaschierung des Unterhaltungsbedürfnisses des Bürger-
tums war, konnte eine sozialdemokratisch ausgerichtete Museumspädagogik
oder pädagogische Museumskonzeption in den 70er und 80er Jahren an sie
anknüpfen. Der Begriff der Weiterbildung, der von den Initiatoren einer or-
ganisierten Bildungsplanung bevorzugt wurde, legte den Akzent auf die An-
forderungen, die die Gesellschaft (oder die Wirtschaft) an das Individuum
stellt, als Fortsetzung der Sozialisation Jugendlicher. Nur so konnte das neue
Feld staatlichen Handelns als gesellschaftliche Aufgabe verstanden werden.

Aus dem Blickwinkel der VHS hatte man jedoch einer Erwachsenenbildung
als “öffentlicher Aufgabe”, d. h. als einer Tätigkeit unter gesamtgesellschaft-
licher Verantwortung, bereits theoretisch vorgearbeitet. Im Jahre 1966 ver-
öffentlichten Joachim H. Knoll und Mitarbeiter den so genannten “Bochumer
Plan”. Ziel war, an den VHS neben dem traditionellen Angebot an Erwachse-
nenbildung auch Curricula zur so genannten “Erwachsenenqualifizierung”
zu etablieren. Diese wird als “Berufshilfe” verstanden, die als solche zur édu-
cation permanente hinzugehöre, welche Allgemeinbildung und berufliche
Bildung einzuschließen habe. Spranger habe bereits in den 20er Jahren argu-
mentiert, dass die Trennung zwischen formaler und stofflicher Bildung
künstlich sei. “Dieser Sachverhalt ist infolge der sich progressiv verändern-
den Arbeitswelt nur noch deutlicher hervorgetreten.” (Knoll 1967, zitiert
nach: Siebert 1977, S. 78) Die Begründung für den Plan ist charakteristisch,
vor allem, was die Reihenfolge der Argumente angeht: “Die Veränderung der
Produktionsverfahren, der Wunsch nach vermehrtem Sozialprestige, die
Probleme des Berufswechsels nötigen den Berufstätigen, die Möglichkeiten
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der Weiterbildung zu prüfen und sich ihnen zu unterziehen.” Zur Erinnerung:
Es war die Zeit des Zechensterbens, die Zeit, als das “Wirtschaftswunder” zu
Ende ging und die Umgestaltung der westdeutschen Wirtschaft begann, die
man als die Dritte technologische Revolution bezeichnet. Obwohl sein Plan
eigentlich ökonomisch begründet ist, reiht sich Knoll in die von Siebert ge-
schilderte Abteilung der personenbezogenen Erwachsenenbildung-Theore-
tiker ein, die berufliche Bildung in erster Linie als Bildung und erst in zweiter
Linie als Herstellung eines fungiblen Arbeitskräftepotentials ansehen. Knoll
kann daher von den jeweiligen ökonomisch-politischen Hintergründen der
von ihm vorgestellten Beispiele bereits existierender Erwachsenenqualifi-
zierung weitgehend absehen.

Als positives Beispiel für bereits bestehende Weiterbildungspläne wird u. a.
der Krupp-Rahmenplan von 1963 vorgestellt, an den jedoch die Frage ge-
stellt wird, ob derart “berufspragmatische Weiterbildung” noch als Erwach-
senenbildung verstanden werden könne. Mit dem Wort “berufspragmatisch”
wird offenbar umschrieben, dass die Fa. Krupp selbstverständlich Weiterbil-
dung im Sinne ihres Geschäftsinteresses betreibt und jedenfalls nicht in ers-
ter Linie bestrebt ist, eine “Bildungswilligkeit (zu) fördern, die den Einrich-
tungen der Erwachsenenbildung zugute kommen kann.” (Knoll 1967, zitiert
nach: Siebert 1977, S. 86) Ein zweites überwiegend positiv gewertetes Bei-
spiel ist in merkwürdigem Gegensatz dazu das Weiterbildungswesen der
DDR, an dem nur kurz kritisiert wird, dass neben der beruflichen Fortbildung
auch politische Propaganda Bestandteil dieses Bildungssystems ist: “Lassen
wir die ideologischen Motive und Begründungen beiseite, so sehen wir ein
angestrengtes Bemühen, dem Gedanken einer éducation permanente zu sei-
nem Recht zu verhelfen.” (Knoll 1967, zitiert nach: Siebert 1977, S. 87) Es
fragt sich allerdings, ob man diese Motive und Begründungen beiseite lassen
kann. Man musste es freilich tun, wenn man eine berufliche Fortbildung zu
etablieren vorhatte, die die Motive und Begründungen, die es für den einzel-
nen Arbeitnehmer nötig machen, sich fortzubilden, konsequent beiseite
lässt. Es scheint gerade so, als ob Knoll bedauerte, dass im Westen der Staat
die Wirtschaft nicht dirigistisch beeinflussen und “die Berufsentwicklung
nach national-ökonomischen Erfordernissen durch einen Perspektivplan zu
lenken vermag”, denn das DDR-System wird als weitgehend erfolgreich und
zukunftsträchtig ausführlich geschildert, wenngleich es im letzten Satz dann
doch heißt: “zur Übernahme eignet es sich nicht.” (Knoll 1967, zitiert nach:
Siebert 1977, S. 92) Dass Knoll sich dennoch organisatorisch weitgehend am
DDR-System orientiert , l iegt offenbar daran, dass der staatsrecht-
lich-systematisch nur indirekt begründete Begriff der “öffentlichen Aufga-
be” noch nicht definiert war. Ein am Interesse der Gesamtgesellschaft vom
Staat dirigiertes Erwachsenenbildungssystem konnte man sich 1966 nur im
Rahmen planwirtschaftlicher Organisation vorstellen.
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Inhaltlich ist Knolls Vorstellung noch recht vage. Als positive Ansätze, die
es zu systematisieren gelte, nennt er neben der (bereits gegenüber früheren
Zeiten wesentlich verbesserten betrieblichen Aus- und Fortbildung) das Bil-
dungsfernsehen in den damaligen Dritten Programmen, die sich bemühten,
mit den Möglichkeiten des neuen Mediums Lehrstoffe der Oberstufen wei-
terführender Schulen, aber auch Ergebnisse universitärer Forschung und
Lehre zu verbreiten. Der Bildungswillige habe zwar noch zu wenige, aber
eben doch einige Möglichkeiten, sich fortzubilden, es gebe aber leider noch
zu wenig “Bildungswilligkeit”, die z. B. durch die Vergabe von staatlichen
Zertifikaten zu erhöhen sei. Damit sind Testate für erfolgreiche freiwillige
Teilnahme an Bildungsveranstaltungen gemeint. Ob diese sich auch in beruf-
lichen Erfolg umsetzen lässt, bleibt im Risiko des Bildungswilligen. Und
hier besteht ein offensichtlicher Widerspruch. Wenn im Hintergrund der
Weiterbildungsanstrengungen die Tatsache steht, “dass die hektische Ent-
wicklung der Industriegesellschaft ein reiches Angebot von Qualifizierungs-
maßnahmen verlangt” (Knoll 1967, zitiert nach: Siebert 1977, S. 79) und vor
allem dessen Wahrnehmung durch die Arbeitnehmer, dann ist es keineswegs
garantiert, dass eine heute begonnene Fortbildung sich in der Zukunft auch
als Garant für die Erfüllung des Wunsches nach höherem Sozialprestige
(vom Einkommen einmal abgesehen) und nach einem dauerhaften Arbeits-
platz erweist. Je hektischer dieser Wandel, desto weniger nachhaltig ist Wei-
terbildung. Dies gilt umso mehr, je enger die Fortbildung an ein bestimmtes
Berufsbild oder gar an die Erfordernisse eines bestimmten Unternehmens ge-
bunden ist, was z. B. an dem von Knoll vorgestellten Krupp-Rahmenplan nur
allzu deutlich ist und von Knoll auch zaghaft kritisiert wird. Wo dagegen ver-
sucht wurde, die Anforderungen des Arbeitsmarkts allgemein in ein Konzept
der beruflichen Bildung einzubeziehen und damit vermeintlich den zu Bil-
denden breitere Chancen zu eröffnen, zeigte sich seit der Krise der 60er Jahre
immer deutlicher, dass die Arbeitsmarkterfordernisse nicht scharf genug zu
definieren sind, weil sie selbst ständigem Wechsel unterliegen. “Der Arbeits-
markt” als definierbare Größe existiert gar nicht. Verschiedene Sparten, un-
terschiedliche Berufsgruppen stellen unterschiedliche und sich wandelnde
Anforderungen. Trends können höchstens jeweils in Teilbereichen wahrge-
nommen werden und entwickeln sich oft konträr. Gerade Ende der 60er, An-
fang der 70er Jahre stellten Beobachter geradezu gegenläufige Tendenzen
fest. Analysierten die einen einen Verlust an Arbeitsplätzen für gering Aus-
gebildete und eine steigende Nachfrage nach gut ausgebildeten Arbeitskräf-
ten, so sprachen andere von einer deutlichen Tendenz zur Dequalifizierung.
Tatsächlich zeigte sich in diesen scheinbar gegenläufigen Tendenzen eine
besondere Ausprägung der zunehmenden Differenzierung bzw. des fortlau-
fenden Prozesses der globalen Arbeitsteilung. Einerseits importierte die
westdeutsche Wirtschaft bis zum Ölpreisschock von 1973 in zunehmendem
Maße gering qualifizierte Arbeitskräfte aus Süd- und Südost-Europa ein-
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schließlich der Türkei, andererseits dequalifizierte sie einen Teil der bisheri-
gen Facharbeiter und versuchte sich aus einem anderen Segment dieser
Schicht die erforderlichen gut ausgebildeten Spezialisten heranzubilden.

Knolls Beitrag bleibt zu würdigen als einer der ersten, zweifellos noch unge-
nügenden Versuche aus dem Bereich der Praxis, eine Begründung für eine
Erwachsenenbildung zu finden, die den bereits erkannten ökonomischen An-
forderungen ebenso entspräche wie den Möglichkeiten und Bedürfnissen der
Fortbildungswilligen, und das, bevor für ein solches Vorhaben die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen geschaffen waren.

Der Strukturplan der Bundes-Bildungskommission von 1970 konnte, schon
wegen der geschilderten grundlegenden bildungstheoretischen und auch ter-
minologischen Differenzen, die im Vorfeld der Beratungen deutlich wurden,
nur einen allgemeinen Rahmen für das geplante organisierte System der stän-
digen Weiterbildung abstecken, der inhaltlich gefüllt werden musste. In ihrer
zweiten Arbeitsperiode von 1970 bis 1974 setzte sich die Kommission das
Ziel, die Aussagen des Strukturplans zur Weiterbildung zu konkretisieren.
Sie setzte einen Ausschuss “Weiterbildung” ein, der “die Grundlagen für die
bildungspolitischen Entscheidungen im Weiterbildungsbereich zu untersu-
chen” hatte (Krings, in: Deutscher Bildungsrat 1973, S. 5), also nach eige-
nem Eingeständnis noch ganz am Anfang der Diskussion stand, die in einer
großen Zahl von Einzelveröffentlichungen vorangetrieben wurde.

Aufgrund der Geschichte der Arbeiterbildung(svereine) seit dem 19. Jahr-
hundert und der kirchlichen und “freien” Volksbildung in der Weimarer Re-
publik wurde das, was man ab 1945 immer häufiger als “Erwachsenenbil-
dung” bezeichnete, von den so genannten “freien Trägern” organisiert und
durchgeführt. Wenn diese privatrechtlich, also nicht öffentlich-rechtlich
verfassten Institutionen öffentliche Aufgaben übernehmen, wird ihre Tätig-
keit nach dem Subsidiaritätsprinzip bezuschusst, d. h. dass ihre bei einem
selbst aufgebrachten Finanzierungsanteil verbleibenden Deckungslücken
von der “öffentlichen Hand”, also aus Steuermitteln aufgefüllt werden. Die-
ses Prinzip, eigentlich entwickelt zur Unterstützung kirchlicher Wohltätig-
keit und von dort in die Sozialpolitik übergegangen, wurde auf die nichtschu-
lische Bildungstätigkeit übertragen, weil sie wie die Sozialpolitik als in öf-
fentlichem Interesse liegend anerkannt wurde. Erwachsenenbildung ist da-
her anders als schulische Bildung eigentlich staatsfern. Dies änderte sich in
den 70er Jahren teilweise mit der Etablierung eines Studienfaches Erwachse-
nenbildung und der Einrichtung von Lehrstühlen für dieses Fach an verschie-
denen Universitäten, die direkt vom Staat (investiv) finanziert werden. Da-
mit hat der Staat (haben die Bundesländer, in denen das geschah) ihr Interes-
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se an einem flächendeckenden Aufbau eines Erwachsenenbildungs-Systems
bekundet, ohne jedoch dieses selbst in eigene Regie zu übernehmen. Einzel-
ne Bundesländer verabschiedeten seit Ende der 60er Jahre Bildungsurlaubs-
richtlinien, die Bundesregierung teilte am 20. April 1970 mit, sie sei “der
Auffassung, dass die bildungspolitischen Bemühungen durch die Einfüh-
rung eines Bildungsurlaubs für Arbeitnehmer nachhaltig unterstützt werden
können. Sie sieht im Bildungsurlaub eine besondere und erwünschte Form
der Verwendung wachsender Freizeit (!) (...) Aus diesem Grund arbeitet die
Bundesregierung an einem Gesetzentwurf zur Einführung des Bildungsur-
laubs.” Das aufgrund dieser Arbeit verabschiedete Bildungsurlaubsgesetz
lässt den es wahrnehmenden Arbeitnehmern relativ freie Wahl zwischen ver-
schiedenen Bildungsangeboten, deren Träger jedoch behördlich anerkannt
sein müssen.

Mit der Umgestaltung der westdeutschen Wirtschaft und dem damit verbunde-
nen Wandel der erforderten Qualifikationen des “Gesamtarbeiters” seit dem
Ende der 60er Jahre wurde jedoch der Einfluss des Bundes auf die Träger der
Erwachsenenbildung insofern stärker, als die eigentliche berufliche Weiter-
bildung mit der Bundesanstalt für Arbeit koordiniert und von ihr in Auftrag ge-
geben und bezahlt wurde (Arbeitsförderungsgesetz). Diese Form der im Auf-
trag des Bundes betriebenen Weiterbildung hat trotz ständig wachsenden För-
dervolumens nicht verhindern können, dass die Zahl der Arbeitslosen langfris-
tig bis zu der heutigen Rekordhöhe anstieg. Daneben und weitgehend außer-
halb öffentlicher Finanzierung und öffentlicher Kontrolle gibt es die betriebli-
che Fort- und Weiterbildung bzw. Umschulung. Dieser Bereich hat offenbar
vor allem in den 80er Jahren eine durch den schnellen Umschlag der Techniken
und Fertigkeiten erforderte Ausweitung erfahren. Seit 1984 veranstaltet der
Deutsche Industrie- und Handelstag regelmäßige Weiterbildungskongresse.

Im Jahre 1985 veröffentlichte der Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft “Thesen zur Weiterbildung” (vgl. Weinberg 1989, S. 83), in denen der
beruflichen Weiterbildung höchste Priorität zugemessen wurde, während
ihre Finanzierung der Wirtschaft überlassen bleiben sollte. Allgemeine, öf-
fentlich bezuschusste Weiterbildung solle sozial und bildungsmäßig benach-
teiligten Gruppen angeboten werden. In allen offiziellen Stellungnahmen zur
Weiterbildung wurde deutlich genug festgestellt, dass die berufliche Weiter-
bildung der Arbeitnehmer aus wirtschafts- und sozialpolitischen Gründen
das eigentliche Ziel staatlicher Bemühungen um Erwachsenenbildung sei.
Dies wurde damals von nicht wenigen kritisiert, unter anderen von Eberhard
Nuissl und der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, die darauf hin-
wies, dass diese Art von Weiterbildung nicht den Arbeitnehmern, sondern in
erster Linie den Unternehmen zugute komme.
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Blicken wir zurück auf die Zeit um 1970. Ein öffentliches Interesse an Wei-
terbildung war aus den geschilderten Gründen manifest geworden und mach-
te Geld locker. Die Studentenbewegung, der Kampf gegen die Notstandge-
setze, das Ende der CDU-Alleinherrschaft, der Mai 68, die neue Ostpolitik
und die Arbeiterproteste im In- und Ausland hatten ein sozialpolitisches Kli-
ma des Aufbruchs geschaffen. Andererseits wuchs die repressive Abwehr
des Staates gegen alle Bewegungen links von der Sozialdemokratie: Die Be-
rufsverbote wurden 1972 erlassen. Viele linke Hochschulabsolventen konn-
ten oder wollten nicht in den offiziellen Institutionen des staatlichen Bil-
dungswesens Karriere machen. Tatsächlich träumten nicht wenige von ihnen
von einer möglichen revolutionären Umgestaltung der Gesellschaft und
suchten, wenn sie nicht in sektiererischen Kleingruppen oder auf dem Weg
des bewaffneten Kampfes an dieser Veränderung mitzuwirken versuchten,
einen Freiraum, in dem sie aufklärend lehren konnten. Es boten sich an: die
politischen Jugendverbände, die Gewerkschaften, die Kirchen und die Insti-
tutionen der freien Erwachsenenbildung.
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7 Exemplarische Theorien

Die mit Beginn der 70er Jahre ständig zunehmende, inzwischen fast unüber-
sehbare Menge der Schriften und der Theorien zum Thema Erwachsenenbil-
dung erfordert eine radikale Reduzierung der hier vorzustellenden und zu
kommentierenden Ansätze im Sinne exemplarischen Lernens. Unsere Aus-
wahl beansprucht nicht, exemplarisch für alle Theorien zu stehen, sie strebt
keine flächendeckende Darstellung an, und sie gibt auch nicht vor, die einzel-
nen Theorien in ihrer jeweiligen gedanklichen Struktur und Stringenz bis
zum Ende zu verfolgen. Es soll vielmehr im Folgenden darum gehen, anhand
einiger grundlegender und problematischer Topoi wesentliche Aspekte der
Diskussion zum Thema in den 70er und 80er Jahren vorzustellen, miteinan-
der zu vergleichen und auf die ihnen zugrunde liegenden Voraussetzungen
und Ziele hin zu befragen. Exemplarisch sind die vorgestellten Theorieansät-
ze nur im Hinblick darauf, dass in ihnen wichtige Fragen besonders intensiv
oder besonders prägnant, dezidiert und “lehrreich” beantwortet werden.

Unsere Beispiele stammen ausnahmslos aus der Diskussion innerhalb der
Bundesrepublik. In der DDR fand eine ähnliche theoretische Diskussion
nicht statt, weil es ein gesondertes Wissenschaftsfeld “Erwachsenenbil-
dung” im Sinne der westdeutschen Debatte nicht gab. Das hängt mit dem kon-
stitutiven Begriff der “ökonomisch-politischen Gesellschaftsformation” zu-
sammen. Der “Sozialismus” der DDR bestimmte die materielle und geistige
Produktion. Die führende Partei war im Besitz der Wahrheit und damit zu-
gleich in allen gesellschaftlichen Bereichen immer auch Lehrerin. “Der (von
Stalin kodifizierte) Marxismus-Leninismus ist allmächtig, weil er wahr ist.”
Angesichts der Erfahrung des Nationalsozialismus hatte die sowjetische Sie-
germacht ihrem Einflussgebiet eine Erziehungsdiktatur verordnet. Die Par-
tei betrachtete “unsere Menschen” als unmündig, als Objekt der ständigen
Belehrung. Presse, Literatur, Theater (Brechts “Lehrstücke”), Film und bil-
dende Kunst hatten ebenso pädagogische Funktion wie die eigentlichen
Schulen und Schulungen. Die “Lern”-Metapher war ubiquitär. “Von der
Sowjetunion lernen heißt siegen lernen.” Auch die Justiz diente in erster Li-
nie der Volksbelehrung. Wie die nach der “Wende” bekannt gewordenen Un-
terlagen der Staatssicherheit zeigen, verstand selbst dieses Repressionsin-
strument sich in erster Linie als pädagogische Instanz, die unbelehrte und ge-
fährdete, ideologisch ungefestigte Individuen vom falschen zum richtigen
Bewusstsein zu bringen versuchte. Nur gegen “unbelehrbare Elemente” wur-
den Zwangsmaßnahmen eingeleitet, die sich aber wiederum nicht eigentlich
gegen diese Personen richteten, sondern der gesamten Gesellschaft zum päd-
agogischen Exempel dienen sollten. Es gab daher auch keinen prinzipiellen
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Unterschied zwischen der sozialistischen Erziehung schon der gerade dem
Säuglingsalter entwachsenen Kleinkinder und späteren Lebensaltern vorbe-
haltenen Formen der belehrenden Einflussnahme. Und weil das ganze gesell-
schaftliche Leben von Erwachsenenbildung bestimmt war, fand eine Diskus-
sion darüber nicht satt.

7.1 Die Zukunft stellt Aufgaben: Georg Picht (1972)

Der Religionswissenschaftler Georg Picht war es, der Mitte der 60er Jahre als
einer der ersten den “Bildungsnotstand” ausgerufen und daher die Notwen-
digkeit einer Neuformulierung der Erwachsenenbildung begründet hat. Sein
Programm von 1972 (in: Picht u. a.) versucht, den Notruf der ersten seiner
Veröffentlichungen positiv zu wenden. Wegen der überragenden Bedeutung,
die Georg Picht in der Diskussion um eine Neuformulierung der Erwachse-
nenbildung hatte, soll seine Argumentation hier ausführlich vorgestellt wer-
den.

Picht stellt dar, wie sich die Bildungsaufgaben in der modernen Welt von den
Aufgaben der Bildung “jener spätbürgerlichen Epoche, der unser Bildungs-
system seiner Struktur nach noch immer angehört”, abgrenzen lassen. Dabei
geht er von folgendem Gedankengang aus:

- Der Zuwachs und die Veränderung des Wissens bewirken in immer rasche-
rem Tempo Veränderungen in den technischen, ökonomischen und gesell-
schaftlichen Strukturen. Diesen Veränderungen kann die Gesellschaft in al-
len Berufs- und Lebenskreisen nur folgen, wenn sie sich Einrichtungen
schafft, die die notwendigen Prozesse der Weiterbildung tragen. “Wenn un-
sere Gesellschaft wirtschaftlich bestehen soll, muss sie sich in eine gebildete
Gesellschaft verwandeln.” (Dieses und die folgenden Zitate in: Picht/Edding
1972, S. 24 ff.)

– Wir müssen uns auf eine Periode schärferer internationaler Konkurrenz
einstellen. Dabei ist die Konkurrenz der Wirtschaftssysteme von der
Konkurrenz der politischen Systeme nicht mehr zu trennen. Die Forde-
rung nach einer gebildeten Gesellschaft entspringt nicht einem Bil-
dungsidealismus, sondern “sie ist vielmehr identisch mit der Forde-
rung, dass unsere Gesellschaft sich durchringen muss, eine leistungsfä-
hige Gesellschaft zu werden”. Picht grenzt den Begriff “leistungsfähi-
ge Gesellschaft” von dem der “Leistungsgesellschaft” ab, indem er sei-
nen Begriff auf das gesamtgesellschaftliche Potential von möglicher
Leistungsfähigkeit bezieht, die zwar eine Bedingung der Leistung dar-
stellt, aber mehr und anderes umfasse – was dies jedoch ist, bleibt im
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Vagen. Erwachsenenbildung wird zu einer gesamtgesellschaftlichen
Aufgabe, “weil von ihrem Ausbau die Leistungsfähigkeit der Gesell-
schaft in allen sozialen Gruppen weithin abhängig ist.”

– Damit erhält Erwachsenenbildung notwendig eine Funktion im Prozess
der sozialen Auslese. Dabei folgt sie nicht den Normen des bisherigen
Auslesemechanismus, sondern sie ergänzt produktiv das bestehende
System durch freie Formen des Qualifikationserwerbs. “Sie bekommt
so die Chance, jene Mobilität zu bewirken, von der heute so viel die
Rede ist, die wir aber bisher kaum zu realisieren vermögen.”

Auf diesen Grundüberlegungen basieren die folgenden fünf Thesen.

1. In unserer Zeit können die Bildungsaufgaben, die bewältigt werden müs-
sen, weder allein unter der Perspektive der freien Entfaltung des Einzel-
nen noch unter der Perspektive des sozialen Status erfolgen. Bildung ist in
erster Linie eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Gebildet ist eine Ge-
sellschaft nur dann, wenn alle Gruppen und Schichten der Gesellschaft in
ihren aktiven Minderheiten über die Weltorientierung, die Kenntnisse und
Fertigkeiten verfügen, die sie zur Lösung ihrer spezifischen Aufgaben
brauchen.

2. Die verschiedenen Schularten sind nur der Unterbau, den eine gebildete
Gesellschaft braucht. Sie dienen nur der Vorbereitung, aber nicht der Wei-
terbildung des erwachsenen Menschen. “Einer Weiterbildung bedürfen
nicht nur jene Schichten, die in der ersten Phase ihres Lebens nicht weit ge-
nug aufgestiegen sind und ihre Anlagen nicht genügend entwickeln konn-
ten; Weiterbildung ist vielmehr wegen des rapiden Fortschrittes der Wis-
senschaft, wegen der ständigen Veränderungen der Bewusstseinsstruktu-
ren und wegen der permanenten Revolution unserer politischen Welt für
alle Schichten in gleichem Maße zur Lebensbedingung geworden.”

3. Unter diesen Voraussetzungen kann die Weiterbildung nicht mehr der pri-
vaten Initiative des Einzelnen überlassen bleiben. Die Weiterbildung ist
zu einer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe geworden, die die gleiche Be-
deutung wie die vorberufliche Ausbildung besitzt. Es ist deshalb eine Auf-
gabe des Staates, der Gemeinden und der tragenden gesellschaftlichen
Kräfte, ein System von Bildungseinrichtungen zu schaffen, die prinzipiell
jedem, “mindestens aber den aktiven Minderheiten in allen Schichten und
Berufsfeldern” angemessene Möglichkeiten für eine ihren Bedürfnissen
entsprechende berufliche und außerberufliche Weiterbildung anbieten.

4. Wenn Erwachsenenbildung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist,
braucht dieser Bildungsbereich eine systematische Ordnung. Damit ist
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nicht “Verschulung” gemeint, sondern eine Systematisierung, um der Ver-
schiedenheit der Bildungsbedürfnisse und -voraussetzungen, der berufli-
chen Anforderungen und gesamtgesellschaftlichen Bildungsbedürfnisse
zu entsprechen.

5. Wenn das System der Erwachsenenbildung ein definiertes Ziel hat, wird es
notwendig sein, Qualifikationsstufen und Zertifikate einzuführen. Konse-
quenzen daraus können sein: Sobald Erwachsenenbildung berufliche und
soziale Aufstiegschancen vermittelt, wird sie auch für Schichten und
Gruppen attraktiv, die bisher nicht an ihr partizipiert haben. Damit könne
eine schwer einzuschätzende Expansion der Erwachsenenbildung einher-
gehen. Sobald sich die Erwachsenenbildung in den sozialen Auslesepro-
zess einschaltet, tritt sie in Konkurrenz zu den Institutionen, die bislang
ein Monopol im “Berechtigungswesen” und dadurch ein Auslesemonopol
besaßen. Es geht dabei aber nicht um eine Konkurrenz zwischen verschie-
denen Institutionen, sondern auch um eine Konkurrenz zwischen ver-
schiedenen Ausleseprinzipien. Das bisher praktizierte Prüfungssystem
entspricht der Fortbildung uralter ständischer Ordnungsprinzipien. “Das
durch die Prüfungsordnungen stabilisierte System von Bildungstypen, de-
nen entsprechende ‘Berufsbilder’ zugrunde liegen, ist nämlich die Grund-
lage eines Berechtigungswesens, das die gesamte Sozialordnung trägt, in-
dem es die Gesellschaft einer reglementierungsfähigen Berufs- und Tarif-
ordnung unterwirft. Dass dieses bürokratische System dem ständigen
Wandel der Berufsstrukturen und der wachsenden Mobilität der Gesell-
schaft nicht mehr entspricht, liegt auf der Hand. Das Auslesemonopol der
normierten Bildungsinstitutionen erweist sich deshalb mehr und mehr als
ein Bremsklotz für die technische und gesellschaftliche Entwicklung.”
Sollte es der Erwachsenenbildung gelingen, Zertifikate zu entwickeln, die
das Vertrauen der Wirtschaft haben, könnte es möglich sein, anstelle der
an einen festen Kanon gebunden Bildungspatente freie Kombinationen
von Einzelqualifikationen treten zu lassen. So wäre es möglich, auch
Kenntnisse und Fähigkeiten nachzuweisen, die in den amtlichen Prüfun-
gen noch gar nicht aufgeführt sein können, weil diese bekanntermaßen der
wissenschaftlichen, technischen und wirtschaftlichen Entwicklung um
ein bis zwei Jahrzehnte hinterher hinken.

Ob sich das zusätzliche System von Erwachsenenbildung realisieren lässt,
hängt davon ab, dass folgende Probleme gelöst werden:

Personelle Ressourcen: Bisher hat ein spontaner Bildungsprozess (Lernen
im Arbeitsprozess selbst) dazu beigetragen, dass die Anpassung an die tech-
nischen und gesellschaftlichen Veränderungen erfolgen konnte. Es kristalli-
sieren sich aber immer mehr Gebiete heraus, in denen man die notwendigen
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Kenntnisse nur durch systematische Lehrgänge erwerben kann. Für diese
braucht man Lehrer, aber der Lehrer ist in der Erwachsenenbildung anders zu
definieren als in der Schule. Der Lehrer ist Fachmann. Da die erforderliche
Zahl der notwendigen Fachlehrer nicht erreichbar zu sein scheint, setzt Picht
auf die Möglichkeiten des programmierten Unterrichts, d. h. eines Selbststu-
diums aufgrund vorgefertigter Lernsequenzen. Da jeder Bildungsprozess
auch gleichzeitig ein Sozialisationsprozess ist, braucht man Fachleute, die
diesen Prozess steuern. Insgesamt stellt Picht fest, dass viel mehr Fachkräfte
erforderlich sind als aktuell zur Verfügung stehen.

Zeit: Die Gesellschaft wird im technischen Zeitalter nur funktionsfähig sein,
wenn ein Teil der durch technische Mittel frei werdenden Arbeitszeit für die
Weiterbildung genutzt wird. Weiterbildung soll zur Berufspflicht werden.
“Wenn es wahr ist, dass die Gesellschaft des wissenschaftlich-technischen
Zeitalters nur als gebildete Gesellschaft leistungsfähig ist, und wenn es wei-
terhin wahr ist, dass die Veränderungen der Produktionsprozesse fortwäh-
rend Umschulung erforderlich machen, so kann man die Weiterbildung des
berufstätigen Menschen nicht länger als seine bloße Privatsache ansehen.
Die Weiterbildung wird notwendig zu einem Teil der normalen Berufsaus-
übung.” Auch an nicht ausschließlich berufsbedingten Weiterbildungsinter-
essen bestehe ein gesamtgesellschaftliches Interesse, meint Picht, und er
kommt zu dem Schluss: “Das bedeutet für die Verteilung der Zeit auf die ver-
schiedenen Bildungsinteressen, dass nur ein Teil der durch die Technisie-
rung freigesetzten Zeit der berufsbezogenen Weiterbildung dienen wird; ein
anderer Teil wird entweder den privaten Wünschen oder den politischen und
sozialen Verpflichtungen freistehen müssen.”

Finanzierung: Berufliche Weiterbildung als integrierender Bestandteil der
Berufsausübung soll von denen finanziert werden, die von der Weiterbildung
profitieren. Hier sieht Picht bereits das Problem der kleinen und mittleren
Unternehmen, die nicht die notwendigen finanziellen Ressourcen haben, und
schlägt entsprechende Kooperationsformen zwischen diesen Betrieben vor.

Generell sieht er Weiterbildung in der “öffentlichen Verantwortung”, so
auch die vorläufige Finanzierung. Perspektivisch finanziere die Weiterbil-
dung sich selbst durch die gesteigerte Produktivität. Erforderlich sei jedoch
ebenfalls die Eigenbeteiligung der Bildungswilligen, die ja von ihrem Zu-
wachs an Bildung profitieren. (Diese beiden Annahmen sind niemals wirk-
lich verifiziert worden.) Picht vermeidet dabei vorsichtig, Interessengrup-
pen zu nennen, obwohl die Diskussion seiner früheren Thesen ihm gezeigt
haben dürfte, wo sie begrüßt und von wem und mit welchen Argumenten sie
abgelehnt wurden. Subjekt des Bildungsnotstands ist ihm “die Gesellschaft”.
Die Gesellschaft wird ihre Aufgaben in Zukunft nicht mehr erfüllen können,
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wenn sie nicht zur Bildungsgesellschaft wird. Allenfalls in Nebensätzen
wird deutlich, dass gemeint ist, dass die Wirtschaft auf dem Weltmarkt nicht
mehr mithalten können werde. Dies konnte man in den 70er Jahren noch nicht
so deutlich sagen wie heute unter den Bedingungen der fortgeschrittenen
Globalisierung und der Schaffung eines Bewusstseins vom “Standort
Deutschland”. Bildung wird also in erster Linie als berufliche Bildung ver-
standen, Erwachsenenbildung als berufliche Fortbildung. War Picht aus
Kreisen der Gewerkschaften und der SPD entgegengehalten worden, dass
eine Umsetzung seiner Bildungspläne in erster Linie den Unternehmern nüt-
ze und die Belastungen der Arbeitnehmer erhöhen werde, so geht er auf diese
Einwände nicht ein. Sicher nicht mit der Absicht zu verschleiern, dass sein
Programm in erster Linie ökonomisch begründet ist, macht er erhebliche An-
leihen, auch terminologischer Art, bei personalistisch-humanistischen
Theorieansätzen und spricht “privaten” Bildungswünschen dasselbe Recht
auf Erfüllung zu wie den Bildungsnotwendigkeiten aufgrund neuer berufli-
cher Anforderungen, wobei ungeklärt bleibt, warum auch jene bei Nichter-
füllung eine “Bildungskatastrophe” oder einen “Bildungsnotstand” hervor-
rufen würden, deren Vermeidung staatliche Anstrengungen erfordert. Dage-
gen werden (vor allem in der zweiten These) der schnelle Wandel der wirt-
schaftlich-technischen Anforderungen als Grund für die Weiterbildung in
auffälliger Weise ausgespart; genannt werden stattdessen nur der Fortschritt
der Wissenschaft, der ständige Wandel der “Bewusstseinsstrukturen” (was
immer damit gemeint sein mag) und die Revolution des politischen Lebens.
Überhaupt ist festzustellen, dass überall da, wo man Konkretionen erwartet,
nur unbestimmte Umschreibungen zu lesen sind und Abstrakta herrschen.
Vielleicht war die Vagheit der Thesen ein Grund für ihren Erfolg.

7.2 Passepartout: Dieter Mertens (1974)

Hatte der Staat, soweit er sich vor etwa 1967 überhaupt mit dem Thema des
Lernens Erwachsener beschäftigte, dessen Ziel überwiegend mit Begriffen
wie “Bildung”, “Mündigkeit”, “Demokratisierung” usw. beschrieben, so
wurde nach der ersten ökonomischen Krise seit dem Wiederaufbau nach dem
Krieg Erwachsenenbildung mehr und mehr zu einem Gebot der Wirtschafts-
politik. Das Veralten traditioneller Berufsbilder (Zechensterben) und das un-
vorbereitete Aufkommen neuer Technologien führten zu der Erkenntnis,
dass das bisherige Bildungssystem nicht mehr ausreiche. Ja, auch die Wirt-
schaft selbst hatte an ihren eigenen Zukunftsbedürfnissen vorbei ausgebil-
det, weil sie ihre Arbeitskräfte notwendigerweise für die jeweils aktuellen
Anforderungen brauchte und nicht für irgendwelche möglicherweise in Jah-
ren oder Jahrzehnten auf sie zukommenden Postulate “auf Vorrat” ausbilden
konnte. Zudem können Betriebe, die Profit machen müssen, nur Ausbildung
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für ihre eigenen Zwecke betreiben. Verschwindet ein ganzer Produktions-
zweig wie z. B. der Steinkohlenbergbau, steht der Staat vor der Aufgabe, die
nun arbeitslosen Bergleute umzuqualifizieren. Was aber nun, wenn auch der
Berufszweig, in den sie gemäß aktuellem Bedarf hineinsozialisiert werden,
dasselbe Schicksal erleidet wie ihr ursprünglicher Erwerbszweig? Zunächst
leuchtet die desillusionierende Erkenntnis ein, dass in Zeiten schnellen tech-
nologischen Wandels der Verlust an beruflicher Qualifikation nicht ersetzt
werden kann, da niemand sowohl für gegenwärtige als auch für etwaige zu-
künftige Anforderungen ausgebildet werden kann.

Die Konzeption der “Schlüsselqualifikationen”, in denen seit den 70er Jah-
ren nicht wenige Theoretiker den Königsweg in der beruflichen und überbe-
ruflichen Fortbildung sahen, setzt gerade an diesem Widerspruch an. Die bis-
herige, an den aktuellen Interessen einzelner Teilsegmente des Arbeits-
markts ausgerichtete Ausbildung ist nicht zukunftsfähig, weil sie angesichts
des schnellen Wandels in Technik und Gesellschaft notwendigerweise veral-
tet. “Das Tempo des Veraltens von Bildungsinhalten ist vermutlich umso
größer, je enger sie an die Praxis von Arbeitsverrichtungen gebunden wer-
den. Bildungsinhalte höheren Abstraktionsniveaus veralten langsamer und
sichern besser vor Fehlleitungen durch Fehlprognosen.” (Dieses und die fol-
genden Zitate in: Mertens 1977, S. 99 ff.) Diese nahe liegende Vermutung hat
zu verschiedenen Versuchen geführt, heute schon die vermuteten Anforde-
rungen der Zukunft in die aktuelle Bildungspraxis einzubeziehen. “Eine übli-
che Tendenz im Bildungswesen angesichts der Unsicherheit über die Ent-
wicklung der speziellen Arbeitsanforderungen besteht in der Vorbereitung”
(Anmerkung der Autoren: vermutlich ist gemeint: Verbreiterung) “des Fak-
tenwissens (Breitenbildung). Diese Tendenz bringt wegen der zunehmenden
Unüberschaubarkeit von Fakten keinen Gewinn für eine Existenz in der Zu-
kunft. Die Lösung liegt vielmehr eher bei der Suche nach ”gemeinsamen
Dritten" von Arbeits- und sonstigen Umweltanforderungen. Solche “gemein-
samen Dritten”, also übergeordnete Bildungsziele und Bildungselemente,
nennen wir Schlüsselqualifikationen, weil sie den Schlüssel zur raschen und
reibungslosen Erschließung von wechselndem Spezialwissen bilden." (Ein
solcher Schlüssel wäre also ein Generalschlüssel – oder ein Dietrich?) Mit
seinem Programm der Schlüsselqualifikationen will Mertens die Bildungs-
politik aus der “Pattsituation” herauslotsen, in die “der unscharfe Arbeits-
markt” sie verlockt hat. Während man annehmen sollte, dass Bildungstheore-
tiker und -praktiker eine beschäftigungsunabhängige Bildungspolitik voran-
trieben, während Arbeitsmarktpolitiker eine arbeitsmarktgerechte Bildung
forderten, sei es inzwischen geradezu umgekehrt: Die Bildungstheoretiker
forderten eine genaue Erkundung von Arbeitsplatzerfordernissen ein und ka-
schierten so ihre Hilflosigkeit gegenüber sich wandelnden Anforderungen,
während die Wirtschaft angesichts des schnellen Veraltens der Technologien
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und Techniken davor warne, Bildungspolitik allzu sehr an gegenwärtigen Ar-
beitsplatzerfahrungen und -anforderungen auszurichten.

Für eine zukunftsgerechte Bildungsplanung genügt es nach Mertens nicht,
die künftigen Erfordernisse des Arbeitsmarkts zu prognostizieren, was ohne-
hin nicht möglich sei. Lehren und Lernen für den Arbeitsmarkt ist Schulung.
Schulung ist aber nur ein Teilbereich der Bildung. “ (...) auch die Bildungser-
fordernisse späterer Generationen im Hinblick auf die Rollen des Gruppen-
mitglieds, Staatsbürgers, Freizeitverwenders, Pensionärs usw. sind maßge-
bend für Bildungsreform.” Dies umso mehr angesichts der Annahme, dass im
21. Jahrhundert Arbeit zur Sicherung des Lebensunterhalts “nur mehr weni-
ger als 10 Prozent der Lebenszeit” einnehmen werde. Andererseits seien aber
auf dem Gebiet der Arbeitsmarkterfordernisse immer noch die besten Pro-
gnosen erstellt worden, so dass dieses Teilgebiet als Exempel für das umfas-
sendere Problem gelten könne. Mertens zeigt zunächst die Aporien und Gren-
zen der bisherigen Reformbemühungen auf. Weder die Wirtschafts- noch die
Natur- noch die Technik- noch die Sozialwissenschaften hätten bisher (1974)
verlässliche Basisdaten für eine zukunftsgerechte Bildungsplanung liefern
können. Auch der sozialwissenschaftliche Begriff der Mobilität sei ein Not-
behelf: Er sei nichts als eine begriffliche Füllung der Divergenz zwischen
Bildungs- und Beschäftigungssystem. An die Stelle der Berufsbildung trete
die Mobilitätsbildung, und die realisierte Mobilität solle dann wiederum die
Koppelung zum Beschäftigungssystem herstellen.

Demgegenüber ist unter Schlüsselqualifikationen die Gesamtheit der Kennt-
nisse und Fähigkeiten zu verstehen, die es dem über sie Verfügenden erlau-
ben, die jeweils konkreten Umwelt-Anforderungen selbst zu entwickeln. An-
ders gesagt: “ (...) solche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten, welche
nicht unmittelbaren und begrenzten Bezug zu bestimmten, disparaten prakti-
schen Tätigkeiten erbringen, sondern vielmehr a) die Eignung für eine große
Zahl von Positionen und Funktionen als alternative Optionen zum gleichen
Zeitpunkt, und b) die Eignung für die Bewältigung einer Sequenz von (meist
unvorhersehbaren) Änderungen von Anforderungen im Laufe des Lebens.”
Lesen, Schreiben und Rechnen sind solche Schlüsselqualifikationen, in der
Geschichte des Abendlandes waren Latein, die aristotelische Logik, die eu-
klidische Mathematik und die Kenntnis “beider Rechte” Schlüsselqualifika-
tionen der Intelligenz.

Die aktuell erforderlichen Schlüsselqualifikationen müssen in vier Typen
eingeteilt und damit operationalisierbar gemacht werden:

1. Basisqualifikationen: Im Grunde sind dies die Fähigkeiten, die mit logi-
schem Denken und Lernen zu tun haben.
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2. Horizontqualifikationen: Information über Information, Umgang mit Me-
dien usw.

3. Breitenelemente, d. h. solche Kenntnisse, die heute anerkanntermaßen für
breite Felder der Tätigkeitslandschaft" vonnöten sind, also z. B. Mess-
und Regelungstechnik, Arbeitsschutz, Maschinenwartung usw. Diese
Qualifikationen seien heute auch außerhalb des Erwerbslebens immer un-
entbehrlicher, z. B. für Jugendliche, Rentner und Hausfrauen.

4. Vintage-Qualifikationen, die die Wissens-Differenzen zwischen den
Lern-Generationen ausgleichen, also Nachholbedarf bei Älteren decken,
wie etwa die (damals als Lehrgegenstand neue, heute schon historische)
Cantorsche Mengenlehre, Englisch-Kenntnisse, Kulturkenntnisse usw.

Aus dem Abstand von dreißig Jahren ist zunächst festzustellen, dass in den
größeren und kleineren Bildungsreformen, die seither stattgefunden haben,
Elemente vor allem der unter 1.) und 2.) genannten Qualifikationstypen ein-
gegangen sind. Die dritte Kategorie fällt insofern nicht eindeutig unter
“Schlüsselqualifikationen”, weil ihre Elemente ebenso wie Einzelqualifika-
tionen veralten können, was Mertens übrigens bewusst ist.

Das Erwerbsleben währt nach Mertens durchschnittlich 40 Jahre. Wer im
Jahre 1974 als junger Erwachsener in eine “zweite Alphabetisierung” nach
Mertens eingestiegen wäre, die natürlich langfristig angelegt gewesen wäre,
hätte entweder neben allerhand Brauchbarem sich auch wiederum schnell
veraltende Kenntnisse und Fähigkeiten angeeignet (z. B. das damals moder-
ne Basic English nach C. K. Ogden, das sich gegenüber dem richtigen Eng-
lisch als untauglich erwies, oder etwas über surrealistische “Littérature au-
tomatique”), oder er hätte seinen individuellen Schulungsplan häufig um-
stellen müssen. Das mit dem Wort “Schlüsselqualifikationen” verbundene
Versprechen, viele, ja beliebige und unverhofft im Wege stehende Türen auf-
schließen zu können, konnte nicht erfüllt werden. Der Konzeption liegt nicht
nur ein gut gemeinter bürgerlicher Bildungsbegriff zugrunde, der wiederum
anthropologisch begründet ist – jeder Mensch soll alles wissen und können
dürfen und können –, sondern auch eine gesellschaftliche Prognostik, die ih-
rer eigenen Kritik an jeder Prognostik unterworfen bleibt. Bestimmte fest-
stellbare Entwicklungen werden als Trends angesehen, die quasi linear in die
Zukunft zu verlängern sind. Dabei wird davon abgesehen, dass die mögli-
cherweise richtig registrierten und analysierten Trends in unterschiedlichen
Bereichen der Gesellschaft in durchaus unterschiedlicher Weise ausgeprägt
sind und wirken. Auch heute noch, dreißig Jahre später, gibt es eine Vielzahl
von Arbeitsplätzen, an denen Schlüsselqualifikationen nicht erforderlich
sind, die vielmehr Kraft, Ausdauer, Handfertigkeit für repetitive Teilarbei-
ten oder nur durch jahrelange Praxis zu erwerbende Routine voraussetzen.
Hinzu kommt ein immanentes Dilemma der Konzeption: Werden die Schlüs-
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selqualifikationen allgemein und wenig spezifisch gefasst, sind sie konkret
nicht anwendbar; werden sie dagegen auf bestimmte Anwendungen hin kon-
struiert, verlieren sie das ihnen zugeschriebene und für sie konstitutive
Merkmal der vielseitigen Anwendbarkeit.

Daher ist die Frage nach dem “optimalen Bildungskanon” nicht so allgemein
zu stellen. Die Frage müsste vielmehr lauten: Wer braucht Schlüsselqualifi-
kationen, und zwar welche? Es war sicher richtig, allgemein eine breitere
Bildung zu fordern, und die Tendenz, Bildung nicht mehr an Ein-
zel-Lerninhalten, sondern an verallgemeinerbaren Kenntnissen auszurich-
ten, ist und bleibt vernünftig. Die “Unschärfe” des Arbeitsmarkts aber ist
durch die Schulung in Schlüsselqualifikationen nicht in den Griff zu bekom-
men. Wir wissen heute, dass es eine Garantie für einen bestimmten Arbeits-
platz nicht gibt, ja nicht einmal eine Garantie für überhaupt einen Arbeits-
platz. Es ist mehr oder weniger Zufall, der durch breite Kenntnisse nur ein
wenig zu lenken ist, wer wann die an einer bestimmten Stelle geforderten
Qualifikationen aufweist, und das gilt nicht nur für abhängig Beschäftigte,
sondern ganz allgemein und nicht nur auf dem Arbeitsmarkt.

Ein Beispiel mag das illustrieren. Als Mertens’ Aufsatz erschien, lagen in
den Schaufenstern der Juwelierläden die ersten quarzgesteuerten Digitaluh-
ren. Sie kosteten mehrere hundert Mark. Ein paar Jahre später gab es Digital-
uhren aus Hongkong in jedem Billigladen für 5, 95 DM, und die deutsche Uh-
renindustrie brach zusammen. Die neuen Uhren waren genauer, billiger und
weniger störungsanfällig als die von einem Federwerk getriebenen. Warum
sollte es überhaupt noch Uhren mit Federaufzugswerk und mit dem kompli-
zierten, unlogischen und am scheinbaren Umlauf der Sonne um die Erde
orientierten analogen Zwei-Zeiger-Zifferblatt geben? In der Schweiz hielten
sich einige Hersteller von teuren Luxusuhren. Dann wurde eine nicht gerade
billige, aber auch nicht teure quarzgesteuerte Analoguhr mit modisch gestal-
tetem Zifferblatt auf den Markt geworfen; ihr Name vereinigte das Verspre-
chen schweizerischer Uhrenqualität und englischsprachige Popkultur. Dane-
ben gibt es heute wieder eine deutsche Uhrenindustrie, die teure Analoguh-
ren mit mechanischem Werk in deutlichem Anschluss an vorindustrielle
Handwerkstradition herstellt. Digitaluhren gibt es kaum noch. In den 90er
Jahren kamen die ersten Funkuhren auf den Markt, zunächst in Form von We-
ckern, später auch als Armbanduhren. Werden sie sich durchsetzen? Oder
kommt demnächst eine neue Generation von Uhren auf den Markt? Diese
Entwicklung, die keiner inneren Logik folgt, hat sich in einem Zeitraum ab-
gespielt, der kürzer ist als die von Mertens veranschlagten 40 Jahre Erwerbs-
leben eines Menschen; niemand konnte sie auch nur in der Tendenz vorausse-
hen. Das bedeutet, dass jede Fort- und Weiterbildung auf dem Gebiet der Uh-
renherstellung für die betroffenen Arbeitskräfte mindestens zu spät gekom-
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men wäre, ja, ihnen in der Regel nichts genützt hätte. Es gibt keine Schlüssel-
qualifikation, die einen traditionell ausgebildeten Uhrmacher befähigt hätte,
der Entwicklung in seinem Beruf standzuhalten, wenn man von ganz allge-
meinen Basisqualifikationen absieht.

Mertens nimmt von den damals schon existierenden Computern nur insofern
Notiz, als er die Kenntnis von “Programmiersprachen” als Schlüsselqualifi-
kation ansieht. Ohne diese Kenntnisse konnte man damals mit Computern
nicht umgehen. Aber dann kam der PC, kamen die industriellen Anwender-
programme, kam die graphische interaktive Oberfläche, kam die Maus ...
Programmiersprachen sind keine Schlüsselqualifikationen mehr, denn min-
destens 99,9 Prozent aller “User” nutzen den Computer ohne die geringsten
Kenntnisse über das Programmieren. In weiten Bereichen der materiellen
Produktion wird heute mit CAD und ähnlichen Techniken gearbeitet, deren
Beherrschung nach kurzer Anlernzeit durchaus möglich ist. Welche Schlüs-
selqualifikationen sind dafür nötig? Im Grunde sind es immer noch die be-
währten alten Kulturtechniken. Nichts Neues unter der Sonne?

7.3 Exemplarische Phantasie oder
soziologisches Lernen? Oskar Negt (1971)

Oskar Negts Programmschrift “Soziologische Phantasie und exemplarisches
Lernen” wurde in der ersten Hälfte der 70er Jahre breit diskutiert, und die
dort niedergelegte, aus der Praxis der gewerkschaftlichen Funktionärsschu-
lung gewonnene Theorie erwies sich als fruchtbar für den gesamten Bereich
dessen, was damals Erwachsenenbildung genannt wurde, obwohl sein Ziel
war, einen ganz beschränkten Bereich von Bildungsarbeit zu reformieren,
der selbst bei einem weit gefassten Begriff von Erwachsenenbildung nicht
einmal zur Gänze diesem Bereich gesellschaftlicher Tätigkeit zugerechnet
werden kann: die gewerkschaftliche Bildungsarbeit, die immer zum Teil
auch Jugendbildungsarbeit war. Aber auch und gerade der Teil gewerk-
schaftlicher Bildungsarbeit, der Erwachsene zu Adressaten hat, ist, wenn
man ihn unter “Erwachsenenbildung” subsumiert, jedenfalls eine spezielle
Form, die denn auch von ihren Theoretikern und Praktikern nicht als Bil-
dung, sondern als Schulung bezeichnet wird. Faktisch sieht die gewerk-
schaftliche Schulungsarbeit vor und nach Negt so aus, dass gewerkschaftli-
che Vertrauensleute und Betriebsratsmitglieder und solche Arbeiter und An-
gestellten, die einen solchen Vertrauensposten einnehmen möchten oder sol-
len, auf ihre mit diesen Funktionen verbundenen Aufgaben vorbereitet und in
ihnen gefördert werden, d. h. in Grundfragen des Arbeits- und Tarifrechts,
Institutionenkunde, zweckgebundener Rhetorik usw. Jugendvertreter wer-
den nicht wesentlich anders geschult. Oskar Negt, der diese Praxis genau
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kannte, hatte nicht weniger vor, als sie zu revolutionieren. Die bisherige
schlechte Praxis bringt Negt mit einem Zitat aus einer Gewerkschaftsbro-
schüre auf den Begriff, das heute wie eine Parodie erscheint: “Der Lehrstoff
ist bestimmt durch die Satzung der Organisation, durch ihre Grundsatzforde-
rungen und Aktionsprogramme, durch die Beschlüsse der Gewerkschaftsta-
ge und durch die Erfordernisse der gewerkschaftlichen Tagesarbeit.” For-
men und Inhalte dieser Art von Gewerkschaftsbildung, so Negt, führten nicht
zu politischem Bewusstsein, seien statisch und nicht motivierend und dem
Diskussionsstand in der Pädagogik, den Erkenntnissen der Soziologie und
den Bedürfnissen der von dieser Art von Schulung erreichten Gewerk-
schaftsmitglieder nicht entsprechend. “Obwohl es heute in der Bundesrepub-
lik im Wesentlichen um die Anpassung von Bildungsniveau und -inhalten an
die Erfordernisse einer fortgeschrittenen kapitalistischen Gesellschaft, nicht
um die Revolutionierung des Erziehungswesens nach polytechnischen
Maßstäben und damit im Emanzipationsinteresse der Menschen geht, ist es
für die vielfältigen Formen der Arbeiterbildung zur Existenzfrage geworden,
den verloren gegangenen Diskussionszusammenhang mit den allgemeinen
Einrichtungen des Bildungssystems (Berufsausbildung, Schule, Universität)
wieder aufzunehmen. Auch diejenigen Gruppen, die sozialrevolutionäre An-
sprüche stellen, werden auf die Dauer nur um den Preis politischer Wirkungs-
losigkeit auf konkrete Vorschläge für die Veränderung des Bildungssystems
und speziell der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit verzichten können.”
(Dies und die folgenden Zitate in: Negt 1971, S. 23 ff.) Formen und Inhalte
dieser Bildungspraxis müssten radikal verändert werden: “In realen Lernpro-
zessen ist die Dialektik zwischen Form und Inhalt zentrales Organisations-
prinzip. Wenn alle Inhalte auf Autonomie, auf Selbstdenken, auf politisches
Bewusstsein und gewerkschaftlich aktives Verhalten hinzielen, so muss
auch die Form des Unterrichts anders sein, als die der autoritären Vermitt-
lung in Schulen. Diese Formen sind nicht zu ersetzen durch noch so plasti-
sche, plausible und richtige Inhalte. Sie müssen sich vielmehr in diesen In-
halten auch darstellen.” (Ist nicht vielmehr gemeint, dass sich die Inhalte in
den Formen darstellen müssen?)

Negts Programm zur Reorganisation der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit
erschien (nach bis auf das Jahr 1963 zurückgehenden Entwürfen in Broschü-
renform und einer ersten, eher gewerkschaftsinternen Buchveröffentlichung
im Jahre 1968) 1971 in überarbeiteter Form als Buch in einem Verlag gesell-
schaftstheoretischer Literatur. Diese Fassung erlebte in kurzer Zeit mehrere
Auflagen. Damit wurde schon deutlich, dass Negts Anliegen nicht nur über
den Bereich der organisationsinternen Bildungsarbeit hinausreichte, son-
dern auch auf ein Interesse in weiteren Kreisen der mit Bildungsarbeit Be-
schäftigten zu treffen hoffte und auch tatsächlich traf. Der von manchen Re-
zipienten nicht beachtete Untertitel “Zur Theorie und Praxis der Arbeiterbil-
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dung” ist freilich ebenso wichtig wie der zunächst nicht leicht verständliche
Haupttitel, der scheinbar in die Irre führt. Die beiden titelgebenden Begriffe
haben nämlich mit Arbeiterbildung im Ursprung nichts zu tun. Den Begriff
des “exemplarischen Lernens” übernimmt Negt aus der Schuldidaktik, und
zwar direkt aus einer Veröffentlichung eines Lehrers an der hochbürgerli-
chen reformpädagogischen Odenwaldschule, nämlich Wolfgang Edelstein.
Dieser begründet den Begriff damit, dass die zunehmende Fülle des lernba-
ren Weltwissens von Einzelnen nicht mehr bewältigt werden könne, so dass
eine strukturierende Auswahl nötig sei, und dass rein normative Lehrweisen
in der Schule immer weniger überzeugend wirkten; das exemplarische Prin-
zip lege die Norm als Norm dar, wahre aber die Offenheit gegenüber dem
Schüler, dem Stoff, der Welt.

Der Begriff der “soziologischen Phantasie” stammt dagegen von dem amerika-
nischen Sozialphilosophen C. Wright Mills. Nach Mills ist “soziologische
Phantasie” die Fähigkeit, “von einer Sicht zur anderen (...) von der politischen
zur psychologischen, von der Untersuchung einer einzelnen Familie zur Ein-
schätzung staatlicher Haushaltspläne” überzugehen und strukturell Zusam-
menhänge zwischen individueller Lebensgeschichte, unmittelbaren Interes-
sen, Wünschen, Hoffnungen und geschichtlichen Ereignissen zu erkennen.

Negt erkennt, dass die beiden Prinzipien, die er im Titel nennt, weder ohne
Weiteres miteinander zu verbinden sind, noch, jeweils für sich, inhaltlich
ausgewiesen werden können: Wodurch wird bestimmt, dass einzelne Sach-
verhalte als exemplarisch für andere gelten können, bzw. woran macht man
die “strukturellen Zusammenhänge” zwischen dem Besonderen und dem All-
gemeinen fest? Verbunden werden diese beiden ursprünglich nicht miteinan-
der in Zusammenhang stehenden Begriff durch eine Theorie, die Negt in der
genannten Veröffentlichung nicht häufig bezeichnet, um die es aber in der
auf sein Buch folgenden Debatte in deutlicher Weise ging: die marxsche
Wirtschafts- und Gesellschaftstheorie. Ohne das Bindeglied der Kritik der
Politischen Ökonomie und vor allem für den dieser Theorie immanent impli-
ziten Begriff der gesellschaftlichen Totalität ständen die beiden Termini des
Titels unverbunden nebeneinander. Die Gesellschaft der Bundesrepublik,
das ist Negts Überzeugung, wird, wie indirekt auch immer, in allen wesentli-
chen Aspekten vom Charakter der kapitalistischen Warenproduktion und der
Ausbeutung der Arbeiter durch das Kapital bestimmt. Dieser Charakter liegt
jedoch nicht offen zutage und ist nicht unmittelbar erfahrbar. Daraus folgt
die Notwendigkeit, hinter den Erfahrungen der einzelnen Arbeiter den ge-
samtgesellschaftlichen Zusammenhang aufzusuchen und aufzuzeigen.

Die überaus fundierte Darlegung in Negts Buch kann hier nur in starker Ver-
kürzung referiert werden. Ausgangspunkt ist die von den Industriearbeitern
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erfahrene Wirklichkeit. Negt zitiert aktuelle Studien über das Bewusstsein
der Arbeiter, das von Statusinkonsistenz gekennzeichnet sei. Der heutige Ar-
beiter lebt nach Oskar Negt “in einer permanenten Spannung zwischen dem
Gefühl der Unabwendbarkeit seiner sozialen Lebensbedingungen und dem
Wunsch (...), nicht mehr Arbeiter sein zu müssen”. Negt fragt freilich an die-
ser Stelle nicht danach, was “der Arbeiter” stattdessen sein möchte. Die Stu-
dien, auf die Negt sich bezieht, deuteten darauf hin, dass den Arbeitern ein
Leben als Kleinbürger erstrebenswert erschien, und dass sie, sobald und so-
weit es ihnen möglich war, Attribute des Kleinbürgerdaseins sich anzueig-
nen begannen. Negt scheint hier zwei Grunderfahrungen des Arbeiterdaseins
in eins zu setzen: zum einen den Zwang, harte körperliche Arbeit gegen rela-
tiv geringen Lohn leisten zu müssen, und zum anderen das Schicksal, Arbei-
ter zu sein, d. h. aus seiner als eingeschränkt erfahrenen Lage nicht durch ei-
gene Anstrengung herauskommen zu können. Das erste wäre die ökonomi-
sche Kategorie, aus der sich allenfalls Klassenbewusstsein im marxistischen
Sinne entfalten ließe, nämlich durch die Erkenntnis, durch die eigene Arbeit
den Profit der Unternehmer zu schaffen, also nicht für sich, sondern für ande-
re zu arbeiten; das zweite Element des Arbeiterbewusstseins lässt sich jedoch
nur in einer soziologischen Begrifflichkeit bewusst machen, die als Klassen-
lage zu bezeichnen jedenfalls vom marxschen Klassenbegriff her nicht kor-
rekt ist, da es sich im Wesentlichen um Schichtmerkmale handelt, an denen
diese Erfahrung verallgemeinert werden kann. Konsequent inkonsequent
wechselt Negt daher ständig zwischen den Begriffen “Klasse” und “Schicht”
hin und her. Unter der Überschrift “Schichtenspezifische Lernprozesse”
werden z. B. die Folgen einer “klassenspezifischen Sozialisationspraxis” be-
handelt.

Negts Anliegen lässt sich so formulieren: Angesichts der Tatsache, dass das
Bewusstsein insbesondere von Arbeitern mit lebensgeschichtlich erworbenen
Erfahrungen geradezu verklammert ist (und eben nicht aus theoretischer Ar-
beit erwächst), sollen diese Erfahrungen selbst zum Gegenstand gemeinsamer
Reflexion gemacht werden, um sie aus ihrer durch die arbeitsteilig organisier-
te Begrenztheit und Ungeschichtlichkeit bedingten Zusammenhanglosigkeit
herauszuheben und dadurch den Arbeitern ihre scheinbar nur individuelle
Lage in ihren gesamtgesellschaftlichen Dimensionen begreiflich zu machen.
Dahinter steht allerdings Negts Überzeugung, dass es eine die gesamtgesell-
schaftlich bedingte Lage der einzelnen Arbeiter heute korrekt abbildende und
unfehlbar zur politischen Praxis führende Theorie gibt, eben die marxistische
Gesellschaftsanalyse. Werden individuelle Arbeitererfahrungen zusammen-
getragen, auf das Gemeinsame und Unterschiedliche hin verglichen und mit
der geschichtlichen Situation in Beziehung gesetzt, so ergibt sich – das ist
Negts Überzeugung – Klassenbewusstsein als für die Arbeiterklasse typische
und wichtige Bildung. Anima proletaria naturaliter Marxistica, möchte man
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fast sagen, ein Wort des Augustinus verwendend – wobei man allerdings den
Kapitalismus als “zweite Natur” zu verstehen hätte.

“Exemplarisch”, so erläutert Negt in einem Glossar, bedeute: “von Einzeler-
scheinungen ausgehend gesellschaftliche Prozesse und Strukturen erklären,
an einzelnem wesentliche Elemente des Gesamtzusammenhangs deutlich
machen”. Voraussetzung dieser Erläuterung ist, dass es einen solchen Ge-
samtzusammenhang gibt. Nicht jedes Einzelphänomen eignet sich nämlich
als Exempel. So dürfe man z. B. nicht Robespierre als Beispiel für den Dikta-
tor schlechthin darstellen und damit Hitler erklären. Individuelle Erfahrun-
gen von Arbeitern dagegen, so muss man schließen, sind, von individuellen
Zufällen entkleidet, überindividuell, klassenmäßig bedingt und aus der ge-
sellschaftlichen Totalität heraus zu verstehen.

Negts Ziel, daran lässt er keinen Zweifel, besteht darin, die Arbeiterklasse
auf eine sozialrevolutionäre Situation vorzubereiten und in den Arbeitern
selbst das Bewusstsein entstehen zu lassen, dass nur diese sozialrevolutionä-
re Situation und ihr eigenes Handeln in einer solchen Situation die beklagte
Statusinkonsistenz aufheben können. Begründet werden soll “eine sozialre-
volutionäre Doppelstrategie, in der sich demokratische Veränderungen und
Bewusstseinsbildungsprozesse mit der systemsprengenden Radikalität, der
Theorieentwicklung und experimenteller Praxis verbindet” (sic!).

Nun waren damals, in der zweiten Hälfte der 60er und am Beginn der 70er
Jahre, viele der Meinung, dass eine sozialistische Revolution in West-
deutschland nicht nur wünschenswert, sondern auch machbar sei. Was fehlte,
war nach Meinung vieler Engagierter nur das Klassenbewusstsein der Arbei-
ter, die von einem solchen Umsturz doch am meisten zu profitieren hätten,
nämlich durch das Ende ihrer Ausbeutung. Das Besondere an Negts Ansatz
besteht darin, dass er die revolutionäre Bildung innerhalb der Gewerkschaf-
ten ansiedeln wollte.

Nach Negt sind Gewerkschaften zwar einerseits (über Arbeitsgesetze – das
BetrVerfG wurde 1972 verabschiedet – und als Tarifpartner) in das kapitalis-
tische Herrschaftssystem eingebunden. Andererseits sind sie jedoch auch
Träger von Gegenmacht. Negt scheint, obwohl er sich dazu nie konkret ein-
lässt, anzunehmen, dass eine gesellschaftliche Situation denkbar und kon-
kret auch vorstellbar ist, in der die Gewerkschaften eine wichtige, wenn nicht
die entscheidende Rolle bei einer radikalen Umwälzung der Gesellschaft ein-
nehmen. Denn, so wird er nicht müde zu betonen, die Gewerkschaften sind
die Organisationen, in denen die Arbeiter als Träger dieses erwarteten Um-
sturzes ihr wichtigstes Machtmittel haben. Auf diese, sagen wir es offen, Re-
volution hin soll gewerkschaftliche Bildungsarbeit ausgerichtet sein. Diese
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Auffassung von den Funktionen einer Gewerkschaftsorganisation entspricht
zwar sicherlich der Definition einer nützlichen Gewerkschaft, die Karl Marx
1849 am Ende seines Vortrags über “Lohnarbeit und Kapital” formulierte,
geht aber an der Realität der Gewerkschaften des Deutschen Gewerkschafts-
bundes in den 60er Jahren und später weit vorbei. Den von Negt referierten
soziologischen Darstellungen des verdinglichten und an oberflächlichen
Phänomenen festgemachten Arbeiterbewusstseins entsprachen offenbar ge-
radezu ideal die bürokratisch verkrusteten theoretischen Vorstellungen und
die auf Lohnzuwächse und Arbeitszeitverkürzung abzielenden praktischen
Tätigkeiten der Gewerkschaften und ihrer Funktionäre, die nicht nur zu so-
ziologischer Phantasie nicht in der Lage waren, sondern zugleich sich in den
bestehenden Verhältnissen wohnlich und wohlig eingerichtet hatten. Kurz
gesagt: Sowohl nach dem Selbstverständnis der Funktionäre und Mitglieder
der Gewerkschaften als auch im Sinne einer systemtheoretischen Gesell-
schaftsanalyse war es keineswegs die Aufgabe der Gewerkschaften, eine “so-
zialrevolutionäre Doppelstrategie” zu betreiben, von gesetzlichen Bestim-
mungen, die einen Revolutionär freilich nicht schrecken sollten, einmal ganz
abgesehen. Der Antikapitalismus, den die Gewerkschaften damals häufig,
heute noch bei bestimmten Anlässen in gemilderter Form propagieren, ge-
hört zur Rhetorik, ist ein Mittel der organisationsinternen Sozialintegration,
ist aber eben nicht auf eine revolutionäre Praxis hin ausgerichtet. Freilich
war diese Rhetorik intern durchaus wirkmächtig, und deshalb wurde Negt
nicht etwa wegen dieser revolutionären Zielsetzung angegriffen, sondern
überwiegend mit scheinbar einleuchtenden Einwänden aus der Praxis kon-
frontiert.

Eher oberflächlich erscheinen die Hauptpunkte der vor allem von gewerk-
schaftlichen Bildungspraktikern geübten Kritik an der Unpraktizierbarkeit
von Negts theoretischem Ansatz, der allgemein als gerechtfertigt und be-
gründet angesehen wurde. Diese Hauptkritikpunkte aus der gewerkschaftli-
chen Bildungspraxis waren:

1. Der Zeitfaktor. Negts Konzeption sieht eine zeitaufwändige gemeinsame
Erfahrungspraxis als eigentliche Lernform vor. Auf gewerkschaftlichen
Wochenendseminaren usw. sei die Zeit dafür einfach nicht vorhanden.
Dieses Argument ist freilich gedanklich nicht von der Weigerung zu tren-
nen, eine als bewährt verstandene traditionelle gewerkschaftliche Bil-
dungsarbeit infrage zu stellen.

2. Die Heterogenität der Teilnehmer, die keinen gemeinsamen Erfahrungs-
hintergrund haben, macht gemeinsame Erfahrung weitgehend unmöglich.
Auch dies ist ein Argument, das durch organisatorische und inhaltliche
Veränderungen der bisherigen Praxis erst zu überprüfen wäre. Offenbar
verbirgt sich hinter diesem Einwand eine unbegriffene Kritik an Negts
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grundlegendem Ansatz, in individuellen Erfahrungen die Übereinstim-
mung der “Klassenlage” innerhalb der gesellschaftlichen Totalität aufzu-
spüren.

3. Die konkreten Bildungsanforderungen der Teilnehmer. “Die Motivation
der Kollegen zur Teilnahme an gewerkschaftlichen Bildungsveranstaltun-
gen resultiert aus der Ausübung der Funktion als Vertrauensmann oder Be-
triebsratsmitglied. Ihre Bildungserwartungen konzentrieren sich in aus-
geprägter Weise auf die Vermittlung instrumenteller, insbesondere recht-
licher Kenntnisse und Fähigkeiten zur Wahrnehmung der mit diesen Funk-
tionen verbundenen Aufgaben.” (Hansgeorg Conert, in: Brock 1978) Das
mag so zutreffen und würde von Negt sicherlich auch nicht bestritten; von
Negts eigener Darstellung der von ihm kritisierten Bildungsarbeit unter-
scheidet sich dieser Einwand ausschließlich darin, dass die bisherige Pra-
xis auf die Motivation der Teilnehmer an Bildungsveranstaltungen zu-
rückgeführt wird – denen freilich keine große Auswahl gewerkschaftli-
cher Bildungsangebote zur Verfügung steht.

Negt und seine Kritiker redeten offenbar aneinander vorbei. Während die
Praktiker von einer Gewerkschaft ausgingen, wie sie ist, bezog sich Negt auf
eine Gewerkschaft, wie sie seiner Meinung nach sein sollte. Hinter den Argu-
menten, die gegen eine Realisierbarkeit von Negts Vorschlägen vorgebracht
wurden, verbirgt sich nur allzu deutlich das entscheidende Argument: Die
von Negt aufgezeigte revolutionäre Zielsetzung wurde von den Bildungsver-
antwortlichen der Gewerkschaften keineswegs geteilt und seine Theorie da-
her niemals konsequent einem Praxistest ausgesetzt. Der Praxistest für Negts
Theorie wäre eine sozialistische Revolution, in der die Kader des Deutschen
Gewerkschaftsbundes wie Otto Brenner und Heinz Oskar Vetter das kämpfe-
rische klassenbewusste Proletariat auf die Barrikaden und an die Macht ge-
führt hätten – eine Vorstellung, die schon damals nichts als illusionär war
und sich in Hinblick auf Realitätsnähe nicht im Geringsten von gleichzeiti-
gen Versuchen unterschied, in studentischen Wohngemeinschaften ver-
schiedene marxistisch-leninistische Parteien zu gründen, die den Anspruch
erhoben, die Weltrevolution vorzubereiten und dereinst durchzuführen.

Dass Negts Konzeption dennoch einflussreich war und anregend auf weitere
Bereiche des Bildungswesens wirkte, ist daher einem doppelten Missver-
ständnis zu verdanken. Einerseits nämlich wurden in die Praxis der Bildungs-
arbeit nicht nur der Gewerkschaften, sondern auch in Jugendverbänden, an
Volkshochschulen und über junge Schullehrer dann auch wiederum in die
schulische Lehre Elemente des “exemplarischen Lernens” eingeführt, oft vor
dem Hintergrund der marxistischen Gesellschaftstheorie, aber ohne den
Aspekt des Negtschen Erfahrungsbegriffs, also im Sinne durchaus traditio-
neller intellektueller Bildungsarbeit. Beispiel: An einem konkreten politi-
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schen Ereignis, der Berichterstattung darüber und unter Heranziehung von
Hintergrundmaterial wird von den Teilnehmern einer Bildungsveranstaltung
(Wochenendseminar, Projektunterricht in der Schule, Volkshochschulkurs)
eine Gesamtanalyse des gesellschaftlichen Systems in der Bundesrepublik
erarbeitet. Dabei ging es dann um die Schaffung von gesellschaftlichen
Kenntnissen und politischem Bewusstsein, nicht aber um Klassenbewusst-
sein, denn Teilnehmer an solchen Bildungsveranstaltungen könnten Arbeiter
ebenso wie andere Lernwillige sein. Andererseits erwies sich der von Negt
entwickelte Erfahrungsbegriff als fruchtbar für den gesamten Bereich der
(jedenfalls außerschulischen) Bildungsarbeit, hier nun wiederum abgekop-
pelt von der marxschen Gesellschaftsanalyse und daher im Grunde missver-
standen: Negts theoretische Konzeption traf auf die in der Studentenbewe-
gung bereits angelegte Tendenz, das Individuelle mit dem Politischen zu
koppeln oder sogar die Identität der beiden Bereiche zu behaupten (z. B.
Kommune I). “Sich einzubringen” wurde zur Forderung auch in sach- und
zielbezogenen Bildungsveranstaltungen, und wer nicht seine persönlichen
Erfahrungen und seine individuelle Betroffenheit von einem Sachverhalt
thematisierte, galt als Außenseiter und Störenfried. Bildungsveranstaltun-
gen, in denen die Gruppendynamik zum Inhalt (statt zur störenden oder för-
derlichen Begleiterscheinung) wurden, und “Selbsterfahrungs”-Veranstal-
tungen zunächst der Frauenbewegung schlossen sich an. Ja, wenn man will,
kann man Folgen von Oskar Negts revolutionär gemeintem Erfahrungs-An-
satz im Psycho-Boom der 80er Jahre und sogar noch in den heutigen Nach-
mittags-Talkshows und der Wellness-Industrie sehen.

7.4 Erwachsenenbildung als Zwangsmaßnahme?
Dieter Axmacher (1974)

Man kann sich kaum einen größeren Gegensatz zwischen zwei etwa gleich-
zeitigen Theorien über scheinbar denselben Gegenstand vorstellen als den
zwischen Negts “Soziologische Phantasie und exemplarisches Lernen” ei-
nerseits und “Erwachsenenbildung im Kapitalismus” von Dirk Axmacher an-
dererseits. Dabei verstehen sich beide Autoren als Marxisten und sehen ihre
Theorie als Anwendung und Fortentwicklung der marxschen Gesellschafts-
analyse auf ein bestimmtes Teilgebiet.

Axmachers Versuch einer marxistischen Analyse der Erwachsenenbildung
im Kapitalismus erschließt Neuland, indem eine etablierte Theorie auf einen
Gegenstand angewandt wird, mit dem sie bisher noch nicht auf angemesse-
nem Niveau in Verbindung gebracht wurde. Axmacher referiert, dass nach
allgemeiner Ansicht in den 60er Jahren eine “kopernikanische Wende” in der
Theorie und Praxis der Erwachsenenbildung in der Bundesrepublik stattge-
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funden habe, und versucht, mit Hilfe der Kategorialität des marxschen “Ka-
pital” Wesen und Funktion dieser Wende zu analysieren. Seine Darlegung
geht von der marxschen Unterscheidung zwischen extensiver und intensiver
Ausbeutung des Arbeiters aus. Bezeichnet jene (auch “Produktion des abso-
luten Mehrwerts” genannt) die seit Beginn des Kapitalismus herrschende
Tendenz, die im Prinzip gleich bleibende, wenig Ausbildung erfordernde Ar-
beit durch Verlängerung des Arbeitstages möglichst auszudehnen, so verän-
dert diese (die “Produktion des relativen Mehrwerts”) die Arbeit inhaltlich,
bei gleich bleibender Länge oder gar Verkürzung der individuellen Arbeits-
zeit. Marx unterscheidet drei aufeinander folgende Methoden der relativen
Mehrwertsteigerung, die aber nach ihrer Etablierung zusammen angewandt
werden: die Kooperation, d. h. die Synthese gleicher oder verschiedener Ar-
beiten unter einem Dach in Form der Manufaktur, die zunehmend differen-
zierte Arbeitsteilung und schließlich die Mechanisierung der Arbeit. Mit der
immer differenzierteren Arbeitsteilung wird es in steigendem Maß nötig, die
Arbeit zu qualifizieren. Soweit referiert Axmacher Marx durchaus korrekt,
und seine Darlegung stimmt mit ähnlichen Gedanken bei Negt überein. Für
Marx entsteht an dieser Stelle das theoretische Problem, dass die von ihm mo-
difiziert übernommene Arbeitswerttheorie der klassischen englischen Öko-
nomie den Wert der Waren durch die Dauer der zu ihrer Herstellung benötig-
ten Arbeit bestimmt sieht, qualifizierte Arbeit jedoch zweifellos zur Herstel-
lung derselben Warenmenge weniger Zeit braucht als unqualifizierte, also in
gleichen Zeiträumen höhere Werte schafft. Marx löst dieses Problem wie vor
ihm schon David Ricardo durch die Einführung des Begriffs der “gesell-
schaftlich notwendigen Arbeitszeit”, der bei vielen sich als Marxisten verste-
henden Theoretikern Verwirrung gestiftet hat, weil das Wort “notwendig”
missverstanden wurde. “Gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit” heißt für
Marx nichts weiter als: bei einem gegebenen Stand der technischen Entwick-
lung und der Ausbildung der Arbeiter in einer Volkswirtschaft durchschnitt-
lich erforderliche Zeit zur Herstellung einer bestimmten Ware(nmenge). Da-
mit will Marx das mögliche Missverständnis ausräumen, dass man durch Trö-
deln oder durch die Verwendung veralteter, zu langsamer Maschinen dem
Produkt einen höheren Wert verschaffen könnte. Axmacher zitiert einen Satz
aus Marxens “Kapital”, der eben dieses Missverständnis ausschließen soll:
“Der wirkliche Wert einer Ware ist aber nicht ihr individueller, sondern ihr
gesellschaftlicher Wert, d. h. er wird nicht durch die Arbeitszeit gemessen,
die sie im einzelnen Fall dem Produzenten tatsächlich kostet, sondern durch
die gesellschaftlich zu ihrer Produktion erheischte Arbeitszeit.” (Marx 1957,
S. 336) Axmacher missversteht den marxschen Gedanken, indem er schreibt:
“Wenn die Arbeitszeit den Austausch der individuellen Arbeitsprodukte in
gesellschaftlichem Maßstabe bestimmt, dann muss dieser Arbeitszeit eine
weitere Bestimmung zukommen, nämlich ausschließlich notwendige Ar-
beitszeit zu sein.” (Axmacher 1974, S. 89 f.) Axmacher unterscheidet also
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zwischen “notwendiger” und (im Sinne des Unternehmens) nicht notwendi-
ger Arbeitszeit, d. h. Zeit, in der notwendige, und Zeit, in der nicht notwendi-
ge Arbeit geleistet wird. Weil die Unternehmer darauf achten müssen, dass
wirklich “ausschließlich” notwendige Arbeit geleistet wird, wird im Stadium
der entwickelten Industrie eine besondere “Aufsichtspflicht” notwendig, die
zwar zu den faux frais der Produktion gehört, ohne die gleichwohl die Mehr-
wertproduktion nicht möglich ist, vor allem, weil die Zusammenführung vie-
ler Arbeiter an einem Ort die Gefahr von Aufruhr mit sich brächte. Offen-
sichtlich steht bei Axmacher im Hintergrund die den Kapitalisten unterstellte
Befürchtung, die Arbeiter könnten in ihrer Arbeitszeit irgendetwas nicht
Notwendiges, vielmehr Unerwünschtes tun. Während der Gedanke der Kon-
trolle bei Marx an dieser Stelle nur eine geringe Rolle spielt, stellt Axmacher
ihn in den Mittelpunkt. Das widerspricht Marx’ Ansicht, denn eine Auf-
sichtspflicht hat es auch zurzeit der reinen absoluten (extensiven) Mehrwert-
produktion gegeben, mit Arbeitshäusern, Prügelstrafen und gar der Sklave-
rei. Von der von Axmacher vermuteten Angst der Kapitalisten, die Arbeiter
könnten etwas tun, was im Sinne der Ausbeutung nicht notwendig wäre, ist
bei Marx gar nicht die Rede. Es geht Axmacher hier darum zu betonen, dass
das Kapital wirklich alles unter seiner Kontrolle hat.

Axmachers groteskes Missverständnis wird noch einmal an folgender Ge-
genüberstellung deutlich. Marx wiederholt einen leicht einsichtigen metho-
dischen Gedanken; es handelt sich nicht um eine Behauptung, sondern um
eine logisch-mathematische Grundregel; heute würde man vielleicht sagen,
dass “Wert” nur eine statistische Größe ist: “Im Wert vergegenständlichte
Arbeit ist Arbeit von gesellschaftlicher Durchschnittsqualität, also die Äu-
ßerung einer durchschnittlichen Arbeitskraft. Eine Durchschnittsgröße exis-
tiert aber immer nur als Durchschnitt verschiedner Größenindividuen dersel-
ben Art.” (Marx 1957, S. 341) Aus dieser sachlichen Feststellung macht Ax-
macher anklagend: “ (...) erzwingt das Regime des Kapitals über die ihm un-
terstellten Arbeitskräfte, dass bei ihnen ‘die Äußerung einer durchschnittli-
chen Arbeitskraft’ stattfindet.” (Axmacher 1974, S. 90) Dieser Satz ist sinn-
los; einen Durchschnitt kann man nicht erzwingen; wendete das Kapital kei-
nen besonderen Zwang an, wäre die wertsetzende Arbeit immer noch der
Durchschnitt aller einzelnen Arbeiten.

Nach Axmacher kann Erwachsenenbildung im Kapitalismus immer und un-
ter allen Umständen nur Zurichtung für die bessere Verwertung im Sinne des
Kapitals sein, Klassenkampf der Kapitalisten gegen die Arbeiter. Die Kapita-
listen bedienen sich für ihre Zwecke des Staates. Wesentliche Funktion des
Staates ist nach Axmacher “die Herstellung allgemeiner und gleicher Aus-
beutungsbedingungen für alle Kapitale” (Axmacher 1974, S. 118), was abge-
sehen von der Verdinglichung des Kapital-Begriffs eine unzulässige Verein-
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fachung entsprechender marxscher Gedankengänge ist. Da das einzelne Ka-
pital bemüht ist, die faux frais abzuwälzen, ruft es nach dem Staat, der mög-
lichst viele Bereiche der Produktion und Reproduktion, also der Qualifikati-
on der Arbeitskräfte übernehmen soll, und zwar vor allem diejenigen Be-
standteile des Qualifizierungsbedarfs, die hohen Allgemeinheitsgrad haben.
Mit letzterer Feststellung ist unseres Erachtens zwar die Funktion der so ge-
nannten “Schlüsselqualifikationen” im Grunde richtig beschrieben. Dass
Axmachers Darlegung dennoch so wenig realitätsbezogen erscheint, liegt
daran, dass er sie mit herausgegriffenen Zitaten aus dem ersten Band des “Ka-
pital” (der “Das Kapital im Allgemeinen” behandelt und nicht die entfaltete
kapitalistische Gesellschaft, und der dieses Abstraktionsniveau gerade dort
betont, wo “der Kapitalist” als “Charaktermaske” auftritt) allein aus dem
Ausbeutungsinteresse “des Kapitals” begreift. Dieses Vorgehen hat eine
doppelte Folge. Zum einen wird die neue Situation nach dem Zweiten Welt-
krieg und in der dritten technologischen Revolution nicht erfasst, die von ei-
nem ständig rascher werdenden Wandel der Technologien bestimmt ist und
daher das erwartete Qualifikationsniveau innerhalb eines Arbeitslebens
mehrfach umwälzt. Das Kapital in seinem Mehrwerthunger bleibt sich nach
Axmacher immer gleich, auch wenn an die Stelle der Qualifizierung der Ar-
beitskraft auf wechselnde Verwendungssituationen die Ausbildung zur
“Kompetenz, sich selbsttätig regulierend an immer neuen Verwendungssi-
tuationen zu orientieren”, tritt (Axmacher 1974, S. 74), ein reiner Formwan-
del, der an der Sache im Prinzip nichts ändert. Zum anderen wird Erwachse-
nenbildung auf die Fortbildung kapitalistisch verwertbarer Qualifikation re-
duziert. Sie hat kein Eigenleben und keine Binnendifferenzierung, jedenfalls
keine, die auf der abstrakt-theoretischen Ebene erwogen werden müsste. Er-
wachsenenbildung dient dem Kapital, basta. Widerstreitende Interessen ne-
ben der grundlegenden Klassenauseinandersetzung kommen nur als Konkur-
renz zwischen verschiedenen “Kapitalen” vor. Die marxsche Versuchsan-
ordnung – hier die Charaktermaske des Kapitalisten, da der Proletarier – wird
für bare Münze genommen.

Das heißt weiter: Es gibt für Axmacher kein Interesse an Bildung, weder bei
den Kapitalisten noch bei den Erwachsenenbildungs-Akteuren noch bei den
Rezipienten. Die sich fortbildenden Menschen kommen bei ihm einfach
nicht vor, es sei denn als ausgebeutete Arbeitskräfte. Axmacher kennt keine
Lust an Erkenntnis, und er beklagt auch nicht etwa die geringe Bildungsmoti-
vation der Arbeiter. Sie haben ja ohnehin nichts davon, wenn sie etwas ler-
nen. Axmachers Sicht der kommenden Entwicklung ist pessimistisch. Wenn
die Arbeiter sich fortbilden, sind sie sowohl Opfer eines Verblendungszu-
sammenhangs als auch infolge ihrer zusätzlichen Ausbildung Opfer ver-
schärfter Ausbeutung. Axmacher nimmt ein Bild von Hans Paul Bahrdt auf
und widerspricht ihm: Erwachsenenbildung sei nicht mehr einer langsam
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nach unten laufenden Rolltreppe zu vergleichen, auf der man, fleißig klet-
ternd, doch nach oben kommen könne. Nein, Weiterbildung führe heute zu
weiterem Abstieg. (Axmacher 1974, S. 117) Klug ist die Arbeiterklasse, die
sich ihr verweigert!

Einigermaßen unvermittelt erscheint am Ende fern am Horizont ein deus ex
machina. In der neuen, die Selbsttätigkeit des Individuums zwangsläufig för-
dernden Erwachsenenbildung gibt es auch “subversive Potenzen”. Deren
“Manifestation” hängt jedoch “von der Stärke und Entschlossenheit der Ar-
beiterklasse und ihrer Organisationen, vor allem der Gewerkschaften, ab,
den Kampf um bessere Reproduktionsbedingungen für die Arbeiterklasse im
Ausbildungssektor mit der Beseitigung des Systems der Lohnarbeit über-
haupt zu verbinden.” (Axmacher 1974, S. 209) Wenn einerseits nicht ganz
klar wird, ob “im Ausbildungssektor” der Kampf stattfindet, die Reproduk-
tionsbedingungen liegen oder die Arbeiterklasse lebt, so würde man anderer-
seits doch gern mehr als ein paar dürre Sätze über die subversiven Potenzen,
die roten Glanzlichter innerhalb der in so schwarzen Farben gemalten Er-
wachsenenbildung im Kapitalismus erfahren. Sie liegen anscheinend und un-
vermittelt darin, dass erstens der Staat den Ausbildungssektor gar nicht ge-
mäß den Anforderungen des Kapitals planen kann, zweitens das Kapital auf
die Produktion von “’dynamischen’, einsatzbereiten, vielseitig verwen-
dungsfähigen, informierten und bei alledem partiell kritischen Arbeitskräf-
ten” angewiesen ist und drittens “nie zuvor die Widersprüche der Gesell-
schaft unmittelbarer in die Bildungspraxis der Lohnabhängigen eingegangen
sind als gegenwärtig”. (Axmacher 1974, S. 208 f.) In diesem Sinne, so kann
man annehmen, rechtfertigt der Marxist Dirk Axmacher seine eigene Beteili-
gung an einer Veranstaltung, die doch eigentlich nur dem Interesse des Kapi-
tals an der Ausbeutung der Lohnabhängigen dient. Leider findet sich in sei-
nem Buch nicht der Ansatz zu einer Darlegung einer Art von Erwachsenen-
bildung, die ein solches subversives Potential aufwiese. Man erführe wirk-
lich gern, was Axmacher seine Klienten an der Heimvolkshochschule, an der
er mehrere Jahre tätig war, gelehrt hat.

Wir bestreiten keineswegs die Berechtigung einer theoretischen Analyse der
Debatten um die Erwachsenenbildung, die von den Entwicklungen und Kri-
sen innerhalb der kapitalistischen Wirtschaft ausgeht. Ausbildung ist nun
einmal zu einem ganz wesentlichen Anteil Qualifikation für wirtschaftliche
Tätigkeit, Arbeitsqualifikation. Und eine Erwachsenenbildung, die konse-
quent an ihrem Markt, nämlich an den Interessen der Arbeitskräfte beschäfti-
genden Unternehmen vorbeiplante und -ausbildete, würde ihren Zweck
gänzlich verfehlen und über kurz oder lang beseitigt. Wir teilen Axmachers
Kritik an dem illusorischen Bildungsbegriff Sieberts. Wir meinen allerdings,
dass Bildung ein Wert an sich ist, nicht abstrakt, wohl aber für denjenigen,
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der sie sich erwerben kann, und wir sind davon überzeugt, dass Marx nicht
den finsteren Determinismus gelehrt hat, den Axmacher ihm unterstellt. Es
ist übrigens in Axmachers Konzeption unverständlich, dass das Kapital, das
über seinen Agenten, den Staat, das Fortbildungswesen steuert, nicht in der
Lage sein sollte, die von Axmacher denn doch am Schluss vermutete Spreng-
kraft von Bildung zu entschärfen. Wenn man schon in einer Art Verschwö-
rungstheorie die konsequente Fremdsteuerung der gesamten Erwachsenen-
bildung durch Staat und Kapital unterstellt, sollte man diesem allmächtigen
Kartell nicht zugleich Schwäche und Unfähigkeit unterstellen.

7.5 Verwissenschaftlichung der Erwachsenenbildung?
Lutz von Werder (1975)

Im Bewusstsein nicht weniger derjenigen, die Anfang der 70er Jahre die
Theorie der Erwachsenenbildung weiterzubilden versuchten, war ihr eigener
Übergang von der Studentenzeit in die Bildungspraxis ein historischer Neu-
anfang, Beginn einer neuen Epoche, die zu allem Herkömmlichen in diame-
tralem Gegensatz stand. Als theoretisches Modell lag Oskar Negts für den
Raum gewerkschaftlicher Schulungsarbeit gedachte Konzeption vor. Lutz
von Werder versuchte 1975, Negts Ansatz in Form eines “Einführungskurses
für Pädagogen” zukünftigen akademisch ausgebildeten Erwachsenenbild-
nern zu vermitteln (in: Siebert 1977, S. 223 ff.). Bei der Umsetzung in ein uni-
versitäres Lehrfach ergaben sich typische Abwandlungen.

Zunächst erklärt von Werder die Notwendigkeit einer grundlegend neuen
Konzeption der Lernziele des neuen Studienfachs Erwachsenenpädagogik.
Dieses Studienfach dient der Professionalisierung der Erwachsenenbildung
und damit deren Eingliederung in das gesamte Bildungssystem der Bundes-
republik. Da dieses Bildungssystem als bürgerliches die Klassenstrukturen
der Gesellschaft spiegelt und verstärkt, bedeutet die Einbeziehung der Er-
wachsenenbildung in dieses System die Reproduktion dieser Strukturen auch
auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung. Von Werder geht dabei von Negts
Feststellung aus, dass das Bildungsangebot der Erwachsenenbildung von ei-
nem Großteil der Bevölkerung – nämlich den Industriearbeitern und den An-
gestellten in den Großraumbüros – nicht wahrgenommen werden könne.
Deutlicher als Negt formuliert von Werder dies als Vorwurf: Seiner Meinung
nach “äußert sich der Klassencharakter des Erwachsenen-Bildungssystems
darin, dass er die Unterprivilegierten weitgehend von der Weiterbildung aus-
schließt.” (von Werder, in: Siebert 1977, S. 224) Schon hier wären einige kri-
tische Rückfragen zu stellen, nämlich erstens, ob der Begriff der “Unterprivi-
legierung” nicht einem anderen kategorialen System entstammt als die offen-
bar beabsichtigte Analyse des Klassencharakters von Gesellschafts- und Bil-
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dungssystem, und zweitens, ob “Erwachsenen-Bildungssystem” und “Wei-
terbildung” auf derselben begrifflichen Ebene liegen, und drittens, ob es
nicht eine Mystifizierung gesellschaftlicher Verhältnisse ist, wenn dem
“Klassencharakter” geradezu eine Absicht unterstellt wird. Ferner stellen
wir vorab fest, dass von Werders ebenfalls marxistisch begründeter Bil-
dungsbegriff sich grundlegend von dem Dirk Axmachers unterscheidet.
Während bei Axmacher Erwachsenenbildung im Großen und Ganzen dazu
diente, die Arbeiterklasse zu disziplinieren und auf die neuen Formen der
Ausbeutung hin zu konditionieren – was ja bedeutet, dass Erwachsenenbil-
dung eine Veranstaltung ist, der die Arbeiterklasse in erster Linie unterzogen
wird –, ist ganz im Gegensatz dazu nach von Werder Bildung ein Gut, das den
“Unterprivilegierten” vorenthalten wird. Wir stellen hier schon eine gedank-
liche Inkonsistenz fest. Gegenüber dem monolithisch der Mehrwertauspres-
sung gewidmeten kapitalistischen System Axmachers erscheint die kapita-
listische Gesellschaft bei von Werder als ein diffuses Gebilde, in dem sich
zwar ein bestimmter Klassencharakter zeigt, das aber offenbar nicht in der
Lage ist, diesem Charakter gemäß zu funktionieren.

Überflüssig ist es zu wiederholen, dass es unserer Meinung nach nicht “die”
Weiterbildung gibt, von der einige profitieren, von der andere ausgeschlos-
sen werden. Dass der Sachverhalt korrekt dargestellt ist, darf wohl nicht be-
zweifelt werden: Die traditionellen Formen und Inhalte öffentlicher Weiter-
bildung vernachlässigten die Arbeiter und wurden von den Arbeitern ver-
nachlässigt. Von Werder sieht nun in der “traditionellen” Theorie der Er-
wachsenenbildung eine Ideologie im Sinne von Karl Marx und Max Horkhei-
mer, verblendet vom Schein der klassenindifferenten Oberfläche. Ideologie,
die es zu kritisieren und zu durchbrechen gilt, wird also als Selbsttäuschung
verstanden, nicht etwa als Kampfinstrument. Erst eine kritische Wissen-
schaft, die diese Oberfläche durchstößt und “die Gesellschaft im Kern als
Produkt menschlicher Arbeit mit den aus ihr hervorgehenden Herrschafts-
verhältnissen fassen kann”, darf eigentlich den Anspruch einer wissenschaft-
lichen Theorie erheben.

Als wichtigstes Lernziel im Studium der Erwachsenenpädagogik ergibt sich
aus von Werders Analyse, dass die Studenten erkennen sollen, inwiefern die
“traditionelle” Theorie, die von einem pluralistischen Gesellschaftsver-
ständnis ausgeht, tatsächlich die Herrschaftsverhältnisse verschleiert. Rezi-
pient der Erwachsenenbildung in der herkömmlichen Theorie ist das abstrak-
te, autonome, reife Individuum. “Erwachsenenbildung erhält die Funktion
zugeschrieben, die Autonomie und Selbstbestimmung des abstrakten Indivi-
duums zu sichern. Das massenhafte Scheitern der Individuen bei dem Ver-
such, eine autonome Indentität (sic!) einzunehmen, wird von dieser Theorie
nicht reflektiert.” (von Werder, in: Siebert 1977, S. 226) Indem der Staat

75



(durch die Einrichtung eines Studiengangs Erwachsenenpädagogik, durch
das Bildungsurlaubsgesetz usw.) sich den Bereich der Erwachsenenbildung
einverleibt, reserviert er in zunehmendem Maße Positionen, die durch Bil-
dung erreichbar wären, für die ohnehin schon Privilegierten. Dass es auch be-
rufsspezifische Kurse innerhalb der Erwachsenenbildung gibt, die also den
Zugang zu einer privilegierteren Position erschließen können, verkennt von
Werder nicht; jedoch sei der typische Adressat der traditionellen Erwachse-
nenbildung der “nicht-biologisch auf eine Lebensphase fixierte lebenslange
abstrakte Lerner” (von Werder, in: Siebert 1977, S. 228).

Demgegenüber müsste eine “kritische” Theorie der Erwachsenenbildung
vom Klassencharakter der Gesellschaft und von der Klassenlage der Rezi-
pienten ausgehen. Die Lernziele, die in der Erwachsenenbildung erreicht
werden sollen, sind daraus abzuleiten. “Hauptziel der Erwachsenenbildung
in der kritischen Erwachsenenbildungs-Theorie sind deshalb die Erkenntnis
der Klassenlage durch den Arbeiter selbst und die Entwicklung einer dieser
Lage entsprechenden Handlungskompetenz.” Universaltest für die Errei-
chung dieser Ziele ist die politische Praxis (von Werder, in: Siebert 1977,
S. 230). Erwachsenenbildung in diesem Sinne reflektiert die sozialisations-
und das heißt wiederum klassenbedingten Sprach- und Lernbarrieren der Ar-
beiter und nimmt daher eine “exemplarische Reduktion möglicher Inhalte
der Erwachsenenbildung” vor. Hier liegt offensichtlich ein Missverständnis
von Negts Ansatz vor. Unter “exemplarischem Lernen” versteht Negt keines-
wegs die Reduktion der Lerninhalte auf das Arbeitern Fassbare, sondern das
Aufzeigen der gesellschaftlichen Totalität aufgrund lebendiger Erfahrungen
der einzelnen Individuen. Nun geht von Werder freilich auf die Inhalte einer
so konzipierten Bildungspraxis nicht ein, da ja seine Absicht die Begründung
und Strukturierung der Ausbildung der Ausbilder ist.

“Als wirklicher Erwachsenenbildner kritischer Erwachsenenbildungs-Theo-
rie kann nur derjenige gelten, der eine kritische Gesellschaftstheorie sich er-
arbeitet hat und deren Rezeptionsbedingungen in den Emanzipationsbedin-
gungen der Arbeiter kennt.” Der Grundkurs, den von Werder vorschlägt, be-
steht daher im Wesentlichen im Vergleich zwischen zwei Texten, die als
Musterbeispiele für “traditionelle” und “kritische” Erwachsenenbil-
dungs-Theorie bzw. als “Verschleierung” bzw. “Entschleierung des Klas-
sencharakters des Weiterbildungs-Systems” (von Werder, in: Siebert 1977,
S. 232) gelten: Sieberts “Erwachsenenbildung” von 1972 (Siebert 1972) und
Negts “Soziologische Phantasie und exemplarisches Lernen” von 1971
(Negt 1971). An diesen Texten sollen die Studenten nicht nur wissenschaftli-
ches Arbeiten lernen, sondern sich zugleich die geforderte kritische Gesell-
schaftstheorie aneignen und die Bedeutung der beiden Theorien für die eige-
ne Berufspraxis einschätzen lernen. Zur Erreichung dieser Lernziele sollen

76



beide Texte auf ihre Äußerungen über Träger, Ziele, Inhalte, Adressaten und
Lehrer der Erwachsenenbildung hin verglichen werden.

Dieser didaktisch gut überlegte Vorschlag würde allerdings zu dem Ergebnis
führen, dass Unvergleichbares miteinander verglichen wird und möglicher-
weise ergeben, dass Sieberts Ansatz deskriptiv alles erfasst, was bisher unter
dem Markenzeichen “Erwachsenenbildung” existierte, während Negt, den
von Werder allerdings in einer verdeutlichenden, wenn nicht vergröbernden
Form wiedergibt, nur einen speziellen Fall von Erwachsenenbildung neu
konstituieren und begründen will. Für von Werder dient Arbeiterbildung –
und nur Arbeiter sollen die Adressaten dieser Form von Weiterbildung sein –
allein zur Herstellung von Klassenbewusstsein und zur Begründung einer
entsprechenden politischen Praxis. Die individuelle Motivation der Adressa-
ten wird dabei völlig ausgeblendet. Dies unterscheidet von Werders Ansatz
übrigens grundlegend von dem Negts, und von Werders Behauptung, dass
sein Programm die Umsetzung von Negts Vorschlägen auf der metadidakti-
schen Ebene sei, muss als Missverständnis bezeichnet werden. Negt geht,
nach seinem Anspruch jedenfalls, von der Statusinkonsistenz des einzelnen
konkreten Arbeiters aus, die, wie er meint, zum Ausgangspunkt für das Erler-
nen soziologischer Phantasie dienen kann, indem sie als je spezielle Ausfor-
mung gesamtgesellschaftlicher Zusammenhänge begreifbar gemacht wird.
Von Werder dagegen setzt an den Anfang seiner Überlegungen eine ausfor-
mulierte Revolutionstheorie, in der die Arbeiter eine Aufgabe haben, die sie
derzeit nicht erfüllen können, weil sie nicht über das nötige Wissen verfügen.
Der Begriff “Erfahrung” in Negts Sinn ist für von Werder nicht wichtig.

Wichtig erscheint uns aber an dieser Stelle zu konstatieren, dass von Werder
all die differenzierten Begründungen von Erwachsenenbildung, die Siebert
referiert, unter dem Stichwort “traditionell” und unter dem Vorwurf der Ver-
schleierung und Stabilisierung der Klassenstruktur zusammenfasst und ei-
nen demgegenüber gänzlich anderen Ansatz für Theorie und Praxis findet.
Das richtige Moment dieser Dichotomie sehen wir darin, dass gerade die
Vielfalt der von Siebert vorgestellten Konzeptionen von Erwachsenenbil-
dung zeigt, dass es einen solchen Gegenstand gar nicht gab, sondern dass un-
ter diesem Namen völlig unterschiedliche Praxis- und Theorieansätze ver-
standen wurden. Darunter sind freilich auch Ansätze (z. B. diejenigen, die
sich auf Paulo Freire beziehen, vgl. Freire 1973), die durchaus wie von Wer-
der in Erwachsenenbildung einen Weg aus der Unterprivilegierung sehen.

Uns scheint, dass von Werders Konzeption einer “kritischen” Theorie der Er-
wachsenenbildung seinem eigenen Anspruch an Wissenschaftlichkeit auch
innerhalb des von ihm gewählten kategorialen Rahmens der marxistischen
Gesellschaftskritik nicht genügt. Marxistische Gesellschaftstheorie geht
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von der Totalität der bürgerlichen Gesellschaft aus und nicht von einem frei-
lich wichtigen Teilaspekt, der Bildungs-Unterprivilegierung derjenigen Ge-
sellschaftsschichten, die den Reichtum der Gesellschaft in erster Linie er-
wirtschaften. Die unterschiedliche Verfügung der verschiedenen gesell-
schaftlichen Klassen über Bildung ist nicht das Wesen, sondern vielleicht
eine Folge der Klassenspaltung der Gesellschaft. Der Klassenbegriff steht
am Ende, nicht am Anfang des “Kapitals”: Die tatsächlich vorfindlichen
Klassen zeigen die Korrektheit der ökonomischen Analyse an der Oberfläche
der kapitalistischen Gesellschaft. Für von Werder ist die Analyse der kapita-
listischen Gesellschaft schon ein für alle Male erledigt, sie interessiert nicht
mehr. Ihr Ergebnis ist, dass die Arbeiterklasse die Revolution machen muss,
und das soll sie nun gefälligst endlich begreifen.

Eine marxistische Analyse des von Werder richtig konstatierten Versuchs
des Staates, die aus unterschiedlichen Motivationen erwachsenen vielfälti-
gen Praktiken und Theorien, die unter dem Namen Erwachsenenbildung zu-
sammengefasst werden, in ein allgemeines Bildungssystem zu integrieren
und dabei in einem bestimmten Sinne zu professionalisieren, müsste zu-
nächst fragen, welche wirtschaftlichen, sozialen und politischen Bedingun-
gen für dieses Bemühen gerade zu dieser Zeit genannt werden und welche tat-
sächlichen Ziele und Notwendigkeiten sich hinter solchen ideologischen Be-
gründungen verbergen. Der banale Hinweis, dass bürgerliche Ideologie im-
mer klassenneutral sich gebärde, bringt wenig Erkenntnisfortschritt. Aufga-
be bürgerlicher Ideologie ist es, gerade nach Marx, nicht in erster Linie, die
Klassenverhältnisse zu verschleiern, sondern die Bedingungen der Produkti-
on von Mehrwert und damit Profit zu sichern. Diesem Zweck dient der Fe-
tischcharakter der gesellschaftlichen Verhältnisse – und nicht einer allge-
meinen Verlogenheit, die die Arbeiter über ihre unterprivilegierte Situation
täuschen soll. Die gesellschaftliche Totalität wird von Werder verfehlt,
ebenso wie von Axmacher, allerdings in anderer Richtung. Nach Axmacher
erschöpft sich Erwachsenenbildung in der Herrichtung der Arbeitskraft zum
Zwecke ihrer Ausbeutung, und der Staat übernimmt diese Aufgabe als Aus-
schuss, der die gemeinsamen Geschäfte der gesamten Kapitalistenklasse be-
treibt; er ist also Instrument der Klassenherrschaft, steht ganz eindeutig und
sichtbar auf einer Seite. Bei von Werder betreibt der Staat gerade Erwachse-
nenbildung, um die Klassenverhältnisse zu verschleiern. Ja, der Staat und
seine Bildungstheoretiker – hier hat Horst Siebert seinen Auftritt in von Wer-
ders Konzeption – wissen selbst nicht, dass der Staat kapitalistisch ist; der
Staat täuscht sich selbst über seine Funktion und schreibt seiner eigenen Bil-
dungstheorie und -praxis Leistungen zu, die unmöglich erreichbar sind. Nur
Intellektuelle können mit Hilfe des ideologiekritischen Instrumentariums
des Marxismus und der kritischen Theorie die Selbsttäuschung der “traditio-
nellen” Erwachsenenbildungs-Theorie durchschauen. Von Werder weiß, an-
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ders als Axmacher, keinen Grund für die “kopernikanische Wende”, obwohl
doch der Ausgangspunkt für von Werders Konzeption darin benannt wird,
dass ein neuer Studienzweig Erwachsenenbildung geschaffen worden ist. Er
benennt nur dessen wirkliche oder vermeintliche Unfähigkeit, ein wissen-
schaftliches Niveau zu erreichen.

Wenn es also – wir nehmen hier den Standpunkt ein, den von Werder mit sei-
ner klassenanalytischen Theorie meint einzunehmen – der Bourgeoisie und
ihrem “geschäftsführenden Ausschuss”, dem Staat, zu einem bestimmten
Zeitpunkt angeraten erscheint, eine geregelte Erwachsenenbildung einzu-
führen, so wird das Gründe haben, die in der konkreten historischen Situati-
on der betreffenden kapitalistischen Gesellschaft zu finden sind. Er
braucht, da er nach Marx “die gemeinsamen Interessen der gesamten Bour-
geoisklasse” vertritt, dazu keineswegs die Zustimmung der einzelnen Kapi-
talisten und ihrer Branchen- und Standesorganisationen. Diesen Ansatz-
punkt einer marxistischen Analyse verbaut sich von Werder, indem er die
bisher vorgebrachten Begründungen als “traditionell”, das heißt “immer
schon so gewesen”, über einen ahistorischen Leisten schlägt. Ungeklärt
bleibt, warum der Staat, und zwar gegen den Willen einflussreicher Stim-
men aus dem Unternehmerlager, mit dem Gesetz zum Bildungsurlaub den
Arbeitern, die er doch angeblich von der Weiterbildung ausschließt, einen
eigenen Zugang verschafft. Wenn es freilich Funktion der “traditionellen”
Weiterbildung ist, die Klassenverhältnisse zu verschleiern, muss der Staat
daran interessiert sein, die Arbeiter massenhaft der Weiterbildung zu unter-
ziehen, um ihnen die von von Werder geforderte Entwicklung eines Klas-
senbewusstseins und der entsprechenden systemtranszendierenden Praxis
unmöglich zu machen. Also wäre es höchst unklug von den herrschenden
Klassen und ihrer politischen Vertretung, dem Staat, die Arbeiter von der
Weiterbildung auszuschließen. Entweder ist Bildung ein hohes Gut, das
den Arbeitern vorenthalten wird, oder Bildung ist eine Ideologie der Täu-
schung oder Selbsttäuschung. Von Werder meint sowohl das eine wie das
andere – und damit weder das eine noch das andere.

Von Werders didaktische Grundlegung ist unseres Erachtens selbst in hohem
Maße ideologisch im Sinne des Autors. Sie entspricht zur Gänze den Wün-
schen und Illusionen vieler kritischer Intellektueller, die Anfang bis Mitte
der 70er Jahre den Gedanken einer revolutionären Umwälzung der bundesre-
publikanischen Gesellschaft dadurch vorantreiben zu können glaubten, dass
sie den Arbeitern mitteilten, was sie zu tun hätten. Dass der Staat seinen radi-
kalen Kritikern die Möglichkeit gab, in Teilen seines Bildungsapparats auf-
klärende und aktivierende, ja agitierende Bildungsarbeit zu betreiben, wurde
als Schwäche des Systems verstanden. Die systemsprengende Kraft der Kri-
tischen Theorie wurde im Sinne des Marx-Satzes verstanden, nach dem die
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Ideen selbst zur materiellen Gewalt werden, wenn sie die Massen ergreifen.
Den Massen die revolutionären Ideen zu enthüllen, war Inhalt der angestreb-
ten Erwachsenenbildung, und dass der Staat die Möglichkeit dazu bot, muss-
te man ausnutzen. Dabei wurde unter anderem übersehen, dass ohne einen
konkreten Nutzen niemand sich auf längerfristige Beschäftigung mit Bil-
dung einlässt. Das Versprechen, irgendwann am Ende des Bildungsprozesses
werde die sozialistische Revolution stehen, würde sich nicht als tragfähig er-
weisen. Die Studenten des Faches Erwachsenenbildung, die nach von Wer-
ders didaktischem Konzept studiert haben oder hätten, wenn sein Konzept
zur Durchführung gelangt wäre, hatten die Enttäuschungen noch vor sich, die
in Axmachers Ansatz reflektiert werden.

Alle Ansätze einer Theorie der Erwachsenenbildung, die – wie vage auch im-
mer – versuchen, einen konkreten historischen Ort anzugeben, für den diese
Theorie gilt, haben gegenüber von Werders “kritischem” Alleinvertretungs-
anspruch bessere Rechte geltend zu machen.

7.6 Mission und Bildung:
Kirchliche Erwachsenenbildung. Werner Markert (1973)

Werner Markerts Darstellung der “Erwachsenenbildung als Ideologie” be-
ruht auf einer Vorentscheidung, die streng genommen den logischen Fehler

der petitio principii darstellt. Um seine These zu begründen, Erwachsenen-
bildung habe die Funktion, die Klassenverhältnisse zu verschleiern, scheidet
er “caritative”, d. h. religiös begründete, und politische Erwachsenenbildung
aus seiner Analyse aus. Caritative Erwachsenenbildung wendet sich nach
Markert nur an benachteiligte Individuen, politische fördert die Interessen
einzelner Klassen und Gruppen. Beide Konzeptionen “gleichen nicht jenem
spezifisch bürgerlichen Denken, das sich (...) mit der Struktur der gesamten
Gesellschaft identifiziert und die Emanzipation aller Individuen erheischt,
mit wachsenden sozialen Gegensätzen aber partikularistisch-apologetischen
Charakter annimmt.” (Markert 1973, S. 17) Mit diesem Satz ist Markerts ma-
terialreiche Untersuchung eigentlich schon zusammengefasst. Es geht auf
den folgenden 160 Seiten um den Nachweis dieser Behauptung: Unter dem
ideologischen Schein “Emanzipation für alle” fördert bürgerliche Erwachse-
nenbildung nur die Interessen des Bürgertums. Um diese These nachzuwei-
sen, konstruiert Markert einen Selbstwiderspruch, den er als der bürgerli-
chen Erwachsenenbildungs-Konzeption immanent ansieht: Der Begriff der
“bürgerlichen Werte”, der ursprünglich Inhalt von Erwachsenenbildung ge-
wesen sei, sei zunehmend seines antifeudal-humanistischen Charakters ent-
leert und “zu abstrakten Grundbegriffen formalisiert” worden.
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Markerts Behauptung, “caritative”, also kirchliche Erwachsenenbildung er-
hebe nur den Anspruch, benachteiligten Individuen zu helfen, ist falsch. Die
Evangelischen Akademien z. B. haben schon kurz nach dem Zweiten Welt-
krieg Bildungsarbeit mit eindeutig erwachsenbildnerischen Konzeptionen in
Angriff genommen. Die Akademie Bad Boll begann bereits im Herbst 1945
mit ihrer Arbeit. Die Konzeption kirchlicher Volksbildungs-Akademien geht
(Kürzdörfer 1976, S. 8) auf Theodor Bäuerle zurück, der bereits im Jahre
1925 in einer Denkschrift “Gedanken zur Errichtung einer Akademie für
Volksbildungswesen” formuliert hatte. “Akademie” sollte die Institution
heißen, weil sie ähnlich wie die bestehenden Fachakademien der Ausbildung
der Ausbilder dienen sollte, also nicht der Volks- oder Erwachsenenbildung
selbst, sondern deren Theoriebildung und der Didaktik und Pädagogik. Dass
die Evangelischen Akademien faktisch niemals die Gesamtheit der Bevölke-
rung erreicht haben und vielleicht auch nicht erreichen wollten, ist richtig;
dass sie mit den in ihren Veranstaltungen behandelten Themenbereichen
ähnlich wie die Volkshochschulen die ganze Breite der für Erwachsenenbil-
dung relevanten Sachverhalte abzudecken versuchten, ist jedoch nicht zu be-
streiten. Die Akademien haben sich stets als interdisziplinäre Vermittlungs-
orte zwischen Wissenschaft und Erwachsenenbildung verstanden. Wenn
Markerts Kritik an der klassenverschleiernden Ideologie des Begriffs Er-
wachsenenbildung zutrifft, dann trifft er auch die Evangelischen Akademien
und in geringerem Maß die katholischen Institutionen der Erwachsenenbil-
dung. Immerhin soll nicht vergessen werden, dass in Westdeutschland vor
1967 eigentlich nur an den Evangelischen Akademien auf intellektuellem Ni-
veau über Marxismus gesprochen wurde, zwar unter der Fragestellung “Mar-
xismus und Christentum”, aber doch keineswegs nur in apologetischer oder
missionarischer Absicht. Andererseits bestand, wie Kürzdörfer referiert,
nach den Jahren der Bespitzelung im Nazi-System eine große Nachfrage nach
offener Aussprache, der die aus “Rüstzeiten” oder “Tagen der Stille” aus dem
Repertoire der traditionellen Inneren Missionsarbeit bekannten Formen ent-
gegenkamen (Kürzdörfer 1976, S. 12). Dass die Evangelischen Akademien
nicht wie die VHS weltanschaulich neutral sein konnten, ist selbstverständ-
lich, jedoch kein Argument für Markerts Ansicht, kirchliche Erwachsenen-
bildung sei nicht auf die ganze Gesellschaft hin ausgerichtet, auch wenn sie
von einem missionarischen Auftrag ausgingen. Die Evangelischen Akade-
mien wurden in den 60er Jahren tatsächlich Foren für gesellschaftliche De-
batten, die immer mehr auf die Welt und immer weniger auf den engen kirch-
lichen Bereich bezogen waren. Die Gründe dafür liegen sicher im Bedeu-
tungsverlust der traditionellen Formen kirchlicher Arbeit, auf die die Kir-
chen mit Entideologisierung, Bürokratisierung, Betonung der sozialpoliti-
schen Arbeit und Suche nach “weltlichen” Gesprächspartnern reagierten.
Hilfreich für eine Emanzipation der Bildung vom eigentlichen kirchlichen
Weltdeutungsanspruch bot dabei Luthers Zwei-Reiche-Lehre. So wurde es
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nach 1968 sogar möglich, in evangelische Erwachsenenbildung Inhalte mar-
xistischer Gesellschaftskritik zu integrieren. Ernst Lange, Berliner Studen-
tenpfarrer und Anhänger einer revolutionären Interpretation des Evangeli-
ums, sah in “Basisdemokratisierung” und “Überwindung infantiler und herr-
schaftsstabilisierender Ideologien” Lernziele kirchlicher Erwachsenenbil-
dung (in: Siebert 1977, S. 148 ff.). Alle Theoretiker kirchlicher Erwachse-
nenbildung bleiben an traditionelle Muster insoweit gebunden, als ihre Texte
neben Anleihen aus gesellschaftstheoretischen Entwürfen immer auch bi-
blisch getönt sind. Da ist von “Gerechtigkeit” die Rede, von “Versöhnung”
und “Umkehr”. “Solidarität” wird mit “Mitmenschlichkeit” übersetzt, die
“Verdammten dieser Erde” erscheinen als die “Mühseligen und Beladenen”
und die “Natur” als “Schöpfung”. Noch in der revolutionären Sprache des Er-
wachsenenbildners Rudi Dutschke erscheint das Vokabular seines Lehrers,
des evangelischen Theologen Helmut Gollwitzer.

Eine ähnliche Entwicklung in der katholischen Erwachsenenbildung wurde

erst durch das II. Vaticanum und sein Dekret “Gaudium et spes” ermöglicht,
in dem ausdrücklich alle Menschen als Zielgruppe kirchlichen Handelns ge-
nannt werden, woraus sich für einige Theoretiker und Praktiker katholischer
Erwachsenenbildung die Folgerung ergibt, Bildungsarbeit teilweise vom
Missionsauftrag zu emanzipieren.

Konfessionell geprägte Erwachsenenbildung steht bis heute in der ungeklär-
ten und nie zu klärenden Dichotomie zwischen Bildung einer- und Mission
und Seelsorge andererseits. In beiden Kirchen hat sich eine relative Verselb-
ständigung der Bildungsarbeit vom Missionsauftrag vollzogen. Unterschie-
de findet Kürzdörfer nur in “unwesentlichen” Meinungsverschiedenheiten.
Bevorzugen die evangelischen Volksbildner Anleihen bei “weltlichen” phi-
losophischen und anthropologischen Systemen wie etwa der Existenzphilo-
sophie, so ist für ihre katholischen Kollegen doch immer noch das neutho-
mistische Menschenbild verbindlich: Der von der Erbsünde geprägte
Mensch kann nur mit Hilfe der Kirche zum Heil kommen. Und betreiben die

evangelischen Andragogen das aggiornamento, die Anpassung an Tageser-
fordernisse, an moderne didaktische Modelle relativ ungescheut, so ist für
die aus dem Lehramt der Kirche erwachsene Bildungsarbeit in katholischer
Sicht stärker an das Gegenüber von Lehrer und Schüler gebunden, auch in der
Erwachsenenbildung (Kürzdörfer 1976, S. 166). Dass die kirchlichen Insti-
tutionen sich zu dem pragmatisch-weltlichen Begriff “Erwachsenenbildung”
bekannten, erfolgte freilich auch aus finanziellen Erwägungen, nämlich um
an staatlichen Bildungszuschüssen zu partizipieren, und bedeutet nicht per se
eine Übernahme eines weltanschaulich neutralen Begriffs von Bildungsar-
beit.
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7.7 Lernen im Kampf (Volkshochschule Wyhlerwald)

“Wir gehen davon aus, dass der Kampf gegen das Kernkraftwerk ein kollekti-
ver Lernprozess ist, in dem Tausende politisiert werden (können), die von an-
deren politischen Kämpfen bisher ausgeschlossen oder sogar abgestoßen wa-
ren. Wir lernen, weil wir etwas wissen müssen, und jeder, der Wissen mitzu-
teilen hat, verändert sich, von seinen Schülern und in der besonderen Situati-
on lernend.” (Moßmann, in: Dauber/Verne 1976) Der Freiburger Liederma-
cher Walter Moßmann, der diese Sätze schrieb, war einer der Protagonisten
im letztlich erfolgreichen Kampf gegen das in Wyhl am Rande des Kai-
serstuhls geplante Atomkraftwerk. Träger des Widerstands waren – und das
war in der damaligen Zeit etwas Neues – nicht etwa nur Studenten aus der
nahe gelegenen Universitätsstadt Freiburg, sondern Bauern und Winzer aus
der betroffenen Region, Menschen, die zweifellos konservativ dachten und
wählten, die überwiegend katholisch waren, sich nicht leicht zum Protest ge-
gen Maßnahmen der Obrigkeit bereit fanden, aber angesichts der von ihnen
erfahrenen Bedrohung ihrer Heimat und des befürchteten Niedergangs des
Weinbaus (etwa durch Nebel aus den geplanten Kühltürmen) oder wenigs-
tens der Nachfrage nach Kaiserstühler Wein bald sogar zur Besetzung des
Bauplatzes schritten. Zugegebenermaßen war die Einrichtung einer “Volks-
hochschule” auf dem Bauplatz im Wald ein Projekt, das von außen, das heißt
von den Freiburger Studenten angestoßen wurde. Eine wichtige Vorausset-
zung bestand zweifellos auch darin, dass ein besetzter Bauplatz, auf dem
noch nichts geschieht, denjenigen, die die Besetzung rund um die Uhr auf-
rechterhalten, viel Muße lässt, sich zu beschäftigen. So entstand die Idee,
sich gemeinsam und im Austausch weiterzubilden, wobei zunächst prakti-
sche und theoretische Anliegen Thema waren, die unmittelbar mit der Situa-
tion zu tun hatten (Bau von Holzhütten, Grundlagen der Kernphysik, gewalt-
freier Widerstand usw.). Aufgrund der unterschiedlichen Qualifikationen
und Kenntnisse der Teilnehmer entstand im Lauf der Zeit jedoch ein vielseiti-
ges Bildungsangebot, das Geschichte, Musik, Sprachen, Soziologie und Po-
litologie und eine ganze Reihe von Freizeitangeboten umfasste. Die Protago-
nisten schreiben der Volkshochschule ein großes Verdienst daran zu, dass die
Landesregierung von Baden-Württemberg schließlich die Baugenehmigung
doch nicht erteilte. Ohne dieses Projekt wäre der Widerstand, so meinen sie,
bald abgebröckelt und zusammengebrochen. Die Auseinandersetzung führte
auch auf Felder, die nicht unmittelbar als für den gemeinsamen Erfolg not-
wendig angesehen wurden. Selbstverständlich hat diese Konzeption des Ler-
nens Erwachsener ihre Vorbilder und ihre theoretischen Vorformulierungen.
Die dritte Feuerbach-These des jungen Marx lautet in der Originalfassung:
“Die materialistische Lehre von der Veränderung der Umstände und der Er-
ziehung vergisst, dass die Umstände von den Menschen verändert und der Er-
zieher selbst erzogen werden muss. Sie muss daher die Gesellschaft in zwei
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Teile – von denen der eine über ihr erhaben ist – sondieren. Das Zusammen-
fallen des Ändern (sic!) der Umstände und der menschlichen Tätigkeit oder
Selbstveränderung kann nur als revolutionäre Praxis gefasst und rationell
verstanden werden.” (MEW 23, S. 5 f.) Man geht sicherlich nicht fehl in der
Annahme, dass die Konzeption der Volkshochschule Wyhlerwald und vor al-
lem der Bericht über ihren Verlauf stark nach dem Wortlaut dieser These mo-
delliert wurden. Aufhebung der Trennung zwischen Lehrenden und Lernen-
den, Veränderung der Lehrenden ebenso wie der Lernenden im Vollzug der
revolutionären Veränderung der Umwelt, im Kampf: Es passt alles so schön
zusammen und war schließlich auch noch von Erfolg gekrönt.

Die Konzeption des “kollektiven Lernprozesses” wurde in den 70er und 80er
Jahren in vielen Auseinandersetzungen zwischen Obrigkeiten und Teilen der
Bevölkerung propagiert und ansatzweise in die Praxis umgesetzt, selten je-
doch in so ausgeprägter, ausdauernder und phantasievoller Form wie in
Wyhl. Auch in die Jugendbildungsarbeit wurde es übernommen und dort an-
gesichts des Fehlens tatsächlicher gesellschaftlicher Konflikte häufig mit
Formen des Soziodramas (Rollenspiel, Planspiel) verbunden. Es darf jedoch
bezweifelt werden, dass das Modell sich als Garant längerfristigen sozialen
Lernens bewährt habe. Kurze Zeit nach dem Sieg über den Staat ließen die
Kaiserstühler Bauern und Winzer zu, dass ihre “Heimat”, für deren Schutz
vor dem kapitalistischen Interesse der Kraftwerksplaner sie monatelang ge-
kämpft und gelernt hatten, endgültig und für alle Zeiten in ein terrassiertes
Betriebsgelände für intensiven Weinbau verwandelt wurde.

7.8 Lernt spontan auf mein Kommando! (Erhard Meueler)

Meueler sieht in der traditionellen “Unterordnung des Lernens unter das Leh-
ren” den Hauptfehler der bisherigen Bildungsarbeit. Er referiert Freire: “Die-
ses unterdrückerische Lehrer-Schüler-Verhältnis spiegele unmittelbar die
unterdrückerische Gesellschaft wider” und schließt an: “Sehr häufig wird Er-
wachsenenbildung als Fortsetzung dieses schulischen Über- und Unterord-
nungsverhältnisses verstanden.” (Meueler 1982, S. 105) Obwohl Erwachse-
ne durch Lebenserfahrung und Arbeitspraxis ein vielfältiges und differen-
ziertes Wissen erworben hätten, meine der Erwachsenenbildner oft, “erst und
nur durch seine Belehrung werde das notwendige Wissen hergestellt. Er sieht
sich als allgegenwärtiger, allwissender und unentbehrlicher Macher, Initia-
tor, Ausgangspunkt, Dirigent (...), Dompteur (”Bitte alles auf die Plätze! “)”
usw. (Meueler 1982, S. 105). In einer Konzeption von Erwachsenenbildung,
die als wesentl iches Ziel Selbsterfahrung des Individuums in der
(Lern-)Gruppe und in der Gesellschaft betrachtet, spielen Wissensunter-
schiede zwischen Lehrenden und Lernenden nur eine geringe Rolle. Daher
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schlägt er als Zwischenform zwischen autoritären und Laissez-faire-Situa-
tionen in der Bildungsarbeit den Abschluss eines Lehr-Lern-Vertrags zwi-
schen Lehrenden und Lernenden vor. (Meueler 1982, S. 140) Der Lehrende
soll sein Angebot vorstellen und seine Erwartungen an die mitwirkenden Ler-
nenden formulieren, die die Lernenden akzeptieren. So werde (in Anlehnung
an Rousseaus Definition des contrat social) eine Situation geschaffen, “in der
die Preisgabe der natürlichen Unabhängigkeit (während der Zeit der Lehrver-
anstaltung) für den einzelnen keinen Selbstverlust bedeutet, weil dafür eine
Freiheit unter selbstgegebenen Gesetzen mit gleichen und gesicherten Rech-
ten für alle gewonnen würden.” (Meueler 1982, S. 141) Selbstgegebene Ge-
setze? Meueler weist selbst darauf hin, dass in der Regel der Lehrende schon
einen Vertrag mit der veranstaltenden Institution habe, so dass der
Lehr-Lern-Vertrag einen bindenden Rahmen hat. Was bleibt da noch an frei-
er Gesetzgebung? Zudem ist es in der Regel ja so, dass der Lehrende sich vor-
bereitet hat, die Lernenden nicht. Der Lehrende kann sein Konzept nicht
grundlegend ändern und kann das auch nicht versprechen, ohne einen wieder-
um autoritären Allmachtsanspruch zu erheben, die Lernenden können defini-
tionsgemäß nicht wissen, was sie noch nicht wissen, und müssen wohl oder
übel dem Lehrenden einen Vertrauensvorschuss einräumen. So erscheint die
Vertragsverhandlung denn doch als Farce. Letztlich ist es der Lehrende, der
diejenigen Inhalte frei bestimmt, die ihm nicht vom Auftraggeber oder vom
sachimmanenten Curriculum vorgegeben sind. Verhandlungen kann es al-
lenfalls über äußerliche Modalitäten geben: Anredeformen, Rauchverbot,
Pausen, vielleicht Arbeitsformen. Sollte nicht vielmehr der Lehrende den
Lernenden anbieten, sein Konzept zielgerichtet und doch flexibel durchzu-
führen und auf Anregungen während der Arbeit so weit wie möglich einzuge-
hen? Und kommt nicht der eigentliche Zweck solcher Arrangements in fol-
gender Passage deutlich zum Ausdruck: “Ist der Vertrag geschlossen, dann
heißt das aber auch, dass alle Beteiligten gemeinsam die Verantwortung für
Inhalt, Ziele, Verlauf und Ergebnisse der Veranstaltung übernehmen. Ver-
läuft das Seminar unbefriedigend, kann dies nun nicht mehr wie früher ein-
fach dem Leiter angelastet werden.” (Meueler 1982, S. 144) Meueler defi-
niert unvollständig und daher irreführend, was einen Vertrag ausmacht: “Ein
Vertrag ist im sonstigen Alltagsleben ein Rechtsgeschäft, das durch einen
Antrag und seine Annahme zustande kommt.” (Meueler 1982, S. 140) Darü-
ber hinaus sind aber Sanktionen bei Nichterfüllung Bestandteil jedes Ver-
trags. Welche Sanktionen können die vertragschließenden Parteien des Bil-
dungsvertrags ausüben?

Ohne solche Sanktionsmöglichkeiten ist die Vertragseinhaltung aber nicht
zu erzwingen und der Vertrag damit gegenstandslos. Meueler, der aus der
kirchlichen Erwachsenenbildung kommt, bietet hier ein gutes Beispiel für
die vor allem in den 80er Jahren virulente Tendenz, den Teilnehmern an Bil-
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dungsveranstaltungen durch fiktive Entscheidungsmöglichkeiten das Ge-
fühl selbst verantworteten und selbst organisierten Lernens zu suggerieren.
Solche scheindemokratischen Spielereien sind umso leichter durchzuführen,
je unerheblicher das Erreichen konkreter Lernziele ist. Es mag auch für Er-
wachsene entlastend und befreiend wirken, einmal unter nur selbst gewähl-
ten und als notwendig erkannten leicht erträglichen Zwängen ein wenig Zeit
zu opfern. Wäre es da nicht besser, die Lernenden wählten den Lehrenden ab,
da sie ja doch selbst über ein vielfältiges und differenziertes Wissen verfü-
gen? Etwas anderes ist natürlich ein Lehr-Lernvertrag zwischen der veran-
staltenden Organisation und dem Lernenden, vor allem dann, wenn die Orga-
nisation die Kosten des Lehrgangs trägt oder öffentliche Mittel verwaltet und
abrechnen muss. Hier sind die äußeren Bedingungen klar und können ange-
nommen oder abgelehnt werden, und es gibt für beide Vertragspartner Sank-
tionsmöglichkeiten.

Scheinbar gibt es eine weitgehende Übereinstimmung zwischen Meuelers
Konzept eines weitgehend selbst gesteuerten Lernens und dem Erfah-
rungs-Lernen nach Negt. Auch Meueler will von den Erfahrungen, Meinun-
gen und Bedürfnissen der Teilnehmer an seinen Lehrveranstaltungen ausge-
hen. Tatsächlich geht jedoch Negt von einem normativen Lernziel aus: dem
Klassenbewusstsein. Meuelers Bildungskonzeption ist offenbar ergebnisof-
fen. Aber wozu bedarf es dann eines Bildners? Die innere Widersprüchlich-
keit dieser Konzeption selbst gesteuerten Lernens wird in folgendem erfreu-
lich offenen Bericht des Seminarleiters Erhard Meueler deutlich. In einem
Seminar mit Pfarrersfrauen stellte er sein Konzept selbst gesteuerten Ler-
nens vor und erlebte die Überraschung, dass die Teilnehmerinnen ihn beim
Wort nahmen und ihn vor die Tür setzten. “Was bleibt mir übrig, als mich zu-
rückzuziehen? Allein in meinem Zimmer dehnt sich die Zeit bis zum Sonn-
tagmittag endlos. Ich habe nichts zu lesen mit. (...) Vor allem aber ballt sich
in mir mit ziemlicher Sprengkraft das gesammelte inhaltliche und methodi-
sche Wissen, das ich gerade in dieser Gruppe habe loswerden wollen. Ich rei-
se nicht ab, um nicht die beleidigte Leberwurst zu spielen. Ich bleibe da und
hoffe inständig, irgendwann einmal inhaltlich oder methodisch zu Hilfe ge-
rufen zu werden. Die Frauen benötigen mich aber kein einziges Mal.” Siebert
zitiert diesen Bericht und kommentiert: “Überraschungen können also auch
Kränkungen hervorrufen.” (Siebert 2000, S. 5) Viel wichtiger erscheint uns,
dass an diesem anekdotischen Bericht die innere Widersprüchlichkeit und
Unaufrichtigkeit des Konzepts des selbst gesteuerten Lernens im Rahmen
von Bildungsveranstaltungen deutlich wird. Ein Erwachsenenbildner, der
seine Klientel geradezu zwanghaft belehren möchte, sollte diese nicht auf-
fordern, sich selbst zu belehren. Wir wissen nicht, was der Pfarrersfrauen-
bildner seinen Klientinnen unbedingt beibringen wollte. Wir sind uns aber si-
cher, dass Pfarrersfrauen selbst am besten wissen, was Pfarrersfrauenangele-
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genheiten sind. Uns erscheint das Verhalten der Pfarrersfrauen daher durch-
aus konsequent und logisch. Und wir erinnern daran, dass derselbe verhin-
derte Lehrer dekretiert hatte, dass Wissensunterschiede zwischen Lehrenden
und Lernenden in der von ihm propagierten verhaltensorientierten Bildungs-
arbeit nur eine untergeordnete Rolle spielen, nun jedoch, da sein immenses
Wissen offenbar nicht begehrt wird, fast zu platzen droht. Er ist, um seine ei-
genen Worte zu verwenden, die beleidigte Leberwurst und braucht sie nicht
zu spielen (Und wenn er nicht abreiste, um nicht die Leberwurst zu spielen, so
doch sicher auch, um seinen Vertrag mit dem Veranstalter nicht zu brechen
und damit des vereinbarten Honorars verlustig zu gehen.)

Damit ist die Konzeption des selbst gesteuerten Lernens selbstverständlich
nicht entwertet, im Gegenteil. In der von ihm berichteten Lernsituation war
Erhard Meueler fehl am Platze, nicht die von ihm vorgeblich propagierte
Lernform. Selbst gesteuertes Lernen muss ohne Steuermann auskommen.
(Der Lotse kann ja trotzdem an Bord kommen.)

Meuelers Konzeption steht hier als frühes Beispiel für eine seither weit ver-
breitete Tendenz, an die Stelle des Dozenten den “Lernberater” zu setzen.
Der Lernberater im selbst gesteuerten, selbst verantworteten, selbstbe-

stimmten Lernen ist eine contradictio in adiecto, es sei denn, er würde als sol-
cher angefordert.

Gibt es “Erwachsenenbildung”?

Wir haben in der Einleitung unserer Darstellung Argumente für erhebliche
Zweifel daran formuliert, dass das, was “Erwachsenenbildung” genannt
wird, ein einheitlicher Gegenstand sei, der einer Theorie bedürftig und fähig
wäre. Wir haben darüber hinaus jedoch ebenso gewichtige Zweifel daran,
dass es sich bei “Erwachsenenbildung” um einen von phänomenologisch
ähnlichen Bereichen gesellschaftlicher Tätigkeit hinreichend abgrenzbaren
und damit einer gesonderten Theorie fähigen und bedürftigen Sachverhalt
handle. Diese Zweifel begründen wir allerdings im Grunde mit Argumenten,
die der wissenschaftlichen Diskussion aus den vergangenen 20 Jahren ent-
stammen, also einer Zeit nach dem von uns behandelten Zeitraum wissen-
schaftlicher Theoriebildung über Erwachsenenbildung, andererseits aber
auch aus unserer eigenen Erfahrung aus der außerschulischen Jugendbil-
dungsarbeit, dem schulischen Unterricht und der akademischen Lehre, der
Tätigkeit an Volkshochschulen, der Planung und Durchführung von Fort-
und Weiterbildungsmaßnahmen und der Bildungsarbeit mit Erwachsenen im
Auftrag von Unternehmen, Behörden und Verbänden.
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Hans Tietgens blickte auf die Geschichte seiner Wissenschaft, der Theorie
der Erwachsenenbildung, zurück: “Vor mehr als 20 Jahren, 1967, eröffnete
die Pädagogische Arbeitsstelle (Anmerkung der Autoren: des Deutschen
Volkshochschulverbandes) ihre Reihe ‘Theorie und Praxis der Erwachse-
nenbildung’. Sie fiel damit aus dem Rahmen des Üblichen, war es doch eine
Zeit, in der sich nennenswerte Erwachsenenbildungsliteratur an den Fingern
abzählen ließ. Zwei Jahrzehnte lang hatte die Begegnung, das ‘Lebendige
Wort’, das Gespräch als das Kennzeichnende für die Erwachsenenbildung
gegolten. Ein Buch zu schreiben, gehörte sich nicht für einen ‘richtigen
Volksbildner’. (...) Die Reihe ‘Theorie und Praxis der Erwachsenenbildung’
hat von vornherein einen Kreis von Lesern ins Auge gefasst, den es zu Beginn
ihres Erscheinens noch kaum gab: die, die Erwachsenenbildung studieren.”
(Tietgens 2000) Mit anderen Worten: Seit 1945 kam das Etwas, das man Er-
wachsenenbildung nennt, ohne Theorie aus. Tietgens schreibt, dass vor 1967
“die geglückte Improvisation glaubwürdig gemacht” habe. Die Entwicklung,
in deren Verlauf zunehmend Professionalität von den Erwachsenenbildnern
gefordert wurde, sei “zweifach angestoßen” worden: einerseits durch ein
neues Denken über die Menschenrechte und die Formulierung eines Rechts
auf Bildung. “Und da ließ zum anderen die technisch-ökonomische Entwick-
lung bislang unbekannte Anforderungen an die beruflichen Fähigkeiten ent-
stehen.” Und weiter heißt es bei Tietgens: “An der Unterschiedlichkeit der
Begründungszusammenhänge für ihren Bedeutungszuwachs hatte Erwach-
senenbildung jedoch zu leiden. Weder Integrationsversuche noch Ausschlie-
ßungsbestrebungen konnten sich durchsetzen. Einerseits ist ein weit vonein-
ander distanziertes Vorgehen zu beobachten, andererseits werden gemeinsa-
me humane Ziele suggeriert. So erscheint der Kern dessen, was Erwachse-
nenbildung ausmacht, die Lern- und Bildungsprozesse, die stattfinden oder
auch scheitern, gesellschaftlich-politisch verschleiert.” Uns scheint, dass
“der Kern dessen, was Erwachsenenbildung ausmacht” selbst ein Teil des
Schleiers ist. Erwachsenenbildung existiert nicht, ihre Einheit ist eine (unbe-
wusste?) Suggestion, und ihre Theorie ist die Theorie einer Illusion, oder ge-
nauer, ihre Theorien sind jeweils die Theorien eines Konstrukts. Rechnet der
eine Theoretiker das Selbststudium mit Hilfe der Dritten Fernsehprogramme
zur Erwachsenenbildung ebenso wie die aufklärerischen Zeitschriften des
18. Jahrhunderts, lässt der andere nicht institutionalisierte Erwachsenenbil-
dung nur dann als solche gelten, wenn sich mehrere Menschen zu diesem
Zweck treffen. Weiß der eine nicht, ob er religiös begründete Bildungsarbeit
mit Erwachsenen als besondere Kategorie von Erwachsenenbildung oder als
Unterart der personal begründeten Erwachsenenbildung anschauen soll, be-
streitet wiederum ein anderer, dass politische und religiös begründete Er-
wachsenenbildung überhaupt existiere. Mancher Theoretiker identifiziert
umstandslos seine Privatmeinung mit der Wissenschaft. “Im wissenschaftli-
chen Sprachgebrauch, in Forschung und Lehre stellen die beiden Wörter
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(scil. Erwachsenenbildung und Weiterbildung) jedoch Begriffe dar, von de-
nen jeder einen anderen Begriffsinhalt hat. Die beiden Begriffe (...) sind mei-
ner Auffassung nach miteinander nicht identisch. (...) Für mich ist der Be-
griff der Erwachsenenbildung der umfassendere (...) .” (Weinberg 1989,
S. 17)

Wir haben schon mehrfach darauf hingewiesen und konnten uns dabei auf
eine Reihe von sachkundigen Beobachtern und Theoretikern berufen, dass
die Tatsache, dass der “Bedeutungszuwachs” der Erwachsenenbildung in
den Jahren kurz vor 1970 begann, kein Zufall ist. Wir zählen noch einmal
summarisch die u. E. für diesen Vorgang konstitutiven Sachverhalte auf:

– Die erste große Wirtschaftskrise nach dem “Wirtschaftswunder”
(1966-67) stand im Zusammenhang mit dem Zechensterben und dem
Rückgang der Bedeutung der arbeitsintensiven Schwerindustrie.

– Während die weniger qualifizierten Arbeiten in der Industrie in zuneh-
mendem Maß von “Gastarbeitern” ausgeführt wurden, fehlte es an hö-
her qualifizierten Facharbeitern.

– Abhängig von diesen Vorgängen war die Ersetzung der angebotsorien-
tierten CDU-Wirtschaftspolitik durch die keynesianischen Mustern
verpflichtete Wirtschafts- und Finanzpolitik der Großen Koalition
(1966-1969) und der sozialliberalen Koalition (ab 1969).

Diese neue Politik betrieb deficit spending, sie tätigte Ausgaben, die nicht
durch vorherige Einnahmen oder die Erwartung unmittelbarer Einkünfte ge-
deckt waren, sondern langfristig durch ein zukünftiges Wachstum der Wirt-
schaft gedeckt werden sollten. In dieser Absicht wurde vor allem in die Aus-
bildung investiert. Neue Universitäten, die nicht mehr Elfenbeintürme für
eine intellektuelle Elite sein sollten, sondern durch Rahmenlehrpläne usw.
direkt und unverblümt der Berufsausbildung gemäß den erwarteten Anforde-
rungen der Gesellschaft dienen sollten, entstanden geradezu flächende-
ckend, und eines der damit angestrebten Ziele war die Erschließung bisher
nicht genutzter Bildungsreserven, d. h. die gezielte Förderung von Schülern
und Studenten aus bisher eher bildungsfernen Schichten, also vor allem von
Arbeiterkindern. Diesem Ziel sollten u. a. Gesamtschulen dienen. Im Ruhr-
gebiet wurden nicht weniger als fünf Universitäten gegründet, nicht gerech-
net die Fernuniversität Hagen. Ungewollte und unbeabsichtigte Unterstüt-
zung erhielt diese (was den Zugang von Arbeiterkindern zu akademischen
Berufen angeht, übrigens nur teilweise erfolgreiche) Politik durch die Stu-
dentenbewegung, deren ursprünglich unterschiedliche Ziele, soweit sie von
Politik und Gesellschaft aufgenommen wurden, in die “Bildungsreform” in-
tegriert wurden.
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Es kann kein Zweifel daran bestehen, dass die erste und eigentliche Triebfe-
der der Bildungsreform der 70er Jahre die Umgestaltung des westdeutschen
Wirtschaftssystems nach dem “Wirtschaftswunder” war. Das aber bedeutet,
dass diese Reform im Grunde auf eine Veränderung der Berufsstruktur hin-
zielte bzw. diese teilweise naturwüchsig in Gang gekommene Veränderung
unterstützen und fördern sollte. Neben die Grundschule als primären Bil-
dungssektor, die weiterführenden Schulen als Sekundarstufe, die eigentliche
berufsvorbereitende Ausbildung als tertiären sollte nach und nach ein quartä-
rer berufsbild- und arbeitsmarktbezogener Sektor der Weiterbildung treten.
Wenn Tietgens von der “Unterschiedlichkeit der Begründungszusammen-
hänge” schreibt, so spiegelt das unbegriffen den Sachverhalt, dass der Staat
im Interesse der wirtschaftlichen Umgestaltung auf das nun schon einmal
vorhandene und ja auch bisher vom Staat subsidiär geförderte, wenn auch bis
dato ganz anders zielgerichtete System der freien Erwachsenenbildung zu-
rückgriff. Eine terminologische Verschiebung, ein Begriffswandel ist dafür
signifikant: “Noch am Ende der 60er Jahre war es allgemein üblich, von der
Erwachsenenbildung zu sprechen.” (Tietgens in: Weinberg 1989, S. 17) Dies
war ja auch der Begriff gewesen, den der “Deutsche Ausschuss für das Erzie-
hungs- und Bildungswesen” in seinen Empfehlungen “Zur Situation und
Aufgabe der deutschen Erwachsenenbildung” aus dem Jahre 1960 gebraucht
hatte. “In den wissenschaftlichen Veröffentlichungen seit der Mitte der 70er
Jahre werden die Wörter Erwachsenenbildung und Weiterbildung gleichran-
gig, als gegeneinander austauschbare Bezeichnungen verwendet. Im Laufe
der 80er Jahre hat sich in den Zeitungen und dem Fernsehen, also in der Me-
dienöffentlichkeit, das Wort Weiterbildung gegenüber Erwachsenenbildung
durchgesetzt.” (Tietgens in: Weinberg 1989, S. 17) Den Begriff Weiterbil-
dung hatte der Deutsche Bildungsrat, Nachfolger des eben genannten Gremi-
ums, im Jahre 1970 erstmals in die öffentliche Sprachregelung eingeführt.
Anders als Weinberg, der den Begriff Erwachsenenbildung gegenüber dem
Begriff Weiterbildung als den umfassenderen ansieht und damit den von ihm
selbst aufgezeigten Begriffswandel relativiert, sehen wir in der terminologi-
schen Verschiebung den Ausdruck einer tatsächlichen Veränderung. “Wei-
terbildung” bringt mindestens andere Konnotationen mit sich als “Erwachse-
nenbildung”. Erwachsenenbildung bezeichnet (im engeren Sinne) die Ge-
samtheit aller Bildungsveranstaltungen, deren Teilnehmer Erwachsene, also
nicht Kinder und Jugendliche sind. Weiterbildung bezeichnet die Gesamtheit
aller Bildungsveranstaltungen, deren Teilnehmer bereits eine Berufsausbil-
dung erfahren haben, die aus irgendwelchen subjektiven oder objektiven
Gründen nicht mehr als ausreichend oder zukunftsfähig erscheint. Weiterbil-
dung steht daher dem (von Weinberg in diesem Zusammenhang nicht er-
wähnten) Begriff Fortbildung nahe, unter dem man im Allgemeinen eine Zu-
satzausbildung on the job oder wenigstens near the job versteht. Das heißt:
Der sich über etwa 20 Jahre hinziehende terminologische Wandel von “Er-
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wachsenenbildung” zu “Weiterbildung” drückt aus, dass es zunehmend um
berufliche Anpassung und nicht mehr um Erfüllung eines allgemeinen Bil-
dungsbedürfnisses oder um das (von Tietgens so idealistisch-sympathisch
betonte) “Recht auf Bildung” ging.

Es war durchaus nicht hinderlich für den Zugriff der Wirtschaftspolitik auf
die bestehenden Institutionen und Formen der Erwachsenenbildung, dass in
deren Rahmen nach dem Zweiten Weltkrieg kaum so etwas wie direkt berufs-
oder gar arbeitsplatzbezogene Bildung betrieben worden war. Es ging ja dem
Staat keineswegs darum, der Wirtschaft die Kosten der Fortbildung der an
neuen Maschinen, in neuen Tätigkeitsfeldern einzusetzenden Arbeitskräfte
abzunehmen. Nein, es ging um neue Basisqualifikationen, um eine neue Hal-
tung zur Berufsarbeit, um die Anfänge der Entwicklung zum, wie heute ge-
sagt wird, Arbeitskraftunternehmer (self-employer). Insoweit stimmen wir
im Grunde der Behauptung von Dirk Axmacher zu, dass Erwachsenenbil-
dung im von uns behandelten Zeitraum in erster Linie den Interessen der ka-
pitalistischen Wirtschaft diente und ohne das Bedürfnis der Wirtschaft nach
einer Umqualifizierung des “Gesamtarbeiters” nicht die Bedeutung erlangt
hätte, die sie seither hat und die ja auch die Grundlage für die Entstehung ei-
ner (auch akademischen) wissenschaftlichen Bemühung um dieses Gebiet
ist. Der einfache Sachverhalt, dass seit etwa 1970 öffentliche Erwachsenen-
bildung im Wesentlichen berufliche Fort- und Weiterbildung ist und dass
jene Bestandteile der mit Erwachsenenbildung bezeichneten gesellschaftli-
chen Vorgänge, die nicht im direkten oder indirekten Zusammenhang mit be-
ruflicher Bildung stehen, an Einfluss und Umfang verlieren, aber nicht auf-
gegeben werden können und werden, weil sie zur Akzeptanz eines öffentli-
chen Sektors privat angewendeter “Bildung” beiträgt, wird gerade von den
Vertretern der Wissenschaft von der Erwachsenenbildung geflissentlich
übersehen. Dass diese nicht direkt berufsorientierten Formen von Weiterbil-
dung existieren und weiterhin gefördert werden, gehört zu den (von nieman-
dem bewusst geplanten) Mechanismen der Verschleierung, von denen Tiet-
gens schreibt. Würden die VHS in Berufsbildungsanstalten umgewandelt,
würde der “Schleier” weggezogen und die bisherige Art von Organisation
und Finanzierung ließe sich nicht aufrechterhalten.

Nur platte Ideologen sehen im Handeln des Staates eine Zielgerichtetheit, der
jede einzelne Maßnahme unterworfen ist. Vermutlich gab es nur eine Aufga-
be, die die Volkshochschulen direkt der Wirtschaft abnahmen: das waren die
Kurse “Deutsch für Ausländer”, insbesondere für die bis zum Ölpreisschock
vom Dezember 1973 massenhaft angeworbenen südeuropäischen Arbeiter.
Ansonsten ließen die Anforderungen der Wirtschaft, die der Staat durch sei-
ne Weiterbildungsgesetze und durch die finanzielle Förderung an die Institu-
tionen der Erwachsenenbildung weitergab, diesen Institutionen relativ freie
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Hand. Ja, diese Offenheit in der inhaltlichen Ausgestaltung war geradezu
Voraussetzung für die Erfüllung der Anforderungen der Wirtschaft. Soweit
wir sehen, haben die “offiziellen” Vertreter der Wissenschaft von der Er-
wachsenenbildung (es sind ja immer wieder dieselben wenigen Namen) im
Interesse, die Autonomie ihres Tätigkeitsfeldes zu behaupten, systematisch
an den wirklichen Gründen für den Aufschwung ihres Forschungsgebietes
vorbei gesehen. Als Beispiel mag noch einmal Weinberg dienen, der, den
Sachverhalt keineswegs ignorierend, diesem eine Wendung gibt, die es ihm
erlaubt, diesen Sachverhalt auszublenden: “Kennzeichnend für die Erwach-
senenbildung ist, und das gilt sowohl für die Vergangenheit wie für die Ge-
genwart, dass sie aufs engste mit dem Prozess des gesellschaftlichen Wan-
dels verbunden ist. Die Motive für die Einrichtung von Möglichkeiten orga-
nisierten Lernens Erwachsener entstehen aus dem gesellschaftlichen Wan-
del. Der Wandel in der Lebensweise, in der Arbeit, in den ökono-
misch-technischen und den politischen Verhältnissen erzeugt bei den Men-
schen einen Lernbedarf. Die Menschen, die den Wandel verursachen und
gleichzeitig ein Teil von ihm sind, brauchen Wissen und Fähigkeiten, die sie
nicht haben. (...) Wenn heute in den Ländergesetzen zur Erwachsenenbil-
dung/Weiterbildung vom ‘Weiterbildungsbedarf’ die Rede ist, dann ist die-
ser Lernbedarf der Menschen gemeint, den sie zur Bewältigung des Wandels
benötigen, gleichgültig, ob die Politiker oder die Wirtschaft oder die Kirchen
oder die Gewerkschaften oder die Gerichte dieses Lernen für richtig oder
wichtig halten.” (Weinberg 2000, S. 76) Ja, der Wandel! Sollte man nicht we-
nigstens seinem Reimbruder, dem Handel, auch einen gewissen Anteil an der
Erzeugung so vieler schöner Dinge zubilligen? Im Ernst: Den in den genann-
ten Gesetzen erwähnten “Weiterbildungsbedarf” mit einem bloß individuel-
len “Lernbedarf der Menschen” gleichzusetzen, bedeutet ein bemühtes Aus-
blenden des gesellschaftlichen und letztlich wirtschaftlichen Bedarfs an
Qualifikation und verfehlt den Gegenstand total.

Ebenso kurzsichtig waren die Theoretiker aber in Hinblick auf ein weiteres,
in der nachträglichen Betrachtung doch auffälliges, direkt mit den soeben ge-
schilderten Sachverhalten zusammenhängendes Phänomen. Scheinbar wi-
derspricht der von uns aufgezeigten eigentlichen Wurzel des Aufschwungs
der Erwachsenenbildung seit etwa 1965, nämlich ihrer Bedingtheit durch
Anforderungen der kapitalistischen Wirtschaft, die Tatsache, dass ein großer
Teil des inhaltlichen Angebots der etablierten Institutionen der Erwachse-
nenbildung, also vor allem der VHS, schon am Titel als kapitalismuskritisch
zu erkennen war. Zwar verstehen die Theoretiker Erwachsenenbildung
durchweg als “politisch”, doch zeigt sich bei näherem Hinsehen meistens,
dass dahinter ein allgemeiner Begriff von Politik steht, etwa im Sinne von
“der demokratischen Verantwortung entsprechendes, grundgesetzkonfor-
mes Handeln”. Dieser Begriff von politischem Handeln ist aber nicht ge-
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meint, wenn wir von dezidiert politischer Bildung innerhalb der Institutionen
der Erwachsenenbildung vor allem in den 70er Jahren sprechen. Insbesonde-
re die verschiedenen Formen und Derivate des Marxismus waren en vogue.
Wir haben darauf hingewiesen, dass die VHS auf studentische und postgra-
duierte Lehrkräfte angewiesen waren, die ihre politischen Erkenntnisse aus
der Universität in den außeruniversitären Bereich tragen wollten und die
VHS als geeignete Transmissionsagenturen ansahen. Aber es spricht vieles
dafür, dass diese Angebote angenommen wurden. Dass diese Lehrgegenstän-
de (“Einführung in die ‘Grundrisse’ von Karl Marx”) zu den genuinen Aufga-
ben der Erwachsenenbildung gehöre, haben nur Außenseiter damals behaup-
tet (Lutz von Werder); andere (wie Oskar Negt) haben diese Aufgabe aus-
drücklich einem Sonderbereich der Erwachsenenbildung, der gewerkschaft-
lichen Arbeiterbildung, gestellt. Aber nicht nur in diesem Bereich gehen die
“Bildungs”-Vorstellungen der maßgeblichen Theoretiker weit an der Reali-
tät erwachsenenbildnerischen Handelns vorbei. Die tonangebenden Autoren
orientieren sich offensichtlich an einer Erwachsenenbildung, entweder wie
sie früher einmal war oder wie sie sein sollte. Sie erwiesen sich als schlechte
Propheten. Am Anfang der 70er Jahre haben sie die Bedeutung der im eigent-
lichen Sinne politischen Erwachsenenbildung nicht vorausgesehen. Später
entging ihnen die Tendenz zu Psychologie und Selbsterfahrung, und gerade
mit jenen extrinsisch motivierten Bildungsbedürfnissen (dafür ist der
schreckliche Plural “Bedarfe” in Mode gekommen), in denen die geschilder-
te Grundtendenz zur beruflichen Weiter- und Umqualifizierung zu ihrem ei-
gentlichen Ausdruck kommt, haben sie offenbar bis heute Schwierigkeiten.

Wir haben zu Anfang unserer Darstellung behauptet, dass Erwachsene an-
ders lernen als Kinder und Jugendliche, ja, dass das Lernen Erwachsener ein
eher unwahrscheinlicher Vorgang sei. Diese Feststellungen möchten wir hier
noch etwas differenzieren.

Nach der neueren Neurobiologie und der konstruktivistischen Systemtheorie
(Maturana/Varela 1987, Maturana 1996) stehen alle Systeme, insbesondere
die lebendigen, also auch der Mensch, in einem ständigen Austausch mit ih-
rer Umwelt. Die Umwelt wirkt auf die Rezeptionsapparate, also unsere Sin-
nesorgane und letztlich das Gehirn, in Form von Perturbationen oder Distur-
bationen ein. Disturbationen verändern das System im Sinne einer Zerstö-
rung, Perturbationen modifizieren es mehr oder weniger. Diese Systeme sind
“autopoietisch”, sie erzeugen sich selbst immer wieder neu. Die Modifikatio-
nen sind immer Anpassungen an veränderte Umweltbedingungen, wobei die
Umwelt selbst jedoch immer auch durch ihre Wahrnehmung bestimmt ist.
Gelingt die Anpassung nicht, handelt es sich um eine Disturbation. Das be-
deutet, dass Wahrnehmen immer Lernen ist. Lernen ist Anpassung an die An-
forderungen der Umwelt und zugleich Einwirkung auf die Umwelt. Das Ge-
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hirn ist kein Computer, der einen Input nach einem vorgegebenen Programm
verarbeitet und einen bestimmten Output erzeugt, sondern es ist ein plasti-
sches System, das sich ständig in Relation zu den Perturbationen aus der Um-
welt verändert. Es gibt kein Abbild der Welt im Gehirn, keine Repräsentati-
on. Das bedeutet, dass man nicht sagen kann, dass es eine Instanz gäbe, die et-
was lernt. Lernen ist die Modifikation des Gehirns, d. h. das Anlegen und
Kombinieren von neuronalen Verbindungen und Netzen selbst ist das Lernen
und der Inhalt des Lernens, durch das und durch den zugleich auch die Welt
und die Gesellschaft geschaffen und verändert werden.

In dieser Betrachtungsweise gibt es keinen prinzipiellen, sondern allenfalls
einen graduellen Unterschied zwischen dem Lernen von Kindern und dem
von Erwachsenen. Dieser Unterschied liegt darin begründet, dass die Gehir-
ne Erwachsener tendenziell durch ein geringeres Maß an Perturbationen we-
niger intensiv modifiziert werden, weil sie schon mehr Umwelterfahrungen
gemacht, das heißt mehr von ihrer Umwelt gelernt und ihre Umwelt gemäß
ihren Erfahrungen gestaltet haben. Das kann eine größere Bereitwilligkeit äl-
terer Menschen bedingen, zielgerichtet – das heißt aber auch selektiv – und
bewusst zu lernen; andererseits sind die Wahrnehmungsapparate jüngerer
Menschen, eben weil sie noch nicht so viele Modifikationen hinter sich ha-
ben, plastischer, d. h. sie lernen möglicherweise bestimmte Dinge schneller.
Dies gilt ganz besonders für Lerninhalte (Perturbationen), die für ältere Ge-
hirne nahezu Disturbationsqualität haben, etwa was den ungewohnten Um-
gang mit den neuen Medien, mit dem Computer und dem Internet angeht. Im
Grunde gibt es aber gar keinen Unterschied zwischen Kindern und Erwachse-
nen, sondern nur die fließenden Übergänge zwischen jeweils älteren und jün-
geren Menschen. Natürlich gibt es die biologisch, lebensgeschichtlich und
sozial determinierte Umbruchphase der Pubertät, aber sie bewirkt keinen
Bruch im Lernverhalten. Die “Sekundarstufe II” ist nichts als ein bürokrati-
sches Konstrukt; es gibt in der Wirklichkeit außerhalb der Richtlinien und
Lehrpläne nichts, was ihr entspräche.

Wir tendieren auch aus diesen Gründen zu der Behauptung, dass es einen Ge-
genstand Erwachsenenbildung nicht gibt und daher keine Wissenschaft von
der Erwachsenenbildung. Etwas anders verhält es sich mit den Begriffen
Fort- und Weiterbildung, wenn sie als Beschreibung eines Vorgangs verwen-
det werden. Man müsste dann jedoch definieren: Fortbildung nennen wir be-
rufsspezifische gesonderte Lernsituationen für Personen, die diesen Beruf
bereits gelernt haben und ausüben, die jedoch ihre Kenntnisse und Fähigkei-
ten in diesem Beruf intensivieren oder ausweiten sollen oder wollen, oder
ähnlich. Für solche konkret beschriebenen Sachverhalte mag es Fachdidakti-
ken geben, die sich aus den jeweiligen konkreten Lerninhalten ergeben, die
aber vermutlich keine erwachsenenspezifischen Fachdidaktiken sind. Ob ei-
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ner mit fünf oder mit fünfzig Jahren mit dem Klavierunterricht beginnt,
macht sicher einen Unterschied. Aber in beiden Fällen wird es ihm leichter
fallen, C-Dur als Cis-Dur zu spielen; das ergibt sich aus der Konstruktion des
Materials, nämlich der Klaviatur mit ihren weißen und schwarzen Tasten,
und dem hat die entsprechende Fachdidaktik Rechnung zu tragen.

Die Andragogik aber, die Männerführung, soll da bleiben, wo sie hingehört:
auf dem Kasernenhof.
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Astrid Franzke und Michael Franzke

Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre
in der DDR

Co-Referat

Ortfried Schäffter

Eine historische Vergewisserung von theoretischen Vorarbeiten zu Konzep-
ten lebenslangen Lernens, wie sie im Rahmen der materialistischen Erkennt-
nis- und Sozialtheorie in der DDR entwickelt worden waren, sollte berück-
sichtigen, dass die lerntheoretischen Konzepte deutlich von den politischen
Rahmenbedingungen und gesellschaftlichen Entwicklungen in der DDR ge-
prägt waren, die sich entsprechend von analogen Entwicklungen materialis-
tischer Theorieansätze (wie z. B. Vertreter der “Neuen Linken” in der BRD
und West-Berlin, in Jugoslawien oder in Brüssel) unterschieden.

Die Stärke der Studie von Franzke/Franzke besteht fraglos darin, dass dieser
spezifische historische Kontext herausgearbeitet wird und dass dabei gleich-
zeitig ein “theoretischer Kern” der Theorieentwicklung von einer histo-
risch-politischen Ausformung unterscheidbar wird: Die Autoren formulie-
ren dies in ihrer einleitenden Zusammenfassung wie folgt:

“Der lerntheoretische Diskurs in der DDR wurde politisch überformt (sic!)
und fand im politischen System seine Grenzen. Diese Grenzen bestanden ei-
nerseits in der Funktion von Bildung und Erziehung, die bestehenden gesell-
schaftlichen Verhältnisse zu legitimieren und andererseits in der Einschrän-
kung der Möglichkeiten zur Subjektwerdung der Akteure des Lernprozesses,
der Schüler wie der Lehrer.”

Vor dem Hintergrund dieser Differenz zwischen materialistisch begründeter
Lerntheorie und politischer “Überformung” durch Staat und Partei stellt sich
als Ergebnis der Studie die Frage nach dem “Kernbestand” einer theoreti-
schen Erkenntnislage, an den für die weitere Entwicklung in anderen Gesell-
schaftssystemen angeknüpft werden kann. Zu unterscheiden wäre daher zwi-
schen einem paradigmatischen Denken einerseits, das nicht als zeitgebunde-
ner Bestandteil der DDR-Gesellschaft verstanden werden kann, sondern das
nur in seinem äußeren Ausdruck “politisch überformt” wurde, und anderer-
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seits engeren konzeptionellen Ansätzen, die ausschließlich der damaligen
Wissenschafts- und Kulturpolitik zuzurechnen wären.

Zu diesem theoretischen Kernbestand zählten dann paradigmatisch zu ver-
stehende Ansätze wie:

1) das Tätigkeitskonzept des Lernens in seiner Einbettung in das soziale Um-
feld,

2) ein dialektisch konzipiertes Verhältnis zwischen Individuum und Gesell-
schaft,

3) das Konzept lernender Aneignung in einer dialektischen Deutung von
Subjektivität.

Die Studie von Franzke/Franzke bietet mit dieser Unterscheidung die Mög-
lichkeit, den theoretischen Diskurs in der DDR in ihrem Kern wieder an-
schlussfähig zu machen an eine Theorieentwicklung, wie sie gegenwärtig in-
ternational im Zusammenhang mit “Lernen im Prozess der Arbeit”, “Kompe-
tenzentwicklung” im Kontext einer “neuen Lernkultur” und im Diskurs zu ei-
nem erweiterten Lernbegriff für lebenslanges Lernen stattfindet.

Eine derartige Rezeption verlangt neben der Bezugnahme klassischer mate-
rialistischer Theorieansätze (wie z. B. “Lernen im Tätigsein”) zu gegenwär-
tigen Theoriediskursen (z. B. “Kompetenzentwicklung” oder “Organisa-
tionslernen”) gleichzeitig auch die Fähigkeit und Bereitschaft, spezifische
Einengungen und Fehlentwicklungen in den DDR-Diskursen zurück zu neh-
men, um die paradigmatisch zu verstehenden Erkenntnismöglichkeiten der
Theorieansätze nun voll ausschöpfen zu können.

Mögliche Arbeiten, die an die Studie von Franzke/Franzke anschließen, soll-
ten sich daher weniger den historisch bedingten “politischen Überformun-
gen” widmen, sondern die Fruchtbarkeit und Anschlussfähigkeit dialek-
tisch-materilistischen Denkens für gegenwärtige Theoriediskurse für Le-
benslanges Lernen herausarbeiten.

Hierbei kommen in der Studie folgende Themenbereiche in den Blick:

1) Tätigkeitskonzept

Ausarbeitung einer dialektischen Sicht auf die Einbettung von Tätigkeit in
sein soziales Umfeld. Demzufolge geht es um ein wechselseitiges Bedin-
gungsverhältnis: Das soziale Umfeld konstituiert sich durch die Art der es er-
schließenden Tätigkeit (einerseits) und bietet als Möglichkeitsraum (enabe-
ling structure) die Struktur für eben diese Tätigkeit (Lernen folgt dabei der
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dialektischen Struktur des “Schlüssel-Schloss-Prinzips”). Anschluss ge-
nommen werden kann in diesen Problemzusammenhang an Konzepte des
amerikanischen Pragmatismus (vgl. z. B. Dewey 1980; im Überblick: Joas
1992). Genauer auszudifferenzieren wären dabei “arbeitsförmige Tätigkei-
ten” und “arbeitsförmig” strukturiertes Lernen im Rahmen von entfremdeter
Arbeit.

2) Individuum – Gesellschaft

Die Engführung theoretischer Erkenntnis durch staatlich-politische Regle-
mentierung in den Sozialwissenschaften wird besondere in den von Franz-
ke/Franzke herausgearbeitetem Verhältnis von Individuum und Gesellschaft
erkennbar. Eine dialektisch verstandene Relationierung, wie sie zunächst
grundlagentheoretisch angelegt ist, hat auf beiden Polen der Relation von ei-
ner wechselhaft bezogenen Offenheit auszugehen. Dies verlangt, auch Ge-
sellschaft als offen gestaltbare Struktur zu konzipieren und in ihrem Struk-
turwandel zu untersuchen, um ihre Produktivität mit der Entwicklung sub-
jektiver Autonomie der Lernenden in Beziehung setzen zu können.

3) Mehrebenen-Analyse

Grundsätzlich ist hierbei jedoch anzumerken, dass das Beziehungsverhältnis
Individuum/Gesellschaft aus dem abstrakten erkenntnistheoretisch-philoso-
phischen Diskurs zu lösen und auch auf praktische Teildiskurse gesellschaft-
licher Entwicklung zu beziehen ist. Anschluss genommen werden sollte da-
her an einer Mehrebenenanalyse des Gesellschaftlichen und daher an Rela-
tionierungen auf der Ebene zwischen Individuum/Gruppe, Individuum/Or-
ganisation, oder Individuum/Milieu. Erst auf tieferen Ebenen des Verhältnis-
ses zwischen “Individuum” und “Gesellschaft” lässt sich ein reflexives Staf-
felungsverhältnis beschreiben und in Form von Lernkontexten strukturieren.
Erst hier lassen sich Fragen “Kollektiver Lernprozesse” als praktische Refle-
xion auf dieses Beziehungsverhältnis handlungshermeneutisch konzipieren
(z. B. in Form von Organisationslernen, lernender Region, lernender Stadt
als spezifische Lernkulturen).

4) Konzepte kollektiven Lernens als dialektisch
gefasste Relationierung

An dieser Stelle fällt an der Studie von Franzke/Franzke das Fehlen einer
“Theorie der Kollektivität” auf; ein Mangel, der im gegenwärtigen Diskurs
für das Verhältnis zwischen gesellschaftlich-evolutionärem Strukturwandel
und individuellem Lernen folgenreich ist. Hier sind möglicherweise weniger
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Lernkonzepte, wie sie in DDR-Diskursen entwickelt wurden, von Relevanz
als “historisch-materialistische” Konzepte im Rahmen der “Neuen Linken”
in West-Berlin (wie z. B. der Ansatz von Klaus Holzkamp oder das Disserta-
tionsvorhaben von Kristina Baldauf-Bergmann)

5) Aneignungskonzept des Lernens

Die in den voranstehenden Punkten angedeutete Ablösung theoretischer
Konzepte von ihrer DDR-spezifischen Überformung und die daran anschlie-
ßende Bezugnahme zu Entwicklungsvorhaben einer Theorie lebenslangen
Lernens zeigt sich exemplarisch an einer notwendigen Revision des Aneig-
nungskonzeptes im Sinne einer dialektisch gefassten “tätigkeitsgebunde-
nen” Lerntheorie. Aneignung ist dabei zu verstehen als ein relationaler Pro-
zess in einer produktiven Spannung zwischen einem lernenden Subjekt und
der durch es wechselseitig konstituierten materialen, sozialen und symbo-
lisch kulturellen Umwelt. Anzuschließen wäre an gegenwärtige erkenntnis-
theoretische “Perspektiven einer ökologischen Psychologie” (Kruse/Grau-
mann/Lantermann 1996) in der die auf Hegel und Marx zurückverweisende
Person-Umwelt-Dialektik als Relationsverhältnis zugrunde gelegt wird.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass vor dem Hintergrund der Studie
von Franzke/Franzke die Umrisse eines umfassend angelegten lerntheoreti-
schen Forschungsprogramms erkennbar werden, in dem sich zentrale For-
schungsfragen zu einer tätigkeitsbezogenen Theorie lebenslangen Lernens
in die Kontinuität einer langfristigen gesellschaftsübergreifenden Entwick-
lung stellen ließen, bei der es allerdings notwendig würde, die Theoriearbeit
einer ideologiekritischen Überprüfung zu unterziehen. Erfahrungen mit pro-
blematischer Engführung in der DDR ließen sich als exemplarischer Aus-
gangspunkt nutzen, um auch gegenwärtige theoretische Ansätze in Bezug auf
mögliche Tendenzen zu einer staatlichen und ökonomistischen “Überfor-
mung” hin zu überprüfen.
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1 Einleitung

Die DDR hatte in den 70er und 80er Jahren die Ausgestaltung der “Entwi-
ckelten Sozialistischen Gesellschaft” proklamiert. Erziehung und Bildung
sollten zur Durchsetzung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts, zur
Hebung des geistig-kulturellen Lebensniveaus der Bevölkerung und zur po-
litisch-ideologischen Beeinflussung insbesondere der heranwachsenden Ge-
neration beitragen. Zu den Kernpunkten der Bildungspolitik gehörten: die
Vermittlung einer hohen Allgemeinbildung, die Erziehung zur allseitig ent-
wickelten Persönlichkeit, die Befähigung zum selbstständigen wissenschaft-
lichen Arbeiten und zum schöpferischen Denken, sowie die Herausbildung
einer hoch belastbaren Identifikation mit der Politik der SED und der gesell-
schaftlichen Entwicklung im Lande.

In den allgemein bildenden Schulen wurde seit Ende der 60er Jahre eine Re-
form der Lehrpläne durchgeführt, mit der der Grundstein für die Erneuerung
des gesamten Bildungssystems gelegt werden sollte. Die spezifische Funkti-
on der allgemein bildenden Schule war, die Grundlagen für die gesamte wei-
terführende Bildung und Erziehung der jungen Menschen zu schaffen. Bei
der Bestimmung des Inhalts der Schule könne man sich nicht, so die allgemei-
ne Ansicht, von isolierten Forderungen einzelner Teile des Gesamtsystems
leiten lassen, sondern müsse die Gesamtheit der gesellschaftlichen Anforde-
rungen im Blick haben.

Das Wissenschaftspotential der DDR wurde durch einheitliche Forschungs-
und Lehrpläne darauf orientiert, zur Bewältigung dieser Aufgaben die not-
wendigen Erkenntnisse bereitzustellen. Die entsprechenden Forschungsthe-
men der Pädagogik, Psychologie und Philosophie wurden funktional aufein-
ander abgestimmt. Durch die Anlehnung an den “Marxismus-Leninismus”
waren deren Wissenschaftsparadigma und Wissenschaftssprache kompati-
bel. Die Forschungsergebnisse der einzelnen Disziplinen ergänzten sich
wechselseitig.

Die neue Etappe im lerntheoretischen Diskurs der DDR in den 70er Jahren
begann in Anknüpfung an die Diskussion sowjetischer Psychologen, Päda-
gogen und Sozialwissenschaftler. Ausgangspunkt bildete die Auffassung,
dass durch den wissenschaftlich-technischen Fortschritt der subjektive Fak-
tor an Bedeutung gewinnt. Die normative Frage war nun, welche Merkmale
eine Persönlichkeit aufweisen muss, die in der Lage ist, den wissenschaft-
lich-technischen Fortschritt zu beschleunigen, ihn gar zu beherrschen. Daran
anknüpfend galt es zu klären, wie diese Persönlichkeit herangebildet werden
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kann und wie ihr Lernprozess so zu organisieren sei, dass er den gestellten
Ansprüchen genügt.

In der Debatte haben sich Anfang der 70er Jahre fünf Ordnungsprinzipien des
lerntheoretischen Diskurses durchgesetzt. Erstens: Es sind alle jene psycho-
logischen Theorien auszuschließen, die nicht geeignet sind, die Totalität der
menschlichen Psyche zu erfassen, weil das Wesen des Menschen nur in der
Gesamtheit seiner Lebensäußerungen bestimmt werden kann. Zweitens: Die
Kybernetik ist keine Basiswissenschaft für die Pädagogik und Psychologie,
weil sie den Aspekt des Schöpferischen in der menschlichen Tätigkeit sowie
die Dimension der sozialen Beziehungen nicht hinreichend berücksichtigt.
Drittens: Biologistische Konzeptionen werden aus dem Diskurs ausge-
schlossen, da sie die Anlagebedingtheit des Lernens gegenüber der positiven
Wirkung fördernder sozialer Lernbedingungen vernachlässigen, um deren
Gestaltung es aber gerade geht. Viertens: Das Wesen von Lernen ist als Tätig-
keit zu begreifen, die nicht auf Anpassung reduziert werden kann, sondern
als Aneignung der Wirklichkeit in allen Dimensionen menschlicher Lebens-
äußerung. Fünftens: Die Lernprozesse sind auf die Entwicklung allseitig ent-
wickelter Persönlichkeiten auszurichten, die sich in dem Maße entwickeln,
wie das Individuum an Fähigkeit gewinnt, selbstständig und in relativer
Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Interessen zu lernen.

Das Schulsystem der DDR wurde Ende der 60er Jahre einer eingehenden Kri-
tik unterzogen. Der Unterricht war mit Stoff überfrachtet und die Schule als
Lernschule tradiert. Die ungenügende Differenzierung des Unterrichts führ-
te zu einer Leistungsnivellierung (vgl. Döbert 1995, S. 43). Inhalt der Kritik
war die Erkenntnis, dass Erziehung und Bildung zu sehr auf die Vermittlung
von Kenntnissen ausgerichtet seien und sie darüber die Gestaltung des Ler-
nens als Tätigkeit, als Entwicklungsprozess vernachlässigten. Dieser Man-
gel habe dazu geführt, dass die Lehrer im Unterricht den Methoden der Wis-
sensaneignung und des Erkenntnisprozesses wenig Beachtung schenkten
und die Schüler somit zu einem selbstständigen Lernen kaum herangeführt
wurden. Die Fähigkeit zum selbstständigen Lernen ist aber eine unabdingba-
re Voraussetzung für ein lebenslanges Lernen. Es wurde deutlich ausgespro-
chen, dass das System der Weiterbildung in der DDR nicht so schnell und so
umfassend entwickelt werden könne, wie die Dynamik des Wissenszuwach-
ses dies eigentlich verlange. Das Ideal der sozialistischen Persönlichkeit be-
inhalte daher die Erwartung, dass sie sich selbst in der Freizeit weiterbilde.
Um diese Entwicklung zu unterstützen, wurden in den 70er Jahren gezielt
Publikationen als Arbeitsgrundlagen für ein selbstständiges Aneignen von
Fachwissen herausgegeben und die Forschung zum Einsatz von program-
mierten Lernmaterialien in der Weiterbildung fortgeführt. Um die Schüler
zum selbstständigen Lernen zu befähigen, wurde neben einer umfassenden
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Allgemeinbildung darauf orientiert, den Unterricht am wissenschaftlichen
Erkenntnisprozess auszurichten.

Im Zuge der Vorgabe, jeden Schüler im Unterricht zu erreichen und die
Leistungspotenzen voll auszuschöpfen, ist das Problem der individuellen
Besonderheiten der Schüler aufgeworfen worden. Es wurde als notwendig er-
achtet, dies in der Gestaltung des pädagogischen Prozesses als eine Grund-
satzfrage zu behandeln. Die Position, dass “sozialistische Persönlichkeiten”
vor allem im Kollektiv erzogen werden, ließ Raum für Überlegungen zur dif-
ferenzierten Gestaltung des Unterrichts im Klassenverband. Die Begabten-
förderung war, auch wenn diese Bezeichnung nicht unumstritten blieb und
die Heranbildung einer Elite auf prinzipielle Ablehnung stieß, bis Ende der
80er Jahre Gegenstand der Diskussion.

Der lerntheoretische Diskurs in der DDR der 70er und 80er Jahre war unver-
kennbar einer zunehmenden politischen Überformung ausgesetzt, die sich in
dem Maße verstärkte, wie die Legitimation der so genannten führenden Rolle
der SED und das Postulat vom unaufhaltsamen Siegeszug des Sozialismus
brüchig, ja in weiten Teilen der Bevölkerung fragwürdig wurden und dann
nicht mehr glaubwürdig waren. Die Erziehung zur “sozialistischen Persön-
lichkeit” wurde in starkem Maße auf die Herausbildung politisch-weltan-
schaulicher Überzeugungen der Schüler ausgerichtet und damit einge-
schränkt. Der lerntheoretische Diskurs verlor ebenso an Wissenschaftlich-
keit wie die Bildung und Erziehung an pädagogischer Tiefe.
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2 Das Tätigkeitskonzept

2.1 Theoretische Quellen

Die Kategorie Tätigkeit war die Grundkategorie des lerntheoretischen Dis-
kurses in der DDR der 70er und 80er Jahre. Dieser Diskurs speiste sich aus
zwei Quellen: dem originären Marxismus und der sowjetischen Psychologie.
Auf die Kritische Psychologie in der Bundesrepublik Deutschland wurde
zwecks Stützung eigener Positionen nur am Rande hingewiesen.

In der ersten seiner Thesen über Feuerbach schrieb Marx 1845: “Der Haupt-
mangel alles bisherigen Materialismus (den Feuerbachschen mit eingerech-
net) ist, daß der Gegenstand, die Wirklichkeit, Sinnlichkeit nur unter der
Form des Objekts oder der Anschauung gefaßt wird; nicht aber als sinnlich
menschliche Tätigkeit, Praxis; nicht subjektiv. Daher die tätige Seite ab-
strakt im Gegensatz zu dem Materialismus von dem Idealismus – der natür-
lich die wirkliche, sinnliche Tätigkeit als solche nicht kennt – entwickelt.
Feuerbach will sinnliche – von den Gedankenobjekten wirklich unterschie-
dene Objekte: aber er faßt die menschliche Tätigkeit selbst nicht als gegen-
ständliche Tätigkeit. Er betrachtet daher im ‘Wesen des Christentum’ nur das
theoretische Verhalten als das echt menschliche, während die Praxis nur in
ihrer schmutzig jüdischen Erscheinungsform gefaßt und fixiert wird. Er be-
greift daher nicht die Bedeutung der ‘revolutionären’, der ‘praktisch-kriti-
schen’ Tätigkeit.” (Marx 1978, S. 5).

Zweck der Kategorie Tätigkeit sei es, das aktive Verhalten der Menschen als
Subjekt in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens hervorzuheben
(vgl. Kosing 1985, S. 507). Es war insofern ein neues Paradigma, als es die
mehr oder weniger starre These vom “Hineingeborenwerden” der Individuen
in soziale Zusammenhänge hinterfragte, ergänzte und unterstrich, dass durch
eigene Aktivität, eben Tätigkeit im umfassenden Sinne, soziales Lernen,
Kompetenzerwerb erfolgt und Menschen sich die Umwelt in einer je konkre-
ten Weise aneignen und daraus für sich individuelle Lebensstrategien ent-
werfen. Dieses Konzept trug dazu bei, die Kluft zwischen Objektivem und
Subjektivem zu vermitteln, schloss das Subjektive in den objektiven Prozess
der gesellschaftlichen und individuellen Tätigkeit ein (vgl. Müller/Uhlig
1980, S. 94). Menschliche Tätigkeit wurde als ein Prozess, in dem das Än-
dern der natürlichen und gesellschaftlichen Lebensumstände mit dem Än-
dern der menschlichen Lebenstätigkeit und damit des Menschen selbst zu-
sammenfällt, zum Gegenstand von Sozialphilosophie (vgl. Klaus/Buhr
1974, S. 1027; vgl. Kelle/Kowalson 1984). Lernen war nach diesem Konzept
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in den Tätigkeiten des sozialen Umfelds eingebettet. Als Modell der Tätig-
keit fungierte der von Marx im Kapital entwickelte Begriff der Arbeit (vgl.
Marx 1969).

Die eigentlichen Impulse des lerntheoretischen Diskurses kamen aber aus
der sowjetischen Psychologie. Die Aufsatzsammlung “Probleme der Lern-
theorie” leitete 1966 eine neue Etappe dieses Diskurses ein (vgl. Leont-
jew/Galperin 1966). Leontjew und Galperin, die an Rubinstein (1976) an-
knüpften, wurden als deren “Klassiker” bezeichnet.

1940 hatte Rubinstein in seinem Standardwerk “Grundlagen der allgemeinen
Psychologie” die Kategorie Tätigkeit als einen tragenden Begriff in die Psy-
chologie eingeführt. Das Interesse an der Tätigkeit entsprang der Einsicht,
dass die menschliche Psyche dem Betrachter nur über die menschliche Tätig-
keit zugänglich sei. Die objektive Form der menschlichen Psyche äußere sich
im Leben und in der Tätigkeit: “das ist die ursprüngliche, primäre Form sei-
ner Existenz.” (Rubinstein 1976, S. 24) Gegenüber der Verhaltenspsycholo-
gie machte er geltend, dass sie die Tätigkeit auf die Innenseite des Psychi-
schen beschränkte und das Verhalten des Menschen den Gesetzen einer bio-
logisierten Psychologie unterwarf.

“Unter Tätigkeit verstehen wir die Aktivität des Subjekts, die auf die Verän-
derung der Welt, auf die Erzeugung eines bestimmten objektivierten Pro-
dukts der materiellen oder geistigen Kultur gerichtet ist.” (Rubinstein 1976,
S. 236) Die allgemeine Struktur der Tätigkeit besteht aus: Motiv, Ziel, Ver-
fahren bzw. Methoden und Handlungen zur Lösung von Aufgaben, die wie-
derum in Teiloperationen gegliedert sein können (vgl. Rubinstein 1976,
S. 236). Die von Menschen vollzogenen Handlungen sind in die ganzheitli-
che Tätigkeit einer bestimmten Persönlichkeit einbezogen und können nur in
Verbindung mit ihr verstanden werden (vgl. Rubinstein 1976, S. 697).

“Die Motive und Ziele der Tätigkeit tragen im Gegensatz zu den Motiven und
Zielen einzelner Handlungen meist einen verallgemeinerten, integrierten
Charakter. Dieser drückt die allgemeine Tendenz der Persönlichkeit aus, die
sich im Verlauf der Tätigkeit nicht nur äußert, sondern auch formt.” (Ru-
binstein 1976, S. 698) Rubinstein unterscheidet drei Hauptformen der Tätig-
keit: Arbeit, Spiel und Lernen. Im Leben des Menschen gehe der Lerntätig-
keit das Spiel voraus und folge die Arbeitstätigkeit. Das Lernen unterscheide
sich wesentlich vom Spiel und nähere sich in seinem ganzen Charakter der
Arbeit. Für den Begriff Lernen sind nach Rubinstein die in Tabelle 1 aufge-
führten Eigenschaften bestimmend.
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Tabelle 1
Bestimmende Eigenschaften für den Begriff Lernen nach Rubinstein (1976)

Strukturmerkmal Inhalt

soziale Funktion Vorbereitung auf die künftige selbstständige Arbeitstätigkeit

Ziel dauerhafte Aneignung des Wissenssystems und entsprechen-
der Fertigkeiten

Organisations-
prinzipien

Pflicht und Disziplin im Zusammenwirken von Lehrer und
Schüler

Charakter aktiver Prozess

Hauptmotiv Interesse am Wissen aus dem natürlichen Streben, sich auf
kommende Aufgaben vorzubereiten

Bedingung des
Erfolgs

positive Einstellung gegenüber dem Lehrer, Lernstoff und
Lernen

“Lernen bedeutet die Erfüllung bestimmter Aufgaben, die Vorbereitung auf
die Unterrichtsstunden, Selbstkontrolle, Einhaltung der Disziplin, die Fähig-
keit, Zerstreuungen auf später zu verschieben oder ganz auf sie zu verzichten,
um sich auf eine Stunde vorzubereiten und zur rechten Zeit alle Aufgaben zu
erledigen – das alles erfordert Willen und Charakter.” (Rubinstein 1976,
S. 759 f.).

Für den lerntheoretischen Diskurs in den 70er und 80er Jahren war jedoch der
Tätigkeitsbegriff Leontjews, dem Hauptvertreter der kulturhistorischen
Schule der sowjetischen Psychologie, prägend gewesen, wie er ihn in seiner
1975 erschienenen Schrift “Tätigkeit, Bewusstsein, Persönlichkeit” entwi-
ckelt hat (Leontjew 1982). Nach Leontjew ist unter Berufung auf Marx für
die Psychologie nicht kennzeichnend, dass sie ihr System vom Tätigkeitsbe-
griff her entwickelt, sondern wie dieser gefasst wird. “Der Kernpunkt,
gleichsam die Wasserscheide zwischen den verschiedenen Auffassungen
über die Stellung der Kategorie Tätigkeit, ist darin zu sehen, ob die gegen-
ständliche Tätigkeit nur als Bedingung der psychischen Widerspiegelung
und als ihre Äußerung betrachtet wird oder aber als Prozess, der jene inneren
bewegenden Widersprüche, Differenzierungen und Transformationen in
sich trägt, die das Psychische erzeugen, das ein notwendiges Moment der Ei-
genbewegung der Tätigkeit, ihrer Entwicklung ist.” (Leontjew 1982, S. 17 f.)
Leontjew lehnt das unvermittelte Reiz-Reaktions-Schema ab. Für ihn ist das
konstituierende Merkmal der Tätigkeit die Gegenständlichkeit. Die Bedeu-
tung der Gegenständlichkeit für die Tätigkeit ist bereits dadurch aufgezeigt,
dass Gegenstand und Bedürfnis zusammenfallen und es ohne Bedürfnis kei-
ne Tätigkeit gibt. Tätigkeit ist auf die Befriedigung von Bedürfnissen ange-
legt, was bei Handlungen als unabdingbare Momente der Tätigkeit nicht der
Fall sein muss. Die sinnlich-praktische Tätigkeit ist die Ausgangs- und
Grundform menschlicher Tätigkeit, äußere und innere Tätigkeit weisen die
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gleiche Struktur auf. Bezüglich der Art der Gegenstände lassen sich Tätig-
keitsformen unterscheiden. Die Tätigkeit weist nach Leontjew die in Tabel-
le 2 dargestellte allgemeine Makrostruktur auf.

Tabelle 2
Allgemeine Makrostruktur von Tätigkeit nach Leontjew (1982)

Strukturmerkmal Inhalt

Motiv Bedürfnisbefriedigung

realisierende Handlungen Erreichen von Zielen

Operationen Verfahren

Tätigkeit ist stets gegenstandsorientiert und als solche ist ihr der Gebrauch
von Werkzeugen wesenseigen. Durch die Werkzeuge sind die Menschen
nicht nur mit den Gegenständen, sondern auch mit anderen Menschen vermit-
telt. Über den Gebrauch von Werkzeugen eignet sich der Mensch die in ihnen
geronnenen Erfahrungen der Menschheit an. Im Prozess der Tätigkeit wer-
den über die Gegenständlichkeit soziale Beziehungen in mehreren Dimen-
sionen realisiert, auch wenn ihre Handlungen rein individuell, d. h. nicht un-
mittelbar arbeitsteilig organisiert sind. Diese Dimensionen werden vermit-
telt: über das die Bedürfnisbefriedigung orientierende Angebot an Gegen-
ständen (Verfügbarkeit), über die den Gegenständen zugeschriebenen Be-
deutungen sowie über die Anerkennung der vergegenständlichten Ergebnis-
se der Tätigkeit. Im Unterschied zur Handlung ist die Tätigkeit ein Prozess
direkter sozialer Beziehungen (Kooperation und Arbeitsteilung), ohne die
Vermittlung der über die Gegenstände und Werkzeuge geronnenen sozialen
Beziehungen damit auszusetzen. Zur Spezifik des menschlichen Lernens
heißt es bei Leontjew: “Der Mensch gewinnt die Erfahrungen seiner Art, das
heißt die Erfahrungen der menschlichen Gesellschaft, nicht in Form der Ver-
erbung, sondern in Form der individuellen Aneignung.” (Leontjew 1966,
S. 21) Über die Kennzeichnung des Lernens als individuelle Aneignung, in
der äußere Handlungen in innere geistige Prozesse umgewandelt werden,
schlug er den Bogen zur Persönlichkeit. Erziehung und Bildung zur Persön-
lichkeit bedeuten Gestaltung der Formen von Tätigkeiten, die gegenständ-
lich vermittelt sind und in einem Gefüge sozialer Beziehungen ausgeführt
werden.

Galperin nahm durch seine Analyse geistiger Handlungen Einfluss auf die
Lerntheorie. Er machte auf die Orientierungsgrundlage geistiger Handlun-
gen als entscheidende Größe für die Qualität ihres Verlaufs aufmerksam. Sei-
ne Überlegungen wurden zur Klassifizierung von Qualitätsstufen geistiger
Prozesse aufgenommen und weiterentwickelt. Galperin unterscheidet fünf
Entwicklungsetappen des geistigen Prozesses:
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– Aneignung von Gegenständen in ihrer unmittelbar zugänglichen mate-
riellen Form,

– Materialisieren von Gegenständen in Form von gedachten Eigenschaf-
ten und Beziehungen, die nicht unmittelbar zugänglich sind bis hin zur
Bildung von Begriffen,

– Übertragung der bisherigen geistigen Handlungen auf die Ebene der äu-
ßeren Sprache,

– Übertragung der Sprache als Kommunikationsmittel zum Mittel des
Denkens sowie

– Automatisierung des Sprachgebrauchs (vgl. Galperin 1966).

2.2 Tätigkeit als Paradigma
des lerntheoretischen Diskurses

Die Übernahme des Begriffs Tätigkeit als Grundbegriff der Lerntheorie wur-
de u. a. mit folgenden Argumenten begründet:

– Er bietet die Möglichkeit, das menschliche Individuum ganzheitlich zu
betrachten.

– Die Qualitätsmerkmale der Persönlichkeit lassen sich dadurch umfas-
send beschreiben.

– Das Lernen kann in ein Gesamtsystem von Tätigkeiten eingeordnet und
die Zusammenhänge zwischen verschiedenen Tätigkeitsbereichen auf-
gedeckt werden.

– Das Begreifen des Lernens als spezifische Form menschlicher Tätig-
keit kann über die Beschreibung allgemeiner Strukturmerkmale der Tä-
tigkeit Aufschluss darüber geben, wie der Lernprozess zielgerichtet ge-
staltet werden kann.

Das Tätigkeitskonzept basiert einerseits auf einer Bestimmung dessen, was
unter Tätigkeit verstanden werden soll und zweitens auf einer genauen Struk-
turbeschreibung. Im lerntheoretischen Diskurs waren hierbei die Psycholo-
gen federführend.

Kossakowski bestimmte die menschliche Tätigkeit so: “Sie ist produktive,
schöpferische materielle und ideelle Tätigkeit, in der der Mensch auf die Na-
tur und die gesellschaftliche Umwelt, die sich außerhalb seiner Person befin-
det, wirkt, sie verändert und damit sich selbst verändert.” (Kossakowski
1974, S. 18) Im Wörterbuch der Psychologie aus dem Jahre 1976 heißt es un-
ter dem Stichwort Tätigkeit: “In der marxistisch-leninistischen Philosophie
ist T. der Prozess in dem die Veränderung der natürlichen und gesellschaftli-
chen Umstände mit der Veränderung der menschlichen Lebensbedingungen
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und damit des Menschen selbst, als Subjekt der gesellschaftlichen Erschei-
nungen, zusammenfällt. Der Begriff der T. wird vor allem auf den geschicht-
lich konkreten, den gesellschaftlichen Arbeits- und Lebensprozess des Men-
schen als gesellschaftliches Gesamtsubjekt bezogen.” (Clauß 1976, S. 524).

Lompscher führte 1985 aus: “Der Begriff der Tätigkeit ist ein Zentralbegriff
der marxistisch-leninistischen Psychologie. Tätigkeit stellt die Grundbezie-
hung zwischen Subjekt und Objekt dar. Was heißt das? Im Unterschied zu al-
len anderen Lebewesen ist der Mensch in der Lage, bewusst und aktiv auf die
Welt einzuwirken und sie entsprechend seiner Ziele und Bedürfnisse zu ver-
ändern. Er macht Ausschnitte, Bereiche, Prozesse und Erscheinungen der
Welt zu seinem Objekt, auf das er entsprechend seinem Erkenntnisstand und
seinem Können einwirkt, um seine Ziele zu verwirklichen und dadurch diese
oder jene Bedürfnisse zu befriedigen. Diese grundlegende Tatsache, die den
Menschen zu einem ganz besonderen Lebewesen und die menschliche Ge-
sellschaft zur höchsten Organisations- und Bewegungsform der Materie
macht, wird mit dem Begriff Tätigkeit erfasst.” (Lompscher 1985, S. 16 f.)
Tätigkeit wurde verstanden als ein Komplex von Handlungen, der folgende
Strukturmerkmale aufweist: Ziel, Motiv, Sinn, Inhalte, Verlauf, und Ergeb-
nisse.

1985 stellte Lompscher fünf Aspekte vor, mit denen das Wesen von Tätigkeit
erfasst werden kann:

– Veränderungsaspekt: Zielstellungen und Verfahren zur Veränderung
von Objekten, Situationen, Normen zur Bewertung der erzielten Verän-
derungen

– Erkenntnisaspekt: Hervortreten bestimmter Eigenschaften am Objekt
und Zusammenhänge am Gegenstand und Erkennen dieser durch das
Subjekt

– Kommunikationsaspekt: Kooperation, Austausch von Informationen,
Methoden, Ergebnissen usw.

– Wertaspekt: individuelle Bedürfnisse und Werte, die der Tätigkeit zu-
grunde liegen bzw. durch sie hervorgebracht werden

– Entwicklungsaspekt: Entwicklung der Tätigkeit, Veränderung bzw.
Ausbildung neuer Formen und Arten, Verfahren, Normen usw. (vgl.
Lompscher 1985, S. 17).

Als bestimmende Faktoren für die Art und Weise, wie Tätigkeiten realisiert
werden, sind maßgebend: die Struktur der Aneignungsobjekte, die Aneig-
nungsstrategie und die inneren Bedingungen des Individuums. Über die Qua-
lität der Tätigkeit lässt sich aus Sicht der Psychologie auch die Qualität der
Persönlichkeit beschreiben (vgl. Kossakowski 1973, S, 15).
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Lerntätigkeit wurde von einigen Psychologen und Pädagogen begrifflich
sehr stark auf die Aneignung überlieferten Wissens und Könnens eingeengt.
So heißt es beispielsweise 1977 bei Lompscher: “Die Spezifik der Lerntätig-
keit besteht darin, daß gesellschaftliches Wissen und Können durch indivi-
duelle Reproduktion angeeignet wird und das Hauptresultat der Tätigkeit die
Veränderung des Subjekts der Tätigkeit ist.” (Lompscher 1977 b, S. 18) 1985
führt er in ähnlicher Weise aus: “In allgemeinster Form besteht das Wesen
der Lerntätigkeit darin, daß sie direkt auf die Aneignung gesellschaftlichen
Wissens und Könnens und damit auf die Veränderung des Subjekts dieser Tä-
tigkeit gerichtet ist.” (Lompscher 1985, S. 35) Bei Spiel und Arbeit stehe da-
gegen die Veränderung des Objekts im Vordergrund, die Veränderung des
Subjekts sei in diesen Tätigkeiten ein Nebenprodukt. Diese enge Fassung des
Lernens wurde durch das Tätigkeitskonzept aber selbst in Frage gestellt und
die Sicht auf den pädagogisch geführten Prozess des schulischen Lernens
weiter gesteckt. In der insbesondere in der DDR-Philosophie geführten Dis-
kussion über den Begriff Aneignung wurde herausgearbeitet, dass der
Aspekt der Aneignung der Wirklichkeit durch Tätigkeit gerade darauf ab-
zielt, ihren schöpferischen Charakter im Zusammenhang der Subjektwer-
dung des Menschen hervorzuheben. Und nur unter diesem Aspekt könne
überhaupt die Kategorie der Tätigkeit als Ausgangspunkt zur Bestimmung
von Qualitätsmerkmalen einer Persönlichkeit gesetzt werden. Lernen ist
nicht zu reduzieren auf eine bloße Widerspiegelung der Wirklichkeit bzw. ih-
rer individuellen geistigen Reproduktion. Clauß formuliert 1985: “Die mar-
xistische Philosophie betrachtet den Menschen als Subjekt der praktischen
und theoretischen Tätigkeit. Damit ist gesagt, daß menschliches Wahrneh-
men, Denken und Handeln nicht ‘abläuft’, ‘funktioniert’, sozusagen fremd-
gesteuert ‘geschieht’, sondern von Menschen als Subjekt der Erkenntnistä-
tigkeit bewußt vollzogen wird.” (Clauß 1985, S. 8).
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3 Zum Verhältnis von Individuum
und Gesellschaft

3.1 Individuum als Gegenstand
des sozialwissenschaftlichen Diskurses

Der Subjektbegriff war in den Sozialwissenschaften der DDR sehr stark auf
Klassen und Gruppen fokussiert und eingeengt. Das Individuum als Gegenstand
philosophischer Untersuchungen wurde diesen Subjekten gesellschaftlicher
Entwicklung eher unter-, neben- und nachgeordnet. Es stand nicht im Zentrum
des Diskurses. Das politische Postulat von der Unterordnung der individuellen
Interessen (synonym dazu: persönliche Interessen) unter die gesellschaftlichen
Interessen ließ die Wechselwirkung von Gesellschaft und Individuum über ei-
nen längeren Zeitraum als Randproblem erscheinen. Daraus resultierte der Vor-
wurf, dass es auch in der DDR-Philosophie eine Leerstelle “Individuum” gebe.
Durch das Zurückbleiben der ökonomischen Entwicklung in den staatssozialis-
tischen Ländern gegenüber den hoch entwickelten Industrienationen der westli-
chen Welt ergaben sich Fragen, wie dieser Entwicklungsrückstand zu überwin-
den, wie Leistungswille und Leistungsfähigkeit der Bevölkerung zu heben sei-
en. Vor dem Hintergrund dieses politischen Sollens geriet das Individuum mit
seinen besonderen Interessen stärker in den Blickpunkt unterschiedlicher So-
zialwissenschaften. Zur Differenzierung der sozialen Subjekte wurden die Ka-
tegorien Individuum und Gesellschaft als sich wechselseitig bedingend, aber
eben sich sehr wohl unterscheidend hervorgehoben, wenngleich diesem Ver-
ständnis durch die These von der objektiven Interessenübereinstimmung von In-
dividuum und Gesellschaft im “Sozialismus” enge Grenzen gesetzt waren.

Individuen wurden nicht als konkrete Einzelmenschen, sondern als sozialtypi-
sche, als Repräsentanten vornehmlich ihrer sozialen Klasse oder Gruppe Ge-
genstand des sozialwissenschaftlichen Diskurses. Das Forschungsinteresse
war darauf gerichtet, wie Individuen sich als sozialdeterminierte Wesen in der
Gesellschaft verhalten, wie sie dadurch die gesellschaftlichen Verhältnisse
produzieren, verändern und wie die schöpferischen Potenzen der Individuen
auf die Befriedigung gesellschaftlicher Bedürfnisse gelenkt werden können.

3.2 Begriffe Individuum und Gesellschaft

Individuum bedeutet ursprünglich das Unteilbare, das in räumlicher, zeitli-
cher und qualitativer Bestimmtheit existierende einmalige Einzelding. Mit
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dem Begriff Individuum wurde der einzelne Vertreter der menschlichen Gat-
tung bzw. einer bestimmten Gesellschaftsformation bezeichnet. Damit soll-
ten vor allem drei Merkmale hervorgehoben werden:

– Der Mensch existiert nur als gesellschaftliches Wesen, als Angehöriger
einer oder mehrerer Gruppen von Menschen.

– Er ist in seiner Räumlichkeit und Zeitlichkeit begrenzt und eine einma-
lige Ganzheit sozialer und biologischer Eigenschaften (Individualität).

– als Einzelwesen hat er eigene Bedürfnisse und Interessen und weist je-
weils besondere Merkmale auf, die durch seine konkreten Sozialisa-
tionsbedingungen geprägt werden.

Individuen sind soziale Wesen. Sie eignen sich das überlieferte kulturelle
Erbe auf spezifische Weise an, werden von den sozialen Verhältnissen ge-
prägt, gehen arbeitsteilige Beziehungen ein, haben durch ihre produktive Tä-
tigkeit Anteil an der Entwicklung der Gesellschaft und müssen individu-
ell-eigene und gesellschaftliche Interessen ausgleichen.

Das Individuum ist aber keineswegs nur Schnittpunkt, Resultante gesell-
schaftlicher Entwicklung. Die soziale Determination der Individuen lässt
sich weder auf Anpassung an die gegebenen Zustände der Gesellschaft be-
schränken, noch können Individuen auf die Trägerschaft von sozialen Rollen
reduziert werden. Sie sind nicht einfach passiv und einseitig durch die Ge-
sellschaft geprägt, keine “Schräubchen” in einem ihnen äußeren Geschehen.
Individuen steuern ihre Lebenstätigkeit mittels individuell ausgebildeter Be-
dürfnisse und Fähigkeiten. Sie vermitteln die gesellschaftlichen Bedingun-
gen als wesentliche Determinanten ihrer Lebenstätigkeit über ihr subjektives
Vermögen (vgl. Dölling 1986, S. 59).

Konzeptionen, wonach Gesellschaft die einfache Summe der Individuen sei
oder durch einen freiwilligen Vertragsabschluss der Individuen zustande
käme, wurden abgelehnt. Die Gesellschaft ist nichts anderes als die Summe
der Beziehungen, Verhältnisse, worin die Individuen zueinander stehen (vgl.
Marx 1974, S. 176). Gesellschaft wurde als Gesamtheit der gesellschaftli-
chen Verhältnisse bzw. sozialen Beziehungen begriffen, deren Charakter
letztlich durch ein historisch-konkretes, einem bestimmten Entwicklungs-
stand der Produktivkräfte entsprechendes System der materiellen Produk-
tionsverhältnisse geprägt wird (vgl. Assmann u. a. 1977, S. 207; vgl.
Klaus/Buhr 1974, S. 473; vgl. Kosing 1985, S. 205).

Wie es keine Individuen ohne Gesellschaft gibt, so kann es keine Gesell-
schaft ohne Individuen geben. Die sozialen Verhältnisse werden über die Tä-
tigkeiten der Individuen realisiert und entwickelt. Gesellschaft ist kein apar-
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tes, neben den Individuen stehendes oder über ihnen schwebendes Subjekt,
das mit den Individuen in Wechselwirkung tritt, sondern die Gesellschaft ist
Ergebnis der wechselseitigen Aktion der Individuen (vgl. Mitrochin 1972, S.
31). Die Individuen wiederum handeln nicht voraussetzungslos, sondern
“unter gesellschaftlichen Bedingungen und Verhältnissen, die von ihnen un-
abhängig sind, in die sie hineingeboren werden. Indem sie von diesen Vor-
aussetzungen ausgehen, sie sich aneignen und nützen, sie weiterbilden, ver-
ändern die Individuen ihre gesellschaftlichen Umstände, ihren praktischen
Lebensprozess und damit sich selbst, entwickeln sie ihre Individualität, ihre
Fähigkeiten, ihre Beziehungen.” (Klaus/Buhr 1974, S. 563). Von daher er-
klärt sich auch, dass eine Abgrenzung gegenüber Auffassungen vom Primat
der Gesellschaft gegenüber dem Individuum (Emil Durkheim, Talcott Par-
sons, Rene König u. a.) vorgenommen wurde. Dennoch wurde die Aneignung
der gesellschaftlichen Verhältnisse in Form von Gegenständen und Bezie-
hungen aus Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft als wesentliche Voraus-
setzung für die Entwicklung der Individuen angenommen.

3.3 Wechselbeziehung von Individuum und Gesellschaft

Individuen sind nur im gesellschaftlichen Zusammenhang existenzfähig. Sie
sind primär gesellschaftliche Individuen, d. h. ihre Bedürfnisse und Fähig-
keiten, ihre Autonomie als einzelne, einmalige Individuen und ihre Freiheit
als Resultat wie als formulierter Anspruch entspringen nicht einem abstrak-
ten Wesen des Menschen, sondern sind Produkt eingegangener, betätigter,
gesellschaftlicher, jeweils konkret-historischer Beziehungen (vgl. Berger
u. a. 1978, S. 298). Individuelles Verhalten und soziale Verhältnisse bilden
eine objektive Einheit. “Die Einheit von Individuum und Gesellschaft ist
letztlich bedingt und begründet in der materiellen Produktion, der artspezifi-
schen Beziehung des Menschen zur übrigen Natur.” (Assmann u. a. 1977, S.
274) “Die gesellschaftlichen Verhältnisse sind Verhältnisse zwischen den
Menschen, freilich nicht im Sinne einer Präexistenz der gesellschaftlichen
Individuen, die im Gegenteil voll und ganz Produkt der gesellschaftlichen
Verhältnisse sind, wohl aber in dem Sinn, dass die produktive Tätigkeit der
Menschen die Substanz dieser Verhältnisse ist.” (Séve 1972, S. 127).

Individuelles Verhalten wird primär durch die je vorgefundenen sozialen
Verhältnisse geprägt. Individuelle Entwicklungsmöglichkeiten sind wesent-
lich durch die objektive Einbindung der Individuen in die konkreten histori-
schen sozialen Verhältnisse und natürlichen Bedingungen bestimmt (vgl.
Berger u. a. 1978, S. 298). Sie sind daher keine beliebigen. Da sich gesell-
schaftliche Beziehungen nur über die Tätigkeit von Individuen realisieren,
nehmen sie auch subjektige Züge an, erfahren durch das Zusammenwirken
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der Individuen spezifische, unwiederholbare Ausprägungen. Gesellschaft
basiert auf den Qualitäten der menschlichen Tätigkeit, die sie selbst erzeugt
hat: “einmal auf der Fähigkeit des Menschen sein Tun zu objektivieren, die
Resultate seiner Tätigkeit von sich loszulösen und sie anderen Menschen zu
übereignen; zum anderen macht sie sich seine Fähigkeiten zunutze, aufge-
speicherte Erfahrungen zu übernehmen.” (Batenin 1972, S. 92).

Die Stellung der Individuen in der Gesellschaft ist durch einen produktiven
Widerspruch gekennzeichnet: Einerseits sind Individuen auf sich bezogen,
entfalten die ihnen innewohnenden Anlagen, Fähigkeiten, entwickeln Initia-
tive und Energie, machen eigene Interessen und Bedürfnisse geltend. Ande-
rerseits sind sie auf die Gemeinschaft bezogen, weil sie ihre Subjektivität nur
in “kollektiver Tätigkeit” allseitig entwickeln können. Die Universalität der
gesellschaftlichen Vermittlungen ist die Voraussetzung und Grundlage der
Allseitigkeit der individuellen Entwicklung (vgl. Stiehler 1978, S. 59). “Eine
Gesellschaft ist desto vollkommener, je mehr Originalität und Selbständig-
keit jedes ihrer Mitglieder besitzt und je enger und vielfältiger die Beziehun-
gen zwischen diesen sind, d. h. je größer die Vielfalt und Einheitlichkeit der
Gesellschaft ist.” (Batenin 1972, S. 99).

Indem die Gesellschaft als das Produkt des wechselseitigen Handelns der Men-
schen bestimmt wurde (vgl. Marx 1974, S. 452), erfolgte, auf der Grundlage
des Arbeitsbegriffs, eine Anbindung der Begriffe Individuum und Gesell-
schaft an den Tätigkeitsbegriff. Die Gesellschaft, im Ergebnis der Tätigkeit
der Individuen entstanden, ist von jener nicht zu lösen und insofern keine
selbstständige Instanz. Gesellschaft und Individuum sind nicht zwei völlig
voneinander verschiedene Subjekte, sie stellen vielmehr zwei Seiten, zwei un-
trennbar miteinander verknüpfte Momente der Wirklichkeit dar. Andererseits
sind die Individuen kein mechanisches Produkt der Gesellschaft, vielmehr
müssen sie sich diese erst aneignen (Aneignungsaspekt). Das geschieht auf je
spezifische Weise, eingebunden in ein konkretes soziales Umfeld, in spezifi-
sche Lebenszusammenhänge, und gestaltet sich nicht als widerspruchsfreier
Vorgang. Diese Aneignung ist bezogen auf das einzelne Individuum immer
auch Anpassung, die zugleich Element der individuellen Entwicklung ist (vgl.
Wessels 1978, S. 120). Es werden dabei der zielgerichtete, verändernde Cha-
rakter der Tätigkeit, ihre Gegenständlichkeit und ihre Determiniertheit durch
die gesellschaftlichen Verhältnisse hervorgehoben (vgl. Bujewa 1978, S. 18).

3.4 Individuum als bio-soziale Einheit

Das Verständnis der menschlichen Individuen als soziale Wesen hat über
einen gewissen Zeitraum hinweg dazu geführt, den Umstand, dass das Indi-
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viduum immer auch ein Naturwesen, aber ein besonderes, nämlich gesell-
schaftliches ist, zu vernachlässigen (vgl. Tugarinov 1972, S. 53). Es ging
um die Frage, inwieweit die Natur der Individuen die Aneignung der gesell-
schaftlichen Realität beeinflusst (vgl. Dölling 1986, S. 17). Als gesell-
schaftliche Wesen sind Individuen Teil der Natur und Entwicklungspro-
dukt des biologischen Evolutionsprozesses. Dabei handelt es sich jedoch
um die gesellschaftliche Natur der Individuen (vgl. Holzkamp 1979, S. 44).
Sie besitzen individuelle Handlungsfähigkeit im konkreten Gesellschafts-
zusammenhang (vgl. Dölling 1986, S. 12). Über die Tätigkeit realisiert sich
die innere Einheit von Biologischem und Sozialem in der individuellen Ent-
wicklung des Menschen. Durch die Tätigkeit wird das Individuum in das
System der gesellschaftlichen Verhältnisse einbezogen, indem es sich die-
se aneignet, formt sich sein gesellschaftliches Wesen (vgl. Bujewa 1978,
S. 15).

“Die Verwirklichung der jeweiligen sozialen Möglichkeiten für die Ausbil-
dung reicher Bedürfnisse setzt die individuelle Fähigkeit zur Aufnahme und
‘Verarbeitung’ vielfältiger, differenzierter und widersprüchlicher sozialer
Einflüsse, zur Anpassung an schnell sich ändernde Situationen und Anforde-
rungen voraus. Diese Fähigkeit ist an biologische Qualitäten – physische Be-
lastbarkeit, Lern- und Leistungsfähigkeit in den verschiedenen Lebensaltern
– gebunden.” (Dölling 1978, S. 57).

“Individuell-einmalige Erscheinungsformen der biologischen Konstitution
(vererbte und angeborene Anlagen, Temperament, Reaktionsgeschwindig-
keit, Sensibilität, motorische Geschicklichkeiten usw.) haben positive oder
negative Auswirkungen auf das soziale Verhalten vermittelt über die gesell-
schaftlichen bzw. kollektiven Leistungserwartungen, Verhaltensnormen
und Sanktionen. Von diesen hängt ab, wie sich biologisch bedingte Beson-
derheiten des Verhaltens auf die Stellung und Anerkennung des einzelnen in
der Gruppe bzw. im Kollektiv auswirken.” (Dölling 1978, S. 61 f.).

Die These von der bio-sozialen Einheit des Menschen blieb umstritten. Sie
sei missdeutbar, denn Biologisches und Soziales werden hier quasi auf eine
Ebene nebeneinander gestellt. Eine Gleichgewichtung beider Komponenten
sei nicht haltbar (vgl. Kelle/Kowalson 1984, S. 178 ff.). Die qualitative Un-
terscheidung von Mensch und Tier sei in erster Linie durch die soziale Quali-
tät des Menschen als mit Bewusstsein begabtes, Ziele antizipierendes und ge-
genständlich tätiges Wesen bedingt. Dazu kam die Distanzierung von natur-
wissenschaftlichen Verengungen des Begriffs Individuum, wie seine Redu-
zierung auf ein biologisch-triebhaftes Wesen. In diesem Kontext stand auch
die Abgrenzung von Positionen, wonach das Individuum auf im Wesen un-
veränderliche, vorgegebene biologische bzw. psychologische Merkmale zu-

117



rückgeführt wird; die Gesellschaft erscheint dann zwangsläufig als sekun-
där, zum bloßen Außen psychologisiert, das zur Manifestation des primären
Innen des Individuums als determinierender und modifizierender Faktor hin-
zutritt (vgl. Dölling 1978, S. 61).

Individuum und Gesellschaft stehen in einer aktiven Wechselbeziehung. In-
dividuen sind Akteure der von ihnen eingegangenen Verhältnisse (vgl. Döl-
ling 1986, S. 14). Sie sind nicht bloß biologische Träger psychischer Funktio-
nen, wie Séve meint, sondern sie gehen als historisiertes biologisches Erbe in
die Charakteristik individueller Verhaltensstrukturen ein (vgl. Dölling 1986,
S. 33). “Das Individuum ist ein gesellschaftliches Wesen und widerspiegelt
die Errungenschaften der menschlichen Art auf einer bestimmten histori-
schen Entwicklungsstufe. Seine Lebenstätigkeit, die Arbeit, ist von vornhe-
rein gesellschaftlicher Natur. Demzufolge kann das Individuum nur inner-
halb und durch die Gesellschaft existieren. Als Angehöriger der menschli-
chen Gattung ist das Individuum zugleich Teil der Natur.” (Assmann u. a.
1977, S. 274).

Die biologische Konstitution enthält nur wenige angeborene Verhaltensre-
gulative (vgl. Dölling 1986, S. 32). “Fähigkeiten sind das psychische Pro-
dukt der Aneignung objektivierter gesellschaftlicher Erfahrungen, objekti-
ver Gegenstandsbedeutungen in den Lebenstätigkeiten der Individuen.”
(Dölling 1986, S. 200) “Die Fähigkeiten qualifizieren die Persönlichkeit als
Subjekt der Tätigkeit.” (Rubinstein 1976, S. 793) “Sowohl die biologischen
als auch die organischen Bedürfnisse haben eine natürliche, erblich fixierte
Grundlage und beide besitzen gesellschaftliche Qualität.” (Dölling 1986,
S. 225) Die biologischen Voraussetzungen des Menschen sind dabei als not-
wendige Bedingungen anzusehen, die das Entstehen gesellschaftlich deter-
minierter innerer Systeme der Persönlichkeit ermöglichen, weniger dagegen
ihre spezifische Qualität bestimmen (vgl. Kossakowski 1973, S. 21). Der
Mensch sei demnach nur hinsichtlich seiner allgemeinen Lebensfunktionen
biologisch festgelegt.

Die in den 70er Jahren noch vorhandene Geringschätzung der biologischen
Voraussetzungen individueller Entwicklung des Menschen und die damit
einhergehende Überschätzung sozialer Einflussmöglichkeiten durch eine
planmäßige Erziehung wurde in den 80er Jahren zurückgenommen. Mit den
Diskussionen über den Wert der Individualität und zu Begabungen und ko-
gnitiven Stilen wurde das Biologische wieder stärker berücksichtigt. Dabei
blieb der Standpunkt vom Primat der gesellschaftlichen Verhältnisse aller-
dings unangetastet.
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3.5 Verhältnis von individuellen
und gesellschaftlichen Interessen

In der Anfangsphase der DDR-Entwicklung war die Unterordnung der indi-
viduellen Interessen unter die gesellschaftlichen politisches Programm. Es
war dies die klare Dominanz des Gesellschaftlichen gegenüber dem Indivi-
duellen und mithin auch die relativ scharfe Abgrenzung von Gesellschaft und
Individuum. Einheit von gesellschaftlichen und individuellen Interessen be-
deutete hier Unterordnung der letzteren unter die ersteren. Untergeordnete
Interessen bewirken aber auch nur eine untergeordnete Triebkraftentwick-
lung. Von diesen Positionen ausgehend wurde der Individualitätsentfaltung
der einzelnen Individuen nur geringe Bedeutung beigemessen, galt es doch
zunächst das große Ganze in den Blick zu nehmen und auszugestalten. Es ver-
wundert daher nicht, dass bis Ende der 60er Jahre dem Interessenproblem
kaum Aufmerksamkeit gewidmet wurde. In den 70er und 80er Jahren änderte
sich dieser Umstand grundlegend. Vorangegangen war die Erkenntnis: Ge-
sellschaftliche Entwicklung ist vom individuellen Leistungsvermögen und
Leistungswillen, d. h. von der Qualität der individuellen Tätigkeit abhängig.
Individuelle Tätigkeit aber ist interessengeleitete Tätigkeit. Je nach Stellung
der Individuen im gesellschaftlichen System ergeben sich unterschiedliche
Interessenlagen. Gesellschaftliche und individuelle Interessen fallen nicht
einfach zusammen. Sie bilden eine Einheit, aber eine widersprüchliche Ein-
heit, die stets aufs Neue zu vermitteln ist. Diese Position fand ihren Nieder-
schlag in der These von der Übereinstimmung der gesellschaftlichen und in-
dividuellen Interessen. Diese Übereinstimmung wurde nicht als statische
Gegebenheit, sondern als dynamischer Prozess betrachtet. Sie war gleicher-
maßen Ausdruck eines neuen Verständnisses der Einheit und Wechselbezie-
hung von Gesellschaft und Individuum (vgl. Klaus/Buhr 1969, S. 792).

Interesse als philosophisch-soziologische Kategorie dient zur Bezeichnung
der Beziehung zwischen objektiven Existenz- und Entwicklungsbedingun-
gen sozialer Subjekte und sich daraus ergebenden Erfordernissen der Tätig-
keit dieser Subjekte (vgl. Assmann u. a. 1977, S. 314). Der psychologische
Interessenbegriff fasst das Interesse hingegen als Bestandteil der Einstellun-
gen der Persönlichkeit zu den Zielen und Bedingungen ihrer Tätigkeit, als
Gerichtetheit der Gedanken und Absichten der Persönlichkeit auf bestimmte
Gegenstände und Tätigkeiten auf (vgl. Assmann u. a. 1977, S. 314).

Die Differenzierung in gesellschaftliche und individuelle Interessen bezieht
sich auf die soziale Struktur der jeweiligen Gesellschaftsordnung (vgl.
Klaus/Buhr 1969, S. 537). Interessen müssen als Gerichtetheit der prakti-
schen gesellschaftlichen Tätigkeit der Menschen auf etwas für sie Bedeutsa-
mes aufgefasst werden (vgl. Klaus/Buhr 1974, S. 583).
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Gesellschaftliche und individuelle Bedürfnisse, gesellschaftliches und indi-
viduelles Bewusstsein, gesellschaftliche Handlungspotenzen und individu-
elle Handlungsvoraussetzungen, gesellschaftliche Forderungen und indivi-
duelle Interessen sind unter keinen Umständen deckungsgleich. In ihrer Tä-
tigkeit gehen die Individuen zunächst immer von sich aus, von ihren Bedürf-
nissen und Interessen, die aber selbst durch die vorgefundenen natürlichen
Bedingungen und gesellschaftlichen Interessen bestimmt sind. Individuen
bilden eigene, individuelle Interessen aus. Individuelle Interessen sind für
die Gesellschaft stets von Bedeutung, weil sie dem sozialen Handeln der In-
dividuen zu Grunde liegen. Es ist nicht nur unvertretbar, die individuellen In-
teressen in gesellschaftlichen untergehen zu lassen, sondern es ist auch un-
möglich, so Stiehler 1978 (vgl. Stiehler 1978, S. 66).

Interessen besitzen grundlegende Funktion für die Tätigkeitsorientierung
der Individuen, da sie unmittelbar die aus den Lebensbedingungen resultie-
renden Tätigkeitsanforderungen und Möglichkeiten erfassen. Interessen
bringen die Gerichtetheit des Menschen auf bestimmte Objekte, Vorgänge,
Tätigkeiten, Ziele usw. zum Ausdruck, zu denen er sich in einem positiven
emotionalen Verhältnis befindet (vgl. Kosing 1985, S. 259). Jede Tätigkeit
der Individuen dient letztlich der Sicherung und Entwicklung ihrer Repro-
duktionsbedürfnisse. Interessen ergeben sich aus der Beziehung der Men-
schen im Prozess ihrer Bedürfnisbefriedigung. Die Interessen bestimmen
Ziel und Richtung der auf die Bedürfnisbefriedigung gerichteten Tätigkeit,
das heißt jener Tätigkeit zur Erzeugung der Mittel für diese Bedürfnisbefrie-
digung (vgl. Reißig u. a. 1984, S. 93, 105). Interessen sind Vermittlungen
zwischen gesellschaftlichen Verhältnissen und ihrer Widerspiegelung im
Bewusstsein. Für die Gestaltung sozialer Entwicklung komme es nicht da-
rauf an, eine Unterordnung individueller unter gesellschaftliche Interessen
zu erreichen, sondern eine relative Übereinstimmung beider zu gewährleis-
ten. Persönlichkeiten zeichnen sich dadurch aus, dass bei ihnen die gesell-
schaftlichen Belange gegenüber den individuellen im Vordergrund stehen.
Tätigkeiten der Individuen sind über individuelle Bedürfnisse, Interessen
und Motive vermittelt, die bewusst oder unbewusst mit gesellschaftlichen In-
teressen und Bedürfnissen (Nation, Volk, Staat, Partei, Gruppe usw.) in Be-
ziehung gesetzt werden.

Übereinstimmende Interessen sind vor allem gemeinsame Interessen. Wach-
sende Interessenübereinstimmung als Tendenz gesellschaftlicher Entwick-
lung in der DDR wurde abgeleitet aus der vermeintlichen Angleichung der
Existenzbedingungen von Klassen und Schichten. Gesellschaftliche Interes-
sen seien nichts anderes als allgemeine, d. h. gemeinsame Interessen aller
Mitglieder der Gesellschaft. Damit wären sie zugleich aber die wichtigsten
individuellen Interessen (vgl. Reißig u. a. 1984, S. 90 f., 102).
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3.6 Verhältnis von individuellem
und gesellschaftlichem Bewusstsein

In ihrer Tätigkeit reproduzieren die Individuen sich selbst als Einzelne als
auch die gesellschaftlichen Verhältnisse als Ganzes. Diese Tätigkeit ist stets
von Ideen geleitet, setzt und verfolgt bestimmte Ziele. Der bewusstseinsmä-
ßige Aspekt des Verhältnisses von Individuum und Gesellschaft wird mit den
Begriffen individuelles Bewusstsein und gesellschaftliches Bewusstsein er-
fasst.

Bis in die 50er Jahre hinein wurde das individuelle Bewusstsein fast aus-
schließlich als Gegenstand der Psychologie und das gesellschaftliche Be-
wusstsein als Gegenstand der Philosophie betrachtet. Der Überwindung die-
ser Trennung von individuellem und gesellschaftlichem Bewusstsein waren
die Arbeiten bis Anfang der 70er Jahre gewidmet. In den 70er Jahren setzte
zunächst eine umfassende Analyse der Begriffe individuelles Bewusstsein
und gesellschaftliches Bewusstsein ein. Unterschiedliche Bedeutungsinhal-
te des Begriffs individuelles Bewusstsein resultierten aus den verschiedenen
Bestimmungen des Begriffs Individuum:

– Der Begriff “individuelles Bewusstsein” – als Fähigkeit zu denken –
basierte auf dem Verständnis von Individuum zur Kennzeichnung des
einzelnen Vertreters der menschlichen Gattung.

– Der Begriff “individuelles Bewusstsein” – zur Bezeichnung der einma-
ligen und unwiederholbaren Züge und Merkmale – gründete sich auf die
Verwendung des Begriffs Individuum im Sinne von Individualität.

– Dem Begriff “individuelles Bewusstsein” – verstanden als das, was das
Individuum als Vertreter seiner Klasse denkt und fühlt – lag die Bestim-
mung von Individuum zur Hervorhebung des Repräsentanten einer
Klasse zu Grunde.

Auswirkungen des schon Ende der 60er Jahre dominierenden strukturellen An-
satzes zur Untersuchung des gesellschaftlichen Bewusstseins, der sich auf die
1968 erschienene Arbeit von Uledow “Die Struktur des gesellschaftlichen Be-
wusstseins” (deutsche Erstauflage vgl. Uledow 1972) stützte, waren in den
70er Jahren noch deutlich zu erkennen. Theoretische Überlegungen zur Struk-
tur des gesellschaftlichen Bewusstseins wurden relativ losgelöst und abgeho-
ben von den realen Bewusstseinsprozessen der Individuen formuliert.

Ein Paradigmenwechsel zur Überwindung dieser eingeschränkten Perspekti-
ve war verknüpft mit dem Fruchtbarmachen des Tätigkeitsansatzes für den
Bewusstseinsdiskurs. Es war dies vor allem die Erkenntnis, dass das Be-
wusstsein stets über die Tätigkeit konkret-historischer Subjekte in den dabei
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eingegangenen gesellschaftlichen Verhältnissen entsteht und sich in diesen
entwickelt (vgl. Müller/Uhlig 1980, S. 79 ff.; vgl. Kelle/Kowalson 1984,
S. 63 ff.). Aus dieser Perspektive wurde gesellschaftliches Bewusstsein als
Resultat einer bestimmten Art der menschlichen Tätigkeit verstanden, eben
jener Tätigkeit, die auf die Herausarbeitung geistiger Werte, d. h. Vorstellun-
gen, Ideen, Theorien, Überzeugungen, Kenntnisse, Bewertungen, Ziele usw.
gerichtet ist (vgl. Drjachlow u. a. 1978, S. 275). Gleichermaßen ist es aber
auch Voraussetzung für zweckbestimmte menschliche Tätigkeit.

Der Tätigkeitsansatz orientierte methodisch auf die differenzierte Untersu-
chung des Produktions- und Vermittlungsprozesses von individuellem und
gesellschaftlichem Bewusstsein. Er wurde in der Verortung beider als Mo-
mente des Zusammenhangs von Individuum und Gesellschaft entwickelt. In-
dividuelles Bewusstsein wurde dem gemäß als Aspekt des Aneignungspro-
zesses der gesellschaftlichen Verhältnisse und als Glied des Produktionspro-
zesses des gesellschaftlichen Bewusstseins untersucht. Individuelles und ge-
sellschaftliches Bewusstsein waren damit in den praktischen Lebensprozess
eingeordnet, als Moment der Dialektik von Individuum und Gesellschaft und
nicht mehr vordergründig als Strukturkomponenten betrachtet, sondern von
ihrer Funktion für die Reproduktion der individuellen Entwicklung und der
gesellschaftlichen Verhältnisse (vgl. Hahn 1974, S. 600).

Da die Gesellschaft nicht als einfache Summe der in ihr lebenden Individuen
begriffen wurde, kann das gesellschaftliche Bewusstsein nicht Summe der
individuellen Bewusstseine sein. Aus den Wechselbeziehungen von Indivi-
duum und Gesellschaft folgt jedoch auch, dass es keine totale Verschieden-
heit des Bewusstseins der in einer Gesellschaft existierenden Individuen ge-
ben kann. Materieller Träger des individuellen Bewusstseins und des gesell-
schaftlichen Bewusstseins im physiologischen und im sozialen Sinne bleibt
das Individuum (vgl. Drjachlow u. a. 1978, S. 300). Um näheren Aufschluss
über die Bewusstseinsinhalte zu erlangen, müssen demzufolge die konkreten
Tätigkeitsformen der Individuen untersucht werden. Mit dem Begriff indivi-
duelles Bewusstsein wurden die von den Individuen als Einzelne in ihrem un-
mittelbar eigenen Lebensprozess hervorgebrachten, angeeigneten, wirken-
den und durch ihre Individualität geprägten ideellen Gebilde (Ideen, An-
schauungen, Vorstellungen, Theorien, Normen, Werte, Interessen, Erfah-
rungen, Stimmungen u. a.) bezeichnet.

Der Zweck der Begriffe individuelles Bewusstsein und gesellschaftliches
Bewusstsein bestand im differenzierten Erfassen der Produktions- und An-
eignungsformen von Bewusstsein sowohl von der Seite der Individuen als
Einzelne als auch von der Seite der Gesellschaft als Ganzes, um dadurch de-
ren Vermittlungsprozesse theoretisch detaillierter erfassen zu können.
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Individuelles und gesellschaftliches Bewusstsein entstehen in der Tätigkeit
der Individuen, sind durch diese determiniert, entwickeln sich in und mit die-
ser. Beide sind verschiedene Formen der Aneignung ein und derselben Wirk-
lichkeit. Gesellschaftliches Bewusstsein ist dem individuellen insofern vor-
ausgesetzt, als die Individuen stets in konkret-historische gesellschaftliche
Verhältnisse hineingeboren werden und daher ein bestimmtes Niveau des ge-
sellschaftlichen Wissens, der gesellschaftlichen Erfahrung etc. vorfinden,
dessen wesentliche Züge sie sich aneignen müssen. Insofern besteht eine re-
lative Selbstständigkeit des gesellschaftlichen Bewusstseins gegenüber dem
individuellen Bewusstsein (vgl. Drjachlow u. a. 1978, S. 323). Gesellschaft-
liches Bewusstsein führt dennoch kein apartes Eigendasein neben dem indi-
viduellen Bewusstsein, wenngleich es vergegenständlicht werden kann, aber
auch dann ist es Resultat der Tätigkeit vorangegangener Generationen. Indi-
viduelles Bewusstsein ist andererseits gesellschaftliches Produkt, weil die
Individuen gesellschaftliche Wesen sind. Der Inhalt des individuellen Be-
wusstseins ist nie rein individuell, sondern sozial, weil das Individuum nur
als sozial agierendes, als gesellschaftlich produzierendes und kommunizie-
rendes Wesen imstande ist, mit Hilfe seines neurophysiologischen Appara-
tes, Bewusstsein hervorzubringen. Die individuelle Bewusstseinsstruktur ist
geprägt durch Kenntnisse, Erkenntnisse, Wertungen, Meinungen, Bestre-
bungen und Motive (vgl. Hahn 1978, S. 72). Sie ist insofern zu einem nicht
geringen Anteil durch die Übernahme gesellschaftlicher Ideen geprägt (vgl.
Drjachlow u. a. 1978, S. 317, 324). So wie individuelle Tätigkeit und gesell-
schaftliche Entwicklung zwei untrennbar miteinander verknüpfte Momente
sind, so gilt dies auch für individuelles und gesellschaftliches Bewusstsein.

Die Forschungen zum individuellen Bewusstsein ordnen sich in die in den
70er und 80er Jahren geführten Diskurse zum “Alltagsbewusstsein bzw. All-
tagserkennen” (vgl. Wittich/Gößler/Wagner 1978, S. 226 ff., 424 ff.; vgl.
Hirschmann 1980, S. 203 ff., “öffentliches Meinen” (vgl. Franzke 1988,
1990) und zu den “sozialen Erfahrungen” (vgl. Wittich 1983, S. 5 ff.) ein.
Neue Perspektive dieser unterschiedlichen Diskurse war die Aufwertung
derjenigen Bewusstseinskomponenten, die mehr oder weniger unmittelbar
innerhalb der individuellen Lebensvollzüge entstehen, wirken und die Tätig-
keit der Individuen nicht unwesentlich auch leiten. Sie waren bisher stets am
Maßstab von Theorie gemessen – und von daher pejorativ besetzt – als niede-
re Elemente von Bewusstsein eingestuft.
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4 Zur Individualität

4.1 Begriff Individualität

Im originären Marxismus wurde der Entfaltung der Individualität ein hoher
Wert beigemessen. Nach Marx ist die freie Entfaltung der Individualität ei-
nes jeden unabdingbare Voraussetzung für die Entfaltung der freien Indivi-
dualität aller. Dieses Paradigma wurde von der SED in das Programm zur Ge-
staltung der “entwickelten sozialistischen Gesellschaft” übernommen. Al-
lerdings war im “Marxismus-Leninismus” als in sich geschlossenem System
kaum Platz für ein konsequentes Konzept der freien Entwicklung der Indivi-
dualität. Die ökonomistische Lesart der Marx’schen Theorie stand dem eben-
so entgegen wie das Postulat der historischen Mission der Arbeiterklasse. In
der DDR wurde das Thema Individualität erst nach Erscheinen des Buches
“Marxismus und Theorie der Persönlichkeit” von Sève Anfang der 70er Jahre
als eigenständiger Forschungsgegenstand in den sozialwissenschaftlichen
Diskurs aufgenommen (Stiehler 1978). Aber noch in den 80er Jahren fehlte
es in einschlägigen Wörterbüchern.

Die Kategorie Individualität diente dazu, die Frage zu beantworten, welche
Bedeutung eine bestimmte historisch-konkrete Ausprägung der Einzigartig-
keit eines Individuums für seine Integration in die gesellschaftliche Gesamt-
entwicklung, für sein Tätigwerden als Subjekt des sozialhistorischen Prozes-
ses hat (vgl. Assmann u. a. 1977, S. 280). Individualität wurde als Erschei-
nungsform des menschlichen Wesens, als relativ selbstständige Form
menschlichen Daseins und als Teil der Gesamtheit gesellschaftlicher Ver-
hältnisse gefasst. Sie ist Resultat der Tätigkeit eines jeden Individuums.

Der Begriff Individualität bringe vier Aspekte des menschlichen Daseins
zum Ausdruck:

– allgemeine Wesenszüge, die der Gattung Mensch als Ganzes eigen
sind,

– Merkmale, die sich aus dem historisch-konkreten Charakter einer be-
stimmten Gesellschaftsformation und ihrer spezifischen Sozialstruktur
ergeben,

– das individuell besondere bio-genetische Erbe und
– die spezifischen Entwicklungsbedingungen, unter denen der einzelne

Mensch praktisch-gegenständlich tätig ist (vgl. Assmann u. a. 1977,
S. 279).
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Individualität wurde in Abgrenzung zu Séve als Singularität in ihrer gesell-
schaftlich-historischen Ausprägung und nicht nur als biologische Grundlage
des Menschen bestimmt (vgl. Stiehler 1978, S. 9). Zugleich ging die Einsicht
in die untrennbare Einheit von Biologischem und Sozialem in die Begriffsbe-
stimmung ein: Individualität sei die einmalige, darum einzigartige und un-
wiederholbare Ausprägung einer dialektischen Totalität von biogenetischen
und sozialen Merkmalen im einzelnen Individuum (vgl. Assmann u. a. 1977,
S. 279).

Im sozialwissenschaftlichen Diskurs wurden verschiedene Aspekte zum Be-
griff Individualität angeboten:

– “Die Individualität des Menschen – das ist kurz die einmalige und un-
wiederholbare Gesamtheit von Merkmalen, durch die er sich von ande-
ren Menschen unterscheidet, die individuell besondere Ausprägung
seiner Fähigkeiten, seiner intellektuellen Begabung, seines Tempera-
ments und Charakters, seiner Gefühlswelt.” (Assmann u. a. 1977,
S. 279; vgl. Dölling 1986, S. 251).

– Individualität ist die Gesamtheit der Eigenschaften, Fähigkeiten und
Charakterzüge, die das Individuum als einmalige Person kennzeichnen,
ist ihrer natürlichen Grundlage nach durch die Vererbung beeinflusst,
wird in ihrer realen Ausprägung aber durch die Gesellschaft, insbeson-
dere durch die ökonomischen, sozialpolitischen und ideologischen
Verhältnisse, bestimmt (vgl. Kosing 1985, S. 252).

– Individualität entwickelt sich ebenso wie die Lebens- und Denkweise
in der Wechselwirkung mit der Gesellschaft, die Entfaltung der Indivi-
dualität hängt in erster Linie von den gesellschaftlichen Bedingungen
ab (vgl. Kosing 1985, S. 252).

– “Die Individualität des einzelnen ist in diesem Sinne sowohl gesell-
schaftliches Produkt, sie weist allgemeine Merkmale auf, die aus der
objektiven sozialen Lage des Individuums resultieren, und sie ist zu-
gleich Ausdruck der individuell-einmaligen Realisierung objektiver
Entwicklungsmöglichkeiten, die durch Zufälligkeiten der sozialen wie
natürlichen Lebensbedingungen und des individuellen Lebenslaufs,
durch besondere Merkmale der psychophysischen Konstitution, durch
vererbte und angeborene Anlagen und Begabungen usw. ihre Ausprä-
gung erfährt.” (Berger u. a. 1978, S. 299).

– Die Individualität eines Menschen ist eine differenzierte Erscheinung, in
der biogenetische, physiologisch-psychische und soziale Merkmale ih-
ren Ausdruck finden. Die Individualität ist Produkt bestimmter konkre-
ter sozialer Verhältnisse, in denen der Mensch praktisch tätig ist und sei-
ne Fähigkeiten und Kenntnisse ausbildet. Sie ist aber auch Produkt der
geschichtlichen Fortschritte die vor ihm gemacht wurden und die jede
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Generation von Menschen in Form materieller und geistiger Werte an die
nachfolgende Generation weitergibt (vgl. Assmann u. a. 1977, S. 280).

– Die Individualitätsentwicklung vollzieht sich letztlich nur als Realisie-
rung gesellschaftlicher Verhältnisse in der Tätigkeit, und diese wird
vom konkreten Standort im arbeitsteiligen System der Gesellschaft in
ihren Wirkungsfeldern bestimmt (vgl. Pretzschner/Rasch 1985, S. 27).
“Individualität ist der einzelne Mensch in der ganzheitlichen Vielfalt
seiner Bestimmungen, in der bei jedem anders gearteten Komposition
mannigfaltiger Merkmale.” (Pretzschner/Rasch 1985, S. 23).

– “Jeder Mensch bildet in seiner einmalig besonderen Individualität mit
jenen Merkmalen, die seine Einzigartigkeit und Unwiederholbarkeit
ausmachen, immer zugleich auch solche Merkmale heraus, die seinen
historisch konkreten Zusammenhang mit anderen kennzeichnen und
die ihrem Wesen nach allgemeiner Natur und darum wiederholbar, Aus-
druck von typischen Merkmalen einer Klasse, Epoche sind.” (Assmann
u. a. 1977, S. 280).

– Die Individualität eines Individuums entwickelt sich in der Realisie-
rung seiner direkten oder über Gegenstände vermittelten sozialen Be-
ziehungen. Individualität ist nicht nur als spezifisch individuelle Ge-
samtheit von Besonderheiten und Fähigkeiten der Individuen zu cha-
rakterisieren, sondern als Prozess und Resultat der aneignenden Stel-
lungnahme der Individuen zu gesellschaftlich-historischen Bedingun-
gen und Formen ihres Lebensprozesses, als besondere, einmalige Wei-
se, in der sie sich als gesellschaftlich bestimmte Individuen reproduzie-
ren (vgl. Dölling 1986, S. 253/254).

– Zur Individualität gehört die Selbstständigkeit des Denkens und Han-
delns, die relative innere Autonomie bei der Wahrnehmung des eigenen
Entscheidungs- und Verantwortungsbereichs. Damit verbunden ist die
Entwicklung eigener Initiative nicht primär zur Befriedigung individu-
eller Interessen und Neigungen, sondern zur Gewährung des Fort-
schritts (vgl. Stiehler 1978, S. 61 f.).

Es setzte sich auch in den Sozialwissenschaften der DDR die Erkenntnis
durch, dass der gesellschaftliche Fortschritt in allen seinen Bereichen – Wis-
senschaft, Technik und Kultur – maßgeblich von der Förderung der Individu-
alität abhängt. Kreativität, Schöpfertum, Erfindungsgeist, soziale Verant-
wortung usw. tragen alle das Merkmal von Individualität.

4.2 Individualität im pädagogischen Prozess

Es war für die pädagogische Psychologie evident, dass der Träger der Lerntä-
tigkeit das Individuum darstellt und jede Lerntätigkeit auch von individuel-
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len Besonderheiten geprägt ist. Neben den genetischen und physiologischen
Besonderheiten wurden die von jedem Individuum in je spezifischer Art und
Weise und Umfang erworbenen sozialen Erfahrungen, Erkenntnisse, Über-
zeugungen und Verhaltensstrategien, Charaktermerkmale und Fähigkeiten
sowie das Gefühlsleben und der Intellekt als entscheidende Einflussgrößen
auf den Lernprozess hervorgehoben. “Die Individualität des Schülers ergibt
sich nicht aus der Summe seiner Eigenschaften, sondern deren wechselseiti-
ge Beeinflussung.” (Lompscher 1977 a, S. 175).

Die Entfaltung der Individualität jedes Schülers meinte:

– die Herausbildung der unverwechselbaren, einmaligen Gesamtheit der
biologischen, psychischen, sozialen und moralischen Eigenschaften
des Individuums,

– die spezifische Qualität des Beitrags des Einzelnen zur gesellschaftli-
chen Entwicklung sowie

– den Wert und die spezifische Bedeutsamkeit des Einzelnen in der Ge-
sellschaft (vgl. Kirchhöfer 1988, S. 561).

Für diese Bestimmung ist charakteristisch, dass Individualität unter dem Ge-
sichtspunkt des gesellschaftlich Wertvollen betrachtet wird. Damit ist ein nor-
mativer Blick auf die Bestimmung der Persönlichkeit als Erziehungsziel vor-
gezeichnet. Individualität lasse sich nicht reduzieren auf die individuellen Be-
sonderheiten, auf das die Individuen Unterscheidende, das Nicht-dem-ande-
ren-Zukommende. Individualität drücke das Allgemeine, das für viele Bedeut-
same, das Gesellschaftliche in der Einmaligkeit des Individuums aus. Das We-
sen der Individualität sei die Persönlichkeit in ihrer Einmaligkeit. In diesem
Sinne ist Persönlichkeit als Kern der Individualität zu sehen.

Je eingehender die individuellen Besonderheiten der Schüler erfasst und in
der Gestaltung des Lernprozesses berücksichtigt werden, desto größer seien
Erfolg und Effektivität des Lernens. Neben diesen zwei Qualitätskriterien
wurde die politische Forderung erhoben, in der Schule alle Schüler in ihrer
Individualität zu erreichen und zu hohen Leistungen zu führen.

4.3 Differenzierung im Unterricht

Trotz des Festhaltens an dem Prinzip der Einheitsschule wurde in den 80er
Jahren verstärkt das Problem der Differenzierung in Bildung und Erziehung
diskutiert. Hintergrund der Diskussion waren Ergebnisse empirischer Unter-
suchungen, wonach das Leistungsniveau der Schulabgänger insbesondere
hinsichtlich des Hochschulstudiums als nicht ausreichend zu bewerten sei.
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Beklagt wurden die Schwierigkeiten der Studenten: ihre Zeit selbstständig
zu planen, mit Originalquellen zu arbeiten, in größeren Zusammenhängen zu
denken und selbstständig schöpferisch zu arbeiten (vgl. Fuchs/Petermann
1991, S. 134). Eine differenzierte Gestaltung des pädagogischen Prozesses
widerspreche keineswegs dem Prinzip der Einheitsschule, das durch folgen-
de Merkmale geprägt sei:

– gleiches Bildungskonzept für alle,
– gleichwertige und gleichartige Allgemeinbildung für alle auf hohem

Niveau,
– freier Zugang zu den verschiedenen Bildungswegen,
– die Verbindung von Theorie und Praxis durch den polytechnischen

Charakter der Schule,
– organischer Aufbau der Stufen des Bildungssystems und
– Übergänge zwischen verschiedenen Stufen ohne Sackgasse.

Die Differenzierung des Unterrichts basierte auf zwei Erkenntnissen. So
zeichnet sich einerseits die “sozialistische Persönlichkeit” als oberstes Er-
ziehungsziel durch eine Individualität aus, mit deren Ausprägung sie die Ge-
sellschaft bereichert (durch Differenzierung zur Individualisierung). Ande-
rerseits sind die für die Gesellschaft notwendigen Spitzenleistungen nur zu
erreichen, wenn die Förderung der individuellen Stärken der Schüler gezielt
erfolgt (durch Differenzierung zur Leistungssteigerung).

Im Allgemeinen wurde der Zweck der Differenzierung im pädagogischen
Prozess in Folgendem gesehen:

– Verhinderung oder Aufheben von Lernrückständen, Sicherung des ge-
meinsamen Lernfortschritts in der Klasse, Vermeidung von “Leerlauf”
für Schüler oder Gruppen,

– Berücksichtigung individueller Besonderheiten und Leistungsstärken,
Förderung verschiedener Interessen und Begabungen, Beachtung der
erworbenen (Vor-)Kenntnisse,

– Entwicklung eines vertieften, schöpferischen Arbeitens und des Be-
dürfnisses selbstständiger Weiterbildung,

– bessere Nutzung verschiedenartiger Möglichkeiten der Verbindung zur
gesellschaftlichen Praxis und produktiven Arbeit sowie

– Bildungs- und Berufsorientierung, organische Übergänge zwischen all-
gemeiner und spezieller Bildung (vgl. Fuchs/Petermann 1991, S. 322).

Nach Klein könne eine Differenzierung im Unterricht durch drei Methoden
erreicht werden: individuelles Eingehen auf Schüler innerhalb des Klassen-
unterrichts, zeitweilige Arbeitsgruppen, zeit- und teilweisen Unterricht für
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einzelne Schüler (vgl. Klein 1974, S. 126). Gläßer plädierte dafür, konse-
quent an den Interessen, Stärken und Begabungen der Schüler anzuknüpfen,
am aktuellen Fähigkeitsniveau anzusetzen, Anforderungen auf unterschied-
lichen Niveaus anzubieten und genügend Freiräume zu schaffen, die der
Schüler entsprechend seiner Ambitionen nutzen kann (vgl. Gläßer 1989,
S. 767). Das Einbeziehen außerhalb der Schule individuell erworbener Er-
fahrungen und Fähigkeiten sowie die Berücksichtigung der Freizeitaktivitä-
ten für den Unterricht wurden ebenfalls als Möglichkeiten angesehen, jeden
Schüler individuell zu fördern (vgl. Baer 1988, S. 780 ff.).

Kirchhöfer ging noch weiter und forderte individuelle Förderprogramme in
der Schule. “Wer im Lernen zurückbleibt, braucht individuelle Hilfe, und
wer der Klasse weit voraus ist, benötigt ein zusätzliches Lernangebot. Erfor-
derlich ist sowohl die verstärkte, ‘didaktische Kraft’ (Diesterweg) der Zu-
wendung zum einzelnen Schüler, die zusätzliche Aufmerksamkeit und
Wachheit gegenüber seiner individuellen Entwicklung, die Konzentration
auf jeden Schüler in jeder Stunde wie auch die Sicherung der kollektiven Ar-
beitsatmosphäre, in der jeder Schüler das einheitliche Lernangebot individu-
ell annimmt und verinnerlicht.” (Kirchhöfer 1988, S. 567 f.).

Differenzierung bzw. Individualisierung des Unterrichts wurde vornehmlich
im Rahmen der Klassenverbände konzipiert. Kollektivität wurde nicht nur
als Wert in der Erziehung zur “sozialistischen Persönlichkeit” betrachtet,
dem Kollektiv wurden auch Potenzen zur Entwicklung der Individualität zu-
gemessen, z. B. die Atmosphäre des Wettbewerbs und die gegenseitige Ver-
antwortung füreinander. Dem Kollektiv wurde ein quantitativ hochwertiges
Niveau an sozialen Beziehungen nachgesagt, so gegenseitige Achtung, Soli-
darität, Wettbewerbsfähigkeit. Ein differenziertes Eingehen auf die indivi-
duellen Lernvoraussetzungen der Schüler bedeute keineswegs eine grund-
sätzliche Niveaudifferenzierung. Das Prinzip der gleichen Bildung auf glei-
chem Niveau für alle sollte nicht in Frage gestellt werden.

Für eine Individualisierung der Lerntätigkeit wurden verschiedene Einrich-
tungen neben der Differenzierung des Unterrichts genutzt: die Lernpaten-
schaften, der Unterricht in der Produktion, die außerschulischen Arbeitsge-
meinschaften, das Kurssystem, die Spezialklassen und die Spezialschulen.
Über diese unterrichtsbezogenen Maßnahmen hinausgehend wirke das Über-
tragen von spezifischen Verantwortlichkeiten in außerschulischen Berei-
chen, wie z. B. die Übernahme von Funktionen in Kinder- und Jugendorgani-
sationen, fördernd auf die Schüler.

In der Diskussion zur individuellen Förderung wurde deutlich, dass die Leh-
rer bzw. die Schule auf sich allein gestellt dieser Aufgabe nicht hinreichend
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nachkommen konnten. Schulischer Unterricht und außerschulisches Lernen
seien zu verbinden, Lehrer und Eltern, Schule und gesellschaftliche Organi-
sationen, Schule und Einrichtungen der Wissenschaft und Produktion hätten
fallbezogen zu kooperieren. War im Rahmen des Konzepts der polytechni-
schen Ausbildung die Beziehung Schule-Produktion tradiert, so wurde in den
80er Jahren versucht, das Verhältnis Schule-Elternhaus neu zu bestimmen,
ein Verhältnis der Zusammenarbeit neu zu begründen.

4.4 Theorie der kognitiven Stile

Schüler prägen verschiedene kognitive Stile aus, die vom Lehrer in der Unter-
richtsgestaltung zu berücksichtigen sind. “Kognitive Stile sind hypothetische
Konstrukte, durch die individuelle Besonderheiten beim Vollzug von Wahrneh-
mungs- und Denkprozessen gekennzeichnet werden. Sie beziehen sich auf Ei-
genarten der Informationsverarbeitung, die intraindividuell relativ stabil sind,
interindividuell jedoch variieren. Dadurch ermöglichen sie eine typische Klas-
sifikation von Personen in Hinblick auf individuell bevorzugte Formen der Wi-
derspiegelung und des kognitionsgeleiteten Handelns.” (Clauß 1985, S. 17).

Hörz brachte bereits in den achtziger Jahren den Vorschlag einer Typisierung
kognitiver Stile ein. Er stellte die Frage, ob die Ausrichtung des gesamten
Unterrichts auf die konstruktive Induktion ausreichend sei, oder ob nicht
langfristig eine Einstellung des Unterrichtssystems auf den gegenständ-
lich-induktiven Typ einerseits und den deduktiv-logischen Typ andererseits
notwendig wäre. Diese Kognitionsstile seien genetisch-biotisch, psychisch
und sozial bedingt und könnten nicht durch die Anwendung eines Typs des
Erkennens nivelliert werden. Schüler, die im bisherigen Schulsystem zu-
rückblieben, täten dies vor allem deshalb, weil ihr individueller Kognitions-
stil nicht angesprochen werde. Nach Hörz sollten für beide Kognitionsstile
spezielle Lernmöglichkeiten geschaffen werden (vgl. Tabelle 3).

Tabelle 3
Lernmöglichkeiten für beide Kognistionsstile nach Hörz (vgl. Fuchs/Peter-
mann 1991, S. 180 ff.)

Kognitionstyp Charakter Lernmöglichkeit

gegenständlich-
induktiver Typ

Auseinandersetzung mit der
Wirklichkeit vor allem über ei-
gene empirische Erfahrungen

produktiv-gegenständliche
Auseinandersetzung mit der
Wirklichkeit

deduktiv-
logischer Typ

Begreifen der Wirkungsmecha-
nismen objektiver Gesetze über
die Kenntnis von Problemklas-
sen und Gesetzesaussagen

Begreifen der Wirklichkeit an
Modellen

130



4.5 Begabtenförderung

Begabtenförderung wurde in den Sozialwissenschaften der DDR ebenfalls
unter der Problemstellung der Individualisierung der Lernprozesse themati-
siert. Dabei wurde eine klare Abgrenzung von Elitetheorien zu einer selek-
tiv-elitären Förderung vollzogen. Der zentrale Ort der Begabtenförderung
sollte die allgemein bildende Schule sein; Spezialklassen, Spezial- und Er-
finderschulen waren eher die Ausnahme. Sie blieben besonders Begabten
vorbehalten zum Erlernen v. a. der russischen Sprache, zur Entwicklung mu-
sischer und sportlicher Talente und zur intensiven mathematisch-naturwis-
senschaftlichen Ausbildung. Diese Einrichtungen wurden als eine zweite
Stufe der Begabtenförderung lokalisiert, der das Studium folgt. Promotionen
und Habilitationen als dritte Stufe wurden als Institutionen der Hochbegab-
tenförderung angesehen.

Begabung wurde bestimmt als “System der auf den angeborenen Anlagen fu-
ßenden, im Leben entwickelten inneren Dispositionen, demzufolge ein
Mensch bestimmte Leistungen auszuführen in der Lage ist, sofern ihn nicht
andere Persönlichkeitseigenschaften daran hindern.” (Berger u. a. 1978,
S. 74) Im Diskussionsverlauf wurde zunehmend die Erkenntnis von der
bio-psycho-sozialen Einheit des Menschen berücksichtigt und festgestellt,
dass durch eine individuelle Förderung soziale Unterschiede in den Lernbe-
dingungen ausgeglichen, natürliche Unterschiede aber nicht aufgehoben
werden können. Begabungen werden in einem speziellen Entwicklungsni-
veau subjektiver Voraussetzungen zu schöpferischen Leistungen auf einem
oder mehreren Tätigkeitsgebieten deutlich. Zu diesen Leistungsvorausset-
zungen gehören: anatomisch-physiologische Anlagen, Wissen und Können,
Interessen sowie Persönlichkeitsqualitäten des praktisch moralischen Han-
delns und Verhaltens (vgl. Pache/Tobien 1986, S. 788).

Breuer vertrat die Auffassung, dass mit dem Begriff Begabung jenes System
von Fähigkeiten zu verstehen ist, das es ermöglicht, Tätigkeiten erfolgreich,
d. h. auf hohem Niveau, mit einer hohen Effektivität und Kreativität auszu-
führen (vgl. Breuer 1985, S. 615). Nach ihm lassen sich unterscheiden: eine
allgemeine Begabung, eine besondere Begabung und eine hohe Begabung.
“Das gemeinsame Merkmal einer guten allgemeinen Begabung ist die Befä-
higung zu: außergewöhnlichen und schöpferischen Leistungen. Begabungen
zeigen sich, wenn Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten auf bestimmten
Gebieten besonders schnell und mit einer gewissen Leichtigkeit von den Kin-
dern angeeignet werden. Sie sind sowohl produktiv bei der Verwertung von
Anregungen als auch beim Anwenden ihrer Kenntnisse auf neue Aufgaben.
Sie zeichnen sich durch Konzentrationsfähigkeit, gute sprachliche Fähigkei-
ten, Bereitschaft zu angestrengter geistiger Arbeit und ausgeprägten Interes-
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sen aus. Schnelles und logisches Denken, gutes Gedächtnis, gründliche De-
tailbetrachtung und Raumvorstellungen, Abstraktionsfähigkeit, schnelles
Erfassen von Mengenbeziehungen, ein hohes Niveau der Analyse und Verall-
gemeinerung sind für sie typisch.” (Breuer 1985, S. 616) Bei diesem hohen
Maßstab zur Beurteilung dessen, ob ein Schüler begabt ist, wurde zunehmend
fraglich, ob eine Begabtenförderung tatsächlich im Unterricht erfolgen kön-
ne. Drewelow stellte klar: “Wir gehen davon aus, dass die Begabung eines
Schülers Ausdruck seiner ganzen Persönlichkeit ist, in der sich seine
Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft zeigen, also die Vielfalt der in-
dividuellen Leistungsvoraussetzungen.” (Drewelow 1988, S. 123 f.) Metho-
disch wurde versucht, die Lehrer zu befähigen, Begabungen frühzeitig zu er-
kennen, um langfristig angelegte Entwicklungspläne aufstellen zu können,
die auch außerschulische Ressourcen berücksichtigen (vgl. Tabelle 4).

Tabelle 4
Analysekomplexe zur frühzeitigen Erkennung von Begabungen und deren
Inhalte (vgl. Drewelow 1988, S. 125 f.)

Analysekomplex Inhalte

Lern- und Arbeitsfähigkeiten – logisches, folgenkritisches und problemhaftes Denken
– sprachliche Ausdrucksfähigkeit
– produktive Phantasie, Kreativität und Ideenreichtum

Lern- und Arbeitsbereitschaft – gesellschaftlich bedeutsame Lebensziele
– politische Interessiertheit
– gesellschaftliche Aktivität
– Selbstkritik und Selbstvertrauen
– Kollektivität

unterrichtsfreie Zeit – Aktivität in gesellschaftlichen Organisationen
– individuelle Freizeitgestaltung

Mehlhorn setzte neue Akzente in der Debatte zur Begabtenförderung. Er
sprach sich für eine gezielte Auswahl und Förderung hoch begabter Menschen
aus, die über die Potenzen zur Beherrschung und Meisterung der gesellschaft-
lichen Entwicklung verfügen (vgl. Mehlhorn 1988, S. 19). Während er unter
Begabung eine individuell spezifische Struktur von Persönlichkeitsmerkma-
len verstand, die eine “erfolgreiche Tätigkeit auf einem oder mehreren Gebie-
ten” ermöglicht, wollte er mit dem Begriff Hochbegabung jene Qualität eines
Systems von Persönlichkeitsmerkmalen erfassen, die es gestattet, die auf dem
jeweiligen Gebiet bestehende “gesellschaftliche Leistungsgrenze” zu errei-
chen bzw. hinauszuschieben (vgl. Mehlhorn 1988, S. 57 f., vgl. Tabelle 5).

Als Begabungen besonders hervorstechender Charaktereigenschaften nennt
Mehrhorn: Beharrlichkeit, Gründlichkeit, Genauigkeit, Flexibilität, Anpas-
sungsfähigkeit, Risikobereitschaft, Einsatzbereitschaft und Anstrengungs-
bereitschaft (vgl. Mehlhorn 1988, S. 107).
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Tabelle 5
Entscheidende Persönlichkeitsmerkmale von Hochbegabten (vgl. Mehlhorn
1988, S. 84 ff.)

Persönlichkeitsmerkmal Inhalt

Einstellung zum gesell-
schaftlichen Fortschritt

gesellschaftlicher Fortschritt als subjektiv bedeutsame
Wertorientierung

Persönliche Lebensziele aktive Lebensgestaltung zur Entfaltung der eigenen
Persönlichkeit in Übereinstimmung mit den gesellschaftli-
chen Interessen

Motive und Interessen Erkenntnisinteresse sowie Freude am Forschen und Entde-
cken

Intelligenz und Fähigkeit Erfüllung der für den menschlichen Lebensprozess
relevanten kognitiven und nicht kognitiven Anforderungen

Fertigkeit und Kenntnisse effektive Gestaltung von kognitiven und nicht kognitiven
Handlungsabläufen

habituell verfestigte
Handlungsqualitäten

Charaktereigenschaften, Temperamentseigenschaften, Wis-
sensqualitäten
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5 Das Konzept der allseitig entwickelten
Persönlichkeit

5.1 Begriff Persönlichkeit

Bis zu den 70er Jahren waren vor allem die philosophischen Grundpositionen
zur Persönlichkeit entwickelt worden. Der Schwerpunkt lag einerseits auf
dem Maß des aktiven Einwirkens der Persönlichkeit auf die Gesellschaft und
andererseits auf der Determination der Persönlichkeit durch die Gesellschaft
(vgl. Stiehler 1978, S. 1). In den 70er und 80er Jahren wurden umfangreiche
und differenzierte Untersuchungen zur Persönlichkeit aus der Perspektive
unterschiedlicher Sozialwissenschaften vorgelegt. Die Forschungen erfuh-
ren eine Erweiterung und Präzisierung in der Philosophie (Röhr 1979), der
Soziologie (Kretzschmar 1985) und der Kulturtheorie (Dölling 1986). Die
Arbeit des Franzosen Séve “Marxismus und Theorie der Persönlichkeit”
(1972) steht für wachsende Bemühungen, die Rolle des Subjekts in der Ge-
sellschaft genauer zu bestimmen. Letztlich ging es um das Mobilisierungspo-
tential individueller Tätigkeiten und um neue subjektive Triebkräfte der ge-
sellschaftlichen Entwicklung.

Mit dem Begriff Persönlichkeit wurden auch Qualitätsansprüche an den Bil-
dungs- und Erziehungsprozess formuliert. Die Soziologie plädierte für mehr
Realitätsnähe in der Forschung, das hieß vor allem die empirischen Grundla-
gen der Sozialwissenschaften zu stärken. Untersuchungen zur Persönlich-
keitsentwicklung seien im sozialstrukturellen Diskurs zu verankern, um de-
ren reale Widersprüchlichkeit, Konflikthaftigkeit und Eigengesetzlichkeit
sichtbar zu machen. Anliegen war es dabei auch, keine übertriebenen
Maßstäbe und überzogenen Erwartungen an das Verhalten der Individuen zu
stellen (vgl. Kretzschmar 1985, S. 14 ff.). Die soziologische Forschung
musste sich der schwierigen Frage der Wechselbeziehung von Persönlich-
keit, Individuum und Klasse stellen, die bislang weitestgehend ausgespart
blieb. Andererseits wurde aber mit Blick auf die pädagogische Perspektive
die Eigengesetzlichkeit von Persönlichkeitsentwicklung unterstrichen, da
ansonsten die Eigenentwicklung und Selbsterziehung unterbelichtet bliebe
(vgl. Kretzschmar 1985, S. 17).

Aus der philosophischen Perspektive wurde hervorgehoben, dass die Persön-
lichkeit nicht lediglich als bloße Widerspiegelung der gesellschaftlichen
Verhältnisse anzusehen sei, sondern deren aktive Aneignung durch die Tä-
tigkeit der Individuen bedarf (vgl. Röhr 1979, S. 8 ff.; vgl. Kretzschmar
1985, S. 17). “Die Kategorie ‘Aneignung’ kennzeichnet die Gesamtheit der
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Lebensäußerungen der Individuen unter dem Gesichtspunkt ihrer Produkti-
vität als Subjekte gesellschaftlicher Verhältnisse.” (Röhr 1979, S. 9) Aneig-
nung heißt das individuelle Zu-Eigen-Machen gesellschaftlicher Erfahrun-
gen, das Betätigen der entwickelten subjektiven Kräfte in gesellschaftlichen
Verhältnissen. Sie ist nicht als Übernahme zu verstehen, sondern als Ent-
wicklung einer “individuumseigenen Logik”, einer Stellungnahme der Indi-
viduen zu den objektiven Bedingungen ihrer eigenen Lebenstätigkeiten (vgl.
Dölling 1986, S. 231).

Ausgehend vom Konzept der historischen Individualitätsformen richtete die
Kulturtheorie den Fokus darauf, welche Bedingungen und Möglichkeiten für
ihre individuelle Entwicklung die Individuen jeweils vorfinden, was sie in
ihren Tätigkeiten aus diesen Bedingungen und Möglichkeiten machen kön-
nen und tatsächlich machen, welche Funktion Kultur bei der Vermittlung von
gesellschaftlichem und individuellem Reproduktionsprozess hat (vgl. Döl-
ling 1986, S. 9 ff.). Folgende Positionen aus der nicht marxistischen Diskus-
sion wurden zurückgewiesen:

– Die Entwicklung “sozialistischer Persönlichkeiten” führe zur Gleich-
förmigkeit und Uniformität, schließlich zum Untergang von Individu-
alität (vgl. Kosing 1985, S. 398; vgl. Klaus/Buhr 1974, S. 830).

– Das Persönlichkeitskonzept unterschätze irgendeinen Tätigkeitsbe-
reich bzw. menschliche Existenzweisen, die der Entwicklung des Be-
ziehungsreichtums der Individuen, der Entfaltung ihrer Fähigkeiten,
Talente, Potenzen und Genüsse, dienlich sein können (vgl. Kretz-
schmar 1985, S. 49).

– Das Persönlichkeitskonzept missachte die außerhalb der Arbeit und der
Produktion liegenden Betätigungs- und Existenzweisen und schätze de-
ren Bedeutung für die Entfaltung menschlicher Wesenskräfte und indi-
vidueller Potentiale gering ein (vgl. Kretzschmar 1985, S. 49).

Persönlichkeit sei der Mensch mit seinen sozial bedingten, aber individuell
ausgeprägten produktiven, intellektuellen, politischen, moralischen, ästhe-
tischen und emotionalen Fähigkeiten und Eigenschaften als eine besondere,
unwiederholbare Qualität, wie er im gesellschaftlichen Leben wirkt (vgl. Ko-
sing 1985, S. 396). Der Begriff Persönlichkeit erfasse also die soziale Be-
stimmung des menschlichen Individuums als Repräsentant, individuelle Da-
seinsweise und Subjekt gesellschaftlicher Verhältnisse und produktiver
Kräfte (vgl. Assmann u. a. 1977, S. 476; vgl. Berger u. a. 1978, S. 552; vgl.
Ahrbeck 1979, S. 15; vgl. Bujewa/Hahn 1978, S. 7). Diese soziale Bestim-
mung des Individuums bilde sich im Laufe der gesellschaftlichen Entwick-
lung heraus (vgl. Tugarinov 1972, S. 57). Der Persönlichkeitsbegriff be-
zeichne seinem Wesen nach eine historisch-konkrete und sozial bestimmte
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Gesamtheit von Eigenschaften, die das gesellschaftliche Individuum in sei-
ner praktisch-gegenständlichen Tätigkeit und in seinen Beziehungen mit an-
deren Menschen herausbildet (vgl. Miller 1975, S. 159).

Persönlichkeit kennzeichne das vergesellschaftete Individuum in der Ganz-
heit der (psychisch realisierten) allgemeinen Merkmale des menschlichen
Individuums, der jeweils historisch-konkreten Merkmale, die das Individu-
um als einer bestimmten Gesellschaftsformation zugehörig charakterisieren
sowie der individuell-einmaligen Merkmale seiner Biographie (vgl. Dölling
1986, S. 252). Die konkrete Persönlichkeit fungiere als Ganzheit spezifi-
scher Ordnung und als solche schließe sie spezifische Strukturen ein, die kei-
ne Entsprechung in den gesellschaftlichen Strukturen besitzt und umgekehrt
(vgl. Séve 1972, S. 264). In diesem Kontext wird dann von der “Persönlich-
keitsentwicklung als ganzheitlicher Prozess” gesprochen oder von Persön-
lichkeit als “ganzheitliche Persönlichkeit” (vgl. Zvorykin 1972, S. 121; vgl.
Miller 1975, S. 159, 161). Beim Begriff Persönlichkeit gehe es um die Her-
vorhebung gesellschaftlich bedeutsamer Verhaltensweisen (vgl. Dölling
1986, S. 252), darin bestehe der Unterschied zum Begriff Individuum (vgl.
Klaus/Buhr 1974, S. 921). Insofern enthalte der Persönlichkeitsbegriff nor-
mativ-wertenden Charakter. Wenn dieser allerdings zu stark betont werde,
bestehe die Gefahr, Persönlichkeit als abstraktes Ideal zu setzen. Davor
warnten u. a. Stiehler und Dölling (vgl. Stiehler 1978, S. 25; vgl. Dölling
1986, S. 254).

So verstanden sei Persönlichkeit im Unterschied zu Elitetheorien etwas,
wozu sich potentiell jedes Individuum entwickeln kann, indem es durch sein
produktives Handeln auf die gesellschaftliche Entwicklung einwirkt und
sich selbst entwickelt. Individuen entwickeln sich in und durch die Lebenstä-
tigkeit zu Persönlichkeiten. Persönlichkeitsformung beruhe auf planmäßiger
und zielbewusster Gestaltung wesentlicher Bezugssysteme menschlicher
Lebenstätigkeit (vgl. Hiebsch 1971, S. 152).

In ihrem Lebensprozess entwickeln sich Individuen durch Bildung und Er-
ziehung, durch ihre praktische Tätigkeit im Berufsleben und in der gesell-
schaftspolitischen Tätigkeit, durch Erwerb sozialer Erfahrungen und Aneig-
nung kultureller Traditionen, durch die Entwicklung ihrer gesellschaftlichen
Beziehungen mit anderen zu einer Persönlichkeit (vgl. Berger u. a. 1978, S.
552). Die Persönlichkeit sei durch soziale Verhältnisse grundlegend be-
stimmt, zugleich habe sie aber eine eigene Struktur, ohne Äquivalenz in den
gesellschaftlichen Verhältnissen (Séve). Jede Persönlichkeit besitzt aber
gleichermaßen eine bestimmte biologische Konstitution und ein erworbenes
inneres psychisches System, das sie beeinflusst (Dölling, Rubinstein, Séve)
(vgl. Kretzschmar 1985, S. 16 f.). Es gibt jedoch keine direkte Abhängigkeit
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der Persönlichkeitsstruktur von den angeborenen Besonderheiten, wohl aber
bilden diese einen Rahmen für die Persönlichkeitsentfaltung (vgl. Stiehler
1978, S. 104 f.). Das Biologische spiele im Individualitätsbegriff eine größe-
re Rolle als im Persönlichkeitsbegriff.

Anders ausgedrückt: Persönlichkeit sei das Maß bzw. der Grad, in dem das
Individuum sein objektiv gegebenes, in den gesellschaftlichen Verhältnissen
und Produktivkräften, in der materiellen und geistigen Kultur “geronnenes”
soziales Wesen aneignet (gesellschaftlich “vererbt”), als subjektive Fähig-
keiten, Interessen, Bedürfnisse usw. ausprägt und aktiv realisiert (vgl. Ass-
mann u. a. 1977, S. 477). “Persönlichkeitsentwicklung – als Einheit von Tra-
dierung, Übermittlung des gesellschaftlichen Erbes an die Individuen und
dessen Fortsetzung durch die Vervollkommnung ihrer Fähigkeiten – ist ein
Mechanismus, der den historischen Zusammenhang und den Fortschritt der
Gesellschaft vermittelt. (...) Persönlichkeitsentwicklung vollzieht sich ihrer
Form nach als Individualisierung und Vergesellschaftung – das Individuum
individualisiert sein objektiv vorausgesetztes soziales Wesen und vergesell-
schaftet seine subjektiven Wesenskräfte.” (Assmann u. a. 1977, S. 477).

Der Persönlichkeitsbegriff vermittle in spezifischer Weise den Zusammen-
hang zwischen gesellschaftlichen und individuellen Interessen, indem das
aktiv verändernde, selbstbewusste, schöpferische Verhalten der Individuen,
ihre Entscheidungsfähigkeit und -freiheit in den Mittelpunkt rückt und zu-
gleich die Teilnahme an der Lösung gesellschaftlicher Aufgaben als Bedin-
gung für die Verwirklichung dieser individuellen Interessen genannt werden
(vgl. Berger u. a. 1978, S. 554).

In einem zweiten, eingeschränkten Sinne wurde der Begriff Persönlichkeit
auf bestimmte Menschen angewendet, die dank ihrer Fähigkeiten die histo-
risch notwendigen Interessen ihrer Klasse besonders klar, in der Regel zeit-
lich früher und tiefer erkennen und vertreten (vgl. Kosing 1985, S. 397;
Klaus/Buhr 1969, S. 829). Hier sind Persönlichkeiten als herausragende, his-
torische Persönlichkeiten gemeint. Diese Eigenschaft kommt nur wenigen
Menschen zu.

Im lerntheoretischen Diskurs wurde im Rahmen der Zielorientierung des
pädagogischen Prozesses die Frage aufgeworfen, durch welche Merkmale
sich eine Schülerpersönlichkeit auszeichnen solle, die die Schule verlässt, d.
h. auf welcher Niveaustufe die Persönlichkeit durch den schulischen Bil-
dungs- und Erziehungsprozess gehoben werden sollte. Dabei wurden u. a.
folgende Merkmale zur Bestimmung der Persönlichkeit in den Vordergrund
gerückt: Richtungs- und Handlungsdispositionen, Aktions- und Reaktions-
bereitschaft, psychische Eigenschaften, das Verhältnis von rationalen und
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emotionalen Qualitäten. Unter dem Aspekt des Bildungs- und Erziehungs-
prozesses wurde ebenfalls ein eingeengter Persönlichkeitsbegriff bevorzugt.
Dieser Blickwinkel auf die Schülerpersönlichkeit ist ein wesentliches Indiz
dafür, dass die Pädagogik der DDR sehr stark auf den psychologischen Per-
sönlichkeitsbegriff fixiert war.

5.2 Allseitigkeit und Ganzheitlichkeit
der Persönlichkeitsentwicklung

Das Ideal der allseitig entwickelten Persönlichkeit steht in einer progressi-
ven humanistischen Traditionslinie, die mit der Antike ansetzt und in den
Bildungskonzeptionen des frühbürgerlichen Denkens verortet ist. Allseitig-
keit steht hier als Pendant zur Einseitigkeit, meint die Ausbildung der
menschlichen Kräfte und Fähigkeiten in ihrem Zusammenhang, ihrer Kom-
plexität und ihrer Ganzheit (vgl. Ahrbeck 1979, S. 14). Diesen Denkern
schwebte das Ideal der allseitig und harmonisch entwickelten, körperlich
und geistig hochgebildeten Persönlichkeit eines jeden Menschen vor, einer
Persönlichkeit, die sich in der Teilnahme an der Erfüllung der Aufgaben der
ganzen Gesellschaft entfaltet (vgl. Klaus/Buhr 1974, S. 923; vgl. Klaus/Buhr
1969, S. 830; vgl. Berger u. a. 1978, S. 554).

Das Konzept der allseitig entwickelten Individuen bzw. der allseitig entwi-
ckelten Persönlichkeit war in den Sozialwissenschaften der DDR zunächst
ein politisches. Im Unterschied zu und in Abgrenzung von anderen Gesell-
schaftsformationen sollte dadurch die neue Qualität individueller Entwick-
lung im “Sozialismus” gekennzeichnet werden. Die zunächst quantitative
Bestimmung von “Allseitigkeit” als “Alles-Können” und “Alles-Wissen”
war offensichtlich getragen von einer Aufbruchstimmung am Beginn der
DDR-Entwicklung, in der der extensiv erweiterte Reproduktionstyp domi-
nierte (vgl. Dölling 1986, S. 262). Das Konzept der allseitig entwickelten
Persönlichkeit im Sinne von Vielseitigkeit stand auch in einer politisch über-
formten lerntheoretischen Traditionslinie.

Im pädagogischen Diskurs meint die Forderung nach Allseitigkeit die Ent-
wicklung des Heranwachsenden unter dem Aspekt der Ausgewogenheit und
Einheit der verschiedenen Seiten der Persönlichkeit und der unterschiedli-
chen Bildungsbereiche (vgl. Kirchhöfer 1988, S. 561).

Im soziologischen Diskurs hieß Allseitigkeit vor allem Entwicklung des Be-
ziehungsreichtums der Individuen, Entfaltung ihrer Fähigkeiten, Talente,
Potenzen, Genüsse (vgl. Kretzschmar 1985, S. 49).
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Zur allseitigen Entwicklung der Fähigkeiten und Talente der Persönlichkei-
ten wurden gezählt:

– das Streben nach allseitiger Bildung und hohem fachlichen Wissen und
Können durch Ausbildung ihrer körperlichen und geistigen Fähigkei-
ten, durch Aneignung und Verwirklichung der “Grundsätze der sozia-
listischen Moral”, durch eine optimistische Lebensauffassung, durch
schöpferische Selbstständigkeit und Aufgeschlossenheit gegenüber
dem Neuen (vgl. Kosing 1985, S. 398),

– das Bemühen um Aneignung einer umfassenden Allgemeinbildung und
um ständige Vervollkommnung des beruflichen Wissens und Könnens;
die Fähigkeit und das Bedürfnis zur selbstständigen schöpferischen
geistigen Arbeit und zur praktischen Anwendung neuer Erkenntnisse
(vgl. Klaus/Buhr 1974, S. 923) sowie

– die ständige Bereicherung und Differenzierung der Bedürfnisse und
Genüsse der Individuen, die Kultivierung ihrer Lebensgewohnheiten,
Entwicklung ihres Geschmacks, ihrer ästhetischen Wertorientierungen
und universalen Empfindungsfähigkeit (vgl. Berger u. a. 1978, S. 553).

“Reichtum an individuellen und kollektiven produktiven Kräften und Fähig-
keiten, die wirkliche Leistung, die gute verantwortliche Arbeit innerhalb der
Gemeinschaft bestimmen die Entwicklung der sozialistischen Persönlich-
keit.” (Klaus/Buhr 1969, S. 830).

Allseitige Entwicklung der Fähigkeiten der Individuen bedeutete die Ent-
wicklung ihrer unterschiedlichen Fähigkeiten und Anlagen. Das wahrhaft
“reiche Individuum” ist ein beziehungsreiches und genussfähiges Individu-
um, das seine Anlagen nach allen Seiten ausbilden kann. Dafür muss die Ge-
sellschaft Voraussetzungen schaffen, so dass sich die ganze Vielfalt, Kom-
plexität und der Reichtum menschlicher Betätigungs- und Existenzweisen
entfalten kann (vgl. Kretzschmar 1985, S. 49). Allseitigkeit der Entwicklung
des Individuums ist nicht allein Ergebnis individueller Selbstverwirkli-
chung, sondern auch Ausdruck dessen, dass das einzelne Individuum an der
Vielfalt der gesellschaftlichen Beziehungen aktiv schöpferisch teil hat (vgl.
Stiehler 1978, S. 67). “Allseitig entwickelt ist das Individuum, das sich die
Welt (Gesellschaft und Natur) nach allen Seiten hin aneignet und nach dem
Maße individueller Voraussetzungen von ihr praktisch und geistig Besitz er-
greift. Das ist eine gesellschaftliche Tendenz, die von den Einzelnen in unter-
schiedlichem Maße realisiert wird.” (Stiehler 1978, S. 68).

Allseitige Persönlichkeitsentwicklung wurde als konfliktreicher Prozess be-
schrieben, in dem die harmonische Abstimmung der sozialen, biologischen
und psychischen Seite eine stets neu zu lösende Anforderung blieb. Je umfas-
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sender in der sozialen Kommunikation die Entfaltung der individuellen Kräf-
te möglich wird, um so anspruchsvoller ist die Aufgabe, theoretisches Wis-
sen, praktisches Können und moralisch-politisches Verantwortungsbe-
wusstsein zu integrieren und die auftretenden Widersprüche zu überwinden
(vgl. Ahrbeck 1979, S. 15).

Allseitigkeit wurde durch verschiedene Komponenten bestimmt:

– Individuen beziehen sich tendenziell in ihrem Denken und in ihren
Handlungen auf das Ganze der Gesellschaft. Allseitigkeit charakteri-
siert unter diesem Aspekt die gesellschaftliche Reichweite, den Be-
zugspunkt und den Gegenstand des Handelns von Individuen (vgl.
Kretzschmar 1985, S. 30).

– Allseitigkeit meint Universalität der realen und ideellen Beziehungen,
der Betätigungs- und Aneignungsweisen der Individuen, die Entfaltung
des Beziehungsreichtums nach allen Seiten hin, den Wechsel der Tätig-
keiten (vgl. Kretzschmar 1985, S, 103 f.).

– Allseitigkeit schließt Harmonie der verschiedenen Seiten der Persön-
lichkeit ein (Denken, Handeln, geistig-körperliche Entwicklung,
Leistungs-, Erlebnis- und Genussfähigkeit) (vgl. Assmann u. a. 1977,
S. 480 f.).

Allseitigkeit der Entwicklung wurde in zwei verschiedenen theoretischen
Kontexten diskutiert:

– Bei der Bestimmung von Individualität: Im Grad der Ausprägung der
Individualität wurde ein wichtiges Charakteristikum für den Reichtum
der Gesellschaft und der Persönlichkeit gesehen (zunehmend allseiti-
ger werdende Entwicklung der Menschen). “Die Individualität des ein-
zelnen wird in der sozialistischen Gesellschaft gesetzmäßig in dem
Maße reicher, wie er die produktiven Erfahrungen der ganzen Gesell-
schaft, die Errungenschaften der Wissenschaft, Technik und Kultur und
den Reichtum der neuen gesellschaftlichen Beziehungen sich bewusst
aneignet. Sie wird in dem Grade reicher, wie es ihm gelingt, den histo-
risch neuen Inhalt der sozialistischen gesellschaftlichen Beziehungen
in eine neue, sozialistische Individualität umzuwandeln. Und umge-
kehrt: Je besser er alle seine schöpferischen Anlagen bewusst ausbildet,
je stärker er seine individuell-einmaligen produktiven Fähigkeiten und
Talente gesellschaftlich zur Wirksamkeit bringt, um so mehr bereichert
er damit gerade durch die Ausprägung seiner nur ihm eigenen Individu-
alität die ganze sozialistische Gesellschaft.” (Assmann u. a. 1977,
S. 281) Die Produktion im “Sozialismus” ist auf die Befriedigung der
materiellen und kulturellen Bedürfnisse und auf die allseitige Entwick-
lung der Individuen gerichtet (vgl. Klaus/Buhr 1974, S. 564).
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– Bei der Bestimmung von Persönlichkeit: “Das Ideal und zugleich die
umfassendste, die verschiedenen Merkmale der Persönlichkeitsent-
wicklung im Sozialismus ‘synthetisierende’ Bestimmung ist die ‘All-
seitigkeit’ der Entwicklung der Individuen. Allseitige Persönlichkeits-
entwicklung als eines der größten Ziele und eine der größten Errungen-
schaften des Sozialismus ist sowohl Voraussetzung als auch Bedingung
und Triebkraft der gesellschaftlichen Entwicklung.” (Assmann u. a.
1977, S. 480).

Allseitigkeit sei nicht zeitlos und unveränderbar. Ihre Ausprägung wurde in
ihren Möglichkeiten und Erfordernissen stets historisch konkret bestimmt
vom Reifegrad der gesellschaftlichen Entwicklung und den sich daraus erge-
benden Potentialen und Notwendigkeiten. Es ist kein abstraktes oder lebens-
fernes Wunschbild. “Wie jedes Ideal weist es in seinen grundlegenden Zügen
immer auch über den gegebenen Zustand hinaus, orientiert auf zu Erreichen-
des und ist somit Leitbild und Maßstab für die Persönlichkeitsentwicklung.”
(Kretzschmar 1985, S. 29) Insofern trägt das Konzept allseitig entwickelter
Individuen normativen Charakter.

5.3 Persönlichkeitsentwicklung im pädagogischen
Diskurs

Die Entwicklung der Persönlichkeit vollziehe sich stets in der gesellschaft-
lich bestimmten, und erzieherisch gelenkten aktiven Auseinandersetzung
des Individuums mit seinen Lebensbedingungen (vgl. Kossakowski 1973,
S. 13 f.). Die Qualität der Persönlichkeit hänge ab von:

– den gesellschaftlichen Verhältnissen, in die das Individuum eingebun-
den ist,

– der pädagogischen Lenkung seiner Auseinandersetzung mit der Wirk-
lichkeit,

– dem Grad der Aktivität des Individuums,
– den vorhandenen Kenntnissen, Fähigkeiten und Verhaltenseigenschaf-

ten,
– seinen konkreten Lebensbedingungen,
– den Objekten der Aneignung und ihrer Struktur sowie
– der Aneignungsstrategie.

Die Qualität der Persönlichkeit ist abhängig von der Qualität ihrer Tätigkeit.
Die Entwicklung der Persönlichkeit wurde als ein gesellschaftlich gesteuer-
ter Lernprozess beschrieben, in dem sich das Individuum in aktiver Kommu-
nikation mit seinen spezifischen Lebensbedingungen die gesellschaftlich
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produzierten Objekte (materielle und ideelle Werte, gesellschaftliche Bezie-
hungen) aneignet, wobei die sich entwickelnden “inneren Systeme” be-
stimmt werden durch die anzueignenden Inhalte sowie die Qualität der erzie-
herischen Bedingungen. Ganzheitliche Persönlichkeitsentwicklung meinte
immer ein komplexes Herangehen, intendierte Bewusstseinsentwicklung,
Verhaltenseigenschaften, Fähigkeiten und Fertigkeiten (vgl. Wessels 1978,
S. 68, 127). Die Persönlichkeit werde durch das “innere System” der indivi-
duell erworbenen Kenntnissysteme, Fähigkeiten und Verhaltenseigenschaf-
ten charakterisiert.

Die Rolle von Bildung und Erziehung für die Entwicklung der Individuen zu
Persönlichkeiten wurde aus der Position Rubinsteins abgeleitet. Alle äuße-
ren Einwirkungen auf den Menschen werden vermittelt und gebrochen durch
seine inneren Eigenschaften und Zustände als Komplex innerer Bedingun-
gen. Aus Sicht der Psychologie Rubinsteins macht das Wesen einer Persön-
lichkeit die zu einem Ganzen verbundenen inneren Bedingungen aus. Daran
anschließend formulierte Kossakowski: Unter Persönlichkeit verstehen wir
“den konkreten, historisch entwickelten und gesellschaftlich tätigen Men-
schen, der psychologisch charakterisiert werden kann als ein dynamisches
System (als Einheit) von allgemeinen, besonderen und individuellen Dispo-
sitionen des Leistungs- und Sozialverhaltens in einmaliger (unwiederholba-
rer) Struktur, das sich auf der Grundlage der in der Phylogenese entwickelten
biologischen Voraussetzungen durch gesellschaftlich gesteuerte, aktive
Wechselwirkung mit den natürlichen, insbesondere mit den gesellschaftli-
chen Lebensbedingungen und stets in Abhängigkeit von individuellen Le-
benslagen entwickelt hat.” (Kossakowski 1973, S. 36).

Im pädagogischen Diskurs ging es vor allem darum, den weiten Begriff der
Persönlichkeit hinsichtlich des Bildungs- und Erziehungsziels zu verengen
und in Anlehnung an die politische Diskussion zu bestimmen, was eine sozia-
listische Schülerpersönlichkeit ausmache. Für die Entwicklung des Indivi-
duums zur Persönlichkeit wurden Qualitätsmerkmale als Orientierungsgrö-
ßen für den Bildungs- und Erziehungsprozess herausgearbeitet:

– Umfang und Qualität des Wissens,
– Verlaufsqualitäten geistiger Prozesse,
– sozial- und individual-charakterliche Einstellungen als Komplex von

Handlungsantrieben,
– politisch- weltanschauliche Einstellungen und
– Selbststeuerung.

Neben den Impulsen aus der Psychologie waren die Pädagogen mit Positio-
nen aus der DDR- Philosophie konfrontiert, die eine eindeutige Ausrichtung
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des Begriffs Persönlichkeit auf die Stellung zum Aufbau des “Sozialismus”
als Erscheinungsform des Klassenkampfes zwischen Bourgeoisie und Prole-
tariat einforderte. Demzufolge bilde der Persönlichkeitsbegriff aus der Tota-
lität der vom Individuum eingegangenen gesellschaftlichen Verhältnisse nur
jenen Bereich ab, der das sozial-ökonomische Wesen dieser Verhältnisse
ausmache. Das sei unter den Bedingungen der Existenz von Klassen das
Klassenwesen. Die Reife einer Persönlichkeit drücke sich dann logischer-
weise in der Hinwendung zum Kampf ihrer Klasse bzw. Gesellschaft und im
Niveau der Verkörperung ihrer Wesenszüge aus. Zum entscheidenden Krite-
rium für die Persönlichkeit wurden die politisch-ideologischen Überzeugun-
gen und das Engagement für die Politik der SED. Diese Seite der Persönlich-
keitsentwicklung im pädagogischen Prozess war durch den Trias Wis-
sen-Können-Überzeugungen verankert.

Von Neuner wurden als Wesensmerkmale der “sozialistischen Persönlich-
keit”, dem Ziel des Bildungs- und Erziehungsprozesses in der DDR, heraus-
gearbeitet: das hoch entwickelte politische Bewusstsein, der sozialistische
Patriotismus und proletarische Internationalismus sowie eine hohe Arbeits-
moral (vgl. Neuner 1978, S. 46, 49, 55). Kernstück der Erziehung sei demzu-
folge: ideologische Erziehung zur Vermittlung wissenschaftlich begründe-
ter Überzeugungen (vgl. Neuner 1978, S. 111).
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6 Das Lernkonzept

6.1 Begriff Lernen und Klassifizierung von Lernarten

Die Kategorie Tätigkeit als Grundkategorie des lerntheoretischen Diskurses
in der DDR eröffnete die Möglichkeit einer weiten Fassung des Begriffs Ler-
nen. Einerseits wurde Tätigkeit als universelles Prinzip menschlichen Da-
seins und andererseits Lernen und Tätigkeit als untrennbare Momente
menschlicher Lebensäußerung gefasst.

Noch in den 80er Jahren war ein Begriff des Lernens anzutreffen, der in An-
lehnung an Klix Lernen als einen Prozess der Informationsverarbeitung be-
trachtete, durch den ein Organismus individuelle Erfahrungen erwerben und
sein Verhalten in Bezug auf seine Umwelt zweckmäßig ändern kann
(vgl. Klix 1973 und 1980).

Die Wesensbestimmung des Lernens als Informationsverarbeitung und Ver-
haltensänderung, stieß in den 70er Jahren unter pädagogisch orientierten
Psychologen zunehmend auf Kritik. In Kritik an Klix wurde auf den Sinn der
Kategorie Tätigkeit hingewiesen, nämlich die Totalität der menschlichen Le-
bensäußerung in ihren Zusammenhängen zu betrachten.

Der Begriff des menschlichen Lernens wurde unter zwei Aspekten bestimmt.
Im weitesten Sinne wurde unter Lernen die Herausbildung bzw. die Verände-
rung aller psychischen Merkmale und Eigenschaften des Menschen durch
Aneignung der menschlichen Kultur im individuellen Lebensprozess ver-
standen. Im engeren Sinne wurde der Begriff Lernen als eine spezielle Tätig-
keit – wie z. B. das schulische Lernen – gefasst, deren subjektives Ziel die
Aneignung gesellschaftlicher Erfahrungen über die objektive Realität ist. In
der weiten Fassung wurde das menschliche Lernen unter dem Gesichtspunkt
der Entwicklung der Persönlichkeit betrachtet, in der engen Fassung unter
dem der Aneignung von Wissen und Können.

Das Lernen umfasst im Wesentlichen:

– die Wissensaneignung (Vermittlung von Sach- und Verfahrenswissen,
Normen, Wertkenntnisse),

– die Gewohnheits- und Fertigkeitsbildung (Automatisierung von Kom-
ponenten bewusster Tätigkeit, wie z. B. Schreib- und Rechenfertigkei-
ten) sowie

– die Fähigkeitsentwicklung als Leistungseigenschaften (Operationen,
Verlaufsqualitäten geistiger Tätigkeit).
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Lernen ist stets vermittelt über soziale Beziehungen, Sprache und Gegen-
stände.

In der DDR hatte die Kognitionspsychologie weit stärkeren Einfluss auf die
Pädagogik als die Sozialpsychologie. Diese Tatsache liegt vor allem darin
begründet, dass als Kern des Ideals der Persönlichkeit ihre Bewusstheit ge-
sehen wurde, ihre Fähigkeit, gesetzmäßige Zusammenhänge zu erkennen
und die Entwicklung auf allen Ebenen menschlichen Daseins zu beherr-
schen. Dies führte dazu, dass die Dimension des sozialen Lernens und mehr
noch die des emotionalen Lernens unterbelichtet blieb. Die Dimension des
Unbewussten im Lernprozess wurde kaum thematisiert. Unter Hinweis auf
die Sozialpsychologen Hiebsch und Vorweg wurde der Lernbegriff aber
auch auf diese Dimensionen gelenkt: Im Lernen muss ein universeller Pro-
zess gesehen werden, durch den neben Kenntnissen und Fähigkeiten, Hal-
tungen, Einstellungen, emotionalen Stellungnahmen, die Art und Weise,
wie man wahrnimmt und denkt, Motive des Handelns und das Handeln
selbst, Verhaltensweisen und ihre Begründungen erworben werden (vgl.
Clauß u. a. 1976, S. 313).

Soziales Lernen wurde als Aneignung von sozialen Verhaltensweisen und
Verhaltensmodifikationen in sozialen Situationen definiert. Obwohl die
Theorie des sozialen Lernens weitgehend unbearbeitet blieb, wurde doch
zwischen Arten des sozialen Lernens unterschieden:

– perzeptives soziales Lernen durch sozial bedingte Änderung der Wahr-
nehmungsvorgänge,

– mentales soziales Lernen durch kognitive Bearbeitung sozialer Anfor-
derungen,

– produktives soziales Lernen durch Transfer von früher gelernten sozia-
len Verhaltensweisen auf neue Situationen und

– rationales soziales Lernen zum Erwerb der Fähigkeiten, Relationen
zwischen sozial bedeutsamen Signalen zu erkennen und für das Verhal-
ten auszunutzen (vgl. Clauß u. a. 1976, S. 315).

Bis in die 80er Jahre hinein wurde der Begriff soziales Lernen direkt nur am
Rande thematisiert. Aspekte des sozialen Lernens waren in den Themenfel-
dern kollektives Lernen, Lernen in Lerngruppen, Schüler-Lehrer-Beziehung
und außerschulisches Lernen in gesellschaftlichen Organisationen zu finden.

Funktional wurde Lernen bestimmt:

– als gesellschaftlich notwendige Tätigkeit, deren Inhalte und Formen
von der Gesellschaft bestimmt und organisiert werden und die sich mit
der Entwicklung der Gesellschaft ständig verändert,
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– als eine durch individuelle Erfahrungen bedingte Formung beziehungs-
weise Veränderung des Verhaltens, die zu einer Verbesserung der An-
passung oder einer Neuanpassung des Verhaltens an die Umweltsituati-
on führt,

– als spezifische Tätigkeit eines aktiven, mit Bewusstsein, Bedürfnissen
und eigenem Willen ausgestatteten Individuums,

– als individuelle Aneignung im Prozess der Reproduktion und aktiven
Veränderung des kulturellen Erbes der Gesellschaft,

– als Formung der ganzen menschlichen Persönlichkeit in der Gesell-
schaft,

– als Prozess, der sich im Gefüge vielschichtiger sozialer Beziehungen
vollzieht (Individuum-Gesellschaft, Schüler-Lerngruppe, Schüler-Leh-
rer usw.) und

– als eine Seite des Bildungs- und Erziehungsprozesses, die unter päda-
gogischer Führung steht.

Lernen als eine Form der Aneignung der Wirklichkeit wurde als Einheit von
Interiorisierung und Exteriorisierung (Verinnerlichung und Entäußerung) be-
trachtet. In der Tätigkeit entäußert, vergegenständlicht sich das Kind gemäß
seinen Bedürfnissen, Interessen, Kenntnissen und Fähigkeiten, die zwar im-
mer sozial bedingt sind, die aber letztlich stets den Charakter der Subjektivität
tragen. In der Exteriorisierung überprüft und erweitert der Schüler sein Wis-
sen, Können und seine Einstellungen, und erfährt anhand der Beurteilung sei-
ner Vergegenständlichung soziale Anerkennung oder deren Verweigerung.

6.2 Determination, Struktur und Regulation
der Lerntätigkeit

Auch hinsichtlich der am umfassendsten rezipierten Klassifikationen des
Lernens zeigt sich eine Dominanz des kognitionspsychologischen Ansatzes.
Klix legte dazu eine Klassifikation der Lernarten vor (vgl. Tabelle 6); in der
Pädagogik dagegen wurde die Unterscheidung der Lernarten nach Clauß be-
vorzugt (vgl. Tabelle 7).

Das Lernen vollzieht sich nicht voraussetzungslos, sondern ist bedingt und
bestimmt durch eine Vielzahl von Einflussfaktoren (vgl. Tabelle 8). Die
Lerntheorie habe die wesentlichen Strukturelemente im Determinationsge-
füge des Lernens zu analysieren. Nur dadurch können die gesetzmäßigen Zu-
sammenhänge des Lernens aufgedeckt und Erkenntnisse darüber gewonnen
werden, wie der Lernprozess so gestaltet werden kann, dass er den gesell-
schaftlichen und individuellen Bedürfnissen und Interessen entspricht. Den
Wissenschaftsdisziplinen Psychologie und Pädagogik wurde explizit die
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Tabelle 6
Klassifikation der Lernarten nach Klix (vgl. Hörz u. a. 1983, S. 516)

Lernart Lernergebnis

einsichtiges Lernen semantisch-intentionale Verfügung über
abstrakt begrifflich kognitive Struktur

Versuch- und Irrtum-Lernen interne Bildung und Prüfung von Hypothesen

instrumentelles Lernen bedingte Aktionen

bedingt reflektorisches Lernen bedingte Reaktionen

Habituation Abgewöhnen unbedingter Reaktionen

Tabelle 7
Unterscheidung von Lernarten nach Clauß (vgl. Hörz u. a. 1983, S. 517)

Lernart Lernergebnis

Problemlösen durch heuristische
Prozesse

einsichtiges Finden und Anwenden von Strate-
gien

Verknüpfen von Begriffen zu Aussagen operatives Wissen von Zusammenhängen

begriffliches Klassifizieren generalisierbare kognitive sprachliche Struktu-
ren

multiples Diskriminieren Unterscheidung perzeptiver Strukturen

assoziatives Verketten sensomotorische Reaktionsketten

instrumentelles Konditionieren bedingte Aktionen

klassisches Konditionieren bedingte Reflexe

Aufgabe zugewiesen, die Gesetzmäßigkeiten des Lernens zu erforschen. Ziel
war es, letztlich die Prozesse des Lernens zu beherrschen.

Seit den 70er Jahren wurden die inneren Bedingungen des Lernens gegenüber
den äußeren Bedingungen stärker gewichtet. Die Subjektivität des Lernpro-
zesses fand unter drei thematischen Gesichtspunkten Beachtung:

– Die Lernhandlung wird bei aller äußerer Einflussnahme letztlich vom
Individuum selbst vollzogen.

– Der Lehrer kann die Lernhandlung noch so gut vorstrukturieren und or-
ganisatorisch absichern, den Schüler noch so gut motivieren und orien-
tieren; letztlich hängt der Erfolg seiner pädagogischen Arbeit davon ab,
wie der Schüler dies verinnerlicht und in seinen Handlungen umzuset-
zen vermag.

– Nur in einer aktiven Lernhaltung, durch aktive Beziehungen zu seiner
Umwelt kann der Schüler diese und damit auch sich selbst verändern.

Mit der verstärkten Reflexion der Subjektrolle des Schülers und der Aner-
kennung der Bedeutung der Subjektivität im Lernprozess wurde auch den
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Tabelle 8
Faktoren, die das Lernen maßgeblich beeinflussen (vgl. Lindner 1985,
S. 25 ff., Lompscher 1985)

Einflussfaktor Inhalt

Lernanforderungen Anforderungen an den Schüler so stellen, dass er nicht über-
fordert, nicht unterfordert, sondern mit leistbarer Anstren-
gung einen Lernfortschritt erzielen kann

Lernhandlung Motivation für die Lerntätigkeit und Orientierung auf die
Lerntätigkeit so, dass der Schüler die Aufgabe verstanden hat
und die Aufgabe bewältigen kann
(Ziel-Mittel-Methoden-Relation)

Lernfähigkeit Niveau der habituellen Leistungsdispositionen wie Intelli-
genz, Ausdauer, Gedächtnis usw.

Lernanstrengung Interesse am und Wille zum Lernen

Lehrer sozialer Status des Lehrers, seine Kenntnisse, Erfahrungen
und sein didaktisch-methodisches Können

Klasse bzw. Lerngruppe soziale Beziehungen innerhalb der Klasse bzw. Lerngruppe,
ihr Leistungswille und -vermögen

Organisations-
bedingungen

materiell-technische Ressourcen zur Gestaltung des Lernpro-
zesses und die Art und Weise ihrer Zusammenführung

äußere Situationsbedin-
gungen

gesellschaftliche Rahmenbedingungen, soziale Einbindung
und Erfahrungen von Schülern und Lehrern, schulische
Lebenswelten, aktuelle Ereignisse

nicht erklärbare Bedin-
gungen

Glück, Pech, Zufall etc.

subjektiven Momenten des Lernens die gebührende Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Dabei erfolgte der Rückgriff auf die Marx’sche Aussage, wonach al-
les, was der Mensch tut, durch sein Bewusstsein hindurch muss, und es wurde
an den Marx’schen Arbeitsbegriff angeknüpft, wonach sich der Baumeister
von der Biene dadurch unterscheidet, dass er seiner Tätigkeit einen Plan zu-
grunde legt, indem er Ziel und Mittel gemäß seiner Gesetzeskenntnisse, sei-
nen technischen Möglichkeiten und den Arbeitsbedingungen bestimmt. Bei-
de Aussagen wurden in der These von der Bewusstheit als einer Handlungs-
qualität verdichtet, die im gesamtgesellschaftlichen Rahmen nur im Sozialis-
mus möglich sei. Unter Bewusstheit wurde die Übereinstimmung von be-
wusst erstrebten Absichten und Zielen des gesellschaftlichen Handelns mit
den objektiven Notwendigkeiten der gesellschaftlichen Gesamtentwicklung
verstanden, die aus gesetzmäßigen Zusammenhängen abgeleitet sind (vgl.
Kosing 1985, S. 80 f.).

Innere Bedingungen des Lernens lassen sich nach Lompscher bestimmen als
Gesamtheit der Kenntnisse, Fertigkeiten, Fähigkeiten, Einstellungen, Moti-
ve, Charaktereigenschaften sowie den aktuellen physischen und psychischen
Zustand (vgl. Lompscher 1977 a, S. 29). Für ein individuelles Lernen mit Be-
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wusstheit waren von diesen inneren Bedingungen die Einstellungen (Über-
zeugungen) und die Charaktereigenschaften ausschlaggebend. Hinzu kam
unter diesem Gesichtspunkt die Handlungsorientierung als Plan für den Voll-
zug der Lernhandlung und die Handlungsregulation als Element der bewuss-
ten Steuerung der Lerntätigkeit.

Die Entwicklung der Lerntätigkeit wurde als Ausgangspunkt für die Vervoll-
kommnung des Unterrichts und die Gestaltung des pädagogischen Prozesses
gesetzt. Wirksamkeit, Qualität und Effektivität der Bildung wurde an der
Lerntätigkeit festgemacht.

Nach Galperin ist die Qualität des Lernprozesses entscheidend davon abhän-
gig, wie das Lernen orientiert wird. Unter Orientierungsgrundlage wurden in
Anschluss an Galperin im Allgemeinen jene Aussagen verstanden, an denen
sich der Mensch bewusst ausrichtet. Dazu zählen Aussagen über den Gegen-
stand der Handlung, den Verlauf und die Schrittfolge, die zum Ziel führt, die
Mittel und Objekte der Handlung und die Kontrolle der Ausführung der
Handlung.

Der Analyse der Handlungsbedingungen folgt die Handlungsorientierung,
die bei der Zuwendung zu einer bestimmten Aufgabe ansetzt, über die Erar-
beitung eines ziel- und bedingungsadäquaten Handlungsprogramms führt
und in eine programmgemäße Regulation der Handlungsausführung im
Soll-Ist-Vergleich mündet.

Unter den Lernregeln nahm die Handlungsorientierung den ersten Platz ein,
gefolgt von Prinzipien der Aktivität, der Motivation und Einstellung, der Er-
folgsinformation, der Angemessenheit des Lerntempos, der Sanktionierung,
der angstfreien Situation und der Bekräftigung (vgl. Clauß u. a. 1976 S. 321).

Aus der allgemeinen Struktur der Lerntätigkeit ließen sich Schlussfolgerun-
gen für die Möglichkeit der Einflussnahme bzw. der aktiven Gestaltung des
Lernprozesses ziehen. Die bestimmenden subjektbezogenen Einflussgrößen
wurden als Regulierungskomponenten bezeichnet. Den Regulierungskom-
ponenten kam nicht nur deshalb große Aufmerksamkeit zu, weil der Lehrer
diese in der Planung, Organisation und Durchführung seiner pädagogischen
Führung des Bildungs- und Erziehungsprozesses zu berücksichtigen hat,
sondern weil die schrittweise Aneignung der Fähigkeit zur Selbstregulation
durch die Schüler als Voraussetzung eines lebenslangen Lernens angesehen
wurde. Solange die Fähigkeit zur eigenständigen und anforderungsgerechten
Handlungsregulation nicht oder nur unzureichend ausgebildet ist, sind die
Schüler auf die unmittelbare pädagogische Führung des realen Handlungs-
verlaufs angewiesen (vgl. Kislat/Otto 1986, S. 327).
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Kossakowski unterschied zwischen Orientierungs-, Antriebs- und Ausfüh-
rungsregulation, wobei die Diskussion dahin tendierte, den Handlungsent-
scheid und die Handlungskontrolle als eigenständige Struktureinheit der be-
wussten Handlung zu thematisieren (vgl. Kossakowski 1972, S. 23).

Als Formen der Handlungsregulation, die in allen Teilhandlungen auftreten,
wurden diskutiert: Motivation, Wertung, Entscheidung. Nach Lindner ver-
laufe die Motivation der Lerntätigkeit in drei Phasen. Diese Phasen zeichnen
sich aus durch Wertungsvorgänge bei der Übernahme der Lernaufgaben, der
Ausführung der Lernhandlung und der Verarbeitung der Resultate der Lern-
tätigkeit (vgl. Tabelle 9, vgl. Lindner 1985, S. 14 ff.).

Tabelle 9
Wertungsvorgänge bei der Motivation der Lerntätigkeit (vgl. Lindner 1985)

Übernahme der Lerntätigkeit – Kann ich eigene Bedürfnisse befriedigen oder an-
dere individuelle Wertbeziehungen verwirkli-
chen?

– Ist die Lerntätigkeit zu bewältigen?
– Reicht die zur Verfügung stehende Zeit aus?

Ausführung der Lernhandlung – Sind die Verlaufsergebnisse dergestalt, dass sie
erwarten lassen mit der Weiterführung der Lerntä-
tigkeit die Wertansprüche auch realisieren zu
können?

– Bekomme ich genügend Unterstützung?

Verarbeitung der Resultate der
Lerntätigkeit

– Werden mit dem Resultat die kognitiven und emo-
tionalen Bedürfnisse befriedigt?

– Habe ich etwas dazugelernt?
– Finden die Ergebnisse Anerkennung?
– Hatte ich Erfolg?

Bedingungen der Lerntätigkeit werden zu positiven oder negativen Wertbe-
ziehungen, je nachdem ob sie für Erfolg oder Misserfolg verantwortlich ge-
macht werden.

Henning unterschied zwischen allgemeinen Lernmotiven, die der Lerntätig-
keit insgesamt über einen langen Zeitraum hinweg zugrunde liegen und
Handlungsmotiven, die die Lernaktivität in einem bestimmten Fach, einer
Stunde oder bei einer konkreten Aufgabe auslösen (vgl. Henning 1977,
S. 203). Die Motivlage könne sehr unterschiedlich geschichtet und einzelne
Motive unterschiedlich gewichtet sein. Er arbeitete sieben Motive heraus,
die die Lernaktivität beeinflussen (vgl. Tabelle 10).

Als Ebenen der Lernmotive wurden unterschieden: die kognitiven Einsich-
ten, die volitiv-regulierende Ausrichtung des Subjekts auf Ziele und Mittel
und die emotional-energetischen Momente des unmittelbaren Erlebens.
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Tabelle 10
Motive, die die Lernaktivität beeinflussen (vgl. Henning 1977, S. 204 -206)

Motiv Inhalt

staatsbürgerliches Motiv Bedeutsamkeit des Lernens für das spätere Leben in der
Gesellschaft

Erkenntnismotiv Wert der Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten für
das Erreichen eines unmittelbaren Ziels des Lernens

materielles Motiv Bedeutsamkeit des Lernens für den künftigen Status
hinsichtlich der materiellen Lebenssicherung

Geltungsmotiv Prestige insbesondere unter den Schülern

Erlebnismotiv emotionaler Eindruck durch die Attraktivität der Aneig-
nung eines Lernstoffs

soziale Identifikation mit
den Eltern

Erfüllung der elterlichen Erwartungen

soziale Identifikation mit
dem Lehrer

Erfüllung der Erwartung des Lehrers

Die Diskussionen über die Motivation und den Entscheid für eine Lernhand-
lung fanden seit etwa Ende der 70er Jahre unter dem Aspekt der Bedürfnisse
und Interessen statt. Wesentliche subjektive Bedingung für die Herausbil-
dung eines Motivs als bewusster subjektiver Beweggrund des Handelns ist
die Existenz eines Bedürfnisses, das als emotional-energetische Komponen-
te in das Motiv eingeht (vgl. Kossakowski 1980, S. 50).

Nach Drews, Fuhrmann und Rehak ist die Aktivierung des Schülers unmittel-
bar mit der Herausbildung seines Erkenntnisinteresses verbunden. Diese
kann in drei Dimensionen erfolgen (vgl. Tabelle 11).

Tabelle 11
Herausbildung des Erkenntnisinteresses (vgl. Drews/Fuhrmann/Rehak
1985, S. 57 f.)

Dimension Inhalt

Unterrichtsstoff – Neuwert für den Schüler
– Bedeutsamkeit in der Geschichte des Erkennens
– praktische Bedeutsamkeit
– individuelle Bedeutsamkeit

Tätigkeit – produktive Arbeitsatmosphäre
– echte Anforderungssituation
– Einsichtigkeit von Sinn und Zweck
– Erleben des Schönen, Besonderen und Originellen der

Aufgabenlösung
– Aussichten auf Erfolg

soziale Beziehungen – Aufmerksamkeit
– Vertrauen und Forderung
– Unterstützung
– Kollegialität
– Anerkennung

151



6.3 Lernqualität – selbstständiges, wissenschaftliches
und schöpferisches Lernen

Die Qualität der Lernhandlung wurde festgemacht an:

– der Verlaufsqualität des Lernens (geistige Beweglichkeit und Aktivi-
tät, Planmäßigkeit, Exaktheit, Selbstständigkeit) und

– der Qualität der Kenntnisse (Objektivität, Bewusstheit, Systemhaftig-
keit, Sinnhaftigkeit, Anschaulichkeit, Dauerhaftigkeit und Anwen-
dungsbereitschaft).

Im Kontext der Diskussion zur Qualität des Lernens wurde auf zwei Faktoren
hingewiesen: auf die Persönlichkeitseigenschaften der Schüler und auf die
Aneignungsmethode.

Lompscher, der Anfang der 70er Jahre dafür plädierte, die persönlichkeits-
psychologische Sicht auf die Lerntätigkeit zu verstärken, wies vor allem auf
die Probleme der Motivation, der Interdependenzen kognitiver und motivat-
ionaler Komponenten und der Wirkung von Charaktereigenschaften hin (vgl.
Lompscher 1977 b, S. 21).

Einerseits wurde aus lernpsychologischer Sicht Persönlichkeit als Qualitäts-
stufe individueller Lernleistung angesehen, andererseits wurde hervorgeho-
ben, dass die Eigenschaften einer Persönlichkeit einen nicht unbeträchtli-
chen Einfluss auf das Lernen selbst haben. Die Persönlichkeits- bzw. die
Charaktereigenschaften beeinflussen u. a. die Denkweise, die motivationa-
len Regulierungskomponenten und die Beziehung zum Denkobjekt (vgl. Pip-
pig 1985, S. 7). Die Entwicklung der Persönlichkeit und die Orientierungs-
grundlage für Lernhandlungen wurden als wechselseitige Prozesse angese-
hen.

Von den Orientierungsgrundlagen wurde das Stellen der speziellen Lernauf-
gabe gesondert herausgehoben, da die Aneignung des Lerngegenstands und
die Anwendung von Lernergebnissen wesentlich durch die Art der Aufga-
benstellung gesteuert wird, die sehr unterschiedliche Lernhandlungen auszu-
lösen vermag. Lompscher hebt in diesem Zusammenhang hervor: “Für die
Lerneffektivität ist dabei wesentlich, ob der Lernende die Aufgabe nur als
singuläre Anforderungssituation auffasst und seine Handlungsziele dement-
sprechend bestimmt oder ob er in der Aufgabe den Repräsentanten einer gan-
zen Klasse erkennt und seine Tätigkeit darauf richtet, die für die Aufgaben-
klasse wesentlichen und allgemeinen Zusammenhänge, Lösungsbedingun-
gen, Verfahren aufzudecken und im konkreten Fall situationsadäquat einzu-
setzen. Eine solche Zielstellung und Handlungsrealisierung ermöglicht die
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Gewinnung verallgemeinerter Sach- und Verfahrenskenntnisse und höhere
Übertragungseffekte.” (Lompscher 1982, S. 46) Lernaufgaben sind so zu
stellen, dass sie auf Lernstrategien orientieren. Die Qualität der theoreti-
schen Erkenntnisse und der geistigen Fähigkeiten hängen maßgeblich von
der Methode der Aneignung ab (vgl. Pippig 1980, S. 133).

In den pädagogischen Diskurs flossen neben diesen Erkenntnissen der Psycho-
logie auch philosophische und politische Positionen ein, die die marxis-
tisch-leninistische Ideologie als die letztlich entscheidende Orientierungs-
grundlage für die Persönlichkeit und damit auch für den Lernprozess ansahen.

Zu den wesentlichen Merkmalen der “sozialistischen Persönlichkeit” wurde
die schöpferische Aktivität gezählt. Qualitativ hochwertiges Lernen sei ohne
eine aktive Lernhaltung nicht zu erreichen. Die Aktivität des Lernens sollte
in eine möglichst frühe Selbstständigkeit geführt werden. Die Bedeutung des
selbstständigen Lernens wurde u. a. begründet mit:

– der Begrenzung der Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten,
– der dynamischen Entwicklung von Theorie und Praxis sowie
– den Lernerfolgen, die nur durch die selbstständige Auseinandersetzung

mit dem Lernstoff zu erreichen sind (vgl. Grundlagen der geistigen Ar-
beit 1975, S. 7 f.).

Neben der hohen Eigenaktivität auf der Grundlage einer motivierenden
Handlungsorientierung zeichnet sich die Fähigkeit zum selbstständigen Ler-
nen durch das selbstständige Erarbeiten eines Programms bzw. einer Lern-
strategie für die Lernhandlung aus. Entsprechende Schemata, so die Forde-
rung, sollen von allen Schülern schrittweise angeeignet werden. Bei der Ver-
mittlung und Aneignung einer eigenständigen Handlungsorientierung müsse
die Ontogenese der Schüler reflektiert und ihre jeweilige Entwicklungsstufe
berücksichtigt werden.

Nach Kossakowski lassen sich folgende Entwicklungsstufen in den Aneig-
nungsmethoden unterscheiden:

– gelernte Nachahmung bestimmter Handlungsfolgen von Erziehern
oder gleichaltrigen Vorbildern,

– Einprägen von Handlungsvollzügen auf der Grundlage von Abbildun-
gen oder schematischen Darstellungen,

– verbale Vermittlung detaillierter, konkreter Normen und Handlungs-
weisen,

– verbale Vermittlung reduzierter, zunehmend verallgemeinerter Nor-
men und Handlungsanweisungen sowie
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– verbale Vermittlung verallgemeinerter Verhaltensnormen und Hand-
lungsprinzipien (vgl. Kossakowski 1980, S. 111).

Die Herausbildung der Fähigkeit zu einem selbstständigen Lernen wird da-
durch gefördert, dass der Lehrer die Bedingungen der konkreten Lernhand-
lungen seiner Schüler analysiert, daran anknüpfend die Handlungsorientie-
rung zunächst modellhaft demonstriert und in einem weiteren Schritt mit den
Schülern gemeinsam erarbeitet. Er hat das Lernen der Schüler so zu orientie-
ren, dass sie ihren jeweils individuell spezifisch ausgeprägten Beziehungen
zur Wirklichkeit entsprechen. Selbstständiges Lernen könne nur schrittwei-
se angeeignet werden, bedürfe intensiver Phasen der Vorbereitung, Übung
und Kontrolle. In der Selbstregulation der Schüler wurden drei Niveaustufen
unterschieden (vgl. Tabelle 12).

Tabelle 12
Niveaustufen bei der Selbstregulation der Schüler (vgl. Kossakowski 1974,
S. 23 f.)

Niveaustufe Merkmale

reproduktiv-gelenktes
Handeln

die gesellschaftlich erarbeiteten und pädagogisch aufbe-
reiteten Verhaltensmuster werden pädagogisch vermit-
telt, das Kind folgt dem Lehrer in seiner Orientierung,
Motivation, Regulation und Auswertung

reproduktiv-selbstständiges
Handeln

die Tätigkeit des Lehrers verlagert sich auf die Hand-
lungsorientierung und Verhaltensanweisungen, der Hand-
lungsablauf wird vom Schüler selbst reguliert

schöpferisch-selbstständiges
Handeln

der Schüler orientiert sich selbst, er bestimmt die Ziele
und Wege der Handlung, erarbeitet eigene Handlungsmo-
tive, reguliert seine Tätigkeit eigenständig und setzt neue
Handlungsziele

Wessels unterscheidet im Prozess der Ontogenese Merkmale, die als Bewer-
tungsmaßstab der Persönlichkeit dienen und insbesondere die Übergänge
zwischen den Entwicklungsstufen kennzeichnen:

– das Maß des Verhältnisses von Spontaneität und Bewusstheit (in Ten-
denz Abnahme von Spontaneität, Zunahme von Bewusstheit, des re-
flektierenden Bewusstseins),

– das Maß des Zeitbewusstseins (begrenztes Situationsbewusstsein geht
in Individualentwicklung zurück, während das Zukunftsbewusstsein
qualitativ ausgestaltet wird),

– das Maß des Verhältnisses von Fremd- und Eigenregulation (in Ten-
denz Abnahme der Fremdregulation, Erziehung und Bildung führen zur
Eigenregulation),
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– das Maß des Verhältnisses von Labilität und Stabilität (Gewinn an Sta-
bilität der Persönlichkeit in dem Maße wie individuelle Bewusstheit
über beständige Bedingungen der eigenen Existenz und Tätigkeit zu-
nimmt),

– das Maß des Verhältnisses von persönlich Bedeutsamem und gesell-
schaftlich Bedeutsamem (in der Entwicklung des Individuums nimmt
das gesellschaftlich Bedeutsame zu),

– das Maß des Verhältnisses von Fremd- und Selbsteinschätzung (Fremd-
kritik wird zugunsten möglicher Selbstkritik vermindert) und

– das Maß der Festlegung der persönlichen Identität (im Entwicklungs-
prozess nimmt die Individualität, die spezielle Gerichtetheit der Per-
sönlichkeit zu) (vgl. Wessels 1978, S. 126/127).

Seit Mitte der 70er Jahre wurden die Bemühungen verstärkt, die pädagogi-
sche Führung der Lernprozesse nach den Erkenntnissen der “marxis-
tisch-leninistischen Erkenntnis- und Wissenschaftstheorie” auszurichten.
Den philosophischen Hintergrund für diese Schwerpunktsetzung bildete die
These von der Einheit von Dialektik, Logik und Erkenntnistheorie. Mit die-
ser These wurde die Auffassung vertreten, dass die Entwicklung in Natur,
Gesellschaft und im Denken sowie das Erkennen nach den universellen Prin-
zipien der Dialektik verlaufe. Die dialektische Denkweise stelle somit die
der Entwicklung in Natur und Gesellschaft adäquate Art und Weise des Er-
kennens dar.

Als bedeutsam für die Entwicklung von Lernfähigkeiten wurden drei wissen-
schaftliche Erkenntnismethoden hervorgehoben:

– die Einheit und Wechselwirkung von empirischer und theoretischer
Wissensebene,

– das Aufsteigen vom Abstrakten zum Konkreten und
– die Einheit von Logischem und Historischem.

Die Methoden des Unterrichts sollten sich dabei bewusst von den Methoden
des Alltagserkennens (Alltagsbewusstseins) abheben und an die Wissenschaf-
ten anlehnen. Das Alltagserkennen vollziehe sich in dem empirisch orientier-
ten formal-logischen Schema Vergleichen-Abstrahieren-Begriffsbildung.
“Die auf der empirischen Denktheorie basierende Psychologie und Didaktik
können nicht in die Zukunft weisende Aufgaben der modernen Bildung lösen,
in der die theoretischen Kenntnisse unablässig an Gewicht zunehmen und ein
entwickeltes theoretisches Bewusstsein erforderlich ist. Das Stellen und noch
mehr das Lösen dieser Aufgaben setzt ‘ein anderes Denkmodell’ voraus als
das, welches die traditionelle Psychologie und Didaktik der empirischen
Theorie entlehnt haben. Dieses neue Modell können die Psychologen und Di-
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daktiker nur nach der dialektischen Logik aufbauen – nur sie erschließt die Ge-
setzmäßigkeiten der Entwicklung wirklich menschlicher Denk- und Bewußt-
seinsformen.” (Dawydow 1982, S. 21).

Die Gestaltung des Unterrichts nach der dialektischen Methode des Aufstei-
gens vom Abstrakten zum Konkreten wurde besonders kontrovers diskutiert.
Diejenigen, die eine erkenntnisgerichtete Gestaltung des Unterrichts favori-
sierten, sahen im Aufsteigen vom Abstrakten zum Konkreten den Weg der
Aneignung wissenschaftlicher Begriffe, übergreifender Begriffssysteme.
Bei dieser Erkenntnismethode, die sich bewusst abhebt von der empi-
risch-sensualistischen Unterrichtsgestaltung, werden die für den jeweiligen
Wissenschaftsbereich konstituierenden, grundlegenden, systematischen Be-
griffe und Relationen zum Ausgangspunkt des Aneignungsprozesses ge-
macht. Dadurch wird eine allgemeine Struktur der Lerngegenstände geschaf-
fen, in die dann das Besondere und Einzelne, d. h. das sinnlich Konkrete über
das Aufsteigen vom Abstrakten zum geistig durchdrungenen Konkreten
schrittweise eingeordnet wird (vgl. Lompscher 1982, S. 40).

Beim Aufsteigen vom Abstrakten zum Konkreten ist nicht, wie der Name ver-
muten lässt , das Abstrakte der Ausgangspunkt, sondern das Sinn-
lich-Konkrete. Das Ergebnis der Verarbeitung aus dem Konkreten gewonne-
ner sinnlicher Bilder und Vorstellungen im Denken ist das Geistig-Konkrete.
Das Sinnlich-Konkrete ist immer eine reiche Totalität von vielen Bestimmun-
gen und Beziehungen, die nicht in der Erscheinung gegeben ist. Diese Totalität
muss geistig erschlossen werden. Der Erkenntnisprozess, d. h. der Unterricht
ist aber nicht einfach vom Sinnlich-Konkreten bis zur Abstraktion zu führen.
Diese Abstrakta wären nur “dünne Abstrakta” und können nur ein Zwischen-
glied im Erkenntnisprozess sein. Die Erkenntnis ist fortzuführen bis hin zum
Geistig-Konkreten (vgl. Ohl 1974, S. 77 ff.). Das Geistig-Konkrete ist die Zu-
sammenfassung der Totalität der Bestimmungen, die gedankliche Reprodukti-
on der Einheit des Mannigfaltigen und der realen gesetzmäßigen Bewegungen
sowie Entwicklungen der realen Gegenstände mittels der Verarbeitung, Syn-
these, Konkretisierung der abstrakten Bestimmungen (vgl. Wittich/Göß-
ler/Wagner 1978, S. 480).

Die Kontroverse über das Aufsteigen vom Abstrakten zum Konkreten war
letztlich der Tatsache geschuldet, dass es den Lehrern an Voraussetzungen
mangelte, diese abstrakten wissenschaftstheoretischen Erkenntnisse in den
Unterricht umsetzen zu können. Dieser Mangel wurde überdeckt durch die
These, diese Methode sei zu anspruchsvoll. Der Einwand, diese Methode ver-
nachlässige die Empirie, die sinnlich konkrete Anschauung, weist darauf
hin, dass das Wesen dieser Methode vielen Lehrern verschlossen geblieben
ist.
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Neuner verkündete 1986: “Die Lehrstrategie Abstraktes-Konkretes ist nicht
hinreichend bewiesen.” (Neuner 1986, S. 9) Hier zeichnete sich eine Kluft ab
zwischen einerseits der These, die Methode des Aufsteigens vom Abstrakten
zum Konkreten sei die Erkenntnismethode schlechthin und andererseits die
unzureichende Fähigkeit eine dieser Erkenntnismethode adäquate Lehrstra-
tegie zu formulieren. Eine Ursache für Missverständnisse über das Aufstei-
gen vom Abstrakten zum Konkreten zwischen den verschiedenen Wissen-
schaftsdisziplinen wurde in der Gleichsetzung von Unterrichtsmethode und
Methode wissenschaftlichen Erkennens gesehen (vgl. Pippig 1986, S. 39).

Menschliches Lernen an sich war von einigen Autoren bereits als schöpferi-
scher Prozess charakterisiert worden. Inhalte, Formen und Eigenschaften der
psychischen Tätigkeit des Menschen werden durch das Lernen gebildet und
entwickelt. “Es ist deshalb völlig berechtigt, den Prozess der Aneignung und
Reproduktion der in der Gesellschaft entwickelten Erfahrungen, Denk- und
Verhaltensweisen als produktive, schöpferische Tätigkeit des Kindes zu be-
zeichnen. Was objektiv in der Gesellschaft bereits vorhanden ist, entsteht
durch die aktive Tätigkeit des Kindes mit den Objekten und Erscheinungen
der Umwelt unter Anleitung der Erwachsenen im Kinde neu.” (Lompscher
1977 a, S. 14).

Dieser weiten Fassung des Begriffs schöpferisches Denken setzte Kossa-
kowski eine enge entgegen: “Unter schöpferischem Denken verstehen wir
Denkleistungen, die zu individuellen oder gesellschaftlichen Neulösungen
führen, für die ein hoher Freiheitsgrad an möglichen Lösungen, große Selb-
ständigkeit im Erproben (Einsetzen) möglicher Lösungsmittel und Lösungs-
wege sowie die Fähigkeit zum systematischen, durch bewusste Einsicht in
Gesetzmäßigkeiten gesteuerten, zielgerichteten Neukombinieren und Um-
strukturieren charakteristisch sind.” (Kossakowski 1973, S. 51). Im engeren
Sinne wurde das schöpferische Lernen als die höchste Qualitätsstufe des Ler-
nens bezeichnet.

Schöpferisches Lernen wurde als ein Entwicklungsprozess begriffen, der ge-
zielt gefördert werden muss. Als ein Ansatzpunkt wurde die Art der Aufga-
benstellung diskutiert. Schöpferisches Denken wird durch drei Arten von
Aufgabenstellungen gefördert:

– Aufgaben mit unzureichenden Angaben (Erkennen, dass sie nicht ge-
löst werden können, weitere Angaben erforderlich sind),

– Aufgaben mit überflüssigen Angaben (Herausfinden wesentlicher An-
gaben) und

– Aufgaben mit mehreren Lösungsmöglichkeiten (verschiedene Wege
finden).
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Das Problemlösen wurde in der psychologischen und pädagogischen Litera-
tur als Modell schöpferischen Lernens diskutiert.

Jantos nennt einige wesentliche Merkmale für schöpferisches Denken von
Schülern, wobei nicht alle Merkmale auf einen Denkprozess zutreffen müs-
sen, um als schöpferisch bezeichnet werden zu können:

– selbstständiges Suchen von für die Problemlösung notwendigen Infor-
mationen,

– Abrufen von Inhalten aus dem Gedächtnis, die im Suchprozess mitein-
ander zu neuen Inhalten verknüpft werden,

– Entstehen neuer Handlungsstrategien,
– Umgestalten subjektiv vorhandener Kenntnisse und
– Erkennen neuer Funktionen, Zusammenhänge und Beziehungen an Er-

kenntnisobjekten (vgl. Jantos 1977, S. 262).

Das Wesen der Problemlösungsmethode bestehe darin, Schülern eine Aufga-
be zu stellen, die sie mit ihrem vorhandenen Wissen nicht lösen können. Un-
ter pädagogischer Führung versuchen sie Wege und Methoden für eine Lö-
sung der Aufgabe zu finden. Sie argumentieren, stellen Hypothesen auf, pla-
nen und bewerten Methoden für die Wahrheitsüberprüfung, führen Beobach-
tungen und Experimente durch, analysieren Ergebnisse, urteilen und bewei-
sen. Der problemheuristische Unterricht wurde im Allgemeinen in drei Etap-
pen gegliedert: das Erkennen der allgemeinen Problemsituation, die Analyse
und Formulierung des konkreten Problems und das Lösen desselben. Mehl-
horn hielt eine weitere Etappe für sinnvoll, die genaue Funktionsbestimmung
des Lösungsresultats als unabdingbar für Motivation und Stärkung des Pro-
blembewusstseins (vgl. Mehlhorn 1977, S. 339).

Um Problemaufgaben zu stellen, die einerseits den konkreten Bildungs- und
Erziehungszielen und andererseits dem Entwicklungsniveau der Schüler ent-
sprechen, schlug Lompscher vor, eine Klassifikation von Problemaufgaben
vorzunehmen. Er unterschied folgende: Identifikationsprobleme, Klassifi-
kationsprobleme, Explikationsprobleme, Konstruktionsprobleme und De-
struktionsprobleme (vgl. Lompscher 1974, S. 127).

6.4 Individuelles und Soziales im Unterricht –
die Lehrer-Schüler-Beziehung

Im Unterricht vollzieht jeder einzelne Schüler die geistigen Handlungen bei
der Aneignung von Wissen und Können individuell. Zugleich wirken im päd-
agogisch geführten Prozess des Unterrichts vielfältige soziale Wechselbezie-
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hungen, von denen Erfolg und Misserfolg der Lerntätigkeit wesentlich beein-
flusst werden. Individuelles und Soziales stehen in Wechselwirkung. Zwi-
schen dem Niveau der kognitiven Leistungen der Schüler und dem Niveau ih-
rer sozialen Beziehungen bestehen Wechselwirkungen. Diese Wechselwir-
kung verdichtet sich in Lehr- und Lernformen wie Frontalunterricht, Unter-
richtsdiskussion, Partner- und Gruppenlernen. Diese Formen wurden als ko-
operative Lerntätigkeit bezeichnet (vgl. Hoppe 1988, S. 697 ff.). Die Frage
war, wie die sozialen Beziehungen im kollektiven Lernprozess gestaltet wer-
den müssen, um positive Impulse für die Leistungssteigerung auszulösen.
Dazu wurden methodische Prinzipien der Unterrichtsgestaltung erarbeitet:

– echte Teilarbeit (die Resultate der Arbeit des einen, sind Vorausset-
zung für die Arbeit des anderen),

– jeder Schüler oder jede Gruppe hat einen klar umrissenen Verantwor-
tungsbereich,

– jeder Schüler oder jede Gruppe erkennt den eigenen Anteil an der Auf-
gabenlösung,

– der Platz jedes Schülers oder jeder Gruppe in der Kooperationskette ist
transparent,

– kein Schüler oder keine Gruppe kann sich in der kollektiven Arbeit ver-
stecken,

– die Arbeitsteilung erfolgt nach dem Prinzip der Förderung der Stärken
und

– die Leistungen jedes Schülers oder jeder Gruppe werden bei der Er-
folgskontrolle berücksichtigt.

In kooperativen Lernformen bilden kognitives und soziales Lernen eine Ein-
heit. Neben der Orientierung auf die Lerninhalte ist der Lehrer angehalten,
auch auf die soziale Seite des Lernprozesses zu orientieren, das kooperative
Lernen zu begründen, die Ziele zu umreißen und für ein kooperatives Sozial-
verhalten zu motivieren. Dies kann u. a. erreicht werden durch

– die intellektuelle Begründung der Verhaltensforderung,
– die Sicherung positiver Emotionen,
– die Antizipation der Folgen eines erfolgreichen kooperativen Verhal-

tens und
– die Schaffung optimaler Rahmenbedingungen.

Welche Vorteile des kollektiven Lernens wurden ausgemacht?

– die Erhöhung der sozialen Kompetenzen wie Kommunikationsfähig-
keiten, gegenseitige Rücksichtnahme, verständnis- und taktvoller Um-
gang,
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– die Förderung der Lernbereitschaft und -aktivität,
– die Förderung kognitiver Fähigkeiten insbesondere bei leistungs-

schwächeren Schülern,
– die Individualisierung des Unterrichts und
– der größere Freiraum für die Entfaltung der Ideen der Einzelnen.

Als eine wichtige Voraussetzung für kooperatives Lernen wurde die Qualität
der Kollektivbeziehungen gewertet, zu deren Bestandteilen das kooperative
Lernen selbst gehört, die aber eine relative Eigenständigkeit gegenüber die-
ser Lernform aufweisen.

Mit dem Begriff Kollektiv wurde ein normativer Anspruch an die sozialen
Beziehungen einer relativ stabilen Gruppe formuliert. Ein Kollektiv zeichne
sich aus durch kameradschaftliche Zusammenarbeit und gegenseitige Hilfe,
die auf der Grundlage einer weitgehenden Übereinstimmung wesentlicher
gesellschaftlicher, kollektiver und persönlicher Interessen möglich sei.

Nach Lompscher komme dem Lehrer eine Schlüsselfunktion bei der Ent-
wicklung von Lernkollektiven zu. Er hat seine Tätigkeit an den Merkmalen
des Kollektivs zu orientieren und Bedingungen zu schaffen, die ihre Ent-
wicklung fördern wie:

– Orientierung auf gemeinsame positive Ziele, die sich an übergreifen-
den Lernzielen orientieren und gesellschaftliche Bezüge aufweisen,

– Formulierung von Nahzielen zum Erreichen des Gesamtziels,
– Schaffen einer optimistischen Gruppenatmosphäre,
– Herausbildung positiver Gruppennormen und
– Herausbildung fester Gruppenstrukturen mit wechselnder Über- und

Unterordnung (vgl. Lompscher 1985, S. 245 f.).

Lernen ist ein sozialer Prozess. Im schulischen Lernen nimmt die Leh-
rer-Schüler-Beziehung eine exponierte Stellung ein. Die Lehrer-Schüler-Be-
ziehung ist einer der bestimmenden Faktoren für die Lerntätigkeit der Schüler
selbst. Der Lehrer soll die Beziehungen zu seinen Schülern so gestalten, dass
diese ihre Leistungspotenzen voll ausschöpfen können. Als Normen für eine
entwickelte Schülerpersönlichkeit wurden gesetzt:

– Vertrauen in die eigene Leistung und die eigenen Fähigkeiten,
– kritische Haltung gegenüber Leistungen und Verhalten anderer Schüler

und dem eigenen Verhalten gegenüber,
– Fähigkeit zur Übernahme von gesellschaftlichen Funktionen und
– positive Haltung zum Wettbewerb um beste Leistungen (vgl. Lomp-

scher 1977 a, S. 162).

160



Die Wirksamkeit des Lehrers ist maßgeblich von drei Faktoren abhängig:

– den sozialen Beziehungen zum Schüler, insbesondere der Fähigkeit zur
Lösung mitmenschlicher Kooperationsaufgaben,

– dem Umfang und der Verfügbarkeit der Kenntnisse sowie der Fähigkeit
zur Lösung von mitmenschlichen Aufgaben und

– den didaktisch-methodischen Fähigkeiten und Fertigkeiten im pädago-
gischen Prozess (vgl. Kessel 1972, S. 173).

Nach Vorweg sind drei Persönlichkeitsvariablen entscheidend für eine er-
folgreiche Lehrertätigkeit:

– das tätigkeitsbezogene, normative Selbstbild,
– die verständnisvoll-unterstützende Einstellung des Lehrers zu den

Schülern und
– die pädagogische Zielgerichtetheit und Beharrlichkeit (vgl. Schröder

1979, S. 215).

Ein positives Selbstbild der Lehrer fördert ihre soziale Kommunikation und
erhöht ihre Anerkennung. Andererseits ist es Voraussetzung, um beim Schü-
ler ein positives Selbstbild zu entwickeln. Schulische Leistungen können sta-
bil nur erbracht werden, wenn der Schüler über ein entwickeltes Selbstwert-
gefühl verfügt, das auf einer realistischen Einschätzung seines Leistungsver-
mögens beruht. Das wiederum ist eine der Hauptaufgaben des Lehrers.

Als die entscheidenden Persönlichkeitseigenschaften des Lehrers hinsicht-
lich der Lehrer-Schüler-Beziehung wurden genannt: die politisch-morali-
schen und die sozial-charakterlichen Eigenschaften, die eine Nachahmung
und Identifikation ermöglichen. Befragungen unter Schülern ergaben, dass
sie an Lehrern besonders schätzen: Geduld, Gerechtigkeit, Hilfebereitschaft,
Frohsinn, Heiterkeit, Strenge, Konsequenz, gutes fachliches und methodi-
sches Können.

Die Polarität der sozialen Beziehungen wurde mit folgenden Kategorienpaa-
ren beschrieben:

Gelöstheit – Gespanntheit
Vertrauen – Misstrauen
Verständnis – Unverständnis
Sympathie – Antipathie
Kontakt – Distanz
Zuneigung – Abneigung
Achtung – Verachtung
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Die “sozialistische Pädagogik” zeichne sich nach eigenen Darstellungen da-
durch aus, dass für sie neben dem Prinzip der Überordnung des Lehrers (sei-
ner führenden Rolle im Unterricht) das Prinzip des gleichzeitigen Miteinan-
ders (gegenseitige Achtung und Anerkennung) Gültigkeit besitze. “Inhalt
und Qualität der sozialen Beziehungen ergeben sich weithin aus dem Grad
der Übereinstimmung gesellschaftlicher Anforderungen an das Lehrerver-
halten mit seiner konkreten Realisierung im pädagogischen Prozess sowie
aus dem Grad der Übereinstimmung des konkreten Führungsverhaltens der
Lehrer mit den subjektiven Erwartungen der Schüler. Je besser das konkrete
Lehrerverhalten und die subjektiven Erwartungen der Schüler mit den gesell-
schaftlichen Anforderungen an die Lehrerpersönlichkeit übereinstimmen,
um so günstiger die sozialen Beziehungen, um so größer das Ansehen und die
Autorität des Lehrers, um so größer sein persönlichkeitsbildender Einfluß
auf die Schülerpersönlichkeit.” (Kessel 1972, S. 174).

Die Lehrer-Schüler-Beziehung ist nur dann persönlichkeitsfördernd, wenn
sie von beiden Seiten aktiv gestaltet wird und den inneren Bedingungen bei-
der Partner entspricht. Sie ist nicht ausschließlich eine direkte, sondern wird
über die Gruppen der Mitschüler, die Lehrer-Schulklasse-Beziehung ebenso
vermittelt wie über die Eltern-Lehrer-Beziehung. Als Einflussgröße wurde
auch die Lehrer-Lehrer-Beziehung genannt. Untersuchungen zu den hohen
psychischen Belastungen bei der Gestaltung der sozialen Beziehungen zu
den Schülern in ihren komplexen Vermittlungen haben ergeben, dass drei
Viertel der befragten Lehrer keine Notwendigkeit für eine psychologische
Intervention zur Veränderung der sozialen Beziehungen bzw. ihres pädago-
gischen Führungsverhaltens sahen (vgl. Schröder 1979, S. 222).
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7 Umsetzungsimplikationen
und -erfahrungen

7.1 Lehrplanwerk

Der lerntheoretische Diskurs in der DDR stand in enger Wechselwirkung mit
dem Reformierungsprozess der Lehrpläne, der seit Mitte der 60er Jahre per-
manent fortgeführt wurde. Durch die Lehrpläne sollten zum einen neue Er-
kenntnisse der pädagogischen Forschung aufbereitet werden und ihre Umset-
zung in die pädagogische Praxis schnell und mit hoher Verbindlichkeit erfol-
gen. Zum anderen waren Lehrpläne Instrumente der politischen Einflussnah-
me und der sozialen Kontrolle. Von Döbert wurden im Vergleich des Lehr-
planwerks 1982/90 zu dem der Jahre 1964/71 einige wesentliche Kennzei-
chen der Überarbeitung der Lehrpläne in den 70er und 80er Jahren herausge-
arbeitet: Es setzte sich die Position durch, dass Lehrpläne nicht nur als Stoff-
pläne zu verstehen sind, sondern auf die Entwicklung der ganzen Persönlich-
keit abzielen müssen (vgl. Döbert 1995). Grundlage der Lehrpläne war die
Triade Wissen-Können-Überzeugung; sie galt als Prinzip zur Auswahl von
Stoffeinheiten besonders in den gesellschaftswissenschaftlichen und poly-
technischen Fächern. Die starke Wissenschaftsorientierung der Lehrpläne
war zugunsten der stärkeren Schülerorientierung, der Betonung ihrer Sub-
jektposition, zurückgenommen worden. Die Schülerpersönlichkeit zu stär-
ken hieß, ihre grundlegenden Überzeugungen, ihren Charakter und ihre Ver-
haltensqualitäten zu entwickeln. Die Ideologie als weltanschaulich-politi-
sche Grundorientierung nahm im Konzept von der “entwickelten sozialisti-
schen Persönlichkeit” die Schlüsselrolle ein.

Zur Durchstrukturierung einer Unterrichtsstunde waren vorgegeben:

– Zielorientierung und Motivierung zur Stimulierung einer bewussten
Lerntätigkeit und des Leistungswillens,

– Orientierungsgrundlage für die Selbsttätigkeit bei der Aneignung des
neuen Stoffs,

– Festigen des neu vermittelten Stoffs (Einprägen, Wiederholen, Anwen-
den), um Unterrichtsergebnisse zu sichern,

– Systematisierung des Wissens, seine logische Ordnung und Integration
in überprüfbare Zusammenhänge zur Befähigung der Schüler, systema-
tisch zu denken und zu handeln,

– Kontrolle von Verlauf und Ergebnissen des Unterrichts, pädagogische
Bewertung der Schülerleistungen und des Verhaltens, Anregung zur
Selbstkontrolle und Selbsteinschätzung (vgl. Döbert 1995, S. 62 f.).
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Die neuen Lehrpläne waren gekennzeichnet durch eine Hinwendung zur in-
neren Seite der Unterrichtsmethodik, zur Orientierung an der Logik der Er-
kenntnis- und Lerntätigkeit der Schüler.

Mit dem 1987 erschienen Buch “Allgemeinbildung und Lehrplanwerk” von
der Akademie der Pädagogischen Wissenschaften (vgl. Drefenstedt 1988)
wurde eine konzeptionelle Gesamtsicht auf die Allgemeinbildung, auf Un-
terrichtsfächer und Klassenstufen sowie auf grundlegende Fragen der didak-
tisch-methodischen Unterrichtsgestaltung vorgelegt. Die Ausgangsposition
wurde mit zwei Prinzipien gesetzt. Erstens: Die Allgemeinbildung in den
Schulen ist als eine Grundlagenbildung für wissenschaftliches und lebens-
langes Lernen zu verstehen. Zweitens: Abstriche am Charakter der Wissen-
schaftlichkeit der Allgemeinbildung können nicht zugelassen werden. Allge-
meinbildung hat wissenschaftlich fundierte Bildung zu sein. In diesem Stan-
dardwerk wurden die Erkenntnisse aus der langjährigen Diskussion zur Un-
terrichtsreform zusammengefasst:

– Wissenschaftlich fundierte Allgemeinbildung und polytechnische Bil-
dung stellen eine Einheit dar. Einerseits bildet die systematische An-
eignung wissenschaftlicher Erkenntnisse eine notwendige Verbindung
von Theorie und Praxis, andererseits werden theoretische Zusammen-
hänge besser verstanden, wenn ihre Bezüge zur Produktion, zum Leben,
zu den eigenen Erfahrungen hergestellt werden.

– Das polytechnische Prinzip setzt ein enges Zusammenwirken der Fä-
cher und Fachbereiche voraus. Der Unterricht ist fachübergreifend zu
gestalten, so kann er nicht nur effektiv sowie die Erkenntnis der Gegen-
stände allseitig gestaltet werden, auch die Einheit der Wissenschaften
und der logische Zusammenhang ihrer Inhalte werden für die Schüler
erlebbar.

– Die Charakterbildung, das Erlernen von Verantwortungsübernahme
werden durch den naturwissenschaftlich-technischen Experimentalun-
terricht, die Bewährung der Schüler in der produktiven Arbeit, in wis-
senschaftlich-technischen Tätigkeiten, fakultativen Kursen, Arbeits-
gemeinschaften und in aktiver Auseinandersetzung mit gesellschaftli-
chen Problemen und künstlerischen Gestaltungsmöglichkeiten geför-
dert.

– Das Prinzip “Durch hohe Forderungen zu hohen Leistungen” wurde
durch das der “Differenzierung der Leistungsanforderungen” nach
den Voraussetzungen ersetzt. Besonders beim Einsatz wissenschaftli-
cher Erkenntnismethoden sollte das Alter der Schüler konsequent be-
achtet werden. Das Verhältnis von Konkretem und Abstraktem, von
Empirischem und Theoretischem sei altersspezifisch ins Verhältnis
zu setzen.
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– Für jedes Fach ist eine genaue Funktionsbestimmung im Kontext des
gesamten Bildungsprozesses vorzunehmen. Sie erleichtert es dem Leh-
rer seinen Unterricht nach den Interessen und Voraussetzungen der
Schüler auszugestalten und eine Überfrachtung mit Stoff zu vermeiden.

7.2 Subjektorientierung und Formalisierung
des Unterrichts

Mit der in den Lehrplänen verankerten Triade Wissen-Können-Überzeugun-
gen wurde die Subjektorientierung ein Stück weit zurückgenommen, weil die
Überzeugungen keine Angelegenheit des Schülers waren, sondern direkt auf
die Vermittlung der so genannten “Ideologie der Arbeiterklasse”, d. h. letzt-
lich der von der SED-Führung vorgegebenen Politik abzielte. Das Postulat
vom konsequent wissenschaftlichen Charakter der Politik der SED und des
Marxismus-Leninismus und der Übereinstimmung der Entwicklung des So-
zialismus mit dem Fortschritt der Menschheit erwiesen sich alsbald als Legen-
den. Mit der Krise der DDR wurde die Orientierung auf die Herausbildung fes-
ter Überzeugungen zu einer Handlungsorientierung gegen Entfaltung von
Subjektivität und Individualität. Die damalige sowjetische Politik von Glas-
nost und Perestroika unter Gorbatschow wurde in den Schulen als “Verrat” be-
handelt. Das Auseinanderdriften von sozialen Erfahrungen der Schüler und
politischem Erziehungsauftrag der Lehrer stellte den Erziehungsprozess im
Allgemeinen und den Unterricht in weltanschaulichen Fächern im Besonderen
in Frage. Die Lehrpläne waren so eng ausgelegt, dass sie den Lehrern kaum
Handlungsspielraum ließen, ihre eigene Persönlichkeit einzubringen. Einer
konsequenten Subjektorientierung liefen zwei weitere Bedingungen im päd-
agogischen Prozess entgegen: die feste Bindung an ein ritualisiertes Planungs-
system und die Zentralisierung des Bildungswesens. Einerseits gaben sie den
Lehrern Handlungsorientierung und Gestaltungssicherheit, andererseits lie-
ßen sie aber nicht die Flexibilität zu, die ein schnelles Einstellen auf die sub-
jektiven Voraussetzungen der Schüler erfordert. Die indirekte Rücknahme der
Subjektorientierung bezog sich nicht nur auf die Schüler. Lehrer im starr hie-
rarchisierten System wurden ebenso in ihren Entscheidungskompetenzen be-
schnitten wie ihre Subjektrolle darin keine ausreichende Förderung erfuhr.
Protokolle pädagogischer Tagungen belegen immer wieder, dass die Weiter-
bildung der Lehrer den Anforderungen der Unterrichtsgestaltung nicht vollauf
gerecht wurde.
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8 Impulse für den aktuellen Lerndiskurs

These 1: Lernen ist als Aneignung der Wirklichkeit durch Sub-
jekte zu begreifen.

Selbst wenn spezifische Formen des Lernens in Betracht gezogen werden, ist
von einem weiten Begriff des Lernens auszugehen, ist Lernen in seiner Ganz-
heitlichkeit zu unterstellen. Die Komplexität des Lernens beinhaltet nicht
nur vielfältige Dimensionen, wie rationale, emotionale, moralische und äs-
thetische Aneignung, sondern auch die unterschiedlichen Lebenswelten, in
die der Lernende eingebunden ist, Erfahrungen verinnerlicht und diese in Ge-
stalt von Interessen, Kenntnissen, Überzeugungen usw. zur Geltung bringt.
Der Lernende bringt sich selbst als Subjekt in den Lernprozess ein. Er ist als
Persönlichkeit zu achten. Seine Einstellungen zum Lernen sind abhängig von
der Berücksichtigung dieser Subjektivität bei der Organisation der fort-
schreitenden Lernprozesse. Dabei sind nicht schlechthin Wissensinhalte von
den Lehrenden zu übermitteln und vom Schüler zu beherrschen, sondern ge-
ronnene individuelle und gesellschaftliche Erfahrungen, Interessen, Voraus-
setzungen und Anforderungen zu vermitteln.

These 2: Ziel des Lernens ist nicht die einfache Reproduktion
von Wissensinhalten, sondern die erweiterte Reproduktion von
Erkenntnissen und Verhaltensweisen.

Im Mittelpunkt des Lernens steht die Aneignung von Lernkompetenzen.
Dazu gehören u. a. Wahrnehmungs- und Problemlösungskompetenzen sowie
entsprechende Verhaltenseigenschaften wie Selbstständigkeit, Willensstär-
ke und Belastbarkeit. Der Umfang der Kenntnisse ist auszurichten auf die
Schaffung der Orientierungsgrundlage für die Lerntätigkeit beim Schüler
selbst, die Erarbeitung von Lernstrategien. Die Umorientierung von der Wis-
sensaneignung zur Kompetenzentwicklung, von der Technik des Reprodu-
zierens zu der des Produzierens ist in einer Radikalität zu vollziehen, die ei-
ner kopernikanischen Wende gleichkommt. Sie ist nicht zu haben ohne syste-
matische “Veränderungen” der strukturellen Grundlagen von Schule: der
Schulverwaltung, der Lehrpläne, der Lehrerweiterbildung usw.

These 3: Die soziale Seite des Lernprozesses gewinnt an Be-
deutung.

Lernen auf die Ebene des Rationalen zu verkürzen, hieße die Aussichten auf
den Lernerfolg von vornherein zu reduzieren. Der Erwerb von Fachwissen ist
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mit Fragen nach deren ethischen und sozialen Implikationen zu verbinden.
Die soziale Seite des Unterrichts wird durch die Beziehungen Schü-
ler-Lehrer, Schüler-Schüler und Schüler-Schüler-Lehrer vorzugsweise re-
präsentiert. Die Qualität der sozialen Beziehungen und Interaktionszusam-
menhänge hat einen bestimmenden Einfluss auf die Lernhaltung der Schüler
und die Lernergebnisse. Sowohl den Schülern als auch den Lehrern ist eine
Subjekt-Position einzuräumen. Ein Lehrer wird letztlich nur das einfordern
können, was er selbst vorzuleben in der Lage ist. Lehrer sind einzubinden in
einen Prozess des Erlernens, ihre Subjekt-Rolle tatsächlich ausfüllen zu kön-
nen. Schüler bringen ihre sozialen Erfahrungen in den Unterricht ein, be-
wusst oder unbewusst. Die Pluralisierung der Lebenslagen, die soziale Diffe-
renzierung, Unübersichtlichkeiten von Gegenwart und Zukunft sind soziale
Belange, die Schüler vor dem Unterricht nicht abstreifen können. Lehrer sind
herausgefordert, auf sie zu reagieren. Eigene Erfahrungen liegen den Schü-
lern näher als Fremd-Erfahrungen. Werden beide nicht ineinander gesetzt, so
bleiben die Fremderfahrungen äußerlich. Sinnfragen werden zu Kardinalfra-
gen des Unterrichts. Pädagogen sind Moderatoren im Prozess der Organisati-
on von Lernprozessen, die Impulse anbieten, Aufgaben stellen, Lösungsan-
sätze initiieren, Handlungsräume aufzeigen, Tätigkeitsfelder gestalten und
so “Lernen im sozialen Umfeld” organisieren. Nicht was der Schüler lernt,
sondern wie er lernt, steht im Mittelpunkt, d. h. methodische Fertigkeiten,
Anleitung zum Kompetenzerwerb für selbstständige Lerntätigkeit und Wis-
sensaneignung.

These 4: Bildung und Erziehung stellen eine Einheit dar, wie
Wissen, Können und Charaktereigenschaften sowie Einstellun-
gen im Prozess des Tätig-Seins in wechselseitiger Wirkung zu-
sammenfließen.

Bei der Organisation institutionalisierter Lernformen ist die Einheit von Bil-
dung und Erziehung zielgerichtet zu gestalten. Wenn nicht, so setzt sie sich
hinter dem Rücken der Akteure durch, dann jedoch nicht immer mit den beab-
sichtigten Wirkungen, sondern mit unabsehbaren Folgen. Die Verfügbarkeit
von Wissen hat Einfluss auf die Herausbildung von Einstellungen und Cha-
raktereigenschaften, das betrifft den Umfang und die Qualität des Wissens
und die Qualität seiner Verfügbarkeit. Die Einstellungen und Charakterei-
genschaften des Schülers beeinflussen ihrerseits die Beziehungen zum Wis-
sen, die Zuschreibung des Wertes und die Verwendung von Informationen,
das Interesse an einem Zuwachs an Wissen und den dafür aufzuwendenden
Umfang an Energie und Zeit. Erziehung ist nicht identisch mit poli-
tisch-ideologischer Erziehung. Die Potentiale unterschiedlicher Erziehungs-
instanzen – Schule, Familie, Jugendhilfe, Wirtschaft (Produktions- und
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Dienstleistungssektor), gesellschaftliche Organisationen – sind zusammen-
zuführen und für den Bildungsprozess zu nutzen.

These 5: Gleiche Bildungschancen zu gewähren heißt nicht, al-
len die gleiche Bildung zukommen zu lassen.

Die Lernvoraussetzungen der Schüler sind ungemein vielfältig. Sie sind be-
reits vor Antritt des Schulbesuchs geprägt durch unterschiedliche soziale Er-
fahrungen: die Verfügbarkeit oder Nichtverfügbarkeit von sozialen und öko-
nomischen Ressourcen, der Umfang bereits angeeigneten Wissens und er-
worbener Lernkompetenzen. Sie bringen unterschiedliche physische und
psychische Voraussetzungen für das Lernen mit, haben bereits unterschiedli-
che kognitive Stile ausgeprägt, den Erfolg oder Misserfolg von Lernstrate-
gien kennen gelernt und individualisiert. Diese Unterschiede können selbst
in einem uniformierten Unterricht nicht aufgehoben werden, zumal sie au-
ßerhalb der Schulzeit reproduziert werden. Ein Lerndesign, das diese Unter-
schiede nicht durch eine innere und äußere Differenzierung von Lernen be-
rücksichtigt, wird nur bei jenen Lernenden Erfolge erzielen, die am besten
dem Lehrstil der Schule angepasst sind oder sich am leichtesten anpassen
können. Diese Anpassung ist allerdings kein sicheres Fundament für das
Ausschöpfen tatsächlicher Leistungspotenzen und kein Garant für eine an-
haltend positive Einstellung zum lebenslangen Lernen. Differenzierung des
Unterrichts setzt bei seiner Individualisierung ein und führt hin zu neuen
Schulangeboten, die zugeschnitten sind auf Klassen von kognitiven Stilen
und Interessen. Gleiche Bildungschancen für jeden durchzusetzen bedeutet,
für jeden die Bedingungen zu schaffen, die – gemessen an seinen Vorausset-
zungen – eine optimale Entfaltung der je spezifischen Lern- und Entwick-
lungspotenzen fördert, dem Schüler den Zugang zu allen Bildungsinhalten
und einen fließenden Übergang zwischen einzelnen Bildungsstufen ermög-
licht.
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Aufgabenorientierte Lehr- und
Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre

Co-Referat

Werner Duell

Einleitung

Die Studie gibt einen guten Überblick über die aufgabenorientierten Lehr-
und Lernkonzepte. Aber sie vermittelt auch zugleich die Problematik dieser
Konzepte: Sie alle sind äußerst elaboriert, d. h. hoch differenziert ausgebil-
det. Der Eindruck, der dadurch entsteht und der auch zu Beginn der Studie der
institutionalisierten Aus-, Fort- und Weiterbildung insgesamt nachgesagt
wird, nämlich sie sei arbeitsweltfern, wird indirekt bestätigt. Vielleicht ist
das einer der Gründe, warum die Umsetzung dieser Konzepte in den Unter-
nehmen so schwierig ist. Aber darauf will ich nicht näher eingehen.

In seiner Kritik am handlungstheoretischen Grundansatz nennt Witzgall die
Vernachlässigung autonomer, selbst gesteuerter Lernprozesse und die Ver-
nachlässigung der Erfahrung für die Qualifizierung. Dies kann ich nur bestä-
tigen und einige Gründe dafür nennen, warum sich Unternehmen damit so
schwer tun.

Realisierung in den Unternehmen

In den uns bekannten Unternehmen und aus der Literatur sehen wir folgende
Realisierungs-Tendenzen:

1. Aus- und Weiterbildung wird von vielen Unternehmen als strategisch wich-
tiger Erfolgs-Faktor zur Nutzung der menschlichen Potenziale erkannt.

2. Demgegenüber werden (besonders in krisenhaften Zeiten) immer weniger
Mittel und andere Ressourcen für Qualifizierungsmaßnahmen zur Verfü-
gung gestellt (“Lean Weiterbildung”).

3. Die Anwendung von Lernkonzepten ist kaum erkennbar – hingegen ist
eine große Methodenvielfalt zu beobachten.
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4. Eine weit gehende Beteiligung der Arbeitnehmer an der Aufgabengestal-
tung ist kaum zu erkennen. Auch in den Unternehmen, die Gruppenarbeit
eingeführt haben, wurde diese überwiegend “von oben” angeordnet.

5. Während der Handlungs- und Entscheidungsspielraum in den uns bekann-
ten Fällen kaum verändert und stattdessen zum Teil, wie in der Gruppenar-
beit, sogar eingeschränkt worden ist, wurde der Gestaltungsspielraum
teilweise im Rahmen von Beteiligungen erhöht.

6. Die Partizipation der Arbeitnehmer insgesamt in Unternehmen hat hinge-
gen zugenommen. Mitarbeiterbefragungen und in der Folge Workshops
zur Behebung von aufgezeigten Mängeln und Problemen sind heute in vie-
len Unternehmen eine ständige Übung.

Zu fragen ist, warum diese Ansätze in den Unternehmen nicht oder nur teil-
weise umgesetzt werden.

Nach Stefan Kühl (1998) befinden sich Unternehmen in folgenden Dilemma-
ta:

1. Sei-selbstständig-Dilemma

In der Regel findet eine zentralistische Einführung dezentraler Strukturen
statt. Mitarbeiter bekommen dabei eine doppeldeutige Nachricht: Sie sol-
len mehr Einfluss und Kompetenzen erhalten. Dies wird ihnen aber vom
Management verordnet.

2. Entscheide-dich-selbst-aber-unter-Vorbehalt-Dilemma

Das Management fördert Selbstständigkeit, entscheidet aber nach wie vor
selbst. Das führt zur Verunsicherung der Mitarbeiter und Manager wegen
Entscheidungsunklarheiten und zu Loyalitätsfallen, frei nach dem Motto
von Karl Valentin: “Können hätten wir schon wollen, aber dürfen haben
wir uns nicht getraut.”

3. Fremdorganisiertes-Selbstorganisations-Dilemma

Selbstorganisation orientiert sich häufig an fremdorganisierten Modellen
(Übernahme von “Kochrezepten”). Dadurch werden Fehler übernommen.

4. Organisiere-dich-selbst-aber-nicht-so-Dilemma

Die spontanen Formen der Selbstorganisation werden häufig vom Mana-
gement nicht gewollt. Selbstorganisation soll genau so stattfinden, wie sie
sich die Planer vorstellen.
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Die Dilemmata flexibler Strukturen sind zudem:

1. Zielbestimmungsdilemma

Einerseits braucht es genaue Zielbestimmungen, um Mitarbeitern eine
Orientierung zu geben, andererseits schränkt eine genaue Zielbestim-
mung Handlungsmöglichkeiten ein.

2. Identifikationsdilemma

Einerseits ist das Management darauf angewiesen, dass sich Mitarbeiter
mit Prozessen und Produkten identifizieren, andererseits führt eine zu
starke Identifizierung der Mitarbeiter zu einer Einschränkung der Wand-
lungsbereitschaft.

3. Partizipationsdilemma

Einerseits ermöglicht Partizipation das Einbringen der Mitarbeiter mit ih-
rer ganzen Person, andererseits müssen Organisationen unbedingt die In-
teressen der Mitarbeiter ausblenden.

4. Fettpolsterdilemma

Einerseits bedeuten Puffer, Reserven, Redundanz usw. zusätzliche Res-
sourcen von Zeit und Mitteln, andererseits verführen Reserven und Puffer
zum organisatorischen Schlendrian.

5. Lerndilemma

Einerseits braucht die Organisation Wandlungs- und Lernprozesse, um
sich anzupassen, andererseits schreiben die Wandlungs- und Lernprozes-
se Strukturen fest, die spätere Anpassungen verhindern.

Neueste Entwicklungen zeigen u. a. folgende Wege auf, wie den oben darge-
stellten Dilemmata begegnet werden kann:

Organisationale Voraussetzungen

Es müssen Bereiche begrenzter Instabilität geschaffen werden, das heißt:
Entwickeln autonomer, überschaubarer Einheiten.

Führung als Kontextsteuerung

Diese Art der Führung zielt auf kontrollierte Autonomie, das heißt: Beteili-
gung der Mitarbeiter an der Zieldefinition, so dass sie ihren Zielkorridor ken-
nen und genau wissen, worum es geht.
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Unternehmenskultur

Die für das Unternehmen wegleitenden Werte müssen durch einen gezielten
und kontinuierlichen Kultivierungsprozess durch alle Mitarbeiter soweit
verinnerlicht werden, dass sie jederzeit sinnvoll handeln können.

Kommunikationsfreundliche Architektur

Gebäude, Infrastruktur und Technologie sind so zu gestalten, dass sie dem
Wandel leicht anzupassen sind und Kommunikation unter allen Beteiligten
aktiv begünstigen.

Lernende Unternehmen

Das Schaffen lernender Unternehmen setzt das Verknüpfen von Führen und
Lernen sowie von Arbeiten und Lernen voraus. Qualifikation muss als strate-
gische Innovation begriffen werden. Führung kann nicht mehr allein als Auf-
bau sozialer Systeme verstanden werden, sondern zugleich auch als Ermögli-
chung von Lernen.

Die Schaffung lernender Organisationen ist die eine große Antwort von Un-
ternehmen, Lernen neu zu gestalten.

Lernende Organisationen

Unter organisationalem Lernen ist der Prozess der Erhöhung und Verände-
rung der organisationalen Wert- und Wissensbasis, die Verbesserung der
Problemlösungs- und Handlungskompetenz sowie die Veränderung des ge-
meinsamen Bezugsrahmens von und für Mitglieder innerhalb der Organisati-
on zu verstehen (Probst/Büchel, 1994, S. 17).

Wodurch unterscheidet sich nun organisationales Lernen von individuellem
Lernen? Der entscheidende Unterschied liegt in der gemeinsam geteilten
Wirklichkeit. Diese wird durch die Ziele, Bedürfnisse und Werte der Organi-
sationsmitglieder beeinflusst. Die Herausforderung besteht also darin, eine
Balance zwischen den jeweils unterschiedlichen individuellen Vorstellun-
gen und auch den organisationalen Zielen zu erreichen. Um dies zu erreichen
ist die Berücksichtigung von drei Faktoren wichtig (Klimecki/Probst/Eberl
1994; Duncan/Weiss 1979):

1. Kommunikation ist eine entscheidende Voraussetzung, denn ohne sie
kann weder individuelles in organisationales Wissen überführt werden,
noch können gemeinsame Aushandlungsprozesse stattfinden.
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2. Transparenz ist wichtig, um das Ergebnis der Verständigungsprozesse den
Mitarbeitern leicht zugänglich und verständlich zu machen.

3. Integration ist notwendig, denn die Mitarbeiter müssen in der Lage sein,
ihr Handeln und die Ergebnisse ihrer Arbeit in das System zu integrieren.

Werden diese drei Faktoren hinreichend berücksichtigt, dann besteht eine
hohe Wahrscheinlichkeit, dass Wissen innerhalb einer Organisation nutzbar
gemacht wird und organisationales Lernen stattfindet.

Beispiel: Führungskräfteentwicklung

Wir gehen davon aus, dass individuelle Sichtweisen das Handeln der Füh-
rungskräfte bestimmen. Für eine erfolgreiche Verhaltensveränderung ist es
daher notwendig, diese subjektiven Sichtweisen deutlich zu machen und da-
ran anzuknüpfen. Die Führungskräfte müssen die Widersprüche zwischen ih-
rem jetzigen und dem gefordertem Verhalten erkennen. Deshalb sollen in ei-
ner Führungskräfteentwicklung die Teilnehmer ihr individuelles Selbstver-
ständnis von Führung benennen. Den Führungskräften wird zudem deutlich
gemacht, dass Führung meint, unternehmerische Ziele an der Basis zu verfol-
gen und vorzuleben. In diesem Sinne heißt Führung Beziehungsgestaltung
und erfordert eine Vertrauenskultur.

Die Führungskräfteentwicklung umfasst dabei folgende Schritte:

1. Selbsteinschätzung des eigenen Führungsverhaltens der Teilnehmer

2. gemeinsame Analyse des individuellen Führungsverhaltens jedes Teil-
nehmers

3. Erkennen der Wirkungen der Führungsveränderungen

4. Finden und Vereinbaren individueller Lernziele

5. Lern-Wirkungen erkennen

6. Lernplan erstellen

7. Integration in die Unternehmensziele und -kultur

8. Lernüberprüfung vereinbaren

Dieses Vorgehen kann auch als ein Beispiel für ein “Wissens-, Könnens- und
Wollens-Management” gesehen werden, wie es Witzgall fordert. Es sollte
nur noch um das “Dürfens- und Sollens-Management” erweitert werden.
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1 Vorwort

In den deutschsprachigen Ländern, vor allem der Bundesrepublik und der
DDR, kam es in den siebziger und achtziger Jahre zur Entwicklung neuer
Qualifizierungs- und Berufsbildungskonzepte. Sie wurden in vielen Fällen
im Rahmen von staatlichen Förderprogrammen und -strukturen in Betrieben
und Bildungseinrichtungen erprobt. Ein nicht geringer Teil dieser Konzepte
war durch einen deutlichen Bezug zur – in der Regel industriellen – Ar-
beitsaufgabe und zur Zielgruppe der in der Produktion tätigen, gelernten und
angelernten Industriearbeiter und Industriearbeiterinnen ausgezeichnet.

Nicht nur die Systemkonkurrenz im Bildungs- und Wirtschaftsbereich, son-
dern vor allem auch die sich abzeichnenden Veränderungen in der weltindu-
striellen Güterproduktion und -distribution bildeten aus heutiger Sicht wich-
tige Anlässe dieser Innovationen und Reformen. Wissenschaften wie die
Pädagogik, Psychologie und Soziologie, vor allem aber auch die arbeitswis-
senschaftlichen Disziplinen, wurden in diese Konzeptionsbildungsprozesse
zunehmend stärker eingebunden bzw. sie entwickelten sich stellenweise zu
deren Triebkräften. Nicht selten jedoch benötigten diese Konzeptionen zur
Veränderung von Industriearbeit und arbeitsaufgabenorientierter Qualifi-
zierung noch längere Zeit, bis nennenswerte Verbreitungs- und Transferef-
fekte sichtbar wurden.

Der Hauptstrom dieser Entwicklungen bezog sich mehr oder weniger explizit
auf Fortschritte der arbeits- und lernpsychologischen Forschungen. Einen
Dreh- und Angelpunkt bildete hierbei die Handlungsregulationstheorie, wel-
che in den beiden deutschen Staaten – durchaus schon kooperativ – konzep-
tionell weiterentwickelt wurde. In verschiedenen Entwicklungs- und Gestal-
tungsfeldern wurden diese Impulse aufgenommen, mit älteren Konzeptionen
wie dem erfahrungsorientierten und projektbezogenen Lernen verknüpft und
in Konzeptionen für unterschiedliche Zielgruppen, Lerninhalte und
Lehr-/Lern-Konstellationen umgesetzt. Die Studie beginnt daher damit, die
Herausbildung dieser Pfade und Felder der Entwicklung und Erprobung – an-
setzend am arbeitspsychologischen Entwicklungspfad – im Kapitel 2 über-
blicksartig darzustellen.

Im Hauptkapitel 3 wird der spezielle Bezug von Theorieentwicklung und
Konzeptgestaltung entfaltet. Zunächst erfolgt ein Einblick nicht nur in die
Handlungsregulationstheorie und die Komplementärtheorie des Interiorisa-
tionslernens, sondern auch in die damit von den Anwendern und Nutzern ver-
bundenen Erwartungen. Zwei Qualifizierungskonzepte, die den gleichen

182



theoretischen Hintergrund reklamieren, sich aber in vielen Punkten unter-
scheiden, werden in ihrem jeweiligen Kontext differenzierter und umfassen-
der dargestellt, als dies im Kapitel 2 möglich war. Da eine arbeitsaufgaben-
bezogene Qualifizierung nicht ohne eine intensive analytische Auseinander-
setzung mit ihrem Lerngegenstand funktioniert, werden in diesem Kapitel
auch noch die wichtigsten aufgabenanalytischen Konzeptionen dieser Ent-
wicklungsperiode dargestellt.

Die Handlungsregulationstheorie und die damit verbundenen, aufgaben-
orientierten Qualifizierungskonzepte waren – und sind immer noch – durch-
aus umstritten. Zwei Ansatzpunkte dieser Kritik, die aus Sicht des Verfassers
für die aufgabenorientierte Qualifizierung besonders bedeutsam sind, wer-
den in diesem Kapitel abschließend aufgegriffen, dargestellt und diskutiert.
Es ist dies einerseits die Favorisierung von Lehr-/Lernkonzepten mit der
Konsequenz der Vernachlässigung autonomer, selbst gesteuerter Lernpro-
zesse und andererseits die Debatte um den Stellenwert von Erfahrung für
Qualifikation und Qualifizierung.

Die institutionalisierte Aus-, Fort- und Weiterbildung wird seit längerem als
arbeitsweltfern, ineffektiv und den wirtschaftlich-technischen Entwicklun-
gen hinterherlaufend kritisiert. Aufgabenorientierte Lehr-/Lernkonzepte re-
klamieren dagegen einen direkten Praxisbezug und geringe Anwendungs-
und Anpassungsverluste. Die Frage, ob diese Vorzüge des Lernens an der Ar-
beitsaufgabe auch zu einem nennenswerten Transfer der entsprechenden
Konzepte in die Bildungspraxis innerhalb und außerhalb der Unternehmen
geführt haben, drängt sich auf. Im 4. Hauptkapitel wird ihr nachgegangen –
die Transfereffekte sind offensichtlich sehr unterschiedlich und insgesamt
eher unbefriedigend. In diesem Zusammenhang wird auch über die Ursachen
der Transferdefizite nachgedacht und es wird auf ungenügend genutzte
Transferpotentiale hingewiesen.

Im abschließenden Kapitel 5 wird versucht, die Relevanz des Grundansatzes
“Aufgabenorientiertes Lernen” für aktuelle Managementkonzepte mit Be-
deutung für Industriebetriebe – Prozessmanagement und Wissensmanage-
ment – zu bewerten. Dabei soll gezeigt werden, dass die schon älteren Kon-
zeptionen – so wie sie sind – durchaus nützliche Beiträge für diese Neuent-
wicklungen leisten können. Wichtiger erscheint in diesem Zusammenhang
jedoch die Verortung von Anschlussstellen und Erweiterungslinien, durch
die sowohl die älteren Konzepte weiterentwickelt als auch die neuen Konzep-
te befruchtet werden können.

In der Studie werden – verursacht durch den gewollten Wechsel der Perspek-
tive – bestimmte Konzeptionen und Theorien immer wieder aus unterschied-
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lichen Blickwinkeln betrachtet und mit unterschiedlichen Graden der Detail-
liertheit dargestellt. Um dem Querleser bzw. der Querleserin das Verstehen
des jeweils Dargestellten zu erleichtern, werden diese inhaltlichen Bezüge
durch Quervermerke erkennbar gemacht.

In den meisten Fällen wird im Text zugunsten einer besseren Lesbarkeit auf
die Angabe der weiblichen Form des Nomens zusätzlich zur männlichen
Form verzichtet. Gemeint ist aber in jedem Fall sowohl der weibliche als
auch der männliche Bezug.

Der Verfasser bestreitet nicht, dass die von ihm in diesem Text gesetzten
theoretischen und konzeptionellen Akzente durchaus seine Projekterfahrun-
gen in einer mehr als zwanzigjährigen Praxis der Konzeptentwicklung und
-erprobung widerspiegeln. Zu dem betrachteten Thema wären auch andere
Systematisierungen und Darstellungsweisen möglich und sinnvoll gewesen.
Glücklicherweise liegen einige Überblicks- und Standardwerke mit relativ
engem thematischen Bezug vor, die speziell interessierten Leserinnen und
Lesern für vertiefende und ergänzende Studien besonders empfohlen werden
können: Baitsch 1998; Bergmann 1999; Hacker/Skell 1993; Sonntag 1989.

184



2 Lehren und Lernen an der
Arbeitsaufgabe – Gegenstandsbereiche
und Entwicklungsfelder

2.1 Der neue Stellenwert der arbeitsorientierten
Qualifizierung ab den 70er Jahren

In den 70er und 80er Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts wurden im
deutschsprachigen Raum – in der Bundesrepublik und der DDR, aber auch in
der deutschsprachigen Schweiz – beträchtliche Anstrengungen unternom-
men, um die bis dato üblichen Methoden des Lehrens und Lernens vor allem
im Bereich industrieller Arbeitstätigkeiten zu verbessern. Diese Optimierun-
gen und qualifikatorischen Innovationen entwickelten sich zu einem wichti-
gen Ansatzpunkt für betriebliche Veränderungsprozesse und der damit ein-
hergehende relativ neue, qualifikatorische Zugang zu betrieblichen Arbeits-
und Lernstrukturen strahlte, teilweise zeitlich etwas verzögert, auch in die
Praxis berufsbezogener Bildungseinrichtungen und der betrieblichen Be-
rufsbildung aus.

Nun stellt das Lernen an der industriellen Arbeitsaufgabe als solche keine
neuartige, sondern schon eher eine althergebrachte, naturwüchsige Form der
arbeits- und berufsbezogenen Bildung dar. Sie wurde beispielsweise schon
von Frederick W. Taylor im Rahmen seiner “Wissenschaftlichen Betriebs-
führung” propagiert (Taylor 1977, Vorwort Volpert S. XII.) und war sicher-
lich schon lange vor ihm in den Fabriken des 19. Jahrhunderts ohne besonde-
re konzeptionelle Fundierung praktiziert worden. Abgesehen von den spe-
ziellen Methodensets und Einsatzformen, über die noch ausführlich zu be-
richten ist, war ab den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts vor allem die Einbet-
tung von gezielt gestalteten, arbeitsorientierten Lehr- und Lernmethoden in
betriebliche Projekte ein Novum. Diese Projekte erhielten in der Regel “von
außen”, d. h. vor allem von wissenschaftlich-konzeptionell agierenden Pro-
jektpartnern der Industrie und beteiligter Bildungswerke in einer bisher nicht
gekannten Intensität neue Impulse für die Gestaltung des Lehrens und Ler-
nens im Arbeitsprozess. Diese betrieblichen Projekte und die damit verbun-
denen gesellschaftlichen und betrieblichen Zielstellungen waren vielfältig
motiviert. Bezogen auf den speziellen Gesichtspunkt “arbeitsorientiertes
Lernen” kann man vor allem folgende Aspekte hervorheben:

Beide deutsche Staaten, die Bundesrepublik Deutschland (BRD) wie die
Deutsche Demokratische Republik (DDR), befanden sich Ende der 60er bis
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etwa Ende der 70er Jahre in einem auch ökonomisch und industriepolitisch
motivierten Wettbewerb der Bildungssysteme. Ziel war die qualifikatorische
Unterstützung der in beiden Staaten als relativ ähnlich herausfordernd wahr-
genommenen “Wissenschaftlich-technischen Revolution” in Verbund mit
einer Mobilisierung gesellschaftlicher Bildungsreserven (Stichworte: Chan-
cengleichheit, Erhöhung des Anteils der Arbeiterkinder bzw. der sozial be-
nachteiligten Schichten an höheren Bildungsabschlüssen, Kompensation
von Bildungsnachteilen). In der BRD wurde 1969 in diesem Zusammenhang
das erste einheitliche Berufsbildungsgesetz mit Konsequenzen vor allem für
die betriebliche Berufsausbildung im Rahmen des fortgeschriebenen, so ge-
nannten Dualen Systems verabschiedet. In der DDR wurde im Rahmen des
Bildungsgesetzes von 1965 (“Schaffung eines einheitlichen, sozialistischen
Bildungswesens”; vgl. Lexikon der Wirtschaft 1982, S. 235) die zehnklassi-
ge Polytechnische Oberschule mit einem darauf aufbauenden zweijährigen,
betrieblich orientierten und institutionalisierten Berufsbildungssystem als
Regelbildungsweg etabliert. Die berufsbildungspolitisch angelegten Re-
formstränge erreichten jedoch die qualifikatorisch-organisatorischen Struk-
turen und deren Veränderungsprozesse in den Betrieben beider Staaten eher
verzögert und indirekt. Im Effekt drohte sogar eine Auseinanderentwicklung
von beruflicher Grundlagenqualifikation und der in der Industrie effektiv ab-
gerufenen bzw. der sich am Arbeitsplatz herausbildenden “Anwen-
dungs”-Qualifikation (für die DDR vgl. Jacob 1990, S. 237).

In der BRD wuchs zudem ab Mitte der 50 Jahre durch die Anwerbung der An-
teil der so genannten Gastarbeiter an der Industriearbeiterschaft. Im qualifi-
katorischen Durchschnitt handelte es sich bei diesen Belegschaftsmitglie-
dern überwiegend um Menschen mit relativ geringer schulischer und – so-
weit überhaupt vorhanden – auch eher geringer formal-beruflicher Bildung,
die gleichzeitig wegen ihres offiziellen Status als “Gastarbeiter” kaum kultu-
rell-sprachliche Integrationsangebote erhielten bzw. annahmen. Sie ver-
stärkten damit quantitativ und qualitativ die Tendenz zu einer Qualifika-
tionsaufspaltung in gering qualifizierte, aber direkt produktiv tätige Un- und
Angelernte (die auch durch Mängel der Schul- und Bildungssysteme im Lan-
de selbst “erzeugt” wurden) und eine höher qualifizierte Facharbeiterschaft,
die in der Produktion eher indirekt und auf Leitungspositionen tätig wurde.

Besonders begünstigend für qualifikatorische Innovationen in den Betrieben
waren die industrie- und arbeitspolitischen Zielstellungen, die in der BRD vor
allem in dem 1974 gestarteten Aktionsprogramm “Forschung zur Humanisie-
rung des Arbeitslebens” (HdA-Programm; Bundesministerium für Forschung
und Technologie 1974) gebündelt wurden und in umfassende betriebliche Pro-
jektaktivitäten mündeten. Bei der Relevanzbewertung dieser Projekte muss
man davon ausgehen, dass sowohl der wirtschaftliche Wiederaufbau nach dem
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Zweiten Weltkrieg als auch die Rationalisierungsstrategien der 50er und 60er
Jahre in beiden deutschen Staaten zu einer tendenziellen Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen in den Betrieben geführt hatten, gleichzeitig die Ansprü-
che an die Arbeitsbedingungen eher gestiegen waren. In der BRD führte diese
Entwicklung z. B. unter anderem dazu, dass erstmals in einem Streik der Me-
tallarbeiter von 1973 explizite Forderungen zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen erhoben wurden (Kern 1979, S. 121 ff.). Das so genannte
HdA-Programm betonte jedoch neben den Arbeitsgestaltungszielen explizit
auch Zielstellungen der Qualifikationsentwicklung: “Es genügt nicht, die Ar-
beitsbedingungen so zu gestalten, dass Unfälle, Krankheiten und vorzeitige
Verschleißerscheinungen vermieden werden. Es kommt auch darauf an, dem
Menschen eine ihn interessierende, befriedigende Arbeit zu geben, ihm zu er-
möglichen, seine Fähigkeiten einzusetzen und weiterzuentwickeln” (Bundes-
ministerium für Forschung und Technologie 1974, S. 13).

Die in der DDR initiierten Maßnahmen und Projekte zur “sozialistischen Ra-
tionalisierung” verliefen wegen der planwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen und der wesentlich engeren Verflechtungen zwischen dem Berufsbil-
dungs-, Hochschul- und Wirtschaftssystem (Jacob 1990) natürlich andersartig
als die in der BRD: Zum Beispiel gab es kein dem HdA-Programm vergleich-
bares Aktionsprogramm, aber sehr viele staatlich gesteuerte Kooperationen
zwischen Hochschulen, Betrieben und Bildungswerken. Inhaltlich betrachtet
lassen sich jedoch einige Gemeinsamkeiten finden. In einem 1972 erschiene-
nen Werk von Wolfgang Skell, das auch in der BRD zumindest im arbeitswis-
senschaftlichen Bereich auf Interesse stieß und methodisch die Arbeitsfor-
schung in der BRD anregte (so die Erfahrung des Verfassers), wird einleitend
eine “entscheidende Steigerung der intellektuellen Anforderungen in der Pro-
duktion” prognostiziert, die einen “sozialistischen Produzenten” erfordere,
“dessen Disponibilität sich vor allem in zweierlei Hinsicht bewähren muss:
Aneignung des Wissens und Könnens, das zur Meisterung des sich rasch ver-
ändernden modernen Produktionsprozesses erforderlich ist ... auch noch in
fortgeschrittenem Alter, also bei größerem zeitlichen Abstand von seiner Be-
rufsausbildung Neues zu lernen ... selbständiges Denken ... Anwendung des
angeeigneten Wissens und Könnens im Rahmen schöpferischer Leistungen bei
der Gestaltung des Produktionsprozesses” (Skell 1972, S. 13 f.).

Die Maßnahmen und Projekte der Arbeitsgestaltung waren in der Konse-
quenz doppelschichtig angelegt: Die Veränderungen bei den Arbeitsstruktu-
ren (die Arbeitsprozesse und Arbeitsaufgaben betreffend) sollten durch eine
Anhebung, mindestens aber Anpassung der Qualifikationsstrukturen flan-
kiert werden. Im HdA-Programm wurde dabei auf sehr unterschiedliche, vor
allem auch zielgruppenspezifische Qualifizierungslösungen abgestellt, die
das ganze Spektrum von der traditionellen Arbeitseinweisung über komple-
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xe Lern- und Trainingsverfahren bis hin zur Integration von Arbeitsgestal-
tung und Qualifizierung im Sinne einer “Qualifizierenden Arbeitsgestal-
tung” abdeckten (vgl. Oehlke 1989). Der beträchtliche Umfang der einschlä-
gigen Projektaktivitäten wird aus der Studie “HdA und Qualifizierung” von
Hans Wöcherl (1988) ersichtlich, der für den Zeitraum bis 1986 die Unterla-
gen von 47 Betriebs-, 14 Umsetzungs- und 14 Grundlagenforschungsprojek-
ten mit Qualifizierungsbezug auswertete.

In der DDR konzentrierten sich die Qualifizierungskonzeptionen auf das “ko-
gnitive Training” der Facharbeiterschaft im Sinne einer “Optimierung der Lei-
stungsvoraussetzungen”, wobei die konzeptionelle Vorreiterrolle vor allem
von Arbeitspsychologen an der TU Dresden eingenommen wurde (vgl. u. a.
eine Reihe von Aufsätzen im Sammelband der Herausgeber Hacker/Tim-
pe/Vorweg 1973). Ein anderer Schwerpunkt war ab den 80er Jahren die “di-
daktische Durchdringung” der innerbetrieblichen Qualifizierung von Lehrlin-
gen und erwachsenen Arbeitskräften mit einem doppelten Ziel: Bei der Ausbil-
dung in der Produktion sollte die Berufsbildungsrelevanz von Übungen und
Unterweisungen erhöht, im Rahmen des fachpraktischen Unterrichts neben
der Produktion sollte dagegen der Tendenz zur Verschulung begegnet werden
(Höpfner 1995; S. 34 f.).

2.2 Lernen an der Arbeitsaufgabe –
der arbeitspsychologische Entwicklungspfad

Arbeitsorientiertes Lernen im Betrieb, sei es durch Projekte gefördert oder
völlig ohne Anleitung im Arbeitsprozess vollzogen, hat die jeweilige Arbeit-
saufgabe und die damit verbundenen organisatorischen und technischen
Rahmenbedingungen mehr oder minder explizit zum Lerngegenstand. Wenn
man, wie z. B. in der “Methodenlehre der Arbeitsorganisation”, die “Arbeit-
saufgabe als Aufforderung an Menschen, Tätigkeiten auszuüben, die der
Zielerreichung (des Betriebs; der Verf.) dienen” (nach REFA 1991, S. 151)
definiert, wird nicht nur die funktionale Einbettung arbeitsaufgabenbezoge-
ner Tätigkeiten deutlich, sondern auch erkennbar, dass mit der “Arbeitsauf-
gabe” nicht unbedingt nur eine Verrichtung an einem Einzelarbeitsplatz ge-
meint sein muss. Auch umfassendere und komplexere Anforderungen im ko-
operativen, betrieblichen Leistungsprozess stellen Arbeitsaufgaben dar, so-
weit sie Aufgabenverantwortlichen zugewiesen oder von Beschäftigten ei-
genverantwortlich übernommen werden.

In der industriellen Arbeitsaufgabe, um welche es in dieser Studie und im
Folgenden im Kern geht, kommen im Grundsatz zwei verschiedene Struktu-
ren bzw. Vorgaben zusammen:
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– Ziele und Vorgaben des Betriebs, die mehr oder weniger explizit z. B. in
Qualitätshandbüchern, Prozess-, Stellen- oder Arbeitsplatzbeschrei-
bungen ausformuliert sind und

– die darauf ausgerichteten Tätigkeiten von Beschäftigten, Stelleninha-
bern usw. Seidel nimmt diese Ausrichtung in seine psychologische De-
finition auf, wonach “eine Aufgabe vorliegt, wenn ein Subjekt die Er-
reichung eines Ziels unter gegebenen Bedingungen ideell vorweg-
nimmt und sich der Notwendigkeit der Erreichung dieses Ziels bewusst
ist” (nach Fischer 2000, S. 131).

Dass es sich bei dem Zusammenhang “Ziel/Tätigkeit” nicht um ein unidirek-
tionales Determinationsverhältnis, sondern um eine Wechselwirkung han-
delt, lässt sich schon daran erkennen, dass Arbeitsaufgaben von unterschied-
lichen Menschen, allen Rationalisierungs- und Standardisierungsanstren-
gungen zum Trotz, unterschiedlich interpretiert und ausgeführt werden. Die
Arbeitspsychologie spricht daher von einer “subjektiven Redefinition der
Arbeitsaufgabe” (vgl. Hacker/Richter 1980, S. 16). Arbeitsaufgaben können
z. B. in Optimierungs- und Innovationsprozessen durchaus von den arbeiten-
den Menschen so umgestaltet werden, dass sich die betrieblichen Vorgaben
anpassen müssen und eventuell sogar neue betriebliche Leistungen entste-
hen.

Systemisch betrachtet liegt die Arbeitsaufgabe an der Schnittstelle zwischen
zwei qualitativ sehr unterschiedlichen Systemen: einem technisch-organisa-
torisch-ökonomischen System, z. B. einem Produktionsbetrieb, und einem
personal-sozialen System, nämlich der Persönlichkeit und Tätigkeit des im
Produktionsbetrieb arbeitenden Menschen. Wenn sich in dem einen System,
beispielsweise durch Einführung neuer Produktionsverfahren, die Struktur
ändert, hat dies Konsequenzen für das System der Tätigkeiten der dort arbei-
tenden Menschen, insofern beispielsweise durch diese Veränderungen Lern-
tätigkeiten ausgelöst werden, und umgekehrt. In dieser Wechselwirkung
können grob drei Wirkungsniveaus unterschieden werden können:

(a) Wenn die vorliegenden betrieblichen Produktionsstrukturen restriktiver
Natur sind und gleichzeitig den dort Beschäftigten Kompetenzen im me-
thodisch-innovatorischen Bereich fehlen, wirkt die “Arbeitsaufgabe”
eher als harte, oft durch Akkordsysteme quantifizierte Leistungsvorga-
be. Qualifizierung und Lernen haben in diesem Rahmen primär eine an-
passende Funktion.

(b) Wenn die strukturellen Vorgaben dem arbeitenden Menschen inhaltliche
und zeitliche Handlungsspielräume belassen, weiten sich auch die quali-
fikatorischen Perspektiven. Prozesse des Aufgabenlernens können auf
diesem Niveau zur selbstverständlichen Begleiterscheinung einer mehr
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oder minder selbst organisierten Aneignung neuer, komplexerer Aufga-
benstellungen werden.

(c) Wenn das Erlernen von Arbeitsaufgaben mit deren Veränderung einher-
geht, geht es nicht mehr nur um das “Wie besser?”, der Aufgabenerfül-
lung, sondern tendenziell auch schon um das “Was und Warum?”, der Ar-
beitstätigkeit. Methodische und reflektorische Lernprozesse gewinnen
eine herausragende Bedeutung.

In den 70er Jahren nahmen arbeitspsychologische Untersuchungen und ar-
beitswissenschaftliche Gestaltungsansätze, die sich vor allem den Wir-
kungsniveaus (a) und (b) zuordnen lassen, zunehmenden Einfluss auch auf
die arbeitsorientierte Lehr-/Lernforschung:

Bezogen auf die Wechselwirkung (a) zwischen eher restriktiven Anforde-

rungsstrukturen und Lernprozessen machte eine 1973 von Schleicher veröf-
fentlichte Studie deutlich, dass die Anforderungssituationen in der Arbeits-
tätigkeit auf die Dauer die intellektuellen Fähigkeiten der Arbeitenden be-
einflussen (Schleicher 1973). Besonders im Bereich ungelernter Tätigkeiten
zeigte sich mit zunehmendem Lebensalter eine signifikante Abnahme der In-
telligenzleistung. Die Querschnittsstudie von Schleicher wurde in den me-
thodisch aufwändigeren Längsschnittstudien von Kohn und Schooler (1978
und 1982) bestätigt: Danach beeinflussen sich die Komplexität der Arbeit-
saufgaben und die intellektuelle Flexibilität der Aufgabenverantwortlichen
gegenseitig, wobei die hauptsächliche Wirkungsrichtung von der Arbeit-
saufgabe zur geistigen Entwicklung weist. Zusätzliche, nicht geringere Auf-
merksamkeit fand in den 70er Jahren die vor allem von Industriesoziologen
wie Kern/Schumann (1970, S. 218) vertretene Auffassung, wonach die fort-
schreitende Automatisierung immer wieder restriktive Arbeitsinhalte erzeu-
ge und deswegen eine Tendenz zur Polarisierung der Arbeitsanforderungen
in wenige, hoch qualifizierte Positionen und eine Masse einfacherer Positio-
nen zu prognostizieren sei. In der Konsequenz musste die arbeits- und in-
dustriepolitische Aufmerksamkeit verstärkt auf den Bereich “einfacher In-
dustriearbeit” gerichtet werden. Wie schon im vorherigen Kapitel angeris-
sen, entstanden ab Anfang der 70er Jahre eine Reihe von Arbeitshumanisie-
rungsprojekten, in denen Maßnahmen zur Flexibilisierung und Effektivie-
rung von Fertigungsprozessen gezielt mit Arbeitsbereicherungs- und Quali-
fizierungszielen kombiniert wurden. Dieser Projekttyp dominierte die För-
derlandschaft bis Anfang der 80er Jahre (Wöcherl 1988, S. 17). Bei diesen
Vorhaben wurde grundsätzlich davon ausgegangen, dass die Bereicherung
der Arbeitsinhalte zwecks Erhöhung des intellektuellen Anforderungsni-
veaus zwar erstrebenswert, aber ohne kompensatorische Lehr-/Lernhilfen
nicht durchzusetzen sei (Oehlke 1989, S. 191).
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Das gesicherte Wissen über den Zusammenhang zwischen dem Anforde-
rungsniveau der Arbeitstätigkeit und der geistig-intellektuellen Entwick-
lung der Arbeitenden entwickelte sich, über den Bereich einfacher Industrie-
arbeit hinaus, rasch zu einem Paradigma der Arbeitsgestaltung und Qualifi-
kationsentwicklung (Wirkungsebene b). Vor allem das von Hacker ausgear-
beitete Konzept der Freiheitsgrade im Sinne von “Möglichkeiten zu unter-
schiedlichem auftragsbezogenem Handeln ... Möglichkeiten zu selbständi-
gen Entscheidungen ... Voraussetzungen zur Entwicklung selbständiger
Zielsetzungen” (Hacker 1986, S. 104) eröffnete nicht nur Perspektiven der
Aufgabengestaltung, sondern verwies auch auf besonders relevant erschei-
nende Ansatzpunkte von Qualifizierung wie z. B.:

– die Befähigung zum “geistigen Probehandeln” vor der praktischen Aus-
führung von Arbeitsaufgaben mit Freiheitsgraden (diese Fähigkeit
wurde von Volpert sogar als Kernprozess des handlungsbezogenen
Denkens charakterisiert; Volpert 1982, S. 48 f.) und

– die gezielte Herausbildung so genannter “leistungsbestimmenden Teil-
tätigkeiten”. Gemeint war damit die Konzentration z. B. von Trainings-
maßnahmen auf die Operationen in der Aufgabenausführung, die in ko-
gnitiver Hinsicht besonders anspruchsvoll sind (z. B. eine genaue Ana-
lyse der Handlungssituation, möglicher Fehlhandlungen und deren
Konsequenzen), höhere Leistungen ohne Mehrbelastung erlauben (vgl.
Rühle 1977) und gleichzeitig zur “selbständigen Erarbeitung von
Handlungsprogrammen” für Klassen von Arbeitsaufgaben befähigen
sollten (Rühle/Matern/Skell 1980; S. 224).

Das Konzept der “Freiheitsgrade” unterschied sich, wenn überhaupt, nur we-
nig von dem des “Handlungsspielraums”. Letzterer Begriff wurzelte in der
angelsächsisch-skandinavischen “job-enlargement”- und “groupwork”-Be-
wegung im Rahmen des soziotechnischen Systemansatzes (ab den 50er Jah-
ren v. a. am Tavistock-Institute of London betrieben) und breitete sich in den
70er Jahren vor allem über die “Züricher Schule” der Arbeitswissenschaft
auch im deutschsprachigen Raum aus (Ulich/Groskurth/Bruggemann 1973,
S. 64 f.). Das soziotechnische Systemkonzept war vor allem motivations-
theoretisch fundiert (mit starker Anlehnung an die Bedürfnistheorien von
Maslow, Herzberg und Mc Gregor) und orientierte sich dabei am Ideal einer
gleichzeitigen Optimierung von “Arbeitszufriedenheit” und “Wirtschaft-
lichkeit” (Gaugler/Kolb/Ling 1976, S. 46 ff.). Demgegenüber entwickelte
sich das Freiheitsgrade-Konzept in enger Anlehnung an die Handlungsregu-
lationstheorie (vgl. Hacker/Volpert/von Cranach 1983) und war insofern
eher kognitivistisch und handlungstheoretisch ausgerichtet. In qualifikatori-
scher Hinsicht ist diese Unterscheidung deshalb wichtig, weil durch das Kon-
zept der Freiheitsgrade die Qualifikation – mehr noch als die Motivation – ei-

191



nen herausragenden Stellenwert erhielt. Im Felde der Arbeitsgestaltung
drückte sich dies in einer Erweiterung bzw. Modifikation der Normenhierar-
chie aus. Arbeit sollte nicht mehr nur “zufrieden stellend” (Kirchner 1979, S.
193), sondern “persönlichkeitsfördernd” gestaltet werden. Der Berliner Ar-
beitspsychologe Volpert definierte diese Norm der Persönlichkeitsförder-
lichkeit anhand des Kriteriums der Befähigung zur “intellektuellen Durch-
dringung und handelnden Bewältigung der Arbeitsaufgabe” (Volpert 1979,
S. 116), der Dresdner Arbeitspsychologe Hacker im Sinne einer “Weiterent-
wicklung ausgewählter Fähigkeiten und Einstellungen” und “erforderlicher
Lernaktivitäten” (1978, S. 378).

Neue Perspektiven für das arbeitsorientierte Lernen eröffnen sich prinzipiell
dann, wenn die Aufgabenverantwortlichen an Prozessen der sie selbst betref-
fenden Organisationsgestaltung substanziell beteiligt werden und in diesem
Rahmen auch ihre eigene Aufgabenstruktur verändern können (Wirkungs-
ebene 3). Entsprechende Ansätze wurden erstmals von Fricke (1975) unter
dem Stichwort “Innovatorische Qualifikation” konzipiert und in einem Hu-
manisierungsprojekt angelegt. Das etwas später im Humanisierungspro-
gramm aufgelegte Projekt der “Qualifizierenden Arbeitsgestaltung”
(Baitsch u. a. 1983) führte diese Konzipierung akzentuierend fort: Dies ge-
schah erstens durch die Betonung der Betroffeneninteressen in Hinblick auf
die Kontrolle von Belastungen in der Arbeitsituation, d. h. der Befähigung
und Ermunterung der Betroffenen, “die Anforderungen und Bedingungen
der Arbeitssituation nach eigenem Bedürfnis zu modifizieren” (Duell 1983;
S. 72). Und zweitens durch eine Aufweichung der klassischen Projektrollen-
teilung zwischen einerseits wissenschaftlichen Experten (für Technik, Ge-
staltung, Qualifizierung ...) und andererseits den betrieblichen Praktikern im
Rahmen eines partizipativen Projektdesigns (Stichwort: Erweiterung des
Gestaltungsspielraums) und einer betonten Moderatorenrolle der betriebsex-
ternen Projektanten. In diesem Rahmen wurde von den Arbeitern u. a. auch
eine Konzeption des gegenseitigen Anlernens als Grundlage eines
Job-Rotationssystems entwickelt und erprobt.

Ab Mitte der 70er Jahre, zeitlich in etwa parallel zu den Entwicklungen in der
BRD und der “Züricher Schule”, wurden auch in der DDR eigene Konzepte zur
Einbeziehung von Praxisexperten in die Entwicklung von kombinierten Lern-
und Gestaltungslösungen in der Industrie verfolgt. Ausgehend von einer Me-
thodik des “Regulationsorientierten Trainings”, bei dem Neuerer-Kollektive
zusammen mit Arbeitspsychologen Regelwerke für den Umgang mit ferti-
gungstechnischen Prozessen entwickelten (Neubert/Tomczyk 1986), entstand
die verallgemeinerte Konzeption eines “Aufgabenorientierten Informations-
austausches” (Neubert/Tomczyk 1986 und Herrmann 1986). Diese und ähnli-
che Konzeptionen muten aus heutiger Sicht schon wie Methoden des interak-
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tionellen Wissensmanagements an. In der Chemischen Industrie mit ihrer rela-
tiv komplexen Verfahrens- und Automatisierungstechnik ging man noch einen
Schritt weiter. Ausgehend von der Einschätzung, dass die Bedingungen der
Aufgabenbewältigung auch von technischen Experten nur sehr eingeschränkt
wahrnehmbar seien und die Kapazität des menschlichen Situations- und Sig-
nalgedächtnisses begrenzt ist, wurde vor allem nach Methoden gesucht, die die
Beschäftigten dazu befähigen konnten, eigenständig Diagnosestrategien und
Handlungsstrukturen für unterschiedliche Handlungssituationen zu entwi-
ckeln (Schindler 1976; Freier/Huybrechts 1980).

Inhaltlich standen offensichtlich Aufgaben mit technisch-gegenständlichem
Bezug im Vordergrund der arbeitspsychologisch inspirierten Qualifizie-
rungsszene. Allerdings wurde beispielsweise im Rahmen der HdA-Projekte
in der BRD schnell deutlich, dass auch relativ einfach erscheinende dispositi-
ve Tätigkeiten wie z. B. die Organisation eines regelmäßigen Arbeitsplatz-
wechsels nicht ohne gezielte und methodisch adäquate Qualifizierungsmaß-
nahmen eingeführt und durchgehalten werden konnten (Wöcherl 1988,
S. 28 f.). Das von Semmer und Pfäfflin ursprünglich für ein Rhetorik- und
Verhandlungstraining entwickelte “Interaktionstraining” wurde daher- mit
Erfolg – auch auf die Qualifizierung von Industriearbeitern für organisato-
risch-dispositive Aufgaben übertragen (Semmer/Pfäfflin 1978). Ein ande-
rer, leider wenig beschrittener Transferpfad wurde von der gegenstandsbezo-
gen-technischen Arbeitsaufgabe hin zum Sprachenlernen geschlagen: Mit
der “Konzeption des Tätigkeitsbezogenen Spracherwerbs” wurde ein exem-
plarischer Weg gefunden, um Arbeitnehmern mit unzureichenden deutschen
Sprachkompetenzen die Teilnahme an sprachgestützten Trainings- und Qua-
lifizierungsmaßnahmen zu ermöglichen. Diese Zielgruppe konnte gleichzei-
tig die deutschsprachigen Grundlagen der Lexik und Grammatik aufgaben-
bezogen erlernen (Kohl 1985).

2.3 Beiträge der Arbeitspädagogik
zum aufgabenorientierten Lernen im Betrieb

Während die arbeitspsychologisch inspirierte Arbeits- und Lernforschung
nicht nur theoretisch und konzeptionell, sondern vor allem auch publizistisch
ab den 70er Jahren einen deutlichen Schub erhielt (vgl. auch Kapitel 3.1),
sind die Entwicklungen auf den Seiten der Arbeits- und Betriebspädagogik
(im Folgenden unter dem Begriff Arbeitspädagogik zusammengefasst) in
diesem Zeitraum etwas schwieriger auszumachen. Insgesamt ist einzuschät-
zen, so viel sei hier schon vorweggenommen, dass die pädagogische Kon-
zeptentwicklung vor allem anfänglich stärker von der arbeitspsychologi-
schen Seite profitierte als umgekehrt.
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Die Betriebliche Arbeitspädagogik, die Schelten (1987, S. 10) von der Ar-
beitsschulpädagogik (vgl. Kap. 2.5) abgrenzt und als speziell mit Fragen der
“arbeitsbezogenen Qualifizierung, soweit sie außerhalb einer anerkannten
Berufsbildung im gesamten Arbeitsleben erforderlich sind” befasst charak-
terisiert, hat naturgemäß enge inhaltliche Bezüge zur Arbeitspsychologie
bzw. zur Arbeitswissenschaft (im Sinne einer Aspektwissenschaft mit ge-
meinsamen Erkenntnisobjekt; vgl. Luczak/Volpert 1997; S. 133 ff.). In die-
sem engen Sinne ist die Arbeitspädagogik sehr stark assoziiert mit der Tätig-
keit von Johannes Riedel, der in der Weimarer Republik beruflich am Deut-
schen Institut für technische Arbeitsschulung (DINTA) startete und, nach ei-
ner bemerkenswerten beruflichen Kontinuität auch in der Zeit des National-
sozialismus, schließlich in der BRD wesentlich die Tätigkeit des “Grund-
satzausschuss Arbeitspädagogik” des REFA-Verbands für Arbeitsstudien
und Betriebsorganisation beeinflusste (Tilch 1980). Aus heutiger Sicht hat
die Riedwelsche Arbeitspädagogik im Wesentlichen eine Methodenlehre des
Anlernens entwickelt, die vor allem in Gestalt der REFA-4-Stufen-Methode
methodisch an die US-amerikanischen “Training Within Industry”-Konzep-
tion anknüpfte, schon 1951 Eingang in die REFA-Lehre und später auch in
die Kurse zur Ausbilder-Eignungsprüfung fand. Die REFA-4-Stufen-Metho-
de bezieht sich auf “in allen Teilen definierte” Arbeitsaufgaben im “Umfeld
manueller Tätigkeiten” (REFA 1987; S. 133 ff.). Sie führt methodisch jedoch
vor allem insofern deutlich über die betriebsüblichen Beistellmethoden hin-
aus, als sie vom Unterweiser eine sehr sorgfältige Vorbereitung, methodi-
sche Führung und Nachbereitung des Anlernprozesses verlangt. Die
4-Stufen-Methode befördert beim Anzulernenden zudem keineswegs den
bloßen Nachvollzug von Bewegungsabfolgen bis hin zur psychischen Auto-
matisierung, sondern beinhaltet auch schon Elemente eines sprachgestützten
Trainings (“Verbindung von Sprechen und Tun als Voraussetzung für sinn-
volles Arbeiten”, vgl. REFA 1987; S. 137 und Kap. 3.1).

In der Nachfolge von Riedel hat Bunk (vgl. Bunk 1982) durch Aufnahme und
ordnende Systematisierung vor allem der neueren Qualifizierungsansätze
den REFA-Unterweisungsansatz stärker geöffnet und dabei auch moderni-
siert. Die 1987er Ausgabe der REFA-Arbeitspädagogik wird in diesem Sinne
als eine Zusammenstellung des “arbeitspädagogischen Grundwissens” für
die “Fachleute des Arbeitsstudiums und der Betriebsorganisation” präsen-
tiert, die neben dem engeren Bereich der Arbeitsunterweisung (Vorformen
und Formen der Arbeitsunterweisung; traditionelle Unterweisungsverfah-
ren) auch neuere, “psychoregulative” Trainingsverfahren aufgreift, Grund-
elemente einer lernzielorientierten, arbeitspädagogischen Didaktik anreißt,
diese am Fall “neuer Technologien” erläutert und schließlich die Lernstatt-
konzeption als Beispiel eines neuen Methoden- und Institutionalisierungsan-
satzes für die arbeitsorientierte Qualifizierung im Betrieb vorstellt.
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Das Lernstattkonzept hat sich aus schon Anfang der 60er Jahre in der Hoechst
AG durchgeführten Sprachkursen für ausländische Mitarbeiter in der Pro-
duktion und aus Fortbildungskursen für Vorarbeiter entwickelt. Etwa ab Mit-
te der 70er Jahre entstand daraus die auch heute noch praktizierte Form eines
moderationsgestützten, interaktionellen Lernens bezugnehmend auf Ar-
beitsplatzprobleme, Verfahrensänderungen und Arbeitssicherheitsvor-
schriften (Gottschall 1979; Thiele 1985). Das Lernstattkonzept hat sich, was
seiner Qualität keinen Abbruch tat, unabhängig sowohl von der arbeitspsy-
chologischen Entwicklung und den Humansierungsexperimenten der hier
betrachteten Zeiträume entwickelt und verstetigt. Es weist insofern auch kei-
nen expliziten Bezug zur Arbeitsaufgabe auf, wohl aber zu Arbeitssituatio-
nen und Arbeitserfahrungen. Recht stark von gruppendynamischen und kom-
munikationspsychologischen Methoden geprägt, konnte der Ende der 70er
Jahre einsetzende Boom der Metaplan-Technik und die Mitte der 80er begin-
nende Qualitätszirkelbewegung methodisch und inhaltlich gut mit der Lern-
statt-Konzeption vereinbart werden.

An dieser Stelle soll nicht unerwähnt bleiben, dass auch die Zeitschrift “RE-
FA-Nachrichten” im betrachteten Zeitraum immer wieder als Forum für
Konzeptdarstellungen und Praxisberichte der Arbeitspädagogik gedient hat
(Bunk 1982). Eine vergleichbare Funktion nahm in der DDR die Zeitschrift
“Berufsbildung” ein.

Die universitäre, in der BRD mit der Berufspädagogik fachsystematisch zu-
sammengefasste Arbeitspädagogik beteiligte sich anscheinend kaum an grö-
ßeren, innerbetrieblichen Qualifizierungsprojekten. Dagegen konnte die ar-
beitspädagogische Konzipierung ab Mitte der 70er Jahre vor allem am Stutt-
garter Fraunhoferinstitut für Produktionstechnik und Automatisierung
(IPA), das in mehreren großen Humanisierungsprojekten interdisziplinär –
mit Ingenieur- und Sozialwissenschaftlern – engagiert war, neue Wurzeln
schlagen. Bei diesen Aktivitäten standen zunächst vor allem Fragen der Im-
plementierung und Optimierung von Trainingsmethoden im Vordergrund:
Zu nennen ist hier eine verschiedene “psychoregulative” Trainingsformen
verknüpfende Methodik der “Kombinierten Unterweisung” (Warnecke/Kohl
1979), die entwickelt wurde, um die qualifikatorischen Voraussetzungen
sehr langzyklischer Arbeitsinhalte im Montagebereich (Montagezyklen bis
zu einer Stunde!) zu schaffen, sowie das “Sprachgestütze Training” (RE-
FA-Arbeitspädagogik 1987; S. 182 ff.), das sich in mehreren Projekten zur
Höherqualifizierung von Angelernten zu Selbsteinrichtern in der Teileferti-
gung bewährte. Die Humanisierungsprojekte in den Firmen Bosch und AEG
waren relativ breit und langfristig angelegt und beschäftigten sich schon
Ende der 70er Jahre sehr konkret z. B. mit der Einführung von Gruppenarbeit
in Fertigungsinselstrukturen. Von der arbeitswissenschaftlichen Begleitfor-
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schung wurden dabei Qualifizierungslösungen für die Zielgruppe der Ange-
lernten erwartet, die deutlich über Trainingsimpulse im Bereich sensumoto-
rischer Fertigkeiten hinausreichen und auch die Vermittlung von Fachwissen
(v. a. der Zerspanung und Maschinentechnik) und von Qualifikationen im or-
ganisatorisch-dispositiven Aufgabenbereich einschließen mussten. Diese
Zielsetzung war nur über eine Didaktisierung der ursprünglichen Trainings-
konzepte (Witzgall 1982 und Scheiber/Witzgall 1982) erreichbar, die im We-
sentlichen folgende Teilziele verknüpfte:

– die Bestimmung von fachtheoretischen und fachpraktischen Qualifi-
zierungszielen ausgehend von Arbeitsstrukturierungszielen und An-
forderungsanalysen,

– die Verknüpfung von adressatengerechter Fachtheorievermittlung und
Trainingsmethodik sowie

– langfristig angelegte Implementierungsprozesse für neue Arbeitsstruk-
turen, bei denen die Qualifikations- und Organisationsentwicklung
verschiedener Inhalts- und Anforderungsbereiche miteinander ver-
flochten sind.

Ab Anfang der 80er Jahre wurde, nicht zuletzt unter dem Eindruck der Neu-
en-Technik-Debatte in der Arbeits- und Berufsforschung, diese arbeitspäda-
gogisch-didaktische Konzipierung im Rahmen des CLAUS-(CNC-Lernen
Arbeit und Sprache)-Projektes und des QIR-(Qualifizierung am Industriero-
boter)-Projektes am dem aus dem IPA ausgegliederten Fraunhoferinstitut für
Arbeitswirtschaft und Organisation (IAO) weitergeführt. Angeregt durch ei-
nen Vortrag von Walter Volpert auf den Hochschultagen 1984 in Berlin zur
Frage des Handelnlernens (Volpert 1985), in dem unter anderem das Konzept
der Genetischen Vorformen (“in ihrer Komplexität reduzierte Formen der zu
erlernenden Gesamthandlung, welche an die Komplexität der Gesamthand-
lung heranführen”) erläutert wurde, entstanden im QIR- und im CLAUS-Pro-
jekt zwei Musterbeispiele des etwas später so bezeichneten Lernaufgaben-
konzeptes (Bell 1986 und 1994; Brüning 1987; Krogoll/Pohl/Wanner 1986).
Dieser neue didaktische Ansatz (vertiefte Darstellung im Kap. 3.2 a) wurde
ab den 90er Jahren auch in der beruflichen Aus- und Weiterbildung aufge-
griffen und verbreitet (vgl. Kapitel 2.4 und 4.3). Die sehr ermutigenden Er-
probungsergebnisse dieser neuen Konzeption zur Integration von theoreti-
schem und praktischen Lernen in nach Komplexitätsstufen untergliederten
Lehr-/Lernprozessen wird aus dem Titel einer frühen Veröffentlichung aus
dem laufenden CLAUS-Projekt erkenntlich: “CNC ist auch Angelernten ver-
mittelbar.” (Krogoll/Pohl/Wanner 1986)

Auch am 1980 an der TU Berlin neu gegründeten, von Volpert geleiteten
“Institut für Humanwissenschaft in Arbeit und Ausbildung” wurde ab Ende
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der 80er Jahre ebenfalls am Lernaufgabenkonzept weitergearbeitet. Hier
stand die Entwicklung von Weiterbildungseinheiten im Bereich der Textver-
arbeitung im Vordergrund (Hennes/Weyerich 1994).

Das in der DDR wirkende System der Berufsbildung und Berufspädagogik
ließ wohl keinen vergleichbaren Platz für die Weiterentwicklung einer eigen-
ständigen Arbeitspädagogik. Diese Einschätzung bedeutet jedoch nicht, dass
deshalb kein Transfer zwischen der arbeitswissenschaftlich-psychologi-
schen Forschung und der Praxis der Aus- und Weiterbildung im Betrieb statt-
gefunden hätte. Der Transfer war durchaus vorhanden, scheint sich jedoch
vor allem auf zwei Felder konzentriert zu haben:

– Erstens auf die Gestaltung fachpraktischer Unterweisungen im Rah-
men der betrieblichen Lehrlingsausbildung und der “Werktätigenaus-
bildung zu Facharbeitern”. In diesem Kontext wurde vom Zentralinsti-
tut für Berufsbildung der DDR 1982 ein Lehrbuch “Berufliche Erwach-
senenbildung” herausgegeben, das unter anderem auch – allerdings
noch deutlich verrichtungssorientierte – Anleitungen für die Gestal-
tung von “Unterweisungsprogrammen” und “Lehr- und Lernaufträgen”
am Arbeitsplatz entwickelte (Zentralinstitut für Berufsbildung der
DDR 1982; S. 150 ff.). In einem 1982 zum dritten Mal aufgelegten “An-
leitungsmaterial zur Gestaltung des berufspraktischen Unterrichts für
Lehrkräfte ohne pädagogische Ausbildung” wird stärker auf die Unter-
weisungsmethodik abgestellt (Geuther/Heinze/Siemon 1982), darunter
auf Methoden zur Unterstützung bei der “Lösung realer Arbeitsaufga-
ben” bzw. zur Unterweisung auch langzyklischer Arbeitsaufgaben, de-
ren Ausführung sich gegebenenfalls auf verschiedene Arbeitsstellen
verteilt. Methoden eines “imaginativen Trainings” (Vorstellen der Ver-
richtung vor der Ausführung) und des Lehr-/Lerngesprächs sind in die-
se Konzeptionen integriert.

– Zweitens auf die gezielte Nutzung von Trainingsmethodiken und deren
Anpassung auf spezielle Problemfelder in der Industrie, beispielsweise
für die Einführung und Optimierung von Mehrstellenarbeit (vgl. das
“Selektive, kognitive Selbstbelehrungstraining” nach Rühle 1988,
S. 147 ff.) und für ein Antihavarietraining in der verfahrenstechnischen
Industrie (Schmidt 1978). Bei der Bestimmung der Qualifizierungszie-
le und der Erprobung der Lösungen dürften die Querbeziehungen zwi-
schen den Einrichtungen zur “Wissenschaftlichen Arbeitsorganisati-
on” in den Kombinaten und größeren Betrieben und den arbeitswissen-
schaftlichen/-psychologischen Lehrstühlen in der DDR eine wichtige
Rolle gespielt haben. Bei einer Durchsicht der genannten und weiterer
Veröffentlichungen wird u. a. deutlich, dass die mit diesen Konzep-
tionsentwicklungen verbundenen Feldexperimente nicht selten mit
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Lehrlingen als Probanden durchgeführt und die gefundenen Ergebnisse
auf das Training erwachsener Werktätiger extrapoliert wurden.

Die beiden Anwendungsfelder markieren einen fließenden Übergang von ei-
ner eher arbeitspädagogischer Maßnahmengestaltung hin zur berufspädago-
gischen Konzipierung, die wir nachfolgend genauer betrachten wollen.

2.4 Die Entwicklung aufgabenorientierter
Lehr-/Lernkonzeptionen in der beruflichen Bildung

Seit 1971 wurden in der BRD über 600 Modellversuche zur beruflichen Bil-
dung, in die über 1000 Betriebe eingebunden waren, durchgeführt (Dehnbos-
tel 1998). Diese so genannten Wirtschaftsmodellversuche konzentrierten
sich zunächst auf die berufliche Erstausbildung und öffneten sich sukzessive
auch dem Bereich der beruflichen Weiterbildung. Der Einfluss des Modell-
versuchsprogramms auf pädagogisch-didaktische Innovationen ist mit dem
des Humanisierungsprogramms und des Nachfolgeprogramms Arbeit und
Technik quantitativ und qualitativ ohne weiteres vergleichbar, gleichzeitig
aber durch größere Kontinuität ausgezeichnet.

Schon einer der ersten Modellversuche der 70er Jahre im Werk Gaggenau der
Daimler-Benz AG gab wesentliche Impulse für die Weiterentwicklung der
betrieblichen Erstausbildung in Richtung der Aufgabenorientierung. Aller-
dings wurde der Begriff “Aufgabenorientierung” in der Konzeptdarstellung
und Begründung nicht ausdrücklich verwendet, sondern von einer Projekt-
orientierung gesprochen, mit der ein komplettes Lehr-Lern-System für die
Grund- und Fachbildung Metalltechnik, in dem “ ... Querschnitts- und Lang-
zeitqualifikationen ... durch eine gezielte, ausgewogene Förderung von
Fach-, Methoden- und Sozialkompetenz” zu entwickeln seien, begründet
werden sollte (Fischer/Merkel/Walz 1982, S. 31). Unter Projekt wurde die
“Herstellung eines funktionsfähigen Objektes” nach dem “Modell der voll-
ständigen Handlung” verstanden. In der Grund- und Allgemeinen Fachbil-
dung war die Projektaufgabe die Herstellung eines “komplexen Produktes”
wie z. B. einer Dampfmaschine. Diese Aufgabenstellung mündete in indivi-
duelle und kollektive Arbeitsprozesse, denen umfangreiche fachliche, me-
thodische und soziale Qualifikationselemente entsprachen. In der speziellen
Fachbildung im Betrieb wurde dann auf didaktisierte Herstellungsprojekte
zugunsten von “berufstypischen Arbeitseinsätzen”, das heißt der Ausfüh-
rung ausgewählter, praktischer Arbeitsaufgaben, verzichtet.

Das Projektlernen im “Gaggenau-Modellversuch” hatte nicht zuletzt zum
Ziel, die traditionellen Rollen von Ausbildern und Auszubildenden zu verän-

198



dern. Erstere sollten sich zugunsten einer beratenden Funktion zurückneh-
men und letztere sollten ihren Arbeits- und Lernprozess zu möglichst weiten
Teilen autodidaktisch organisieren (“selbstlernen”). Als Orientierungs- und
Informations-Medium, das diese “Selbstlernprozesse” am Projekt und an der
realen Arbeitsaufgabe unterstützt, wurden “Leittexte” entwickelt und er-
probt. Die ersten Leittexte waren schriftliche und verbildlichte Anleitungen
z. B. zum Herangehen an Projekte und Instandhaltungsaufgaben, die sich
noch weitläufig an Vorbildern des “Programmierten Lernens” orientierten.
Nach zunächst wenig erfolgreichen Versuchen, die in der DDR entwickelte
Konzeption des “Selbstinstruktionstrainings” (siehe z. B. Skell 1980) auf die
Leittextmethode zu übertragen (so eine mündliche Information von Johannes
Koch), wurde schließlich im Modellversuch der Stahlwerke Peine-Salzgitter
das ursprüngliche Leittextsystem zu einem Leitfragensystem weiterentwi-
ckelt (Koch/Neumann/Schneider 1983). Dieses Leitfragensystem wurde
aber weiterhin als Leittextsystem bezeichnet, setzte sich letztendlich durch
und wurde auf viele weitere Modellversuche auch in der Weiterbildung über-
tragen.

Während es sich beim oben erwähnten Selbstinstruktionstraining um die
fremd- oder selbst gesteuerte Anwendung von versprachlichten Regelwerken
im Rahmen der Lösung von schon weitgehend “voranalysierten” Arbeitsauf-
gaben geht, betont und unterstützt die Leitfragenmethode stärker die Vor- und
Nachbereitung der Aufgabenbearbeitung. Gefördert bzw. gefordert wird vor
allem eine gute Arbeitsplanung z. B. bei der Bearbeitung von Herstellungspro-
jekten. Das von der arbeitspsychologischen Handlungsregulationstheorie
(ausführlicher vgl. Kap. 3.1) entwickelte Modell der Vollständigen Handlung
wurde daher in Gestalt eines sechsphasigen Zyklus der Aufgabenbearbeitung
in die Leitfragenmethode eingearbeitet, wobei jeder Phase bestimmte Fragen-
arten, mediale Hilfen und Interaktionsformen zwischen “Lehrer” und “Ler-
nern” zugeordnet wurden (vgl. Koch/Lauritzen 1988, Folie 12):

Phase 1: Informieren: Was soll getan werden? (Leitfragen)

Phase 2: Planen: Wie geht man vor? (Arbeitsplan entwickeln)

Phase 3: Entscheiden: Fertigungsweg und Betriebsmittel festlegen (Fach-
gespräch)

Phase 4: Fertigen des Werkstücks: Auftragsbearbeitung

Phase 5: Kontrollieren: Ist der Auftrag fachgerecht gefertigt? (Kontrollbo-
gen)

Phase 6: Bewerten: Was muss beim nächsten Mal besser gemacht werden?
(Fachgespräch)
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Die Phase 6 geht in die Phase 1 einer neuen Aufgabenstellung über. Der Pha-
senablauf der Leitfragenmethode findet sich etwas modifiziert auch im Lern-
aufgabenkonzept wieder. Die Leitfragenmethode hat sich im Laufe ihrer Dif-
fusion in viele Anwendungsfelder immer stärker vom ursprünglichen Pro-
jektgedanken weg auf das Lernaufgabenkonzept zu bewegt. Dies geschah vor
allem durch die Entwicklung von so genannten Lernaufträgen, d. h. realen
Arbeitsaufgaben, die vor dem Hintergrund der fachlichen Vorgaben der Erst-
ausbildung ausgewählt, dabei teilweise auch inhaltlich angereichert und bei
hoher Komplexität nach dem Modell der “genetischen Vorstufen” zunächst
in didaktisch reduzierter Form den Auszubildenden übergeben wurden
(Koch 1992, S. 32 und Koch/Schulz 1998). In den 90er Jahren haben sich bei-
de Ansätze – Leittextkonzept und Lernaufgabenkonzept – in der Modellver-
suchspraxis immer mehr vermischt. Im Zuge dieser Entwicklung wird, we-
gen des Vorrangs berufspraktischer Arbeitsaufgaben, gerne zusammenfas-
send von “Lern- und Arbeitsaufgaben-Konzepten für die Berufsbildung” ge-
sprochen (Holz u. a. 1998; Wilke-Schnaufer u. a. 1998).

Die Grundkonzeption einer Verbindung von “nichtpartialisiertem” (=ganz-
heitlichem) Lernen, Aufgabenorientierung und dem didaktischen Reduk-
tionsprinzip der Genetischen Vorstufen war schon 1980 in einer Konzeptstu-
die für die Reform des Berufsgrundbildungsjahrs (Fischbach/Notz 1980)
skizziert worden. Diese durchaus visionäre Studie postulierte – inspiriert
von der Berliner Schule der Handlungsregulationstheorie im Sinne von Vol-
pert und vom Produktionsschul-Konzept von Günter Wiemann (1978) – die
folgenden didaktischen Kernelemente (Wiemann 1978, S. 202 ff.):

– zur Organisationsform des Berufsgrundbildungsjahrs: Errichtung ei-
ner “Produktionsschule”, die betriebliche Prozesse simuliert;

– zum Ausbildungsziel Persönlichkeitsentwicklung: Voraussetzungen
dafür sind v. a. die “aktiv-schöpferische Bearbeitung von Arbeits- und
Lernaufgaben” und die “Befähigung zur selbstständigen Entwicklung
von Planungs- und Arbeitsverfahren”;

– ganzheitliches Projektlernen unter Anwendung des Konzepts der “ge-
netischen Vorformen” mit dem Ziel einer “besseren Verbindung von
Theorie und Praxis” und der Übertragbarkeit des Gelernten;

– Organisation eines “Prozesses (führend) von der individuellen Hand-
lung zur kollektiven Handlung” im Rahmen von Gruppenarbeit.

Da es in der Berufsausbildung der DDR keine vergleichbare Modellver-
suchs-Förderlandschaft entstand, sind direkte konzeptionelle Vergleiche
mit den Ausbildungsinnovationen in der BRD kaum möglich. Wie schon im
letzten Kapitel dargestellt, resultierten wichtige Impulse für die Ausbil-
dungsinnovation in den Kombinaten und Betrieben aus den institutionellen
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Querverbindungen zwischen Industrie und Hochschulen bzw. den arbeits-
psychologischen Lehrstühlen. In den 70er Jahren führte beispielsweise
Norbert Schneider von der TU Dresden relativ aufwändige feldexperimen-
telle Untersuchungen zur berufspraktischen Ausbildung von Textilfachar-
beitern durch (Schneider 1977). Sein Ausbildungsverfahren für industriel-
le Arbeitsaufgaben erscheint auf dem ersten Blick als Kombination bekann-
ter Methoden mit dem Ziel bloßer Effizienzsteigerung. Tatsächlich ging es
ihm jedoch erstrangig um den Nachweis, dass Formen der Kenntnisvermitt-
lung, Methoden des im Sinne von motorischen Trainings und Konzepte des
selbst gesteuerten Vertiefungslernens in der Ausbildung praktischer Ar-
beitsaufgaben gleichermaßen zur Anwendung kommen und, gezielt mitein-
ander verschränkt, die Grundlagen einer eigenständigen Handlungsregula-
tion in der Berufsarbeit legen können. Schneiders Konzept zeichnete sich in
der Konsequenz durch spezielle Vermittlungs- und Lernphasen aus, die
dem eigentlichen Training an der praktischen Arbeitsaufgabe vor- und
nachgelagert wurden. Diese Hervorhebung einer “pädagogischen Hand-
lungsorientierung” gegenüber der “pädagogischen Ausführungsregulie-
rung” lehnte sich sehr stark an das Konzept der Orientierungsgrundlagen
des sowjetischen Lernhandlungs-Psychologen Galperin (1973) an. Galpe-
rin unterschied drei Phasen (Teilhandlungen) einer Lernhandlung (ausführ-
liche Darstellung in Kapitel 3.1):

– die Phase der Schaffung einer Orientierungsgrundlage, in der es darauf
ankommt, eine Vorstellung von der Lernaufgabe, vom Handlungsab-
lauf und von dem zur Aufgabenlösung erforderlichen Wissen zu gewin-
nen;

– die Phase der Interiorisation (Verinnerlichung) der neu zu erlernenden
Handlung, bis sie nicht nur praktisch ausgeführt, sondern in ihren
Grundstrukturen auch verstanden wurde und als mentales Handlungs-
modell verarbeitet worden ist, und

– die Phase der Handlungskontrolle (durch Abgleich des inneren Hand-
lungsmodells mit der Handlungsrealität), die teilweise parallel zu den
praktischen und geistigen Aneignungsprozessen oder in Form nachfol-
gender (ideeller) Kontrollhandlungen vollzogen wird und in die Orien-
tierungsphase einer neuen Handlung übergeht.

Unter anderem beschäftigte sich Galperin in Schulunterrichts-Untersuchun-
gen intensiv mit der Frage, welche psychischen Prozesse in der Orientie-
rungsphase des Lernens auf welche Weise beeinflusst werden können und
wie sich unterschiedliche Orientierungsmodi der Lehrenden (G. postulierte
resultierende Orientierungsgrundlagen-Typen bei den Lernenden) auf die
Qualität und Effektivität der nachfolgenden Lernphasen auswirken. Galpe-
rins Erkenntnisse, wonach sich Orientierungsgrundlagen, die insbesondere
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durch einen analytischen, auch vom Konkreten abstrahierenden Zugang zur
Aufgabe und den damit verbundenen Wissenserfordernissen charakterisiert
sind, die optimalen Voraussetzungen für die Entwicklung eigenständiger
Handlungsregulationen, inspirierten Schneider zu einem Vergleich der
Wirksamkeit von schulisch-darbietenden mit selbstständig-aneignenden
Formen beim Erlernen von Sach- und Verfahrensgrundkenntnissen (letztere
waren effizienter) in der ersten Stufe seines Ausbildungsverfahrens, die der
ersten “Galperin-Phase” entsprechen sollte. Während in der zweiten Stufe
(entsprechend der zweiten “Galperin-Phase”) als optimale Trainingsmetho-
dik eine Kombination von aktivem, observativem und verbalem Training be-
stimmt wurde, gewichtete Schneider für die letzte Stufe (entsprechend der
dritten “Galperin-Phase”) eine auf dem Effekt der Kognitiven Dissonanz (im
Sinne von Festinger 1959) ansetzende Form des “operativen Explorations-
lernens” besonders hoch. Die Galperinsche Lehr-/Lernkonzeption wurde
übrigens in der arbeitspsychologischen Trainingsforschung der DDR (und
der BRD) ansonsten kaum aufgegriffen, wohl aber in den arbeits-/berufspäd-
agogischen Gestaltungsfeldern (siehe Kap. 3.1 und 3.2) und fand sogar in der
gewerkschaftlichen Bildungsarbeit in der BRD Anwendung (Wilhelmer
1979).

Unter dem Eindruck der technisch-organisatorischen Entwicklung ab Ende
der 70er, Anfang der 80er Jahre – vor allem in Form der rechnergestützten
Automatisierung und flexiblen Produktionsorganisation – schob sich auch in
der DDR-Berufspädagogik die Frage in den Vordergrund, wie Lehrlinge für
Aufgaben auszubilden seien, die aufgrund zunehmender Kompliziertheit
und Komplexität von den Berufspädagogen bzw. Arbeitspsychologen nur
noch unvollständig analysiert und nur ansatzweise in Trainingsmethoden
bzw. Lehrinhalte transferiert werden können. Die Ausbildung für derartige
Aufgaben konnte sich nicht mehr auf dezidierte Operationen und Abfolgen
von Operationen (d. h. algorithmische Aufgabenstrukturen) richten, sondern
musste auf einer höheren Ebene der Handlungsregulation, der Ebene so ge-
nannter “Arbeitsverfahren” ansetzen. Arbeitsverfahren kann man als men-
tal-kognitive “Produktionssysteme” für Arbeitshandlungen verstehen, die

sich für Arbeitsaufgaben ohne bekannten Lösungsweg – das heißt heuristi-

sche Aufgabenstrukturen – eignen (ausführlicher vgl. Kap. 3.1 und 3.3).

Können im Falle von algorithmischen Aufgabenstrukturen relativ präzise
Verfahrensbeschreibungen, Darstellungen und explizite Regeln entwickelt
werden, muss man bei heuristischen Strukturen in der Regel auf die Verzüge
hoher Anschaulichkeit, Bestimmtheit und sprachlicher Detaillierung der
pädagogischen Vorgaben zugunsten möglichst breiter Einsetzbarkeit und
hoher kognitiver Flexibilität verzichten. Vor allem Skell und Höpfner entwi-
ckelten auf der Grundlage sowjetischer Untersuchungen, die bis in die 50er
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Jahre zurückreichten, eine breit einsetzbare Systematik “von Formen der
Übung kognitiver Prozesse” (vgl. Höpfner/Skell 1983). Im Mittelpunkt stan-
den verschiedene “Verfahrensvorschriften” gleich Regeln, die in der Lage
sein sollten, “kognitive Prozesse und deren Wechselwirkung zur praktischen
Tätigkeit (zu) steuern”.

Neben Regeln zur Aktivierung von Gedächtnisbesitz und “allgemein aktivie-

renden Impulsen” bewährten sich vor allem Heuristische Regeln als Hilfs-
mittel zur selbst gesteuerten Ausrichtung von Lern- und Aufgabelöseprozes-
sen einschließlich der bei heuristischen Aufgabenstrukturen erforderlichen
geistigen Strategiebildung. Diese Regeln wurden meistens als “kurze Be-
fehls- oder Fragesätze” formuliert und von den Lernenden in bestimmten
Etappen des Aufgabenlöseprozessens, z. B. kurz vor der praktischen Lö-
sungshandlung oder in Phasen der Zwischenzielbildung und Ergebnisbewer-
tung, eingesetzt. Durch Variationen der Aufgabenspezifik bzw. des Allge-
meinheitsgrades der Heuristischen Regeln war es möglich, auch lernschwä-
chere Lehrlinge gezielt zu fördern, die Regelformulierungen an unterschied-
liche Aufgabenschwierigkeiten anzupassen und in der Ausbildung verallge-
meinerbare Problem- und Aufgabenlöseprinzipien (im Sinne von Methoden-
kompetenz) zu vermitteln. Denn “erlernt werden ... nicht nur konkrete Hand-
lungsabläufe, sondern Prinzipien des gedanklichen und vorstellungsmäßi-
gen Umgehens mit den im Bewusstsein präsenten Bedingungen, Abläufen
und Folgen von Tätigkeiten”. In dem Kompendium von Hacker und Skell,
aus dem dieses Zitat stammt (Hacker/Skell 1993; S. 231), wird das “Lernen
durch Regelnutzung” sehr umfassend vor allem auch als Methode zur Förde-
rung des “Selberlernens” dargestellt (Hacker/Skell 1993 230 ff.) und ab-
schließend auch die Leittextmethode als didaktischer Anwendungskontext
dieses Lernprinzips eingeordnet (Hacker/Skell 1993 258 ff.). In einem Lehr-
werk stellte später Skell eine Möglichkeit zur Integration des “Lernens durch
Regelnutzung” in den “vollständigen didaktischen Gang” der berufsprakti-
schen Ausbildung dar (Zentralinstitut für Berufsbildung der DDR 1990,
S. 93 ff.). Hierbei handelt es sich um eine “allgemeine Beschreibung des Vor-
gehens beim Erlernen von Arbeitsverfahren”, wobei Einheiten der Unterwei-
sung mit solchen der praktischen Übung von Arbeitsaufgaben verknüpft wer-
den.

Auch in der BRD wurden ab den 80er Jahren Prinzipien des regelorientierten
Lernens in die Arbeitstrainings- und Berufsbildungsforschung aufgenom-
men und vor allem im Kontext des Umgangs mit neuen, rechnergestützten
Technologien unter anderem auch in Modellversuchen erprobt (vgl. z. B.
Volpert/Frommann/Munzert 1984; Sonntag 1989, S. 81 ff.).
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2.5 Das Lernen an der Arbeitsaufgabe –
historisch-pädagogisch betrachtet

Im Kapitel 2.1 haben wir argumentiert, dass vor allem die Veränderungen in
den industriepolitischen und bildungspolitischen Feldern ab den 60er Jahren
den Nährboden für eine Neugewichtung auch des arbeitsorientierten Lernens
bildeten. Eine im Grunde vergleichbare Situation bestand im letzten Drittel
des 19. Jahrhunderts, als einerseits das großindustrielle, später als fordistisch
bezeichnete Arbeitsprinzip sich in der Breite auf Kosten des handwerklichen
Arbeits- und Organisationsprinzip durchzusetzen begann und gleichzeitig die
gewerkschaftlichen und politischen Organisationen der Arbeiterschaft immer
mehr auch bildungspolitische Ansprüche formulierten. In seiner Adresse an
den Genfer Kongress der Internationalen Arbeiterassoziation begründete Karl
Marx, inspiriert durch die Arbeitsschule von Robert Owen im schottischen
New Lanark (Günther 1973, S. 307), im Jahre 1866 auch das Polytechnische
Bildungsprinzip: Danach seien ausgehend vom Bildungsziel der Disponibili-
tät in der Allgemein- und Arbeiterbildung sowohl wissenschaftliche Grundsät-
ze der Produktion zu vermitteln als auch der Gebrauch elementarer Handlungs-
instrumente einzuüben (nach Heinemann 1973, S. 15).

Als gesellschaftlicher Reflex dieser Umbrüche und Herausforderungen ist
vor allem auch die reformpädagogische Bewegung der Jahre zwischen dem
neunzehnten und zwanzigsten Jahrhundert unter anderem in Deutschland an-
zusehen. Die Arbeitsschule, ein wichtiger programmatischer und praktischer
Bestandteil dieser Bewegung, hatte nicht nur Einfluss auf die Entstehung der
Berufsschule und damit auch des dualen Berufsbildungssystems in Deutsch-
land, sondern trug auch den Anspruch vor sich her, die bürgerliche “Buch-
schule” zugunsten neuer Lerninhalte und Lernmethoden zu überwinden.

Obwohl die konzeptionellen Entwicklungen ab den 70er Jahren des zwan-
zigsten Jahrhunderts keine direkten Verweise auf die Vorarbeiten der Ar-
beitsschule enthalten – das Rad musste offensichtlich in Teilen wieder ein-
mal neu erfunden werden – lohnt sich konzeptionell unbedingt ein verglei-
chender Blick zurück. Unser Rückblick kann nicht historisch-systematisch,
sondern soll eher illustrativ, exemplarisch und kurz ausfallen. Dabei geht es
uns um folgende Aspekte pädagogischer Innovation, die für das Lernen an
der industriellen Arbeitsaufgabe grundsätzlich bedeutsam sind:

– die Legitimation des aufgabenorientierten Lernens gegenüber einer
lehrstofflich begründeten Bildung,

– das Ziel eines ganzheitlichen Lernens und
– die Frage der Voraussetzungen zur Entwicklung der Eigentätigkeit der

Lernenden.
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In den USA waren es vor allem Dewey und Kilpatrick, die mit dem Pragmati-
schen Bildungsbegriff und mit der Projektmethode neue Strukturierungs-
und Vermittlungsprinzipien zunächst in die allgemein bildenden Schulen
einbrachten (vgl. Dewey/Kilpatrick 1935). Als pädagogische Idee konnte
der Pragmatismus an den hohen gesellschaftlich-philosophischen Stellen-
wert des empirischen, erfahrungsorientierten Denkens in der neuen amerika-
nischen Gesellschaft anknüpfen. Die beträchtlichen Wandlungsprozesse
Ende des 19. Jahrhunderts sollten von der Schule aufgenommen werden, in-
dem sie diese Wandlungen möglichst weitgehend nachvollzog und gleichzei-
tig auf sie vorbereitete. Kern der pädagogischen Methodenfrage sollte die
Befähigung zu planvollem, zweckgerichteten Handeln werden – ganz im Sin-
ne des modernen Begriffs der Handlungskompetenz. Für die Lernumgebung
“Schule” hatte dies auf der inhaltlichen Seite zur Konsequenz, das Primat des
Stofflichen zugunsten einer Lehr-/Lernorganisation fallen zu lassen, die als
schüler- und wirklichkeitsgemäße Abfolge von Erfahrungen (Aufgaben,
Probleme, Unternehmungen usw.) aufzubauen sei. Projekte hatten die päd-
agogische Aufgabe, Erfahrungs-Lern-Situationen im Spannungsfeld von ge-
sellschaftlicher Relevanz und lernergemäßer Aufnahmefähigkeit zu organi-
sieren. In dieser Konzeption war der Projektbegriff sehr weit gespannt (=
planvolles Handeln) und schloss nicht nur die praktische Realisierung einer
Planvorgabe, sondern auch den ästhetischen Genuss und die Aneignung von
Befähigungen im sprachlichen und theoretischen Bereich ein. Die Projekt-
methode (definiert als “whole hearted purpuseful activity”) enthielt für De-
wey und Kilpatrick “logischerweise” die Problemmethode (methodischer
Bezug): Vor allem auch für aufgabenorientierte Projekte wurden problemlö-
sungsorientierte Arbeits- und Lernmethoden in den Stufen Beabsichtigen,
Planen, Ausführen und Beurteilen erprobt. Da das Ziel auch des erfahrungs-
orientierten Lernens nicht der bloße Erwerb von Fertigkeiten, sondern die
Entwicklung des “empirisch-experimentellen” Denkens war, wies Dewey
dem “geistigen Problemlösen” einen hohen Stellenwert zu, wobei die Pro-
jektarbeit am Modell eines vollständigen Denkaktes

Begegnung mit einer Schwierigkeit Æ Lokalisieren/Präzisieren Æ Lö-
sungsansatz entwickeln Æ Simulation der logischen Lösungsmöglichkei-
ten (Probehandeln) Æ experimentelle Prüfung

auszurichten sei.

Eine nach dem Projektprinzip organisierte Lehr-/Lerninstitution versteht
sich nicht zuletzt als Lösungsversuch für das Problem des Umgangs mit dem
Lehrstoff. Dewey formulierte dieses Problem im Sinne einer dialektischen

Gegenüberstellung der logischen Seite von Erfahrung (“Stoffe an sich” – aus

fachlich-wissenschaftlicher Sicht) und der psychologischen Seite der Erfah-
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rung (“Stoff in Beziehung zum Lernenden”). Das “logische Substrat” einer
Wissenschaft konnte nach Dewey keinen Ersatz, kein Material für die tat-
sächliche Erfahrung im Lehr-/Lernprozess ergeben – der logische Stoff war
wieder in die Lern-Erfahrung einzusetzen, anstatt ihn als scheinbar sicheren
Sachverhalt formal darzubieten. Die heute noch beklagten Folgen eines for-
malen Bildungsverständnisses – rezeptives Lernen von unverstandenem
Stoff und schablonenartiges Denken – wurden von Dewey deutlich benannt.
Nach seinem Verständnis sollten Projekte allerdings nicht als pädagogische
Auflockerung der klassischen Stoffschule, sondern als primäres Prinzip der
Stoffumformung und der Lernmethodik gehandhabt werden.

Auch die in Deutschland von Kerschensteiner ab 1911 propagierte Arbeits-
schule war zunächst auf eine Umwandlung der allgemein bildenden Schule
gerichtet, allerdings mit der Einschränkung auf die Volksschule als Lehrin-
stitution für die Kinder der arbeitenden Bevölkerung (Kerschensteiner
1969). Die Arbeitsschule sollte gleichermaßen eine “Gestaltung der berufs-
notwendigen Organe” und die “Entwicklung der Neigungen und Haltungen
für sorgfältige, ehrliche, sachlich-orientierte” Handarbeit – die aus Ker-
schensteiners Sicht den Berufsinhalt für die große Masse der Werktätigen
darstellte – erreichen. Auch in didaktischer Hinsicht sah Kerschensteiner
die handwerkliche Arbeit aufgrund ihrer Struktur (Planmäßigkeit, Selbst-
kontrollierbarkeit) als besonders geeignet an, um gleichermaßen Fertigkei-
ten, geistige Fähigkeiten und Motivationen (“etwas um der Sache selbst
willen tun”) herauszubilden. Bei der Entwicklung seiner Methodologie
stützte sich Kerschensteiner auf die schon von einem frühen Arbeitspsy-

chologen (Aloys Fischer) dargestellte Struktur einer ganzheitlichen Ar-

beitshandlung

Problembewusstsein entwickeln Æ Arbeitsplan gestalten Æ Plan ausfüh-
ren Æ Arbeit selbstkritisch betrachten

In diesem Strukturmodell wurde die Bedeutung der geistigen Vorarbeit ein-
schließlich des ersten Objektivierungsschrittes “Planentwicklung” beson-
ders herausgestellt. In zwei sehr unterschiedlichen Lernaufgaben-Modellen
demonstrierte Kerschensteiner die Bedeutung dieser die geistige Vorarbeit
(das innere Probehandeln) und die Selbstprüfung betonenden Hand-
lungs-Lernstruktur:

– Lernaufgabe 1: die Entwicklung und der Bau eines Starenhauses auf-
grund technologischer Vorgaben bei einem offenen Lösungsweg,

– Lernaufgabe 2: die nur durch eine Satzanalyse zu bewerkstelligende
Übersetzung eines lateinischen Textes.
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Weiterentwicklungen dieser Methodologie unter noch stärkerer Berücksich-
tigung der Selbsttätigkeit (“freie geistige Arbeit”) und des interaktionellen
Lernens gehen unter anderem auf Hugo Gaudig und Otto Scheibner zurück.
In ihren Konzeptionen tritt der Lehrer zwar nicht völlig aus seiner alten Rolle
zurück, wandelt diese jedoch zu der eines Methodenhelfers (heute würde
man dazu wohl “Coach” sagen).

Die pragmatische Bildungskonzeption und die Arbeitsschulpädagogik hat
ihre Orientierungskraft für die berufliche Bildung auch heute noch nicht ver-
loren. Unübersehbar ist, dass es sich bei unserem modernen Bild von der voll-
ständigen Arbeits- und Lernhandlung im Grunde um eine schon recht alte
Vorstellung handelt, fast schon um eine anthropologische Konstante, wohin-
gegen sich die heutige Berufsarbeit im Vergleich zu der vor etwa 100 Jahren
doch sehr gewandelt hat. Vergleicht man in diesem Zusammenhang beispiel-
weise eine klassische handwerklich-künstlerische Tätigkeit mit der Überwa-
chungsaufgabe an einem automatisierten Fertigungsprozess, dann fällt nicht
nur die Mediatisierung von Aufgabeninhalten durch die heutige Computer-
technik, sondern auch eine wachsende Abhängigkeit der Aufgabenbewälti-
gung von technischen, organisatorischen und wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen und Ereignissen auf. Sicherlich hat die industrielle Arbeitsrealität
vor gut 100 Jahren ebenfalls nur sehr eingeschränkt dem idealisierten Hand-
lungsbild des reflektierten Handwerkers entsprochen. Aber die Problematik
hat sich eher noch zugespitzt: Wie kann unter den gegebenen modernen Be-
dingungen (beispielsweise: hohe stofflich-theoretische Lernanteile, starkes
Anwachsen des Wissensumfangs, Einschränkung praktischer Lern- und
Übungschancen, Unvorhersehbarkeit von Eingriffsnotwendigkeiten und ge-
ringe Vorplanbarkeit von Eingriffen) eine die Trennung von Theorie- und
Praxislernen vermeidende, d. h. aufgabenorientierte Lehr-/Lernstrategie
funktionieren? Und macht es – anders herum gefragt – unter den gegebenen
Bedingungen überhaupt noch Sinn, berufliche Grundkenntnisse zu vermit-
teln und auf einen mehr oder weniger zufälligen und langwierigen Prozess ih-
rer Umsetzung in berufliches Können zu setzen, wenn es immer schwieriger
wird, dieses Grundlegende und Dauerhafte in Berufen inhaltlich zu bestim-
men? Im Kapitel 4.3 werden wir auf diese Fragen zurückkommen.
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3 Zum Stellenwert der
Handlungsregulationstheorie für die
Entwicklung aufgabenorientierter
Lehr-/Lern-Konzepte

3.1 Die Impulse der Handlungsregulationstheorie

1973 erschien in der DDR die “Allgemeine Arbeits- und Ingenieurpsycholo-
gie” von Winfried Hacker, die bis in die 90er Jahre hinein noch mehrere Neu-
auflagen und Überarbeitungen erfuhr (Hacker 1973, 1978). 1974 brachte
Walter Volpert, ausgehend von einem durch das Bundesinstitut für Berufs-
bildungsforschung (das spätere BiBB) abgelehnten Projektförderantrag und
stark inspiriert durch das Hackersche Grundlagenwerk, das erstmals tätig-
keits- und handlungspsychologische Forschungsergebnisse in der Sowjet-
union und der DDR dem deutschsprachigen “Westen” in aller Breite zugäng-
lich machte, seinen Konzeptentwurf “Handlungsstrukturanalyse als Beitrag
zur Qualifikationsforschung” heraus (Volpert 1974 und 1983). Wie von Vol-
pert im Vorwort des 1983er Neudrucks selbst eingeschätzt, wurde seine
“Handlungsstrukturanalyse” wahrscheinlich von nicht wenigen deutsch-
sprachigen Lesern außerhalb der DDR als im Vergleich zu Hackers Grundla-
genwerk leichter verdaulicher Einstieg in die Theorie der “hierarchisch-se-
quentiellen Handlungsorganisation” (im Weiteren zwecks Abgrenzung von
anderen Handlungstheorien als “Handlungsregulationstheorie”, kurz HRT,
bezeichnet), genutzt.

Fassen wir kurz zusammen, was Volpert an der Handlungsregulationstheorie
einerseits faszinierte und ihn andererseits veranlasste, diese als theoretische
Basis eines weiterführenden Konzepts zur Ermittlung von Qualifikationsan-
forderungen auszuwählen (vgl. Vorwort der 1974er Auflage):

– die Auffüllung des “theoretischen Vakuums zwischen Erkennen und
Handeln”, indem das “Verhältnis von Kognition und Aktion als Entfal-
tung einer widersprüchlichen Einheit” aufgefasst wird – die Hand-
lungsregulationstheorie wird danach als “ganzheitlich-dialektische”
Theorie des äußeren und des inneren, zielgerichteten Handelns verstan-
den;

– die Verortung der Arbeitstätigkeit als “Zentralbereich menschlicher
Tätigkeit, welche Charakter und Struktur jeder anderen Handlung de-
terminiert”, “ihrerseits jedoch stets als überindividueller Produktions-
zusammenhang organisiert ist” – die Theorie der Regulation von Ar-
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beitshandlungen soll danach exemplarisch auch das Verhältnis des
Menschen zu seiner gesellschaftlichen Umwelt aufnehmen bzw. psy-
chologisch erschließen können;

– die Darstellung des menschlichen Lernens als “Entwicklung individu-
eller Handlungssysteme, von Formen der Auseinandersetzung mit der
gesellschaftlich geprägten Lebenssituation” – das Erlernen von Hand-
lungen sollte mit Hilfe der Handlungsregulationstheorie als Prozess der
aktiver Aneignung von Wissen, Erfahrungen und Formen der Aufga-
benbeherrschung dargestellt werden können.

Volpert hatte vor der “Handlungsstrukturanalyse” vor allem Untersuchun-
gen zum mentalen Training und zum im Sinne von motorischen Lernen (Vol-
pert 1971) durchgeführt, einem Handlungsbereich mit Bezügen zur Sport-
wissenschaft (weswegen die Handlungsstrukturanalyse wohl auch in einer
Veröffentlichungsreihe “Sport, Arbeit, Gesellschaft” erscheinen konnte).
Die Forschungen zum im Sinne von motorischen Lernen, speziell in der Form
des mentalen, auf die bildhaft-innere Vorstellung vor der Bewegungsausfüh-
rung bezogenen Trainings, hatten in den 60er und Anfang der 70er Jahre ei-
nen Höhepunkt (siehe z. B. Ulich 1967 und 1971). Sie fußten auf sportpsy-
chologischen Untersuchungen der 40er Jahre, in denen erstmals festgestellt
worden war, dass beim sportlichen Werfen ein mentales Training nicht weni-
ger wirksam war als ein rein aktionales Training (vgl. Sonntag 1989, S. 78 f.).
Die empirische Feststellung, dass es zwischen im Sinne von motorischen und
geistigen Leistungen des gezielt handelnden Menschen keine scharfe Tren-
nungslinie, sondern wechselwirkende Prozesse gibt, fand im Modell der hie-
rarchisch-sequentiellen Handlungsregulation seine theoretische Fundierung
und Erklärung (vgl. Hacker 1986, S. 109 ff.):

– Aufbauend unter anderem auf kybernetisch beeinflussten, lernpsycho-
logischen Konzeptionen (Miller/Galanter/Pribram 1960 und 1973)
konnte Hacker mit seinem Modell der VVR-(Vorwegnahme-Verände-
rungs-Rückkoppelungs-)Einheit aufzeigen, wie in zielorientierten
Handlungen äußerliche Bewegungsabfolgen mit innerlichen, nicht be-
obachtbaren Vorgängen verknüpft werden können (durch Vergleich der
Resultate von Operationen mit Handlungszielen und Aufgaben, durch
Entschluss zu und geistiger Vorwegnahme von korrigierenden bzw.
weiterführenden Operationen).

– Die Handlungsregulationstheorie zeigte konstrukthaft einen Weg, wie
auch komplexe Handlungsabläufe in ein System innerer Regulations-
prozesse transformiert bzw. von diesem System, das mehrere, mitein-
ander verknüpfte Prozessebenen umfasst, reguliert (d. h. entworfen, be-
wertet, gesteuert und abgespeichert) werden.
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– Schließlich entwickelte die Handlungsregulationstheorie eine Vorstel-
lung davon, welche Funktion inneren “Programmen”, “Plänen” bzw.
“Operativen Abbildsystemen” auf diesen verschiedenen Regulations-
ebenen bei der Entwicklung gelingender Handlungen zukommt und
welche Wege bestehen, um diese kognitiven Systeme zu beeinflussen.

Neue Konzeptionen zum Training im Sinne von motorischer Fertigkeiten,
die vor allem in den 70er Jahren gezielt für industrielle Arbeitshandlungen
entwickelt und erprobt wurden, sind mit dem Sammelbegriff “psychoregula-
tiv akzentuierte Trainingsformen” zusammengefasst (Triebe/Wunderli
1976; Wunderli 1978) worden. Neben den Methoden des observativen und
mentalen Training, die schon im Bereich des Sports bekannt und bewährt wa-
ren, richtete sich das Augenmerk der Trainingsforscher unter dem Einfluss
der Handlungsregulationstheorie verstärkt auf Methoden zur Beeinflussung
höherer geistiger Prozesse. Diese konzeptionelle Ausrichtung geschah unter
anderem durch eine Erweiterung der Konzeption des mentalen Trainings um
kognitive “Zusätze”. Neben dem “imaginativen Training”, in dem noch bild-
haft-bewegungsorientierte Vorstellungsprozesse dominierten, wurden nun-
mehr auch Formen eines gezielten Durchdenkens der zu erlernenden im Sin-
ne von motorischer Tätigkeit (“kognitives Training”) und der Nutzung der
Sprache durch äußeres und inneres Mitsprechen bei der Beobachtung oder
Ausführung von Tätigkeiten (“verbales Training”; vgl. Elßner 1972, Ulich
1974) untersucht.

Handlungsregulationstheoretisch waren diese Trainingsformen vor allem
durch Vorstellungen von “mentalen Modellen” bzw. “operativen Abbildsys-
temen” als kognitive, mnestische Systeme begründet, die als innere Modelle
des Handelns und seiner Ausführungsführungsbedingungen die regulative
Struktur und den Verlauf von Handlungen maßgeblich beeinflussen. Hacker
hatte im Rahmen der HRT auch eine Modellvorstellung innerer Handlungsre-
gulationseinheiten entwickelt. Dabei wurde für unterschiedlich komplexe
Handlungseinheiten in der hierarchisch aufgebauten VVR-Handlungsstruk-
tur die Wirkung unterschiedlicher Aktionsprogramme angenommen. Ak-
tionsprogramme setzen danach bei einzelnen Bewegungen und Bewegungs-
folgen an, wirken auf höheren Handlungseinheiten in Gestalt von Hand-
lungsschemata (“zielbezogene Zusammenschlüsse von Bewegungsstereoty-
pen sowie kognitiven Routinen zu variabel einsetzbaren Programmen”) und
steuern schließlich als Pläne, Strategien und heuristische Regelsysteme das
Handeln. Für das Zusammenwirken dieser funktional unterschiedlichen Ak-
tionsprogramme im Prozess der Ausführung von Handlungen entwarf Ha-
cker sein bekanntes hierarchisches 3-Ebenen-Modell (Hacker 1986,
S. 158 ff.), bestehend aus

210



– einer intellektuellen Regulationsebene, die durch “bewusstseinspflich-
tige intellektuelle Analyse- und Synthesevorgänge verschiedenen Ni-
veaus” in der Handlungsvorbereitung ebenfalls “bewusstseinspflichti-
ge Heuristiken, Strategien und Pläne” als “Aktionsprogramme” der
Handlungsausführung erzeugt bzw. aktiviert;

– einer perzeptiv-begrifflichen Regulationsebene, die mittels “bewusst-
seinsfähiger, wahrnehmungsinterner Urteils- und Klassifikationspro-
zesse” in der Handlung Handlungsschemata aktiviert, die ebenfalls be-
wusstseinsfähig sind;

– einer im Sinne von motorischen Regulationsebene, basierend auf
“nichtbewusstseinsfähigen, kinästhetischen, orientierenden Rezeptio-
nen”, die ebenfalls nichtbewusstseinsfähige, psychisch automatisierte
Bewegungsfolgen (Fertigkeiten) auslöst.

Die Regulationsebenen sind im Hackerschen Konstrukt im Unterschied etwa
zu modularisierten Computerprogrammen nicht fest miteinander verknüpft,
sondern multipel aufeinander bezogen: “Übergeordnete Prozesse und Ak-
tionsprogramme enthalten in einer abgekürzten Form niedere, koordinieren
sie und vermögen sie dabei auch zu modifizieren ... Aktionsvorbereitende
Prozesse erzeugen Aktionsprogramme und rufen bereits erlernte Programme
ab.” Regulatorisch übergeordnete Prozesse, die bewusstseinsfähig bzw. be-
wusstseinspflichtig sind, aktivieren bzw. erzeugen danach auch Aktionspro-
gramme und Prozesse der Sensumotorik, die in hochgeübter Form eigentlich
nicht mehr bewusstseinsfähig sind. Sie öffnen, in Grenzen, sogar psychisch
automatisierte Aktionsprogramme für kognitive Zugriffe. Die Weiterent-
wicklung der mentalen Trainingsformen konnte an dieser empirisch von Ha-
cker gut belegten Modellvorstellung der Erzeugung und Koordination von
Bewegungsfolgen und operativen Stereotypen durch bewusstseinsfähige
oder -pflichtige Kognitionen passgenau anknüpfen. Als wichtigster Zu-
griffs-Schlüssel wurde das Medium der Sprache und das Sprechen herausge-
stellt, weil damit äußere, kommunikative und innere, kognitive Prozesse im
Lernprozess aufeinander abgestimmt zur Wirkung gebracht werden können.
Die trainingsbezogenen Forschungen konzentrierten sich daher vor allem
auf die Frage, wie die herkömmlichen Formen des observativen, men-
tal-vorstellungsbezogenen und praktisch-aktionalen Trainings möglichst ef-
fektiv mit sprachgestützten Trainingselementen zu verbinden seien. Wun-
derli (1978) führte entsprechende Kombinationsexperimente anhand ver-
schiedener Ausbildungsaufgaben in einer Lehrwerkstatt durch. Er stellte da-
bei fest, dass die “höheren” Trainingsformen (vor allem die Kombinationen
von mentalem und verbalem Training) eine Reduktion des aktionalen Trai-
ning erlaubten und neben diesem quantitativen Aspekt auch die Lernergeb-
nisse qualitativ verbesserten. Die quantitativen und qualitativen Zuwächse
waren generell umso deutlicher, je höher der Anteil von Informationsverar-

211



beitungsprozessen im Verhältnis zu den motorischen Leistungsprozessen in
den Aufgabenstellungen war.

Von den wissenschaftlichen Begleitern der Arbeitsstrukturierungsprojekte
des Humanisierungsprogramms wurde daher sehr schnell erkannt, dass psy-
choregulative Trainingskonzepte vor allem für Experimente der Arbeitsberei-
cherung im Bereich angelernter Produktionsarbeiter, bei denen hochrepetiti-
ve, motorische Aufgaben gezielt mit kognitiv anspruchsvolleren Aufgaben
kombiniert wurden, von Nutzen sein konnten. Für den Gestaltungsbereich
langzyklischer Montagetätigkeiten entstand beispielsweise die Methode der
kombinierten Unterweisung, bei der das aktionale Training gezielt mit psy-
choregulativen Trainingsformen verknüpft wurde und der gesamte
Lehr-/Lernprozess auf die Lernorte Methodenraum (für stärker informations-
und wissensbezogene Lerninhalte) und Produktionsarbeitsplatz (für im Sinne
von motorische Lern- und Übungsprozesse) verteilt werden konnte (Warne-
cke/Kohl 1979). Bei den an Fertigungsmaschinen in der Teilefertigung ange-
siedelten Job-Enrichment-Experimenten hatten die neu zu übertragenden Auf-
gaben (Stichwort: Vom Teileeinleger zum Selbsteinrichter) in der Regel noch
höhere Anteile an Informationsverarbeitungs- und Wissensnutzungsprozes-
sen entsprechend einer größeren Gewichtung der intellektuellen Regulations-
prozesse. Die hierfür entwickelten Konzepte wie z. B. das Sprachgestütze
Training (REFA 1987, S. 182 ff.) verzichten daher auf imaginative Trainings-
formen. Das verbale Training dominierte beim Lernen im Medienraum wie
auch beim praktischen Lernen an der Maschine; die Methode ermöglichte z. B.
auch bei lernungewohnten und lernentwöhnten, älteren Produktionsarbeitern
die Höherqualifizierung zu Selbsteinrichtern (Witzgall 1982).

Die Sprache und der trainingsbezogene Spracheinsatz machen zunächst ein-
mal die Aktionsprogramme der im Sinne von motorischen und perzep-
tiv-begrifflichen Regulationsebene zugänglich und beeinflussbar. Hacker
listet unter Bezugnahme auf die sowjetische Tätigkeitspsychologie weitere,
vor allem auf die intellektuelle Handlungsregulation gerichtete Wirkungs-
felder der Sprache und des Sprechens auf (1986; S. 258 ff.; hier verkürzt zu-
sammengefasst):

– Verschiedene motorische Ausprägungsformen des Sprechens und der
Übergang dieser Ausprägungsformen

lautes GesprächÆ lautes Sprechen für sich selbstÆ verkürztes lautes
SprechenÆ entfaltetes inneres SprechenÆ reduzierte innere Vorsät-
ze und Selbstbefehle

korrespondieren mit einem lernwirksamen Weg der Verinnerlichung
äußerer, materieller oder materialisierter Handlungen in innere Denk-
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handlungen (analog dem Interiorisationskonzept von Galperin 1973,
vgl. auch Kap. 3.2 a).

– Die Sprache ist der inhaltliche, objektivierend wirkende Zugang zur ge-
sellschaftlichen und arbeitsweltbezogenen Umwelt des Menschen. Nur
über die mit dem Spracheinsatz verbundenen Vorgänge der Abstrakti-
on, Verallgemeinerung und Begriffsbildung kann diese Umwelt in ihrer
gesellschaftlich-kulturellen Tiefe erschlossen und für Kommunika-
tions- und Veränderungsprozesse aufgeschlossen werden.

– Innere, begriffliche Selbstinstruktionen ermöglichen eine differenzier-
te Analyse von Umweltereignissen auch dann, wenn die gegebenen
Reiz- und Signalkonstellationen unübersichtlich, wenig intensiv oder
schwer zu diskriminieren sind.

– Da mit Wahrnehmungsoperationen mnestische Vorgänge eng verbunden
sind, fördert das Benennen von Situations- und Handlungsmerkmalen
nicht nur die Informationsaufnahme, sondern auch das Abspeichern von
Informationen vor allem im Langzeitgedächtnis. Begrifflich gefasste
Gedächtnisinhalte können bildhafte oder andere, nichtsprachliche Ge-
dächtniscodes erweitern, Wiedererinnerungsprozesse verbessern und
Wahrnehmungsprozesse kommunikativ besser verfügbar machen.

– Inneres Sprechen ist an der Entwicklung von Handlungszielen, am Ent-
wurf komplexerer Handlungspläne, an handlungsbegleitenden
Ist-/Sollvergleichen und bei Prozessen der Aufmerksamkeitszuwen-
dung im Handlungsverlauf beteiligt. Je schwieriger die Aufgabenstel-
lung ist, desto größer ist der unterstützende, leistungsverbessernde Ef-
fekt des Sprechens.

– Erst die sprachlich-begriffliche Durchdringung von Handlungen und
Handlungsrepräsentationen ermöglicht die Begründung, die Selbstana-
lyse und Reflexion der eigenen oder kollektiven Handlungen auf einer
metakognitiven Ebene. In diesem Sinne bewusst gewordene Handlun-
gen können nicht nur leichter und effizienter auf veränderte Ausfüh-
rungsbedingungen übertragen werden (heuristische Aufgaben), erst
auf ihrer Basis wird auch der Entwurf von Handlungen für neuartige
Ziele und Bedingungen möglich (kreative Aufgaben).

Die Entdeckung bzw. Zurkenntnisnahme des engen Zusammenwirkens von
materiellen und sprachlichen Bezügen, von äußeren und inneren Prozessen
der Handlungsregulation hatte für die Lehr-/Lernforschung zwei wichtige,
zusammenhängende Effekte: Sie ermöglichte, wie nachfolgend gezeigt wer-
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den soll, die Entwicklung von Lehr-/Lernkonzepten auch für Aufgaben mit
hohen intellektuellen Regulationsanforderungen und Wissensvoraussetzun-
gen und wies gleichzeitig neue Wege zur Analyse der mit diesen Aufgaben
verbundenen Qualifikationsanforderungen.

3.2 Exemplarische, sprachgestützte Lehr-/Lern-Konzepte
für anspruchsvolle Arbeitsaufgaben

Für unsere exemplarische Darstellung wurden zwei Konzepte ausgewählt,
die sich nicht nur hinsichtlich ihrer Herkunft, sondern vor allem auch ihrer
Zielgruppen, Vorgehensweisen, in der Rollenteilung und dazu noch in der
Form des Spracheinsatzes im Spannungsfeld von Kommunikation und “inne-
ren Sprechen” unterscheiden:

(a) Das in den 80er Jahren in der BRD entstandene Lernaufgabenkonzept
wurde ursprünglich für arbeitserfahrene, angelernte Produktionsarbeiter
mit dem Ziel entwickelt, diesem Personenkreis qualifizierte Tätigkeiten
an modernen, computergestützten Betriebsmitteln (CNC-Werkzeugma-
schinen und freiprogrammierbare Industrieroboter) zu erschließen.

(b) Das Ende der 70er Jahre in der DDR entwickelte Konzept des aufgaben-
orientierten Informationsaustauschs verfolgte ein doppeltes Ziel: Ausge-
hend von technischen Problemen sollten in einem Interaktionsprozess
Facharbeiter, Ingenieure und Arbeitswissenschaftler einerseits Problem-
lösungen finden und als Verfahrensanweisungen und Lernhilfen doku-
mentieren. Andererseits sollten die beteiligten Facharbeiter lernen, ihre
Handlungspraxis ohne unzumutbare Belastungssteigerung zu verbes-
sern.

Zu (a): Das Lernaufgabenkonzept

Das Lernaufgabenkonzept entstand, wie schon im Kapitel 2.3 vermerkt, in
den 80er Jahren in Kontext zweier Humanisierungsprojekte am Stuttgarter
Fraunhoferinstitut IAO. Beide Projekte liefen über weite Strecken parallel
und die entwickelten Qualifizierungslösungen CLAUS (für das CNC-Frä-
sen) und QIR (für das Industrieroboter-Schweißen) überschneiden sich kon-
zeptionell in vielen Punkten. In den Qualifizierungsprojekten des Instituts ab
Mitte der 70er Jahre waren umfangreiche Erfahrungen sowohl mit der Ziel-
gruppe der angelernten, teilweise lernentwöhnten Industriearbeiter als auch
mit modernen, psychoregulativ akzentuierten Trainingsmethoden gesam-
melt worden. Der Wechsel der Projekte von den 70er zu den 80er Jahren führ-
te auch zu einem Wechsel der Arbeitsaufgaben, für die Qualifizierungslösun-
gen zu entwickeln waren. Bei diesem Übergang von Aufgaben an konventio-
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nellen Werkzeugmaschinen auf solche an CNC-Maschinen und vom Hand-
schweißen zum frei programmierbaren Industrie-Schweißroboter kamen
Qualifikationsanforderungen hinzu, die die berufspädagogische und techni-
sche Fachwelt zu diesem Zeitpunkt davon ausgehen ließ, dass sich diese
Technologien nur für jüngere, up-to-date ausgebildete Facharbeiter und
Techniker eignen würde. Die arbeitsgestalterische Einsatzkonzeption der
meisten Betriebe lief daher auf eine Auftrennung in zentrale Programmierbü-
ros und Serviceeinheiten im höherqualifizierten und die dezentrale Maschi-
nenbedienung im gering qualifizierten Bereich hinaus. Die Arbeitsbereiche-
rungsexperimente der 70er Jahre schienen durch die neue Produktions-
technik ad absurdum geführt.

Die Programmieroberflächen waren bis zu Beginn der 80er Jahre noch zei-
lencodeorientiert, das heißt noch ein gutes Stück von den werkstattorientier-
ten Entwicklungen entfernt, die erst ab Ende der 80er, Anfang der 90 Jahre
sukzessive ihren Weg in die industrielle Anwendung fanden. Zusätzlich zu
der von diesen DIN-Programmiersprachen ausgehenden Anforderung, rela-
tiv komplexe Werkzeug- und Werkstückbewegungen in den abstrakten Zei-
len-Programmcode zu transformieren (und umgekehrt), wurde das maschi-
nelle Bewegungs- und Kraftübertragungssystem im Falle des Industrierobo-
ters völlig neu geschaffen, im Falle der CNC-Werkzeugmaschine teilweise
spürbar verändert und in beiden Fällen durch ein informationsverarbeitendes
System mit eigenen Gesetzmäßigkeiten erweitert. Die Konsequenzen für die
Lehr-/Lernanforderungen waren gravierend: Da der Zielgruppe – arbeitser-
fahrene, aber lernentwöhnte Industriearbeiter – nicht das in der traditionel-
len Ausbildung übliche System langwieriger, theoretischer Grund- und Vor-
kurse im maschinentechnischen, informationstechnischen und program-
mierbezogenen Bereich zuzumuten war, musste ein Weg der Ausbildung ef-
fektiver und flexibler Arbeitsverfahren (Aktionsprogramme im Sinne von
Hacker) bei gleichzeitiger Vermittlung des dazu notwendigen Grund- und
Anwendungswissens gesucht werden.

Die Handlungsregulationstheorie bot in dieser Situation das handlungs- und
kompetenztheoretische Rüstzeug einschließlich einer Vorstellung von voll-
ständigen Arbeitshandlungen nebst umfangreicher Methodenkonzepte, um
sensumotorische Fertigkeiten und effizient-flexible Handlungsformen auch
für komplexe Tätigkeiten zu fördern. Sie ließ jedoch offen, wie diese Kon-
zeptelemente didaktisch in ein Lehr-/Lernkonzept, das auch den neuen, ho-
hen Wissensanforderungen entsprechen würde, umgesetzt werden konnte.

Helmut Bell, einer der Mitentwickler des Lernaufgabenkonzepts am IAO,
führt diese “didaktische Leerstelle” der Handlungsregulationstheorie darauf
zurück, dass es sich bei ihr im Kern um eine Exteriorisationstheorie handele –
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sie erkläre primär, wie welche inneren Handlungsvoraussetzungen welche
äußeren Handlungsstrukturen und -resultate bewirkten (Bell 1994, S. 64 ff.).
Eine tätigkeitspsychologisch fundierte Komplementärkonzeption, d. h. eine
ebenfalls in der Tradition der kulturhistorischen Schule von Leontjew, Ru-
binstein u. a. stehende Interiorisationstheorie, sieht er in der von Galperin
entwickelten Theorie der “etappenweisen Ausbildung geistiger Handlun-
gen” (Galperin 1973). Er begründet seine Einschätzung damit, dass diese In-
teriorisationstheorie auf einer Grundvorstellung beruht, wonach das Lernen
als Aneignungsprozess materieller und gesellschaftlicher Gegebenheiten
und Inhalte vorzustellen sei, der grundsätzlich als Transformation äußerer
Handlungen in innere, geistige Handlungen und Strukturen verläuft. Ein
vollständig entfalteter Interiorisationsprozess wird von Galperin idealty-
pisch anhand der nachfolgend etwas verkürzt dargestellten Etappen (= Pha-
sen einer aufgabenorientierten Lernhandlung) beschrieben:

9. Die Schaffung einer Orientierungsgrundlage: Da im Falle von Lernhand-
lungen keine entwickelten operativen Abbildsysteme für die Aufgabenbe-
arbeitung verfügbar sind, aber das Verständnis und die Lösung einer Lern-
aufgabe nicht ohne eine Mobilisierung bzw. Verfügbarkeit von hinrei-
chendem Vorwissen und Vorkönnen möglich ist, entscheidet sich der
Lernerfolg schon in der ersten Etappe. In dieser Orientierungsphase ist
vom Lerner eine Vorstellung von der Aufgabenstellung und ihrer Schwie-
rigkeit, vom prinzipiellen Lösungsweg und von den zur Aufgabenlösung
schon verfügbaren Voraussetzungen zu entwickeln. Diese Vorstellung
wurde von Galperin als Orientierungsgrundlage bezeichnet. In schuli-
schen Lehr-/Lernversuchen fand Galperin heraus, dass Lehrimpulse in
Form anschaulicher, aber unzureichend erklärter Lösungs-Modellhand-
lungen zu qualitativ unzureichenden Lernergebnissen (ineffizientes Ver-
suchs-Irrtum-Lernen, Nachahmeffekte usw.) führen. Wenn diese Lehrim-
pulse in der Orientierungsphase zusätzlich mit vollständigen, algorithmi-
schen Ablaufbeschreibungen verbunden werden, wird zwar die Lerneffi-
zienz deutlich verbessert und das Aufgabenkönnen stabilisiert, aber es
fehlen die Voraussetzungen, um das Erlernte sicher auf variierte Aufga-
benstellungen übertragen zu können. Nur die pädagogischen Orientie-
rungsformen, die nicht nur lösungsnotwendiges Wissen verfügbar ma-
chen, sondern vor allem auch in eine analytische Durchdringung der Auf-
gabenstellung einschließlich einer Vordiskussion von Lösungsmöglich-
keiten hineinführen, schaffen die Voraussetzungen für Lern- und Lö-
sungsprozesse, die sich durch große Selbstständigkeit, Lösungsgüte und
Transferfähigkeit der Lernergebnisse auszeichnet (vgl. auch Geier u. a.
1975; S. 54 f.).
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10. Die Bearbeitung und Lösung der Lernaufgabe, verbunden mit einer sys-
tematischen Ausbildung der inneren, kognitiven Operationen und hand-
lungsleitenden Repräsentationen durch sprachgestützte Interiorisations-
prozesse: Mit der Orientierungsgrundlage steht beim Lerner ein System
von wissens- und verfahrensbezogenen Lösungsvoraussetzungen bereit.
Dieses kognitive System wird von ihm in den Prozess der Aufgabenbear-
beitung eingebracht, dabei auf seine Tragfähigkeit geprüft, korrigiert, er-
weitert und als operatives Abbildsystem für effiziente und flexibel ein-
setzbare Arbeitsverfahren abgespeichert. Die Verknüpfung von äußeren
und geistig-inneren Handlungsschritten bzw. der Aufbau des erweiterten
Wissens- und Könnenssystems wird von Galperin als Interiorisations-
prozess dargestellt, der bei äußeren, materiellen bzw. materialisierten (z.
B. symbolisch repräsentierten) Arbeitsformen ansetzt, diese mit kommu-
nikativen, lautsprachlich-begrifflichen Handlungsformen verbindet und
beim Übergang zum inneren, verkürzten Sprechen die äußere Handlungs-
ebene zugunsten eines inneren, kognitiven Lösungshandelns verlässt.
Dieses durch Interiorisation entstandene, innere Handeln stützt sich ab
auf die erarbeiteten, sprachlich-begrifflichen Deskriptionen und Ab-
straktionen und besitzt immer noch Kopplungen mit dem äußeren Lö-
sungshandeln. Dadurch ist ein flexibler Wechsel von der inneren Tätig-
keit hin zu Schritten der praktischen Aufgabenbearbeitung und wieder
zurück möglich.

11. Die Entwicklung einer lösungsbegleitenden und die Aufgabenbearbei-
tung abschließenden Kontrollhandlung: Im Prozess der Aufgabenbear-
beitung finden Soll-/Ist-Vergleiche statt, bei denen vom Lerner nicht nur
der jeweilige Stand der Aufgabenlösung mit der Zielstellung, sondern
auch das verfügbare Wissen und Können mit den jeweiligen Erfordernis-
sen abgeglichen wird. Nach Abschluss der Aufgabenbearbeitung ist die
Lösungsgüte mit dem möglichen Resultat, dass erneut in die Aufgaben-
bearbeitung eingestiegen werden muss, zu überprüfen. Die abschließen-
de Kontrollhandlung kann dann, wenn sich neue Lernaufgaben oder
Transferhandlungen anschließen, in den Prozess der Herausbildung der
dafür notwendigen Orientierungsgrundlagen einmünden.

Die recht weit reichenden Konsequenzen dieser Galperinschen Interiorisa-
tionstheorie für die Entwicklung von Lehr-/Lernkonzepten können in folgen-
den Punkten zusammengefasst werden:

– Die theoretischen und praktischen Lerninhalte sind nicht getrennt zu
vermitteln, sondern in Aufgabenstellungen (= Lernaufgaben) einzu-
bringen, die die Fachtheorie und Arbeitspraxis im Lösungsprozess zu-
sammenführen und eine integrative Aneignung unterstützen. Die Lern-
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aufgaben müssen hinsichtlich ihres Schwierigkeitsgrades in der “Zone
der nächsten Entwicklung” der Lernenden liegen; das heißt, dass ihre
Lösung nicht ohne aktive Lernerzuwendung und Lernanstrengung ge-
lingen kann, aber auch nicht eine massive Unterstützung des “Lehrers”
voraussetzt . Der “Lehrer” muss also zunächst als Lernaufga-
ben-Konstrukteur tätig werden.

– Bei der Bearbeitung der einzelnen Lernaufgaben ist gezielt die Heraus-
bildung und auch die Verinnerlichung einer Phasenstruktur zu unter-
stützen. Diese Ablaufstruktur soll bei der Herausbildung optimaler
Orientierungsgrundlagen ansetzen, darauf aufbauend eine Verknüp-
fung von praktischen und sprachlich-begrifflichen Lösungshandlun-
gen sicherstellen, in eine kognitiv-begriffliche Auseinandersetzung
mit der Aufgabenstellung einmünden und schließlich lösungsnotwen-
dige und den Transfer verbessernde Kontrollprozesse stimulieren. Die
Hauptaktivitäten im Arbeits- und Lösungsprozess liegen beim “Ler-
ner”, der “Lehrer” hat methodische Unterstützungsfunktionen und
macht erforderlichenfalls neues Wissen verfügbar.

– Das Aufgabenwissen wird in verschiedenen Abstufungen und Abstrak-
tionsgraden in den Prozess der Lernaufgabenbearbeitung eingespeist.
In der Phase der Herausbildung von Orientierungsgrundlagen geht es
erstrangig um lösungsnotwendiges Wissen. In methodischer Hinsicht
müssen die Lerner in die Lage versetzt werden, die Lernaufgabe und
ihre Zielstellung zu verstehen, die damit verbundenen Schwierigkeiten
zu erkennen und eine grobe Vorstellung von Lösungsmöglichkeiten
und -wegen auszubilden. In sachlich-fachlicher Hinsicht müssen vom
“Lehrer” vor allem die Kenntnisse vermittelt werden, ohne die eine
praktische Aufgabenlösung nicht möglich ist, die aber gleichzeitig vom
Lerner unter den gegebenen Umständen nicht eigenständig im Vorgang
der Aufgabenlösung erworben werden können.

– In der Phase der praktischen und sprachlich-begrifflichen Aufgabenlö-
sung wird dieses Aufgabenwissen, z. B. über bereitstehende Medien,
gezielt ergänzt. Im Vordergrund steht jedoch die Herstellung von hand-
lungsbezogenen Verbindungen zwischen methodischem und gegen-
standsbezogenem Wissen – das heißt die Entstehung von Aufgabenkön-
nen – und die Bildung symbolischer und sprachlich-begrifflicher Ab-
straktionen.

– Die Kontrollphase der Lernhandlung eignet sich besonders gut, um das
schon erarbeitete Aufgabenwissen vor dem Hintergrund der Aufgaben-
lösung(en) zu bewerten und gezielt zu vertiefen. Neben apersonalen
Medien fungiert hier der “Lehrer” als Informationsquelle. Nicht weni-
ger wichtig ist die in dieser Phase erfolgende Rückmeldung an den Ler-
nenden über seinen Lernerfolg. Die Lernaufgabe ist optimal konstru-
iert, wenn die Lösungsgüte der Aufgabenstellung direkt mit der Höhe
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des Lernerfolgs korrespondiert. In diesem Fall wird eine zusätzliche
Lernerfolgskontrolle hinfällig.

Umfangreichere Fachgebiete und Aufgabenfelder wie die der CNC-/Indu-
strieroboter-Fertigungstechnik lassen sich natürlich nicht in Einzel-Lernauf-
gaben erschließen. In diesen Fällen sind demnach Lernaufgabensysteme zu
entwickeln, die optimalerweise so zusammengesetzt sind, dass der erfolgrei-
che Abschluss der einen Lernaufgabe als Orientierungsgrundlage für die sich
jeweils anschließende Lernaufgabe wirkt. Auch für diese Anschluss-/Über-
gangs-Struktur sind verschiedene Lösungen denkbar. Mit dem Prinzip der
genetischen Herausbildung vollständiger Handlungen, wie es von Fisch-
bach und Notz (1980) und Volpert (1985) vorgeschlagen worden war, kam
eine besonders geeignete Lösung “auf den Tisch”. In der Konsequenz soll
schon die erste, elementare Lernaufgabe inhaltlich alle Grundelemente der
vollständig entfalteten Arbeitshandlung enthalten. Diese Grundstruktur
wird von Lernaufgabe zu Lernaufgabe vervollständigt, differenziert und ab-
strahiert, bis schließlich in der letzten Lernaufgabe die vollständig-komple-
xe Aufgabenstellung bearbeitet und als Aufgabenwissen und -können ange-
eignet werden kann. Im Falle der CNC-Fertigungstechnik wurde im
CLAUS-(CNC-Lernen Arbeit und Sprache)Projekt daher – für eine Qualifi-
zierungssystem von insgesamt vier Wochen – ein aus fünf praktischen Auf-
gaben zunehmender Komplexität bestehendes Lernaufgabensystem entwi-
ckelt, das schon in der ersten Aufgabenstellung (Geraden sticheln) grundle-
gende Handlungselemente (Zeichnung lesen – Konturelemente bestimmen –
Geradendefinition – Transfer ins Koordinatensystem – Absolutmaße – Achs-
bewegungen – G-Funktionen im CNC-Programm) fachtheoretisch aufnimmt
und handlungspraktisch umsetzt (Krogoll/Pohl/Wanner 1988, S. 44 f.).
Schon am zweiten Kurstag wird hierfür das erste Programm geschrieben und
damit das erste Werkstück gefertigt. In konventionellen CNC-Kursen wer-
den dagegen die Teilnehmer frühestens nach mehreren Theoriewochen zum
ersten Mal an die CNC-Werkzeugmaschine gelassen.

Im QIR-Projekt wurde vor dem Hintergrund der Anforderung, für einen sehr
komplexen Inhalts- und Tätigkeitsbereich ein in drei Lehrgangswochen an einer
beruflichen Schulungsstätte absolvierbares Curriculum zu erstellen, eine andere
Makrostruktur des Lernaufgabensystems entwickelt (Korndörfer 1987;
Bell/Brüning 1988). Diese Struktur ist durch eine Aufeinanderfolge der Lern-
aufgaben entlang einer Modularisierungsstruktur der umfangreichen Lerninhal-
te gekennzeichnet, die abschließend in praktischen Übungs- und Prüfungsauf-
gaben an industrieüblichen Schweißrobotern zusammengefasst werden.

Die am Galperinschen Interiorisationsprinzip orientierte Bearbeitung der
einzelnen Lernaufgaben – Brüning (1987) spricht hier von der Mikrostruktu-
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rierung des Qualifizierungsprozesses – wurde im Falle von CLAUS vor allem
durch eine Kombination von regelorientiertem und sprachorientiertem Ler-
nen an der praktischen Aufgabenstellung realisiert. In Pilotkursen wurden
innerhalb der Lernaufgaben die besonders leistungskritischen Teiltätigkei-
ten und die damit verbundenen kognitiven Operationen eingegrenzt und für
diese aufgaben- und lernerfolgskritischen Operationen – weit möglichst in
der Lerngruppe – Lernhilfen entwickelt. Dazu zählten unter anderem Regel-
systeme (bezeichnet als Verfahrensvorschriften, die über Weg, Bedingungen
und Mittel zum Ziel orientieren), die, auf Lernkarten niedergeschrieben, im
sprachgestützten Trainings sowohl im Qualifizierungsraum als auch in der
Werkstatt an der CNC-Maschine Einsatz fanden. Aufgabenbegleitend und
-abschließend wurden die Adressaten zu verbalen Handlungsbegründungen
aufgefordert, um in der “Lehrer”-Lerner-Interaktion auch den Grad des Lö-
sungsbewusstseins und der herausgebildeten kognitiven Arbeitsverfahren
festzustellen und zu ergänzen.

Das für das QIR-Lernaufgabensystem entwickelte 4-Etappenmodell der Mi-
krostrukturierung des Lehr-/Lernprozesses sieht vier funktional unter-
schiedliche, aufeinander folgende Etappen vor (Bell 1994, S. 233 ff.):

– Etappe 1 – Lernproblemorientierung: Entsprechend der Orientierungs-
grundlagentheorie wird z. B. in einem Unterrichtsgespräch oder im
Rahmen eines “aufgabenorientierten Informationsaustausches” (vgl.
die nachfolgende Konzeptdarstellung) eine gemeinsame Vorstellung
von der Aufgabenstellung und den damit verbundenen Lernschwierig-
keiten entwickelt, es wird lösungsnotwendiges Aufgabenwissen einge-
speist und der grundsätzliche Lösungsweg vordiskutiert.

– Etappe 2 – Praktische Realisierung: Anhand einer komplexitätsredu-
zierten Vorform der Lernaufgabe erfolgt eine erste praktische Erpro-
bung des verfügbaren Aufgabenwissens und -könnens.

– Etappe 3 – Verbal-mentale Nachbereitung: Entstandene Fragen und
Probleme werden aufgearbeitet, es folgt ein Memorieren und Verbali-
sieren des Wesentlichen und ein Strukturieren des Wissens. Zur Vorbe-
reitung auf die nächste Etappe werden Heuristische Regelsysteme ent-
wickelt bzw. wieder ein aufgabenorientierter Informationsaustausch
eingelegt.

– Etappe 4 – Praktische Verfestigung mit Lernzielkontrolle: Weitgehend
eigenständig wird die vollständige, praktische Lernaufgabe bearbeitet,
eventuell ergänzt um die Bearbeitung einer gesonderten Kontrollaufga-
be. Es ist ein flexibler Übergang zwischen Einzel- und Gruppenarbeit
möglich.
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Zu (b): Der aufgabenorientierte Informationsaustausch

CLAUS und QIR machen deutlich, dass vor allem bei komplexeren Aufga-
benstellungen und einer hohen Diskrepanz zwischen den gegebenen Qualifi-
kationen der Adressaten und den neuen Anforderungen eine sehr gute aufga-
benanalytische Vorbereitung durch Experten unumgänglich, aber auch sehr
aufwändig ist (siehe auch das nächste Kapitel). Wenn es um komplexe Ar-
beitsaufgaben geht, bei denen die Beschäftigten die jeweiligen fachlichen
Grundlagen hinreichend beherrschen und gleichzeitig genügend Aufgaben-
erfahrung besitzen, besteht die Möglichkeit, häufig sogar die Notwendig-
keit, die Qualifizierungsinhalte im Sinne einer “Einheit von Ermittlung und
Vermittlung” (Hacker/Skell 1993, S. 324) zu gewinnen. In diesen Fällen zielt
Qualifizierung in der Regel darauf ab, technische oder organisatorische Pro-
zesse zu entstören, Fehlerquoten zu senken oder Neuerungen in die gegebe-
nen Abläufe zu integrieren bzw. diese zu flexibilisieren. Das dazu notwendi-
ge Aufgabenwissen ist in der Regel bei den direkt und indirekt Aufgabenver-
antwortlichen vorhanden, aber nicht abgestimmt, ungenügend kommuniziert
und ungleich verteilt. Kollektiv geteilte Wissenslücken müssen zunächst he-
rausgearbeitet werden, bevor sie gezielt z. B. durch Experten geschlossen
werden können.

Schon ab Mitte der 70er Jahre wurden von Neubert und Tomczyk (tätig an der
Arbeitshygienischen und Arbeitspsychologischen Untersuchungsstelle Des-
sau) Untersuchungen zur Gestaltung von Gruppenprozessen der “kollektiven
Ermittlung und Vermittlung von Regulationsgrundlagen” am Beispiel der
“Bestimmung von Strategien zur angemessenen Fehlerursachenidentifizie-
rung für die Tätigkeit von Farbdruckern bei der Fußbodenbelagherstellung”
vorgenommen (Tomczyk 1980). Diese Untersuchungen basierten auf der
Einschätzung, dass eine Ermittlung zuverlässiger Fehlerdaten im gegebenen
Fall einerseits sehr arbeitsaufwändig sei und dass andererseits ein kollekti-
ver Ansatz die Lösungswahrscheinlichkeit deutlich erhöhen würde. Als
grundsätzliche Vorgehensweise wurden “Neuererkollektive” aus erfahrenen
Farbdruckern gebildet, mit der Aufgabe, Regeln, Techniken und Verfahrens-
weisen zur optimierten Aufgabenerfüllung zu erarbeiten, selbst umzusetzen
und für die Qualifizierung weiterer Arbeitskräfte zu dokumentieren.

Die bei diesem Projekt gemachten, sehr positiven Erfahrungen – das Vorge-
hen wurde zunächst als “Regulationsorientiertes Handlungstraining be-
zeichnet” – wurden dann als Methode des Aufgabenorientierten Informa-
tionsaustausches (AI) verallgemeinert und einschließlich des aufgabenana-
lytischen Instrumentariums dargestellt (Neubert/Tomczyk 1986). Die
grundsätzliche Vorgehensweise (siehe auch Hacker/Skell 1993; S. 325 ff.)
umfasst folgende Schritte:
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– Bildung von Kollektiven/Problemlösegruppen aus Personen unter-
schiedlicher Qualifikation, aber mit gemeinsamen Aufgaben- oder Pro-
blembezug, ergänzt um Spezialisten, auf Basis ausdrücklicher Freiwil-
ligkeit;

– Zuordnung von Gruppenmoderatoren, die z. B. auf Grundlage einer ar-
beitspsychologischen Qualifikation fachlich in der Lage sein sollen,
die jeweilige Problemstellung analytisch einzugrenzen und sich selbst
hinreichend einzuarbeiten;

– moderierte Gruppenarbeit im Rahmen maximal zweistündiger Treffen
mit vereinbarten Diskussions- und Arbeitsregeln, eventuell ergänzt um
Befragungen und vertiefende Begleituntersuchungen;

– Erprobung der erarbeiteten Maßnahmen und Rückmeldung über/Be-
wertung der Erprobungsresultate in der Gruppe;

– Beendigung der Gruppenarbeit auf Grundlage einer gemeinsamen Be-
wertung des Arbeitsergebnisses.

Im Unterschied etwa zu Qualitätszirkelkonzepten ist der Lerngewinn der Be-
teiligten und weiterer Arbeitskräfte ein ausdrückliches Ziel des AI. Neben
Formen der Veranschaulichung von Sachverhalten findet das Lernen in ers-
ter Linie auf der Grundlage sprachlich gefasster Kognitionen und Informa-
tionen statt. Die Verbalisierung regt nicht nur Interiorisationsprozesse an,
sie fördert auch analytisches, abstrahierendes und selbstreflexives Denken
(Bergmann 1999; S. 148). Die Diskussions- und Arbeitsergebnisse werden
möglichst in einer Form dokumentiert, die nicht nur den Arbeitsfortschritt
festhält, sondern z. B. direkt für ein Selbstinstruktionstraining mit Heuristi-
schen Regeln genutzt oder bei nicht am AI direkt beteiligten Lernern für ein
regel- und sprachgestütztes Training oder eine Selbstqualifizierung Verwen-
dung finden kann. Die höchsten Lerngewinne wurden erwartungsgemäß bei
den Personen festgestellt, die sich direkt und sehr aktiv am AI beteiligt hat-
ten. Geringere, aber immer noch hochsignifikante Lerneffekte waren auch
bei den nicht direkt am AI beteiligten Lernern nachweisbar. Die anfänglich
bei den Beschäftigten vorgefundene Leistungsstreuung konnte auf einem hö-
heren Durchschnittsniveau reduziert werden. Die Umsetzung der Arbeitser-
gebnisse in die Arbeitspraxis führte in der Regel auch zu den erwünschten Ef-
fektivitätssteigerungen, ohne dass sich – unter DDR-Arbeitsbedingungen –
die Belastung der Arbeitskräfte erhöhte.

Das Konzept der aktiven Beteiligung der Adressaten an der Analyse der Pro-
blem- und Aufgabenstellung sowie bei der Erarbeitung von Lernhilfen und
-dokumenten wurde methodisch auch in das Lernaufgabenkonzept eingear-
beitet. Krogoll hat beispielsweise im Rahmen seines ALFA-(Aufgabenorien-
tiertes Lernen für die Arbeit)Systems ein Multiplikatorenverfahren entwi-
ckelt, das sich auch für den Einsatz in kleineren und mittleren Betrieben eig-
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net (Krogoll 1998, S. 148 ff.). Dabei werden unter arbeitspädagogischer An-
leitung kleine Teams aus einerseits Leitungs- und Fachpersonal und ander-
seits Aufgabenverantwortlichen gebildet, die gemeinsam die qualifizie-
rungsrelevante Arbeitsaufgabe analysieren, als Gesamtlernaufgabe darstel-
len (und dabei gleichzeitig optimieren) und dann genetische Vorformen die-
ser vollständigen, aufgabenbezogenen Handlung zusammen mit Orientie-
rungs- und Trainingsmaterial entwerfen. Das gemeinsam erarbeitete Lern-
aufgabensystem wird zunächst pilotiert und verbessert; beim anschließen-
den Breiteneinsatz werden die Multiplikatoren auch dadurch aktiv, dass sie
weitere Mitarbeiter als Trainer anleiten und coachen.

Obwohl sich der AI-Ansatz auf die Handlungsregulationstheorie bezieht
(freilich ohne diese zu verändern oder Weiterentwicklungen zu bewirken),
lassen sich bei ihm unschwer Merkmale interaktionistischer und konstrukti-
vistischer Konzepte ausfindig machen (vgl. Baitsch 1998, S. 281 ff.). Beim
AI füllen alle Beteiligten, auch der Moderator, prinzipiell sowohl eine “Leh-
rer-” als auch eine Lerner-Rolle aus. Die Gemeinschaft der “Lehrer” und Ler-
ner setzt sich aus Personen unterschiedlicher Qualifikationsrichtungen zu-
sammen, deren Qualifikationsniveau mehr oder weniger angeglichen ist. Nur
nach erfolgter Einigung auf eine gemeinsam geteilte Lernproblematik (vgl.
Holzkamp 1995, S. 510), mittels gemeinsamer Lernanstrengungen und durch
das Einbringen des jeweils besonderen Wissens – vor allem anhand der
Spannweite “ModeratorÖAufgabenpraktiker” wird dies deutlich – kann ein
optimales Ergebnis erzielt werden. Nicht nur die in der Sache selbst liegende
Problematik, sondern auch die damit verbundenen Transfer- und Anwen-
dungsprobleme können an der passenden Stelle in den kooperativen Lernpro-
zess eingebracht werden, zusätzlich zum sachbezogenen Lernen ist der eige-
ne Beitrag und Lernerfolg zu reflektieren. Eventuell werden subjektive Wer-
te tangiert und Emotionen frei.

3.3 Beiträge der Handlungsregulationstheorie
zur Qualifikationsforschung

In der im Kapitel 3.1 schon erwähnten Konzeptstudie, die 1974 den “Ein-
stieg” von Walter Volpert in die Handlungsregulationstheorie markierte, for-
mulierte er die Erwartung, mit Hilfe dieser Theorie könne die Entwicklung
eines Analyseverfahren gelingen, das in der Lage sei, “ ... Tätigkeitsmerkma-
le so zu formulieren, dass diese ohne Transformation (aber ggf. bei inhaltli-
cher Konkretion) unmittelbar als Lernziel gelten können, also selbst ein Sys-
tem von erwerbbaren Qualifikationen – von speziellen kognitiven und im
Sinne von motorischen Fertigkeiten bis hin zu ‘prozessunabhängigen’ Merk-
malen – konstituieren. Die Handlungsstrukturanalyse und das klassifikatori-
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sche Gerüst der Qualifikationsforschung fallen somit in eins. ‚Nach’ der
Handlungsstrukturanalyse folgt keine spezielle ‘Qualifikationsanalyse’,
sondern bereits ein System der ‘Lernwege’ – der Curricula und der Lernpro-
gramme – zur Erreichung der einzelnen Lernziele sprich Tätigkeitsmerkma-
le.” (Volpert 1983, S. 72) Der Hintergrund dieser Zielformulierung war die
Kritik an den bis dato in der Berufsbildungs- und Arbeitsforschung maßgeb-
lichen Verfahren zur Qualifikationsbestimmung, bei denen in der Regel all-
gemeine, strukturelle Merkmale einer Arbeitstätigkeit durch den Vorsatz
“Fähigkeit zu” in Arbeits- und Berufsanforderungen umgemünzt wurden.
“Ein solcher Kurzschluss auf ‘hinter’ den Tätigkeitsmerkmalen gelegene Fä-
higkeiten erscheint jedoch sehr problematisch: Auf diese Weise ist für jede
beliebige Tätigkeit eine beliebige psychische Kraft, Fähigkeit, Bereitschaft
oder ein Vermögen konstruierbar. Warum soll beispielsweise die psychische
Bedingung für das Kochen eines leckeren Puddings nicht das ‘Puddingkoch-
vermögen’ sein?” (Volpert 1983, S. 71).

Die Erwartungen an die Lösefähigkeit für das genannte Problem eines
Schlusses von Tätigkeitsmerkmalen auf mess- und vermittelbare Qualifika-
tionen richteten sich vor allem deshalb auf die Handlungsregulationstheorie
(HRT), insofern diese nach den bahnbrechenden Forschungen von Winfried
Hacker in der Lage war, für – auf zielgerichtete, gegenstandsbezogene Ar-
beitstätigkeiten eingegrenzte – Handlungen eine die äußeren und inneren Tä-
tigkeitsmerkmale einschließende Modellvorstellung der Handlungserzeu-
gung, -regulation und mentalen Abspeicherung zu liefern. Tippelt, der die
Volpertsche Entwicklungslinie für die Ausbildungsordnungsforschung im
Bereich von Verkaufsberufen aufnahm, sprach unter Bezugnahme auf die
“inneren”, qualifikationsrelevanten Tätigkeitsmerkmale konsequenterweise
auch von einem HRT-Konzept der Handlungskompetenz, verstanden als
“Gesamtheit der einem Individuum zur Verfügung stehenden Regel- und Ele-
mentensysteme zur Erzeugung realisierbarer Pläne und Aktionsprogramme”
(Tippelt 1981, S. 645).

Das Volpertsche Konzept sah insgesamt sieben Analysestufen bis zum Ziel
der “Formulierung einer aufgabenspezifischen Lernzielhierarchie” mit ei-
nem zweistufigen Kernstück vor. In diesem Kernstück sollte mit Hilfe der
HRT zunächst die äußere Aufgabenstruktur mit ihren Entscheidungspunkten
und objektiven Freiheitsgraden und daran unmittelbar anschließend die inne-
re, hierarchische Aufgabenstruktur bis hin zur Darstellung regulationsebe-
nenspezifischer Aktionsprogramme untersucht werden. Die dabei gefunde-
nen Handlungsmerkmale sollten wiederum den Ausgangspunkt für die For-
mulierung von Lernzielen im Rahmen einer Lernzielhierarchie – beginnend
bei Fertigkeiten auf niederen Handlungsebenen bis zu verallgemeinerten Ar-
beitsverfahren – bilden. Diese Lernzielhierarchie sollte auch die Lernwege
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konstituieren, indem “relativ universell erforderliche Teile” vornehmlich
Bildungsprozesse begründen, aufgabenspezifische Ebenenelemente dage-
gen in aufgabennahe Qualifizierungsmaßnahmen einmünden sollten.

Diese von Volpert entwickelten Zielstellungen wurden von uns relativ aus-
führlich dargestellt, weil im Bereich der Qualifikationsforschung und der
Lehr-/Lernpraxis unzweifelhaft ein echter Bedarf nach Verfahren zur analy-
tischen Bestimmung lernrelevanter Handlungsmerkmale wie auch zur Ein-
schätzung von Lernerfolgen anhand von Handlungsqualitäten besteht. Dabei
sind sowohl “große” Vorhaben wie die Neuordnung von Ausbildungsberufen
angesprochen, die immer noch weitgehend mittels Einschätz- und Konsens-
bildungsverfahren von Fachexperten erfolgen. Aber auch kleinere Projekte
wie z. B. die Bestimmung von Qualifizierungsinhalten für neue Arbeitsstruk-
turen oder Techniken in Klein- und Mittelbetrieben einschließlich der daran
anschließenden Verallgemeinerung für Bildungswerke bedürfen einer analy-
tischen Fundierung, die sich nicht mit der von Volpert beklagten “Ummün-
zung” von Tätigkeits- oder Technikmerkmalen zu Qualifikationen und Lern-
inhalten begnügt (vgl. auch Sonntag 1987; S. 84 ff.).

Keines der heute im deutschsprachigen Raum öffentlich verfügbaren und mit
der HRT verbundenen (oder unverbundenen) Analyseinstrumente vermag
die von Volpert aufgestellte, eingangs wiedergegebene Anforderung in vol-
lem Umfange zu erfüllen. Relativ nahe kam ihr aus unserer Sicht eine sehr
aufwändige, arbeitsanalytische Vierstufenmethodik (kein standardisiertes
Verfahren!), die von Bärbel Matern an der TU Dresden nicht primär für quali-
fikatorische Zwecke, sondern für verschiedene arbeitspsychologische Be-
wertungs- und Gestaltungsanliegen entwickelt wurde (Matern 1983, S. 77 ff.
und Hacker/Skell 1993, S. 51 ff.). Diese Methodik zielt darauf ab, auf der
Grundlage einer Auftrags- und Aufgabenanalyse (bezogen auf die äußere
Handlungsstruktur, weitgehend personenunspezifisch) eine Tätigkeitsana-
lyse (bezogen auf die Aufklärung der inneren Handlungsstruktur, stärker
personenbezogen) durchzuführen. Im Ergebnis eventuell noch ergänzender,
experimenteller Analysen können “leistungsbestimmende” Aufgaben- und
Tätigkeitsbestandteile vor allem auf der intellektuellen Regulationsebene
bestimmt, inhaltlich und anhand von Qualifikationsmerkmalen beschrieben
und als Lerninhalte, gleichzeitig Lernziele identifiziert werden. Diese Lern-
inhalte gelten allerdings zunächst nur für die jeweilige Aufgabe und die da-
mit verbundenen Ausführungsbedingungen. Die Formulierung von unspezi-
fischeren Lerninhalten und Qualifikationsmerkmalen erfordert eine Extra-
polation der einzelaufgabenspezifischen Anforderungen auf die Aufgaben-
klassen und eine Zuspitzung der Qualifizierung auf “komplexe Arbeitsver-
fahren” (quasi Meta-Arbeitsverfahren), die das Beherrschen dieser Aufga-

225



benklassen unter variierenden Ausführungsbedingungen ermöglichen (vgl.
auch Hacker/Skell 1993, S. 71 ff.).

Eine standardisierte Variante der Vier-Stufen-Analysemethodik stellt das
TBS (Hacker/Iwanowa/Richter 1983) dar. Mit diesem “Tätigkeitsbewer-
tungssystem” wurde von anderer Seite der Anspruch verbunden, die Lernför-
der l ichkei t von Arbei ts tä t igkei ten anhand der Ausprägungen der
TBS-Rating-Skalen bewerten zu können (Pack 1993). Dieses Verfahren von
Jochen Pack basiert auf Mindestausprägungswerten für alle fünf Anforde-
rungsdimensionen des TBS (Lernen – Denken – Verantwortung – Kooperati-
on – Vollständigkeit), die ausgehend von der “durchschnittlichen Qualifika-
tionsausstattung gewerblicher Arbeitnehmer” empirisch abgeleitet wurden.
Die Dimension “Lernen” setzt sich dabei aus drei Skalen zusammen, mit de-
nen eingestuft werden kann, welche “berufliche Vorbildung” für die betref-
fende Tätigkeit in der Regel gefordert wird, inwieweit diese berufliche Vor-
bildung in der Tätigkeit auch genutzt wird und ob die jeweilige Arbeitsaufga-
be eine fortlaufend-regelmäßige Erweiterung der Kenntnisse, Fertigkeiten
und Fähigkeiten erfordert. So wie diese speziellen TBS-Skalen operationali-
siert sind, lassen sich mit ihnen entweder gesellschaftliche Normen wieder-
geben (beispielsweise dahin gehend, dass für die betreffende Aufgabe i. d. R.
Facharbeiter eingesetzt werden) oder Einschätzungen anhand von Stellen-
merkmalen vornehmen (Wie oft sollten Qualifizierungsmaßnahmen stattfin-
den, um die betreffende Aufgabe forderungsgerecht wahrzunehmen?). Die
für die analysierte Aufgabe erforderlichen Fachkenntnisse werden nicht in-
haltlich bestimmt, sondern formal-regulationstheoretisch anhand der Frage,
ob diese im Ergebnis psychischer Automatisierungsprozesse fertig im Ar-
beitsprozess abrufbar sind oder aber im Rahmen der intellektuellen Hand-
lungsregulation gezielt aktiviert, ausgesucht und abgeleitet werden müssen.
Die Bestimmung von Qualifizierungszielen und -inhalten wird demnach mit
dem TBS bestenfalls indirekt unterstützt.

Die Parallelentwicklung zum TBS fand im Rahmen eines Grundlagenfor-
schungsprojektes im HdA-Programm mit dem ursprünglichen Titel “Ent-
wicklung eines Verfahrens zur Identifizierung lernrelevanter Aspekte der
Arbeitstätigkeit” am Volpertschen “Institut für Humanwissenschaft in Ar-
beit und Ausbildung” an der TU Berlin statt. Das Ergebnis war VERA, ein
“Verfahren zur Ermittlung von Regulationserfordernissen in der Arbeitstä-
tigkeit”, das dazu anleitet, die mit einer gewerblichen Arbeitsaufgabe ver-
bundenen Denk- und Planungsprozesse systematisch zu untersuchen und an-
hand einer Skala hinsichtlich des erreichten Regulationsniveaus einzustu-
fen. Die theoretische Grundlage dieser Einstufungsprozedur bildet ein von
Rainer Oesterreich entwickeltes, handlungskontrolltheoretisch modifizier-
tes Fünf-Ebenen-Modell der Handlungsregulation, welches die zweite, per-
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zeptiv-begriffliche Regulationsebene des Hackerschen Modells negiert und
dafür dessen intellektuelle Regulationsebene auffächert und erweitert (Oes-
terreich 1981). VERA wurde später um ein Komplementärverfahren RHIA
(Verfahren zur Erfassung von Regulationshindernissen in der Arbeit) und um
mehrere Spezialverfahren auch für Aufgaben außerhalb der industriellen
Produktion erweitert (vgl. Oesterreich 1994), jedoch ohne sich Volperts ur-
sprünglicher Zielstellung aus der “Handlungsstrukturanalyse” wieder we-
sentlich anzunähern.

Im Rahmen eines dritten Grundlagen-Projekts an der Universität München
unter Leitung von Ekkehard Frieling wurde ab Ende der 70er Jahre das Ziel
der Entwicklung eines Tätigkeitsanalyse-Inventars verfolgt (TAI; Frieling
u. a. 1984). In diesem Vorhaben kam es unter anderem zur Entwicklung eines
Instrumententeils zur Analyse von Qualifikationsanforderungen (Wöcherl
1984; Sonntag/Heun/Benedix 1987, S. 96 ff.). Dieser TAI-Q hat folgenden
Aufbau, der schrittweise zur Einstufung von qualifikationsbezogenen Anfor-
derungsskalen hinführt:

– Verankerung der Tätigkeit:
Verantwortungsbereich – Einordnung – Abhängigkeiten (95 Items)

– Inhalt der Tätigkeit: Bearbeitete Aufgaben – Ergebniserzeugung – Pla-
nung – organisatorische Steuerung – Leistungs- und Problemlöseergeb-
nisse – Beurteilungen und Entscheidungen – Ziel- und Entscheidungs-
konflikte (392 Items)

– Phasen im Ablauf der Bearbeitung der Aufgaben: Bearbeitung kurzfris-
tiger Aufgaben/Bearbeitung langfristiger Aufgabenstellungen (108
Items)

– Erforderliche Qualifikationen: Denkleistungen – Kenntnisse – Fertig-
keiten – körperliche Beanspruchung (184 Items)

– Allgemeine stellen- und personbezogene Merkmale: Eingangsqualifi-
kationen – Anlernung, Einarbeitung, Weiterbildung – Betriebs- und
Stellenzugehörigkeit – manifeste Personmerkmale (109 Items)

Die mit dem TAI-Q verbundene Anforderung, insgesamt 888 Ordinalskalen
(speziell für industriell-gewerbliche Tätigkeiten) sukzessive durchzuarbei-
ten, um im Endergebnis dann über ein sehr umfassendes und differenziertes,
aber noch nicht aggregiertes und bewertetes Qualifikationsanforderungspro-
fil verfügen zu können, macht aus unserer Sicht vor allem eines deutlich: Die
Anwendung der HRT (einschließlich ergänzender kognitionstheoretischer
Ansätze) ist in der Qualifikationsforschung möglich und sinnvoll; dies haben
auch mehrere Praxiseinsätze der Erprobungsversion im Bereich der Ausbil-
dungsforschung ergeben (vgl. auch Sonntag/Wöcherl 1985). Diese Anwen-
dung bringt aber einen hohen Aufwand der Erhebung und Auswertung und
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nicht weniger hohe Voraussetzungen bei der methodisch-fachlichen Qualifi-
kation des Analytikers mit sich. Der Erhebungsaufwand des TAI-Q hätte si-
cher im Ergebnis einer Standardisierung des Verfahrens, die zugunsten einer
anders gerichteten analytischen Zielsetzung (Analyse der informatorischen
Belastung) des Gesamtverfahrens TAI ausblieb (Frieling u. a. 1984; Facaoa-
ru/Frieling 1985), reduziert werden können, bliebe dann aber immer noch be-
trächtlich. Die heutigen, rechnergestützten Contentmanagement- und Aus-
wertungstechnologien könnten dabei helfen, die Erhebungstätigkeit besser
zu strukturieren und sinnvoll zu kanalisieren, inhaltliche Querbezüge trans-
parent zu machen und die Auswertung teilweise zu automatisieren.

Zweitens wird wiederum deutlich, dass derartig tief gehende, differenzierte
Analysen nur durch eine äußerst enge Zusammenarbeit des Analytikers und
der Personen, deren Tätigkeit den Gegenstand der Analyse bildet, machbar
sind. Die klassische Auftrennung in objektive, bedingungsbezogene und
subjektive, personen- und fallbezogene Analysen (Gablenz-Kolakovic
1981) wird damit relativiert, zumal bei komplexen und relativ seltenen, aber
eventuell für die Qualifikationsforschung besonders aufschlussreichen Auf-
gaben und Tätigkeiten der Schluss von der jeweiligen Untersuchungssituati-
on und -person auf Anwendungsfelder und berufliche Zielgruppen immer
problematisch ist. Bei lernorientierten Handlungsanalysen sollte zusätzlich
bedacht werden, dass die zweistellige Relation aus “Analytiker” und “Arbei-
ter” (Ziel: Analyse der Arbeitstätigkeit) nicht mehr ausreicht, sondern auf
eine dreistellige Grundrelation unter Einbezug eines “Lerners” (Ziel: Analy-
se der Lerntätigkeit) ausgebaut werden muss. In diesem analytischen Drei-
eck sind unterschiedliche, für das Gesamtergebnis gleich wichtige Untersu-
chungsperspektiven eingeschlossen: Die klassische Relation “Analytiker Ö
Aufgabenkönner” wird ergänzt um die analytischen Relationen “Aufgaben-
könnerÖ Aufgabenlerner” und “Analytiker Ö Aufgabenlerner”. Auf die-
ser Grundlage ist in einem gemeinsamen Modellbildungsprozess weniger
eine formale Qualifikationsanforderungsanalyse zu erstellen, sondern es
sind – ganz im Sinne der Volpertschen Forderung – gemeinsam die Ziele, In-
halte und Wege des jeweiligen Aufgabenlernens herauszuarbeiten (Witzgall
2003).

Insgesamt fällt auf, dass die qualifikationsbezogene Anwendung der HRT
nicht zu einer wesentlichen Veränderung der Qualifikationsgrundkategorien
geführt hat. Immer noch werden die althergebrachten Begriffe Fertigkeiten
(mit Bezug auf die im Sinne von motorische Regulation), Fähigkeiten und
Kenntnisse (v. a. mit Bezug auf die intellektuelle Handlungsregulation) als
qualifikatorische Grundkategorien benutzt und beispielsweise auch nicht
durchgängig um die Kategorie “Arbeitsverfahren” als Kennzeichen für auf
wechselnde Ausführungsbedingungen übertragbare, kognitive Handlungs-
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muster ergänzt (Hacker/Skell 1993, S. 78 f.). Ein Versuch, diese klassischen
Qualifikationsbegriffe “Kenntnisse”, “Fähigkeiten” und Fertigkeiten" sys-
tematisch mit handlungsregulationstheoretischen Konzeptelementen mit
dem Ziel zu verbinden, genauere, berufsbildungsbezogene Aussagen über
Handlungskompetenz bzw. -flexibilität machen zu können, wurde von Bran-
des (1980, S. 67) unternommen. Er traf folgende Zuordnungen:

– bezogen auf die intellektuelle Regulationsebene: Kenntnisse – wissen-
bezogene, theoretische Sachkenntnisse und Verfahrenskenntnisse al-
gorithmischer und heuristischer Art; Fähigkeiten – intellektuelle Ope-
rationen und Verlaufsqualitäten intellektueller Prozesse.

– bezogen auf die perzeptiv-begriffliche Regulationsebene: Kenntnisse –
Signalkenntnisse mit Sach- und Verfahrensaspekt (nur algorithmisch);
Fähigkeiten – perzeptiv-begriffliche Operationen und Verlaufsqualitä-
ten perzeptiver Prozesse.

– bezogen auf die im Sinne von motorische Regulationsebene: Fertigkei-
ten – (stabile Kopplungen) kinästhetischer Abbilder mit Bewegungs-
folgen.

Nach Brandes stellen Qualifikationen “relativ überdauernde und in Lernpro-
zessen entwickelte Verfestigungen von Inhalts- und Prozessqualitäten der
psychischen Handlungsregulation (Ausführungsregulation) dar, die als dis-
positionelle Komponenten in jeweils aktuelle Regulationsprozesse konstitu-
ierend eingehen, d. h. sich in ihnen manifestieren” (Brandes 1980, S. 46).
Motivationale (antriebsregulatorische) Komponenten sind dabei ausgeklam-
mert; seine Definition bezieht sich kompetenztheoretisch betrachtet daher
auf Handlungskompetenz im engeren Sinne.

Die Verwendung der Qualifikationskategorien Können und Wissen erfolgt in
den einschlägigen Analyseverfahren relativ selten und ohne eindeutige Kon-
notationen. Aus unserer Sicht ist dies bedauerlich, weil dadurch auch ein An-
schluss an die aktuelle Wissensorientierung hergestellt werden kann. Gleich-
zeitig erlaubt die in der HRT besonders herausgearbeitete Regulations- und
Lernfunktion der Sprache zumindest eine aufgabenbezogene, definitorische
Trennung beider Kategorien: Danach lässt sich Aufgabenwissen insofern
von Aufgabenkönnen unterscheiden, als mit ersterem alle diejenigen hand-
lungsleitenden und könnensrelevanten Wahrnehmungen und Kognitionen
gemeint sind, die von der handelnden Person bzw. Personengruppe aufga-
benbezogen verbalisiert und kommuniziert werden können (vgl. auch Hacker
1992, S. 53). Die Grundmethodik zur Bestimmung des Aufgabenwissens ist
schon länger z. B. in Form der so genannten Aufgabenzergliederung (REFA
1987, S. 113 f.) bekannt. Dabei wird zunächst in einer Aufgabenanalyse die
“äußere Aufgabenstruktur” dargestellt. Die dabei abgegrenzten Handlungs-
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einheiten (Bewegungsfolgen bzw. Teilhandlungen) werden mit Hilfe der an
den Aufgabenexperten (dies kann auch eine Gruppe sein) gestellten
W-Fragen

– Was geschieht?
– Wie geschieht es?
– Warum geschieht es so?
– Mit Wem und Woran geschieht es?
– Unter Welcher Voraussetzung wird anders vorgegangen?

einer Feinanalyse unterzogen (Hacker 1993, S. 52 f.). Das auf diese Weise
akquirierte Aufgabenwissen bezieht sich sowohl auf das regulatorische
“Wissen, wie” als auch auf das sach- und bedingungsbezogene “Wissen,
dass/warum”, ist sprachlich-begrifflich kodiert und lässt sich um bild-
haft-symbolische Darstellungen ergänzt ohne großen Zusatzaufwand direkt
in Medien für das aufgabenbezogene Lernen übertragen (Witzgall 1995).

Leider fehlt für die Erfassung des Aufgabenkönnens, d. h. der sich in der
praktischen Aufgabenbearbeitung/-lösung äußernden Performanz von Per-
sonen, ein gleichermaßen ausgearbeitetes und praktikables Verfahren, ob-
wohl gerade im Hinblick auf Möglichkeiten der Lehr-/Lerneffekt-Kontrolle
und einer Lernprozess-Steuerung der Bedarf offensichtlich ist.

3.4 Kritiken und Einwände

Nicht erst in den 90er Jahren, als unter dem Einfluss nicht zuletzt konstrukti-
vistischer Ansätze die HRT ihre Orientierungskraft und Begriffsbildungs-
führerschaft im Bereich der Lern- und Qualifikationsforschung abgeben
musste, wurden ihre theoretischen und anwendungsbezogenen Entwicklun-
gen kritisch begleitet. Schon 1980 formulierte die “kritische Psychologie”
um Klaus Holzkamp an der FU Berlin eine sehr fundamentale Kritik, die,
wenn man sich z. B. die Anfangserwartungen von Volpert an die HRT (vgl.
Anfang des Kapitels 3.1) erinnert, sicherlich nicht aus der Luft gegriffen war:
Die HRT könne weder emanzipatorische Perspektiven begründen noch zu
kritischer Praxis führen. Sie sei ahistorisch, produktivkraft-, subjekt- und
objektneutral und klammere das gesellschaftliche Moment menschlichen
Handelns, Denkens und Wollens aus. Dementsprechend könnten nur Aussa-
gen über optimale, an effektiver Produktion orientierte Handlungsvollzüge
getroffen werden, nicht aber über den gesellschaftlichen Sinn der analysier-
ten Handlungsvollzüge und über motivationale Aspekte von Tätigkeit
(Haug/Nemitz/Waldhubel 1980, nach Brandes 1980, S. 169). Wer sich diese
Kritikpunkte an der HRT zu Eigen machen möchte, könnte sie vielleicht mit
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einem Bearbeitungsvermerk an die gegenwärtigen Kompetenz- und Kompe-
tenzentwicklungstheorien weiterzureichen.

Da das Anliegen dieser Studie ohnehin wesentlich enger gefasst ist, konzen-
trieren wir uns auf zwei Kritiken und Einwände, die die an die HRT angelehn-
ten Konzeptionen des aufgabenorientierten Lernens direkt betreffen:

(a) die Beschränkung der Konzeptionen auf Lehr-/Lern-Prozesse unter Ver-
nachlässigung von Gestaltungsmöglichkeiten und Selbststeuerungspro-
zessen des Lernens,

(b) die Vernachlässigung von Prozessen der Erfahrungsbildung bzw. von
subjektiver Erfahrung gegenüber dem gezielt erworbenen Wissen.

Zu (a): Beschränkung der Konzeptionen auf Lehr-/Lernprozesse

Die auf Grundlage der HRT entwickelten Trainings- und Qualifizierungs-
konzeptionen basieren zweifelsohne in ihrer großen Mehrzahl auf einer
G r u n d s t r u k t u r , d i e d u r c h e i n e W e c h s e l w i r k u n g a u s p ä d a g o-
gisch-psychologischer Anleitung und adressatenbezogener Aneignung von
mehr oder weniger vorgegebenen Aufgabeninhalten charakterisiert werden
kann. Im Falle von Trainingsverfahren, die primär zur Herausbildung im Sin-
ne von motorischer Fertigkeiten z. B. für Montageaufgaben dienen, wirkt
diese Beziehung ausgesprochen asymmetrisch-restriktiv: Der Trainer gibt
die Leistungserwartungen vor und steuert den Lern- und Übungsprozess, bis
ein definiertes Könnensniveau erreicht ist (vgl. Duscheleit 1983, S. 166 f.).
Im Falle beispielsweise der Konzeption des Aufgabenorientierten Informa-
tionsaustausches (vgl. Kap. 3.2 b) wird dagegen deutlich eine symme-
trisch-offene Struktur angesteuert: Der Moderator hat neben einer den Dis-
kussions- und Problemlöseprozess strukturierenden Hauptrolle lediglich
noch die Funktion des arbeitsanalytischen Experten, die gleichgewichtig ne-
ben anderen Expertenrollen (für Technik, Organisation, usw.) steht. Die Ler-
nenden besitzen teilweise ebenfalls einen Expertenstatus, vor allem aber
kommt ihnen die Hauptaufgabe zu, nicht nur maßgeblich an der Entwicklung
verbesserter Handlungsstrategien mitzuwirken, sondern vor allem auch de-
ren Praktikabilität und Implementierung sicherzustellen.

Trotz dieses relativ breiten Spektrums von Konzeptgestaltungs- und -ein-
satzmöglichkeiten dominierten in den Pilotprojekten zweifelsohne Qualifi-
zierungskonzeptionen, d. h. Verfahren mit relativ klarer Rollenaufteilung
zwischen “Lehrer” einerseits und “Lerner” andererseits. Zwar verändert sich
beispielsweise beim Lernaufgabenkonzept (vgl. Kap. 3.2 a) die “Leh-
rer”-Rolle qualitativ und zugunsten der neuen Funktionen des Lernaufgaben-
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konstrukteurs und des Lernprozessbegleiters, aber auch diese neuen Rollen
sollen letztlich die Lerntätigkeit ausrichten und den Lernerfolg absichern.

Diese Ausrichtungsfunktion ist sicherlich auf die industrie- und bildungspo-
litische Einbindung vieler Projekte zurückzuführen, in deren Rahmen der
Qualifizierung eine Hilfsfunktion z. B. für Ziele der Arbeitsgestaltung, Or-
ganisationsentwicklung und Technikeinführung zukam (vgl. Kap. 2.2 und
2.3). Funktionelle Einbindungen sind – mit Einschränkungen – auch noch in
Projekten im Bereich der Berufsbildung nachweisbar (Kap. 2.4), insofern
auch bei ihnen oft Zielstellungen der Umsetzung neuer Ausbildungsordnun-
gen unter besonderer Berücksichtigung von neuen Technologien mit stark
“Lehrer”-orientierten betrieblichen Ausbildungsstrukturen zusammentra-
fen.

Die nur ein Stück weit aufgegebene Fixierung der aufgabenorientierten Kon-
zepte an der Lehr-/Lern-Grundstruktur ist sicherlich auch konzepttheore-
tisch erklärbar. Die HRT konzentrierte sich in den 70er und 80er Jahren vor
allem auf die Frage, wie das Zusammenspiel von äußerlichen Operationen
und inneren Handlungsvoraussetzungen erklärt und so differenziert darge-
stellt werden kann, dass z. B. die Anforderungen der Aufgaben, auf die sich
diese Handlungen richten, einzelpersonenunabhängig gemessen und darge-
stellt werden können. Lernen findet in diesem Rahmen vorgegebener, weit-
gehend unveränderlicher Aufgaben vor allem in Form der Automatisierung
von Wahrnehmungs- und Bewegungsoperationen (Bildung von im Sinne von
motorischen Fertigkeiten) und der Optimierung und Vervollständigung der
handlungsleitenden Operativen Abbildsysteme (Signalinventare, Wissen,
Arbeitsverfahren, Handlungsstrategien) statt. Der besonders lernrelevante
Neuaufbau oder Umbau einer hierarchisch-sequentiell strukturierten Hand-
lungsorganisation (Volpert 1992, S. 101), der z. B. dann erfolgen muss, wenn
Handlungen misslingen oder sich die Ausführungsbedingungen der Aufga-
ben oder die Aufgaben selbst so ändern, dass bisher bewährte Handlungsste-
reotypen und Fertigkeiten einfach keinen Aufgabenerfolg mehr gewährleis-
ten, ist von diesem Anpassungslernen jedoch zu unterscheiden. Vorstel-
lungs-, Verbalisierungs- und Reflexionsprozesse können diesen Umbau und
Neuaufbau der inneren Handlungsorganisation unterstützen. Im Rahmen der
HRT blieb bisher jedoch ungeklärt, unter welchen äußeren und inneren Vor-
aussetzungen diese Prozesse vom Lerner eigenaktiv eingesetzt werden bzw.
welche Diskrepanzen zwischen Aufgabenanforderungen und Handlungsvor-
aussetzungen zu welchen Wegen (und Irrwegen) des selbst gesteuerten
Handlungslernens führen. Der Fall, dass Widersprüchlichkeiten im Dreieck
von Technik, Organisation und Aufgabe beim Aufgabenverantwortlichen
kognitive Dissonanzen (Festinger 1957) und damit Lernprozesse auf einer
Metaebene der Aufgabenbewertung und -neugestaltung (im Sinne von Orga-
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nisationales Lernen) hervorrufen, ist in der klassischen HRT nicht vorgese-
hen.

Das Galperinsche Interiorisationskonzept, das als Komplementärtheorie der
HRT auf die Probleme des Neulernens grundsätzlich eingeht (vgl. Kap. 3.2
a), wurde erstrangig im Kontext des Aufgabenlernens unter schulischen Be-
dingungen erprobt. Die in der Schule obligatorische Lehr-/Lernstruktur im-
pliziert jedoch nicht nur eine “führende Rolle” des “Lehrers”, sondern setzt
auch voraus, dass die gestellten Lernaufgaben geeignet sind, um notwendige
Fertigkeiten und Kenntnisse adressatengerecht zu vermitteln. Die Aufgaben-
stellungen selbst bleiben inhaltlich unhinterfragt. Die Übertragung dieser
Lehr-/Lern-Grundstruktur auf das arbeitsaufgabenbezogene Lernen lässt
sich legitimieren, soweit die zu erlernenden Aufgaben und ihre Ausführungs-
bedingungen als solche nicht zur Debatte stehen (dürfen), vom “Lehrer” hin-
reichend verstanden werden und wenn unter den gegebenen Bedingungen
(Komplexität und Rahmenbedingungen der Aufgabe, Vorqualifikation und
Lernerfahrung des Lerners) nur geringe Chancen bestehen, dass die gefor-
derte Aufgabenbeherrschung ohne effektive pädagogische Unterstützung er-
worben werden kann. In einer Arbeitstätigkeit unter komplexen, tech-
nisch-organisatorischen Strukturen sind alle diese Voraussetzungen nicht
gegeben. Aufgaben lösen sich von festen Arbeitsplätzen ab, lassen sich in-
haltlich nur noch ansatzweise definieren, ja müssen sogar teilweise vom Be-
schäftigten selbst entdeckt und eigenaktiv angenommen werden, weil kein
Vorgesetzter den notwendigen Durchblick im Detail mehr besitzt. Bärbel
Bergmann weist darauf hin, dass in Bezug auf diese neuartigen Aufgaben der
Beschäftigte, der nicht mehr “passende Handlungsprogramme” abrufen
kann, neue, adäquate Handlungsprogramme konstruieren muss (Bergmann
1999, S. 44). Hier stellt sich die Frage an die HRT, ob ihre bewährten kogniti-
ven Trainingsverfahren (mit heuristischen Regeln, als Selbstinstruktions-
training usw.) noch genügen, um diese Konstruktionsprozesse in der Arbeits-
praxis so wirksam zu unterstützen, wie dies z. B. für die konstruktivistischen
Methoden (Cognitive Apprenticeship u. a.; vgl. Bergmann 1999, S. 65 ff.) an-
genommen wird.

Im Kapitel 2.1 wurde auf frühe Ansätze zur Modifikation und Aufweichung
der strikten Lehr-/Lerngrundstruktur in Qualifizierungsprozessen hingewie-
sen. Beim Ansatz der partizipativen Arbeitsgestaltung (Fricke 1981; Duell
1983) sollten Arbeitnehmer in die Lage versetzt werden, sich aktiv an der Ge-
staltung der Arbeitssituation entsprechend ihren Interessen zu beteiligen.
Dieser Arbeitsgestaltungsansatz sollte des Weiteren eine arbeitsimmanente
Qualifizierung der Beschäftigten bei gleichzeitiger Beanspruchungsopti-
mierung auslösen bzw. ermöglichen (Frei/Duell/Baitsch 1984). Ohne auf das
von Felix Frei selbst als eher enttäuschend eingeschätzte Resultat dieser Vor-
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gehensweise in einem Humanisierungsprojekt näher einzugehen (Frei 1984),
ist aus qualifikatorischer Perspektive jedoch zu fragen, ob und inwieweit die
Lernchancen derartiger Modelle wesentlich über diejenigen hinausgehen,
die beispielsweise dem Konzept des Aufgabenbezogenen Informationsaus-
tausches (AI) (vgl. Kap. 3.2 b) zugeschrieben werden können. Die speziellen
Ansätze zur partizipativen, gestaltungsorientierten Qualifizierung wurden
offensichtlich im Kontext industrieller Technik- und Arbeitsgestaltung nicht
weiter verfolgt bzw. sie wurden – wie wohl auch der AI-Ansatz – von den be-
trieblich wesentlich besser funktionalisierbaren Qualitätszirkel- und Lern-
stattkonzepten subsumiert. Dagegen ist festzuhalten, dass diese Ansätze im
Bereich der Berufsbildung unter der Überschrift der “Gestaltungsorientie-
rung” in die Technikausbildung aufgenommen und didaktisch weitergeführt
werden konnten (Spöttl 1998). Die Zielrichtung “selbst organisiertes, ar-
beitsimmanentes Lernen” wurde in den 80er Jahren einerseits von Konzepten
des erfahrungsorientierten Lernens (vgl. v. a. Böhle/Rose 1992) aufgegriffen
und ab den 90ern besonders stark von konstruktivistisch und systemtheore-
tisch beeinflussten Konzeptionen (vgl. v. a. Greif/Kurz 1996) adsorbiert.

Um die Galperinsche Interiorisations-Lerntheorie für Konzeptionen des ar-
beitsimmanenten, selbst organisierten Lernens ausnutzen zu können, wäre
nach Wöcherl (1993, S. 57 ff.) eine radikale Umarbeitung des Grundmo-
dells erforderlich. In deren Rahmen sei nicht nur die Phase der Schaffung
einer Orientierungsgrundlage weitgehend in die Problemlöse- und Aneig-
nungstätigkeit zu integrieren, sondern es wäre vor allem auch eine eigen-
ständige, selbstreflexive Lernebene über der von Galperin mit der zu erler-
nenden Handlung in den Vordergrund gestellten Ebene der unmittelbaren
Arbei tshandlung anzuerkennen. Wie von Klaus Holzkamp (1995,
S. 167 ff.) ausführlich dargestellt, hat aber die HRT ihr Theoriegebäude
nicht wesentlich in Richtung metareflexiver, geistiger Handlungen als Vor-
aussetzungen inhaltlich motivierter und selbstgesteuerter Lerntätigkeiten
weiterentwickelt.

Zu (b): Vernachlässigung von Prozessen der Erfahrungsbil-
dung bzw. von subjektiver Erfahrung

Die HRT-psychologisch fundierten Lehr-/Lernkonzeptionen wurden relativ
früh auch aus einer anderen Richtung kritisiert, die man verallgemeinert als
die des Erfahrungsorientierten Lernens bezeichnen kann. Diese Kritik be-
gründete Dita Simon (1980 und o. J.) noch unter Rückgriff auf die kognitivis-
tische Entwicklungstheorie von Piaget, die man aus heutiger Sicht als Vor-
läufer heutiger konstruktivistischer Lerntheorien (vgl. auch die Einschät-
zung von Fischer 2000, S. 53 ff.) erkennen kann. Simons Kritik kann man
vielleicht kurz auf die Formel bringen, dass einzelne, zweckrationale Ar-
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beitshandlungen nur sehr unzureichend den umfassenden Tätigkeits- und Er-
fahrungshorizont abbildeten, in dessen Rahmen die kognitive und motivatio-
nale Entwicklung zunächst der Kinder und Jugendlichen und dann der ar-
beitstätigen Erwachsenen stattfindet. Dies gelte sowohl in inhaltlicher Hin-
sicht, wenn beispielsweise der soziale und gestalterische Kontext von Tätig-
keit und Arbeit ausgeblendet bleibe, aber auch in struktureller Hinsicht, in-
dem das HRT-Modell des Lernens weder die subjektiven Lernvoraussetzun-
gen der Lernenden (d. h. deren kognitive Entwicklungsniveaus, wobei Simon
v. a. auf die Piagetsche Unterscheidung der Stufen des “konkret-operativen”
und des “formal-operativen Handelns” abstellt) noch den von Piaget als Assi-
milations-Akkomodationsmechnismus modellierten Prozess der subjekti-
ven Konstruktion kognitiver Strukturen berücksichtige.

Braters Konzept der “künstlerischen Übungen in der Berufsausbildung”
(Brater 1984), das in Wirtschaftmodellversuche Eingang fand, knüpft inso-
fern an Simons Gedankengang an, als Brater postulierte, man müsse den auf-
gabenorientiert-zweckrational ausgerichteten Lern- und Erfahrungsraum
der Berufsbildung kontrapunktorisch um Erfahrungs- und Lernräume erwei-
tern, wie sie bei freien künstlerischen Übungen gegeben seien.

Während von Dita Simon die “Erfahrung” als eine notwendige Lernumge-
bung für den Aufbau kognitiver Strukturen verstanden wird, setzten die ar-
beitssoziologischen Konzeptionen des “erfahrungsgeleiteten Handelns”
(vgl. v. a. Böhle/Milkau 1988 und Böhle/Rose 1992) ihren Argumentations-
schwerpunkt vor allem auf die Bedeutung der direkten sinnlichen Wahrneh-
mung und Sinnesdifferenzierung für den Lern- und Arbeitsprozess auch un-
ter den Bedingungen der rechnergestützten Facharbeit. Damit wollten sie
gleichfalls den Stellenwert des versteckten, impliziten, nicht verbalisierba-
ren “Wissens” für kompetentes Handeln unterstreichen. Ihre Denkfigur des
“subjektivierenden Arbeitshandelns” war sicherlich nicht als alternative
Lerntheorie gemeint, sondern eher als eine die sinnliche Wahrnehmung,
Empfindung und Bedeutungskonstruktion betonende Auffassung der
menschlichen Orientierungstätigkeit und der damit unmittelbar verbunde-
nen Erkenntnisprozesse. Diese Auffassung versteht sich gleichwohl als Kri-
tik an der als rationalistisch wahrgenommenen Konzeption der Handlungsre-
gulation und -interiorisation im Sinne von Hacker und Galperin.

Die Erfahrungsorientierung diente als konzeptionsstiftende Leitfigur für
eine ganze Reihe von Arbeit-und-Technik-Projekten mit Zielstellungen im
Bereich Arbeits- und Technikgestaltung (z. B. Computergestütze, erfah-
rungsgeleitete Arbeit CEA an der GH Kassel) und von Modellversuchen zur
Beruflichen Bildung im Bereich Dezentrales Lernen im Betrieb (Dehnbos-
tel/Holz/Novak 1992).
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Gegen die Tendenz, die Lernprozesse in der Arbeitstätigkeit weitgehend auf
die sinnesbezogene Erfahrung zu reduzieren und Qualifikation letztlich mit
Arbeitserfahrung gleichzusetzen, lässt sich aber so manches einwenden.
Hans Wöcherl meldete – verweisend auf seine eigene Erfahrung als Arbeits-
psychologe und das kognitions- und handlungswissenschaftlich generierte
Wissen über die grundsätzliche Rolle von gedanklichen Modellen und kogni-
tiven Prozeduren – grundsätzliche Zweifel an, dass das sinnliche Erfahren je-
mals zur Erfahrungsbildung in industriellen Produktionsprozessen ausge-
reicht hat und sich deshalb grundsätzlich als Ansatzschwerpunkt für die
Technik- und Lernprozessgestaltung eignet (Wöcherl 1993). Martin Fischer
bestätigt zwar grundsätzlich die Bedeutung von sinnlich-persönlicher Erfah-
rung für die kognitive Entwicklung und das Arbeitshandeln (Erfahrung als
Rezeptions- und Produktionsvorgang im Sinne von Hegel), weist aber auf die
grundsätzlichen Unterschiede zwischen reiner, personengebundener Erfah-
rung und der Entstehung von Wissen hin: “Aufgrund von Erfahrung lernt man
– im günstigsten Fall – eine Sache praktisch angemessen zu behandeln. Man
lernt nicht, warum eine Sache so und nicht anders ist. Die Beantwortung der
Frage, warum eine Sache so und nicht anders ist, unterstellt eine gedankliche
Rekonstruktion der historischen Gewordenheit sowie der Interessen und
Zwecke, die mit der Sache verbunden sind. Die gedankliche Rekonstruktion
ist kein Inhalt der Erfahrung, sondern erfordert schlussfolgerndes Denken,
schließlich begreifendes Erkennen und abstrahiert damit schrittweise von
dem Phänomen, das der Erfahrung zugänglich ist.” (Fischer 2000, S. 115)

Ergänzend zu dieser Debatte möchten wir noch darauf hinweisen, dass die
HRT selbst keine direkten Aussagen darüber trifft, inwieweit die z. B. im
Rahmen der intellektuellen Handlungsregulation mobilisierten Kenntnisse
entweder der sinnesvermittelten und praktischen Erfahrung des Arbeitenden
oder aber fachlich-wissenschaftlichen Wissenssystemen entspringen. An-
ders ist dies bei der im Sinne von motorischen und perzeptiv-begrifflichen
Handlungsregulation, die vornehmlich diejenigen Operationen und menta-
len Modelle konzeptionell aufnimmt, die eng mit der sinnlich-praktischen
Wahrnehmung und Handlungsbewährung verbunden sind und bleiben. Die
perzeptiv-begriffliche Regulationsebene könnte sogar, aus Sicht des Erfah-
rungsansatzes, als besonders wichtiges Element der HRT gewürdigt werden,
insofern in ihr die sinnes- und empfindungsvermittelte Perzeption mit der be-
grifflich-abstrahierenden Verarbeitung konzeptionell zusammenwirkt. Et-
was anders liegt der Fall bei der Galperinschen Theorie. Vor allem im Kon-
zept der Orientierungsgrundlagen und der Entwicklung geistiger Tätigkeiten
durch verbal-begriffliche Interiorisation wird der Akzent weniger auf die Er-
fahrungsverarbeitung als auf die Integration von Erfahrung und Vorwissen in
handlungsleitende Wissenssysteme gesetzt.
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Der immer noch viel und vielfältig verwendete Begriff des Erfahrungswis-
sens ist aus unserer Sicht eher missverständlich, indem er nur bedingt zusam-
menpassende Entstehungsprozesse (Erfahrung) und -resultate (Wissen) fest
verknüpft und damit ontologisiert. Martin Fischer schlägt daher vor, ihn
durch den Begriff des Arbeitsprozesswissens zu ersetzen, mit dem er jenes
Wissen zusammenfasst, das im Arbeitsprozess unmittelbar benötigt und dort
auch überwiegend erworben wird, aber nicht nur Erfahrungswerte, sondern
auch fachtheoretische Kenntnisse einschließt (Fischer 2000, S. 121). Diese
Begriffsauffassung geht weitgehend mit dem von uns verwendeten Begriff
des Aufgabenwissens konform (Kap. 3.3), wenn man den Begriff der Ar-
beitsaufgabe nicht unnötig eng fasst.
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4 Transfereffekte und Transferpotentiale

4.1 Transfer in die Felder Lernen am Arbeitsplatz
und im Arbeitsprozess

Die arbeitspsychologische und arbeitspädagogische Qualifizierungsfor-
schung hat ein umfangreiches Repertoire von Methoden zur Förderung und
Effektivierung des Lernens an der Arbeitsaufgabe entwickelt. Die Schwer-
punkte liegen im Bereich gegenständlich-technischer Arbeitsaufgaben, ihrer
Bewältigung, Ausführungsoptimierung und -anpassung. Aber auch für so-
zial-organisatorische und gestaltungsbezogene Aufgaben- und Problemstel-
lungen liegen funktionsfähige Lösungen vor.

Der Verbreitungs- und Durchsetzungsgrad dieser Methoden ist schwierig zu
beurteilen, Skepsis ist angebracht. Es fehlen empirische Erhebungen, in denen
die Anwendung der “neueren Unterweisungsverfahren” (REFA 1987), der
Psychoregulativen Trainingsmethoden und der komplexen, aufgabenorien-
tierten Qualifizierungsmethoden trennscharf, in eigenen Kategorien im Ver-
gleich zu konventionellen Anlern- und Beistell-Lehrmethoden erfasst worden
sind. Die Befragung von Reinhold Weiß zur betrieblichen Anwendung von
Maßnahmen, mit denen arbeitsimmanentes Lernen stimuliert werden kann,
macht zwar deutlich, dass das “organisierte Einarbeiten und Anlernen” sowie
die “Unterweisung/Schulung am Arbeitsplatz durch Trainer” neben der “Un-
terweisung durch Vorgesetzte und Kollegen” zu den häufigsten einschlägigen
Maßnahmen gehören, lässt aber keine klaren Schlussfolgerungen hinsichtlich
der methodischen Trainings- und Qualifizierungsqualität zu (Weiß 1994, nach
Baitsch 1998, S. 306 f.). Eigene Beobachtungen in über zwanzig Jahren in vie-
len kleineren, mittleren und größeren Betrieben unterschiedlicher Branchen
laufen in die Einschätzung hinaus, dass in den meisten Fällen vor Ort, in der
Produktion und in produktionsnahen Bereichen, eher eine arbeitspädagogi-
sche Handwerkelei anstelle der möglichen Professionalität das Bild bestimmt.
Dies gilt auch dort, wo eine Sensibilisierung und Qualifizierung der Führungs-
kräfte vor allem durch die Industriemeisterausbildung erreicht wurde. Auch
die starke Ausbreitung von Standard-Managementsystemen v. a. in Gestalt der
DIN EN ISO 9000 für ein Qualitätsmanagement hat eher zu einer Verbreite-
rung als zu einer Vertiefung gezielter Qualifizierungsmaßnahmen “vor Ort”
beigetragen.

Die Gründe hierfür sind vielschichtig und sollten keineswegs zuallererst und
hauptsächlich dem Management “vor Ort”, d. h. den betrieblichen Führungs-
kräften an der Basis, angelastet werden. Ein wichtiger Negativfaktor könnte
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darin bestehen, dass der Transfer von den vielen Leitprojekten und Modell-
versuchen in die Betriebe, Verbände und in Organisationen wie REFA und
RKW ungenügend gefördert und verstetigt wurde. Eine Grundvoraussetzung
dieser Transferförderung wäre einerseits eine praktikergerechte Aufberei-
tung der Trainings- und Qualifizierungsmethoden zusammen mit einer be-
trieblich-praktikablen Methodik der Aufgabenanalyse – eindeutig eine
Bringschuld der angewandten Wissenschaft und Forschung. Ansätze zur
Aufbereitung des arbeitspädagogischen und -psychologischen Kerninven-
tars wie die Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeit (1996) sind zwar sehr
begrüßenswert und notwendig, aber leider eher wenig bekannt. Es darf auch
nicht übersehen werden, dass in vielen Betrieben, auch in größeren (die sich
dies leisten können) arbeitspädagogische Fachleute fehlen, die unter Nut-
zung derartiger Materialien die Fach- und Führungskräfte vor Ort metho-
disch qualifizieren und coachen sowie in komplexeren Qualifizierungsfällen
direkt unterstützen könnten.

Qualitätszirkel- und Workshopmethoden, die sich vergleichsweise breit und
mit bemerkenswerter Kontinuität durchgesetzt haben, bilden aus qualifika-
torischer Sicht, wenn man von den natürlich sehr wichtigen methodischen
und sozialen Lerneffekten absieht, keinen Ersatz für gezielte Interventionen
in den Prozess der Qualifikationsentwicklung vor allem im Kontext flexibler
und hocheffizienter Organisationsformen (Gruppenarbeit, Job-Rotation
usw.). Die genannten Methoden haben ihre Stärken in der schnellen, verän-
derungsbezogenen und punktgenauen Lösung von Organisations-, Qualitäts-
und Flexibilitätsproblemen und zielen damit eher nur indirekt auf die Bewäl-
tigung von Arbeitsaufgaben in ihrer Gesamtheit ab. Vor allem Beschäftigte
mit wenig Lernerfahrung und geringerer beruflicher Vorbildung profitieren
von diesen Methoden weniger als lernerfahrene Fach- und Führungskräfte
(so eigene Beobachtungen). Arbeitsplatzferne, systematische Trainings und
Schulungen (z. B. für Gruppenarbeit) eignen sich erstrangig für die Vermitt-
lung von Grundwissen und von methodischen und sozialen Grundfertigkei-
ten, aber nur sehr eingeschränkt für die Ausbildung und Stabilisierung von
Handlungsstrategien im Arbeitsprozess.

Das arbeitsimmanente Lernen wird demnach auch insofern seinen Stellen-
wert behalten, als Fragen und Probleme der Qualifikationsentwicklung wei-
terhin durch die Praktiker “vor Ort” ohne nennenswerte Unterstützung durch
Spezialisten und leicht anwendbare “Patentrezepte” angegangen werden
müssen. Die Frage nach geeigneten arbeitspädagogischen Interventionsfor-
men wandelt sich damit teilweise in die Frage, wie die Qualifikationsent-
wicklung im sachlich-räumlich-sozialen Kontext der Technik- und Organi-
sationsentwicklung von Fach- und Führungskräften “vor Ort” aufgenommen
und “gemanagt” werden kann. Der aufgabenorientierte Ansatz der Qualifika-
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tionsgestaltung bietet sich vor allem deshalb als Grundlage eines derartigen
Qualifikationsmanagements “vor Ort” an, weil das Management (Definition,
Verteilung, Zuweisung, Optimierung) von Aufgaben einerseits ohnehin zum
Kernverantwortungsbereich von unteren und mittleren Führungskräften ge-
hört. Andererseits ist die Ausrichtung der Qualifizierung an der Arbeitsauf-
gabe im Falle der Selbstqualifizierung ganz natürlich und gestattet gleichzei-
tig prinzipiell eine gezielte Steuerung, Unterstützung und Bewertung von
Qualifizierungsmaßnahmen. Die Voraussetzung dazu ist natürlich eie An-
passung des betreffenden analytischen und gestalterischen Instrumentari-
ums an die Handlungsvoraussetzung von Führungskräften “vor Ort”.

Im Rahmen eines Projektes im Programm “Produktion 2000" des Projektträ-
gers ”Fertigungstechnik" wurde zusammen mit zwei Fertigungsbetrieben
eine Konzeption des kombinierten Aufgaben- und Qualifikationsmanage-
ments für Führungskräfte in der Produktion entwickelt und erprobt (Förder-
kennzeichen 02PV64413). Das Aufgaben- und Qualifikationsmanagement
enthält folgende Kernelemente, die für sich genommen nicht neu sind, son-
dern gezielt aus dem reichhaltigen Inventar aufgabenorientierter Analyse-
und Gestaltungsinstrumente ausgewählt und für die Einsatzbedingungen in
der Praxis – unter besonderer Berücksichtigung von Mitarbeiter-Beteili-
gungsmöglichkeiten – angepasst und vereinfacht wurden (Bullinger/Witz-
gall 2002):

– Für das Aufgabenmanagement: ein Verfahren zur Erfassung des auf-
gabenbezogenen Qualifizierungsbedarfs (für Funktionsgruppen oder
Einzelpersonen) nach Maßgabe von Innovations-, Einsatzflexibilisie-
rungs- und Höherqualifizierungszielen und zur Ableitung von Quali-
fizierungsplänen. Dieses Verfahren erlaubt durch Bewertung der Auf-
gabenbeherrschung im Rahmen eines iterativen Vorgehens auch ein
Controlling der Qualifikationsentwicklung im jeweiligen Arbeitssys-
tem.

– Für das Qualifikationsmanagement: ein Verfahren zur Analyse und me-
dialen Aufbereitung qualifizierungsrelevanter Arbeitsaufgaben
(Kohn/Richardt 2001) sowie ein Inventar nachweislich effizienter Qua-
lifizierungsmethoden für Arbeitsaufgaben unterschiedlicher Schwie-
rigkeit unter besonderer Berücksichtigung von Möglichkeiten der
Selbstqualifizierung.

– Ein Instrument zur ergänzenden Bewertung der Qualifikationsförder-
lichkeit und Belastungseffekte von Tätigkeiten in Arbeitssystemen.

Die beiden Managementebenen Aufgabe und Qualifikation sind systema-
tisch miteinander verbunden und sollen sich mit prozessorientierten Stan-
dard-Managementsystemen in den Bereichen Qualität, Arbeits- und Um-
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weltschutz verbinden lassen. Das Aufgaben- und Qualifikationsmanagement
kann, bei Integration in das alltägliche Führungskräftehandeln und iterativer
Anwendung, auch als Beitrag zur Entwicklung der industriellen Lernkultur
verstanden werden. Denn damit werden nicht nur qualifikationsbezogene
Standard-Methoden eingeführt und gepflegt, sondern es wird ein guter Teil
der Qualifikationsentwicklung als gemeinsame Aufgabe auf die Führungs-
kräfte und Mitarbeiter “vor Ort” übertragen.

Als ergänzender, eventuell auch alternativ einzuschätzender Ansatz soll an
dieser Stelle noch einmal auf das ALFA-Multiplikatorenkonzept von Til-
mann Krogoll verwiesen werden (Krogoll 1998, vgl. auch Kap. 3.2a. Dieses
Konzept setzt ebenfalls auf das gemeinsame Handeln von Führungskräften
und Mitarbeitern bei der Analyse qualifizierungsrelevanter Arbeitsaufgaben
und der Gestaltung von Qualifizierungsmaßnahmen, Selbstqualifizierungs-
prozessen und Multiplikatorenschulungen. Ein besonderer Akzent liegt auf
der kooperativen Erstellung und Umsetzung von genetisch strukturierten
Lernaufgabensystemen.

4.2 Der Transfer in die innerbetriebliche Weiterbildung

Es muss davon ausgegangen werden, dass aufgabenorientierte Lehr-/Lern-
konzepte nur sehr wenig Aufnahme in die innerbetriebliche Weiterbildungs-
praxis abseits des Arbeitsplatzes gefunden haben. In diesem Bereich findet
man weiterhin problemlos viele Schulungskonzepte, bei denen der “Schu-
lungs”-Begriff fast wortwörtlich verstanden wird, aber auch modernere und
oft auch PC- und multimediagestützte Seminar- und Trainingsmethoden. Ne-
ben diesem Feld der Schulungen, Fachseminare und des klassischen Füh-
rungskräftetrainings haben sich nach dem Siegeszug interaktioneller Kom-
munikations- und Visualisierungsmethoden (“Metaplan” u. Ä.; vgl. Seiwert
1981) moderne, kompetenzorientierte Methoden der Organisations- und Per-
sonalentwicklung etabliert, die einen wichtigen Aktionsschwerpunkt im Pro-
gramm “Kompetenzentwicklung für den wirtschaftlichen Wandel” bildeten
(Arbeitsgemeinschaft Qualifikations-Entwicklungs-Management … 2000).

Die interaktionellen Arbeits- und Visualisierungstechniken dominieren vor
allem bei der Gestaltung von Problemlösegruppen, Qualitätszirkeln und
Workshop-Arbeitsgruppen. Sie sind breit und flexibel z. B. in Verbindung
mit Qualitätsmanagement-Werkzeugen anwendbar und in einfacheren Ein-
satzformen genügt eine relativ kompakte Methodenschulung als Einstieg für
den Moderator. Wie am Beispiel des Aufgabenorientierten Informationsaus-
tauschs ausführlich dargestellt (vgl. Kap. 3.2 b), ist eine aufgabenorientierte
Ausrichtung des interaktionellen Ansatzes durchaus möglich. In der betrieb-
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lichen Praxis finden sich jedoch eher problem- oder situationsorientierte An-
sätze, bei denen der jeweilige Aufgabenbezug diffus bleibt oder erst im
Nachhinein hergestellt wird. Dabei ist es durchaus möglich, die interaktio-
nellen Ansätze aufgabenorientiert auszugestalten (was umgekehrt schon lan-
ge gilt). So wurde beispielsweise für die Transfer-Workshops des im vorigen
Kapitel erwähnten Projekts zum Aufgaben- und Qualifikationsmanagement
eine aufgabenorientierte Methode mit rotierenden Kleingruppen entwickelt
und mehrfach erprobt. Dabei können verschiedene Themen parallel von ver-
schiedenen Arbeitsgruppen z. B. mit einer analytischen oder synthetisieren-
den Aufgabenstellung bearbeitet werden. Bei diesem Rotationsansatz ist ge-
währleistet, dass jede Arbeitsgruppe sich mit jedem Thema befasst und einen
Lösungsbeitrag liefert. Transfer- und Informationsprobleme werden so im
Ansatz minimiert und die Aufgabenlösung wird auf eine breite Basis gestellt
(Veröffentlichung des Verfassers in Planung).

Ein besondere Anwendungsschwachstelle des Aufgabenansatzes stellt die
Führungskräftequalifizierung innerhalb und außerhalb der Betriebe dar.
Der Grund ist in der starken Ausrichtung der Konzeption auf direkte oder
indirekte Aufgabenstellungen der Produktion zu vermuten (diese Ausrich-
tung gilt auch für die oben dargestellte Konzeption des Aufgaben- und Qua-
lifikationsmanagements). Den sonstigen Aufgaben von Führungskräften,
vor allem solcher in anderen industriellen Handlungsfeldern oder etwa im
Dienstleistungssektor, wurde offensichtlich keine vergleichbare Aufmerk-
samkeit zuteil. Aus der eingesehenen Literatur lässt sich z. B. die Frage, ob
sich derartige Führungsaufgaben mit vergleichbaren Methoden analysieren
und zu Lernaufgaben umarbeiten lassen, nicht beantworten. Sicher muss
man dabei wichtige Unterschiede zwischen den an technisch-organisatori-
schen Prozessen und den an sozialen- und personalen Unterstützungspro-
zessen ausgerichteten Aufgaben in Rechnung stellen: Viele Führungsauf-
gaben sind im Vergleich zu gegenstandsbezogenen Aufgaben wesentlich
offener definiert und besitzen hinsichtlich ihrer Zielstellung auch deutlich
größere Interpretationsspielräume. Führungstätigkeiten können daher in
beträchtlichem Umfang implizite Inhalte (Stil, Machtverständnis, Selbst-
verständnis, Erfahrung und subjektive Führungstheorien) beinhalten und
erfordern deshalb weiterentwickelte methodische Kombinationen von sub-
jektiven und objektiven Aufgabenanalysen. Dennoch bleibt die Frage be-
stehen, ob die Trennungslinie zwischen den Aufgabenarten wirklich so gra-
vierend ist, dass die didaktischen und methodischen Ansätze der Aufgaben-
orientierung für die Führungskräftequalifizierung weiter außer Acht blei-
ben müssen.
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4.3 Transfer in die Berufsausbildung und
in die außerbetriebliche Weiterbildung/Umschulung

Durch die Wirtschaftmodellversuche zur beruflichen Bildung war die betrieb-
liche Berufsausbildung im Dualen System schon seit den 70er Jahren ein Ent-
wicklungs- und Erprobungsschwerpunkt für aufgabenorientierte Konzepte.
Das Projektlernen, das Leittextkonzept und das genetische Reduktionsprinzip
markieren wichtige Meilensteine dieses Wegs (vgl. Kap. 2.4). Die 80er Jahre
stehen für einen Zeitraum, in dem sich die Berufsausbildung in der BRD kon-
zeptionell stärker für arbeitspsychologische und arbeitspädagogische Ent-
wicklungen öffnete: Der Einsatz heuristischer Regelsysteme und schließlich
das Lernaufgabenkonzept, das ursprünglich im Bereich der außerbetriebli-
chen Fortbildung/Umschulung entstand, fand Eingang in immer mehr Modell-
versuche. Während zunächst noch die betriebliche Berufsausbildung unter be-
sonderer Berücksichtigung von Fragen des dezentralen und arbeitsplatzbezo-
genen Lernens die Modellversuchslandschaft dominierten (Dehnbos-
tel/Holz/Novak 1992), kamen ab den 90er Jahren immer mehr Modellversuche
und Projekte aus dem außerbetrieblichen Bildungsbereich unter Einbeziehung
von Bildungsdienstleistern dazu. In der Folge dieser arbeitsplatzbezogenen
und konzeptionellen Erweiterungen wurde auch die Konzeptbezeichnung
selbst erweitert: Aus dem Lernaufgabenkonzept wurden die Lern- und Ar-
beitsaufgabenkonzepte (vgl. lernen & lehren 1996) unter besonderer Beto-
nung der Gleichrangigkeit des Arbeits- und Lernbezugs (Schemme 1998). Das
BiBB führte in Zusammenarbeit mit Bildungs- und Forschungseinrichtungen
zwei Fachtagungen zu dieser Konzeption durch: 1997 zum Thema “Theorie
und Praxis der Lern- und Aufgabenkonzepte” (Holz u. a. 1998) und 1998 zum
Thema “Aufgabenanalyse und Lernaufgabengestaltung” (Holz u. a. 2003).

Die Möglichkeit und Vorteilhaftigkeit einer konzeptionellen Übertragung
von der Welt der großbetrieblichen Ausbildung in die eines vor allem mit
Klein- und Mittelbetrieben (kurz: KMU) kooperierenden Bildungsdienst-
leisters wird von den Projekten des Bildungszentrums Turmgasse in Villin-
gen-Schwennigen besonders deutlich ausgeleuchtet. Die Zielsetzung dieser
90er-Jahre-Projekte lief auf die Suche nach Formen der Kooperation zwi-
schen betriebsexternen Bildungsberatern auf der einen und Ausbildern (vor
allem auch nebenamtlichen Ausbildern) in KMU auf der anderen Seite hin-
aus, die eine Nutzung des Konzepts der Lern- und Arbeitsaufgaben in der de-
zentralen Ausbildung am KMU-Arbeitsplatz möglich machten, hinaus. Zu-
sammen mit dem Stuttgarter Fraunhofer-IAO wurden “Arbeits- und Lernauf-
gaben zur Erstellung von Arbeits- und Lernaufgaben” entwickelt, um so ei-
nen konzeptionellen Transfer an den KMU-Arbeitsplatz und eine damit ein-
hergehende, signifikante Verbesserung der Lernprozesse zu erreichen (Wil-
ke-Schnaufer u. a. 1998).
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Aus der Vielzahl der Transferbeispiele sollen noch zwei Anwendungsfälle
herausgehoben werden. Der erste Fall stellt einen Versuch dar, das Konzept
der “gestaltungsorientierten Berufsausbildung” mit dem Arbeits- und Lern-
aufgabenkonzept zu verbinden. Am Fall der Prozessleitelektroniker-Ausbil-
dung in der Stahlindustrie schildert Drescher einen Ansatz, bei dem die Aus-
zubildenden die Aufgabe übernehmen, Messgeräte für besondere berufliche
Anwendungsfälle zu entwickeln und dabei Lösungen im Spannungsfeld ar-
beitspraktischer, wirtschaftlicher und ökologischer Zielstellungen zu su-
chen (Drescher 1996). Der zweite Transferfall entstammt einem Modellver-
such zur integrierten Doppelqualifikation (gleichzeitiger Erwerb der Berufs-
ausbildung und der Fachhochschulreife im Dualen System; vgl. Höpfner
1995). Der Anspruch, sowohl berufliche Qualifikationen als auch das Bil-
dungsziel der Studierfähigkeit in einem betrieblichen Ausbildungsgang in
Kooperation mit Berufsschulen erreichbar zu machen, sollte durch so ge-
nannte integrierende Lern- und Arbeitsaufgaben eingelöst werden. Diese in-
tegrierenden Aufgaben sollen Verbindungsstel len zwischen beruf-
lich-praktischen Arbeitshandlungen und bildungsrelevanten Problemlö-
sehandlungen enthalten, eine Fixierung an der Einzelhandlung zugunsten der
Reflexion von Handlungszusammenhängen vermeiden und natürlich die
Selbstverantwortung der Lernenden für ihren eigenen Lernprozess sowie die
Mitgestaltung des Ausbildungsprozesses entwickeln helfen. Konkret bedeu-
tet dies unter anderem, dass die in den Betrieben zu lösenden Lern- und Ar-
beitsaufgaben in gemeinsamen Ausbilder-/Lehrer-Teams so ausgewählt und
gestaltet werden müssen, dass sie dem Erwerb und der Festigung von schuli-
schen und überfachlichen Inhalten dienlich sind. Einfache Entwicklungsbei-
spiele sehen beispielsweise so aus, dass die praktischen Aufgabenstellungen
in einer Fremdsprache vorgegeben und mit der Forderung verbunden werden,
deren Bearbeitung ebenso darzustellen, oder dass die im Prozess der Aufga-
benlösung entwickelten Handskizzen im berufsschulischen Fachzeichnen
aufzuarbeiten sind. Komplexere, integrierte Lern- und Arbeitsaufgaben be-
tonen den Technik-/Arbeitsgestaltungsaspekt (z. B. in Form von betriebli-
chen Änderungsprojekten und Arbeitsplatzanalysen), wobei der Planungs-
impuls zunehmend stärker vom Lehrer/Ausbilder auf den Lernenden über-
geht.

Natürlich stellt sich angesichts der erfreulichen Breite und Kreativität des
ausbildungsbezogenen Konzepttransfers auch die Frage nach der Gefahr der
Überdehnung des eigentlichen konzeptionellen Hintergrunds. Hinter dem
Lernaufgabenkonzept (vgl. Kap. 3.2 a) steht aus unserer Sicht vor allem der
Anspruch, die spezifischen Vorteile und Eigenarten des aufgabenbezogenen
Lernens samt der hierfür besonders geeigneten Methodik für komplexe Lern-
inhalte und umfangreichere Lehr-/Lernprozesse nutzbar zu machen. Der
Lernimpuls kommt dabei grundsätzlich aus der in der Arbeitspraxis festge-
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machten und für den Lernzweck mehr oder minder umkonstruierten Aufga-
benstellung – ist die Aufgabe gelöst, dann ist auch der Lernerfolg und Pra-
xistransfer gesichert. Die Nutzung der Konzeption für Aufgaben, deren Lö-
sung vom “Lehrer” nicht (hinreichend) antizipiert werden kann oder die
grundsätzlich als gestaltungsoffen verstanden werden, schlägt didaktische
Bögen “zurück” zur Projektmethode bzw. “nach vorne” zu konstruktivisti-
schen Lernarrangements. Die Effizienzvorteile der Lernaufgaben-Grund-
konzeption gehen zugunsten anderer Zielstellungen verloren.

Eher geringere Transfereffekte sind für die Bereiche der beruflichen Fortbil-
dung und Umschulung zu konstatieren. Diese Berufsbildungsfelder sind wei-
terhin fast hundertprozentig einerseits von Herstellerschulungen und von
zeitlich eher kurzen “Arbeitsamtmaßnahmen” bis hin zu maximal zweijähri-
gen beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen andererseits besetzt. Die
“(Um-)Schulungen” unterliegen in der Regel Lehrplänen, die entweder di-
rekt aus der Technik oder aus angenommenen Technikeinsatzfeldern abge-
leitet wurden; die neue Informations- und Kommunikationstechnik steht im
Vordergrund. Wie der Verfasser im Rahmen von Konzepttransferprojekten
an zwei unterschiedlichen Fortbildungs- und Umschulungsträgern feststel-
len konnte, stößt eine Übertragung aufgabenorientierter Konzepte im Allge-
meinen und des Lernaufgabenkonzeptes im Besonderen vor allem auf zwei
Barrieren, die systematisch miteinander zusammenhängen: Die erste Barrie-
re besteht in der Mentalität der Ausbilder und Trainer, die sich nicht zuletzt
wegen der stark fachtechnischen Ausrichtung ihrer Schulungen und Lehr-
gänge in erster Linie als Vermittler von Technik-Wissen und weniger als Ge-
stalter von Lernprozessen verstehen. Die zweite Barriere sind die fachsyste-
matisch und fachtechnisch ausgerichteten Fortbildungs- und Umschulungs-
curricula, deren Natur die Übertragung in Lernaufgabensysteme beträchtlich
erschweren. Die im Kapitel 3.2 a exemplarisch dargestellten “Urprojekte”
CLAUS und QIR hatten sich dieser Anforderung – auf der Grundlage aus-
führlicher Aufgaben- und Lerninhaltsanalysen – mit Erfolg gestellt, fanden
jedoch unterschiedliche Lösungen für die Bildung dieser Lernaufgabensys-
teme. Im Falle von CLAUS wurde das Lernaufgabensystem fast durchgängig
nach dem genetischen Stufungsprinzip konstruiert; die das Gesamtlehrziel
repräsentierende vollständige Lernaufgabe war in elementarer Vorform
schon in der ersten Lernaufgabe enthalten. Im Falle von QIR erfolgte eher
eine thematisch orientierte Bildung von Lernaufgaben: Aus dem Gesamt-
stoff wurden Thematiken mit hohen Anwendungsaufgabenbezug ausge-
grenzt und zu Lernaufgaben umgearbeitet. Die QIR-Vorgehensweise liegt
übrigens den meisten Lern- und Aufgabenkonzepten in der Berufsausbildung
zu Grunde, weil sie am leichtesten auf die derzeitigen Ausbildungsordnun-
gen mit ihrer Mischung aus Fachsystematik und Berufsaufgabensystematik
anpassbar ist (vgl. Malek/Pahl 1998 und Koch/Schulz 1998). Je umfangrei-
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cher und disparater die curricularen Vorgaben sind, desto stärker zeigen sich
die Grenzen der CLAUS-Vorgehensweise: Der Stoff lässt sich ab einem ge-
wissen Punkt weder inhaltlich noch umfangmäßig in ein Lernaufgabensys-
tem bringen. Wenn jedoch ein Gesamtcurriculum in mehrere Lernaufgaben-
systeme umzuarbeiten ist, entstehen neue Fragen. Vor allem die, wie im Rah-
men eines Gesamtcurriculums mehrere Lernaufgabensysteme gebildet und
voneinander abgegrenzt werden können, ohne inhaltlich und bezogen auf den
Gesamt-Lehr-Lern-Prozess auseinander zu fallen, das heißt wie sie weiter-
hin ein Gesamtsystem bilden.

Als Vorschlag für eine mögliche Lösung ist das so genannte “modulare Lern-
aufgabensystem” zu verstehen, das im Rahmen eines BiBB-Modellversuchs
für die inner- und außerbetriebliche Qualifizierung im Bereich rechnerge-
stützter Metallbearbeitung an einem Berufsförderungswerk entwickelt wur-
de (Witzgall 1998). Der Ausgangspunkt der Systembildung ist nicht eine
vollständige Arbeitsaufgabe, sondern ein vollständiger Arbeitsprozess. In
einem einfachen Fall kann dieser Prozess beispielsweise der Durchlauf eines
Auftrags durch einen Betrieb sein, in einem komplexen Fall auch ein
top-down-strukturierter Fertigungsprozess mit den zugehörigen Hilfspro-
zessen entsprechend der Prozessstruktur in der 2000er Revision der DIN EN
ISO 9000-Normenreihe (Cuber 1999). Der eigentliche Prozess besteht aus ei-
ner Kette definierter Einzelaufgaben (= Prozesselemente), die “nach unten”
beliebig in einzelne Verrichtungen aufgegliedert, “nach oben” zu immer um-
fassenderen Aufgaben und Aufgabenkomplexen zusammengefasst werden
können. Die durch diese als Aufgabenkomplexion bezeichnete Methodik ge-
bildeten Komplexaufgaben enthalten nicht nur die Inhalte der mit ihnen zu-
sammengefassten elementaren Aufgaben und Teilaufgaben, sondern auch
neue Inhalte, die z. B. aus der Koordination dieser Einzelaufgaben und durch
das Hineinwirken von Führungs- und Hilfsprozessen in den Hauptprozess
entstehen. Das System lässt sich sowohl durch vertikale Schnitte (Bildung
von Teilprozessen) als auch durch horizontale Schnitte (Bildung von Aufga-
ben unterschiedlicher Komplexität) und durch Kombination beider Teilun-
gen modularisieren und sehr flexibel an unterschiedliche Lernvoraussetzun-
gen und Qualifizierungsziele anpassen. Dabei bleibt die Möglichkeit offen,
einzelne Aufgabenkomplexe durchaus wieder nach dem genetischen Prinzip
fein zu strukturieren. Ein durch die Aufgabenkomplexion gebildetes Lern-
aufgabensystem ist relativ einfach an reale Fertigungsprozesse anzupassen,
soweit es nicht ohnehin von diesen abgeleitet wurde. Die Anpassung des Sys-
tems an vorgegebene Curricula kann dann dadurch geschehen, dass entspre-
chend den Vorgaben z. B. von Fortbildungsordnungen die Aufgabenkomple-
xe inhaltlich aufgefüllt und vervollständigt werden. Der Lehr-Lernprozess
setzt dann in der Regel bei ausgewählten Einzel-Lernaufgaben auf der Pro-
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zess-Basisebene an, um sich darauf aufbauend entsprechend dem Lernfort-
schritt sukzessiv komplexeren Lernaufgaben im System zuzuwenden.

4.4 Aufgabenorientierte Lehr-/Lernmedien

Die Entwicklung aufgabenorientierter Lehr-/Lernkonzepte war schon sehr
früh durch den Einsatz, teilweise auch die Neukonzipierung von medialen
Hilfen, begleitet. Bei den komplexeren Trainingsmethoden “Kombinierte
Unterweisung” und “Sprachgestütztes Training” (vgl. Kap. 2.3) kamen bei-
spielsweise nicht nur so genannte Teiletafeln (zur Veranschaulichung des
Geräteaufbaus und der Montageschrittfolge), sondern auch schon umfang-
reiche und aufwändig geschnittene Videofilme zum Einsatz. Diese Videos
resultierten aus Aufgabenanalysen und demonstrierten die Arbeitsweise in
Bild und Ton. Im Sprachgestützten Training besaßen sie eine doppelte Mo-
dellierungsfunktion: Auf der bildhaft-anschaulichen Ebene zeigten sie die
Arbeitsschritte, deren Verknüpfung und Konsequenzen mit einer für eine
konzentrierte Aufnahme und Verarbeitung unerlässlichen Langsamkeit, De-
tailliertheit und Deutlichkeit. Der verbal-begriffliche Code (d. h. die Verto-
nung und die in die Bilddarstellungen integrierten Schriften) beschrieb nicht
nur die Verrichtungen (Was geschieht wie?), sondern leistete auch die Hand-
lungsbegründung (Warum wird so gehandelt, welche Fehlermöglichkeiten
bestehen und wie können die Fehler vermieden werden?). Beide Codes waren
für den Einsatzbereich (Übertragung komplexer Montage- und Teilferti-
gungsaufgaben an angelernte Industriearbeiter) grundsätzlich bedeutsam:
Der bildhafte Code steht auch für die “Welt” des vorherrschenden, anschauli-
chen und erfahrungsorientierten Denkens – der verbal-begriffliche Code
leistete die nur durch Versprachlichung möglichen Verstehens- und Schluss-
folgerungsprozesse, die eher der “Welt” der Fachkräfte und Ingenieure zuzu-
rechnen sind. Die Verwendung der Video-Trainingsfilme ermöglichte erst-
malig ein Training abseits des Arbeitsplatzes, der durch so manche Umstän-
de (Lärm, Enge, schlechte Zugänglichkeit, Produktionsdruck) meistens we-
nig lernförderlich ist. Die mediale Doppelcodierung unterstützte gleichzei-
tig die auf der Galperinschen Interiorisierungstheorie beruhende Trainings-
methodik, bei der zunächst abseits des Arbeitsplatzes die medialen Hand-
lungsdarstellungen beobachtet und verbalisiert (observativ-verbales Trai-
ning) und danach die eigenen, praktischen Handlungen am Arbeitsplatz (ak-
tional-verbales Training) verbalisiert wurden.

Da die Erstellung von Video-Trainingsfilmen einerseits sehr aufwändig ist
und andererseits derartige Medien sich beispielsweise bei Lehr-/Lerngesprä-
chen und ähnlichen trainingsbegleitenden Lernformen kaum sinnvoll einset-
zen lassen, wurden neben den schon genannten Teiletafeln auch andere, ein-

247



fachere Medien wie z. B. Kartonschemata von Werkzeugen, Werkstücken
und Anlagen eingesetzt. Die besondere Nützlichkeit derartiger Hilfsmittel
korrespondierte ebenfalls mit dem Galperin-Konzept, vor allem mit dessen
Herausarbeitung des “Materialisierten Handelns” im Prozess der Herausbil-
dung geistig-begrifflicher Tätigkeiten: “Bei diesem Als-ob-Handeln steht
die Veränderung materieller Objekte wie z. B. der Arbeitsgegenstände nicht
im Vordergrund. Wenn sie erfolgt, dann geschieht dies in einer einge-
schränkten oder simulierten Form ... Der Schwerpunkt beim materialisierten
Handeln liegt in geistigen Operationen, die späteres materielles Handeln
vorbereiten und in seiner Durchführung regulieren können. Es erfolgt ein
Probehandeln, das keine folgenschweren Auswirkungen auf die Gegenstän-
de der Tätigkeit hat.” (Hacker/Skell 1993, S. 295)

Der Einsa tz “mate r i a l i s i e r t e r Medien” i s t ke ineswegs auf tech-
nisch-gegenständliche Arbeitsaufgaben beschränkt. Pöyhönen und Pulkies
(1980) stellten die wirklich beispielhafte Konzeption eines “production ga-
m e s ” v o r , m i t d e m s i c h f i n n i s c h e W e r k e r i n n e n a u f d i e G r u p-
pen-Montagearbeit vorbereiten konnten. In organisatorisch-dispositiven
Aufgaben besteht die wesentliche, kollektiv zu regulierende Größe aus un-
terschiedlich großen Zeitmengen für unterschiedliche Kooperations- und
Fer t igungs tä t igke i ten . Folger ich t ig wurde das in dieser Produk-
tions-Simulation kooperativ-flexibel zu montierende Produkt als Anord-
nung unterschiedlicher Zeitmengen-Verkörperungen (nebeneinander lie-
gende, unterschiedlich lange Lego-Bausteine auf einer Platte) simuliert. Die
in der realen Gruppenarbeit geforderten, kognitiven Transformationen zwi-
schen Fertigungsaufgaben, Fertigungszeiten und dem Produktionszeitplan
der Fertigungszelle konnten durch den Einsatz dieses extrem einfachen Me-
diums besonders wirkungsvoll gefördert werden.

Im Falle des Video-Trainingsfilms wurde mit dem “Lernalbum” eine den
Herstellungsprozess stark vereinfachende und die Einsatzmöglichkeiten
nicht weniger stark flexibilisierende Alternative geschaffen (Kohn/Richardt
2001), für die mittlerweile auch eine auf PC-Standard-Office-Programmen
aufsetzende Software-Unterstützung vorliegt (CD in Bullinger/Witzgall
2002). Mit dieser Hilfe können Lernalben sowohl in der Ursprungs-Papier-
form als auch als PC-Version erstellt und eingesetzt werden. Für den Fall der
“materialisierten Medien” sind entsprechende Fortentwicklungen nicht be-
kannt, obwohl hierfür geeignete, rechnergestützte Methoden heutzutage si-
cherlich viel leichter verfügbar und einsetzbar sind als vor zwanzig Jahren.

Den dargestellten Medien kommt in der Hauptsache eine den personalisier-
ten Methodeneinsatz unterstützende Funktion zu. Wenn man von den Fällen
absieht, wo z. B. der Videotrainingsfilm oder das Lernalbum autodidaktisch
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zur Einarbeitung in eine neue Aufgabe genutzt wird, ersetzen diese Medien
also nicht den “Lehrer”. Konzeptionen der “Programmierten Instruktion”
(kurz PI), die heute immer noch den Großteil der PC- und Web-basierten
Kursangebote prägen, erheben dagegen genau diesen Anspruch und rekla-
mieren Vorteile im Bereich der Bildungsökonomie und der Individualisie-
rung des Lernens. Aufgabenorientierte Lehr-/Lernkonzeptionen und das
PI-Lernen sind konzeptionell aber unverträglich. Während bei der PI Wissen
in Form von zu rekapitulierenden und zu kombinierenden Informationen dar-
geboten und abgefragt wird, geht es beim aufgabenorientierten Lehr-/Lernen
um die Vermittlung von Aufgabenkönnen einschließlich dem dazu notwendi-
gen Aufgabenwissen. Eine Beschränkung der Instruktion auf das Aufgaben-
wissen kann in der Regel nicht auch schon das Aufgabenkönnen gewährleis-
ten (ein alltäglicher Beleg hierfür sind viele Betriebsanleitungen für komple-
xe Geräte, die dem Anwender oft recht umfangreiche Transfer-, Explora-
tions- und Übungsleistungen abfordern).

Die multimedialen Entwicklungen im Bereich der Simulationen und Compu-
terspiele haben auf der anderen Seite in den letzten Jahren demonstriert, dass
das aufgabenbezogene Lernen mit den heutigen “Hausmitteln” durchaus sehr
wirkungsvoll unterstützt werden kann. So wie dies bei der Piloten- und Anla-
genfahrerausbildung schon sehr lange geschieht, können (und werden bei-
spielsweise im Bereich der KFZ-Instandhaltung) Arbeitsaufgaben am PC si-
muliert und trainiert. Speziell für Ausbilder gibt es entsprechende Autorensys-
teme (Bähr/Holz 1995). So scheint abgesehen davon, dass beispielsweise im
Sinne von motorische Fertigkeiten nur in natura angeeignet werden können,
keine prinzipielle Schranke zwischen den aufgabenorientierten Lehr-/Lern-
konzeptionen und den PC-gestützten, interaktiven Multimedia-Techniken zu
existieren, obwohl beispielweise die Integration sprachbezogener Lehr-/Lern-
methoden noch schwer vorstellbar ist. Dass dennoch – so unser Eindruck – die-
se Techniken kaum beim Lernen an der industriellen Arbeitsaufgabe einge-
setzt werden, hat vor allem Aufwands- und Kostengründe. Die Erstellung ei-
nes multimedialen, interaktiven Lehr-/Lernsystems lohnt nicht, wenn die be-
treffende Arbeitsaufgabe nur relativ wenige Lerner betrifft oder sich die Auf-
gabe bzw. ihre Ausführungsbedingungen so schnell ändern, dass permanente
Programmanpassungen notwendig wären. Die von Zimmer (1996, S. 34) hier-
für vorgeschlagene Lösung, sich vor allem auf typische bzw. exemplarische
Aufgaben zu beschränken, könnte vor allem für die “geordnete” Aus- und Fort-
bildung eine Lösung sein. Das an gleicher Stelle vorgestellte “Konstruktions-
element” für multimediale Lernsysteme, dass für die Bearbeitung dieser exem-
plarischen Aufgaben “alles erforderliche Wissen auf verschiedenen Niveaus
für die unterschiedlichen Lernvoraussetzungen in multimedialer bzw. multi-
symbolischer und interaktiver Qualität bereitzustellen” sei, stellt diesen
Grundansatz leider wieder in Frage, weil – abgesehen von sehr elementaren
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beruflichen Aufgaben – die konkreten Ausführungs- und Transferbedingun-
gen von Arbeitsaufgaben inter- und intrabetrieblich sehr differieren und au-
ßerdem sich durchaus über relativ kurze Zeitspannen ändern können. Weiter
ist zu postulieren, dass in einer “wissensbasierten” Arbeitswelt die Fähigkeit
zur Besorgung des notwendigen Wissens – zumindest im Sinne von Vervoll-
ständigung, Aktualisierung und Vertiefung – ein eigenständiges Bildungsziel
darstellt, das nur durch zielgerichtetes Handeln erlernt und nicht von Multime-
dia abgenommen werden kann.

Von Johannes Koch (2000) kommt ein Vorschlag zur Verbindung von aufga-
benorientiertem und PC-/Web-gestütztem Lernen, der genau diese Anforde-
rung aufgreift. Dieser Vorschlag bezieht sich speziell auf das Lernaufgaben-
konzept als geeignete didaktische Grundlage für aufgabenorientierte Berufs-
bildungs-Medien. Dies geschieht mit der Begründung, dass Lernaufgaben
eine Trennung der Lernanleitung (Aufgabenform) vom ausführungsbedin-
gungsspezifischen Lösungswissen ermöglichen. Multimediale Lernaufga-
bensysteme für bestimmte Berufsfelder könnten sich deshalb auf die Organi-
sation und Verfügungsstellung breit transferierbarer “Lernanleitungen” be-
schränken, wenn gleichzeitig vor allem mittels der Internet-Techniken die
Bereitstellung spezifischen Lösungswissens unterstützt würde. Im Bereich
der Mechatronik, für den diese Konzeption beispielhaft entworfen wurde,
käme eine derartige Kombination von Web-basierten Lernaufgabensyste-
men und Wissensakquisition nicht nur wesentlich preiswerter als in sich ge-
schlossene multimediale Lösungen, sondern würde auch eine relativ einfa-
che Anpassung an hersteller- und anwenderspezifische Lösungen und Fort-
entwicklungen ermöglichen. Eine adäquate Entwicklungsplattform für ein
derartiges System hätte natürlich eine intensive Zusammenarbeit von Aus-
bildungseinrichtungen, Systemherstellern und Web-Dienstleistern zur Vor-
aussetzung.
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5 Aufgabenorientiertes Lernen
im Spannungsfeld von Prozess- und
Wissensmanagement

Das Lehren und Lernen an der Arbeitsaufgabe ist in der Folge des Dargestell-
ten wesentlich mehr als ein Nachvollzug unmittelbar wahrnehmbarer Opera-
tionen und die Befolgung von Anweisungen. Vor allen in den Kapiteln 3.1 bis
3.3 haben wir versucht aufzuzeigen, dass zum Verständnis der Fähigkeiten,
die die Beherrschung komplexerer Aufgaben unter Ausführungsbedingun-
gen ermöglichen, die häufig genug durch Unvorhersehbarkeit und Tücken
gekennzeichnet sind, mehr gehört. Eine Grundvoraussetzung für ein derart
avanciertes aufgabenorientiertes Lernen bildet eine vor allem durch die
Handlungsregulationstheorie (Kap. 3.1) vorgelegte Modellvorstellung vom
aufgabenbezogenen Handeln, die Folgendes leistet:

– Sie erklärt, wie äußere und innere Tätigkeiten im Prozess zielorientier-
ten Handelns zusammenwirken,

– sie erklärt, wie erfolgreiche (zielsichere, flexible und schnelle), aufga-
benbezogene Handlungen hervorgebracht werden und wie die dazu not-
wendigen, bewussten und unbewussten Regulationsprozesse verknüpft
und mit realitätsangemessenen mentalen Modellen verbunden sind,

– sie erklärt die Entwicklung und den Aufbau dieses Aufgabenkönnens
durch Lernprozesse

– und macht die Möglichkeiten zur gezielten Förderung des Aufgaben-
könnens durch Lehrprozesse sichtbar.

Die Sprache und das äußere und innere Sprechen stellen neben bildhaften und
symbolischen Wahrnehmungen und Vorstellungen das wichtigste “Signal-
system” dar, mit dem innere Modelle und Regulationsformen des Arbeits-
handelns bewusst gemacht, kommuniziert und angeeignet werden können.
Deshalb haben wir vorgeschlagen, jene aufgabenbezogenen Kognitionen
und Vorstellungen als Aufgabenwissen zu bezeichnen und dadurch sowohl
vom Aufgabenkönnen und vom so genannten Erfahrungswissen abzugren-
zen, die – gegebenenfalls mit methodischer Unterstützung – in verbaler oder
symbolischer Form expliziert und kommuniziert werden können. Da erst die
Erfassung und Darstellung dieses Aufgabenwissens effektive Lehrprozesse
und effizientes Lernen an komplexen Arbeitsaufgaben ermöglicht, sind die
Wissensakquisition und die Wissensdokumentation natürliche Grundele-
mente der aufgabenorientierten Didaktik. Medien wie das Lernalbum wirken
dem gemäß als Speicher von sprachlich gefasstem Aufgabenwissen, das
durch ikonische und/oder symbolische Darstellungen ergänzt ist.
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Die Funktion von Wissen ist im Kontext von Arbeitstätigkeiten jedoch nicht
auf die der Fundierung des Aufgabenkönnens beschränkt. Da Verbalisie-
rungs- und Kommunikationsprozesse immer auch Reflexions-, Abstrak-
tions-, Verallgemeinerungs- und Schlussfolgerungsleistungen einschließen
(freilich nicht unbedingt in jedem Fall aktualgenetisch), ist Aufgabenwissen
weniger fest mit konkreten Arbeitsaufgaben verbunden, als es beim Aufga-
benkönnen insgesamt der Fall ist. Zu begründen ist dies damit, dass das Auf-
gabenkönnen den Teil der Handlungskompetenz repräsentiert, der in der Re-
gel auch mit Automatismen, Handlungsstereotypen und -gewohnheiten be-
setzt ist und sich anhand definierter Aufgaben- und Ausführungsstrukturen
entwickelt hat. Das Aufgabenwissen fokussiert dagegen stärker auf einen an-
deren Bereich von Handlungskompetenz, der im Falle der Veränderung von
Vorgaben und Bedingungen, der Diversifizierung von Zielen und Maßstäben
des Handelns mobilisiert werden muss und in Veränderungs- und Umgestal-
tungsprozesse einzubringen ist. Diese Unterscheidung von Aufgabenwissen
und Aufgabenkönnen öffnet Zugänge für Managementprozesse im Allge-
meinen und das Wissensmanagement im Besonderen. So kann man das Auf-
gabenwissen und den betrieblichen Umgang damit – in Abhängigkeit vom
Prozessbezug der Aufgabenstellung und ihrer Kontextgebundenheit – bei-
spielsweise folgendermaßen auffächern und damit auch aktuellen Manage-
mentkonzeptionen zuordnen:

– Auf der (elementaren) Ebene definierter Prozesse der Leistungserbrin-
gung:

· Die Aufgaben werden definiert und inhaltlich dargestellt.

· Das Aufgabenwissen ist konkret und relativ vollständig, aber kon-

textgebunden.

· Das Aufgabenwissen dient vor allem der Ausbildung von Aufgaben-

können (= Aufgabenbeherrschungs-Lernen).

· Die Erzeugung, Dokumentation und Nutzung des Aufgabenwissen

ist Bestandteil eines Aufgabenmanagements (Task-Management).

– Auf der nächsthöheren Ebene der Definition von Prozessen der Lei-
stungserbringung:

· Die Abfolgen und Abhängigkeiten von Aufgaben (Teilprozessen)

werden ermittelt und strukturiert.

· Das Arbeitsprozess-Wissen geht aus aufgabenübergreifendem, ar-

beitsprozessbezogenem Lernen hervor bzw. geht in dieses koopera-

tive Lernen ein.
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· Das Arbeitsprozess-Wissen kann im Rahmen eines Prozessmanage-

ments (Process-Management) erzeugt und genutzt werden.

– Auf der systemisch höchsten Ebene der Veränderung, Neugestaltung
und -entwicklung von Prozessen der Leistungserbringung:

· Die Ziele, Erfolgskriterien und Ressourcen von Prozessen und Teil-

prozessen werden verändert oder neu bestimmt.

· Das Arbeitsprozess-Wissen erweitert sich dekontextualisiert zum

Prozessgestaltungs-Wissen.

· Das Prozessgestaltungs-Wissen entsteht, erweitert und verändert

sich in kooperativen Veränderungstätigkeiten.

· Das Prozessgestaltungs-Wissen geht ein in das betriebliche Verän-

derungsmanagement (Change-Management), wird in diesem Rah-

men auch immer wieder erweitert und umgebaut.

Damit die industrielle Organisation von diesen Wissensformen (Aufgaben-
wissen/Arbeitsprozess-Wissen/Prozessgestaltungs-Wissen) “lernend” pro-
fitieren kann, benötigt sie nicht nur Verfahren zur Erzeugung dieses Wis-
sens, sondern auch solche zur Dokumentation, Verteilung und Verarbeitung,
wobei diese Verfahren den unterschiedlichen Managementebenen anzupas-
sen sind. In der Folge entstünden auch neue Verbindungslinien hin zu ande-
ren Managementmethoden (einschließlich denen der prozessorientierten
Standardmanagementsysteme in den Bereichen Qualität, Umweltschutz und
bald auch Arbeitsschutz), die oft unverbunden und mit konzeptionellen Brü-
chen nebeneinander praktiziert werden.

In dem hier skizzierten Mehrebenensystem des Wissens- und Prozessmana-
gements wäre die im Kapitel 4.1 dargestellte Konzeption des Aufgaben- und
Qualifikationsmanagements weitgehend der ersten, elementaren Ebene zu-
zuordnen. Durch die höheren Systemebenen wird sukzessive der Aufgaben-
bezug in einen Organisationsbezug transformiert, insofern Leistungsprozes-
se und deren Veränderungen vornehmlich den Charakter und die Leistungs-
fähigkeit industrieller Organisationen prägen. Entsprechende Transforma-
tionen sind im Bereich des durch die jeweiligen Managementebenen themati-
sierten Wissens und Könnens anzunehmen. In dem Maße, in dem gesamtbe-
triebliche Ziele und gegebenenfalls Konflikte den Gegenstand der Analyse
und Gestaltung ausprägen, gewinnt der Managementfaktor Motivation, das
heißt das Wollen, eine immer größere Bedeutung. Das Wissens- und Kön-
nensmanagement ist zum Wissens-, Könnens- und Wollens-Management zu
erweitern (Claßen/Baratte 1999). Auch die am Produktionsarbeitsplatz
manchmal noch relativ einfach erscheinenden methodischen Prozeduren, um
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das erforderliche Wissen und Können zu erfassen, zu trennen, zu dokumen-
tieren und weiterzugeben, dürften sich bei komplexeren Planungs- und Ge-
staltungsaufgaben als nur noch eingeschränkt tauglich erweisen. Die Frage,
ob die konstruktivistisch und systemtheoretisch geprägten Theorien des or-
ganisationalen Wissenstransfers und Organisationslernens (eine sehr gute
Zusammenstellung der dominanten, angelsächsischen Ansätze findet sich
bei Böhm 2000) hier weiterhelfen können, liegt auf der Hand.

Ein Mehrebenen-Konzept des Wissens- und Prozessmanagements kann aus
einer handlungstheoretischen Perspektive nicht gelingen, ohne vornehmlich
die Bornierung des gegebenen analytischen, handlungsregulationstheoreti-
schen und methodisch-didaktischen Theoriegebäudes und Instrumentariums
– vor allem die Fixierung auf die vordefinierte Einzelaufgabe und das gesteu-
erte “Lehrlernen” – zu überwinden. Aus unserer Sicht stellen sich dabei vor
allem folgende Aufgaben:

– Die aufgabenanalytischen Instrumente sind um wissens- und prozess-
bezogene Methoden, die mittlerweile in PC-gestützter Form (z. B. als
Workflow- und Content-Management-Technik) verfügbar sind, zu er-
gänzen. Leitziel wäre die Entwicklung integrierter, zu den Standardma-
nagementsystemen kompatibler Verfahren.

– Im handlungstheoretischen Bereich erscheint eine (Re-)Thematisie-
rung von Formen und Regulationsgrundlagen des kooperativen Verän-
derungshandelns angezeigt, wobei wegen des ausgeprägten Interessen-
bezugs von betrieblichen Veränderungen der motivationalen Seite (An-
triebsregulation) verstärkte Aufmerksamkeit zu widmen wäre. Anre-
gungen finden sich hierfür vor allem in der Konzeption des Situierten
Lernens in der sozialen Praxis (Lave/Wenger 1991).

– Im qualifikationstheoretischen Bereich sollten die Formen und Funk-
tionen von Wissen in gegenstandsbezogenen, organisationalen, sozia-
len und personenbezogenen Handlungsfeldern herausgearbeitet und
mit entsprechenden Könnens-Formen und Motivationsaspekten in Be-
ziehung gesetzt werden. Dadurch wäre einerseits der Anschluss an die
kompetenztheoretische Facettierung (meistens in der Unterscheidung
von Fach-, Methoden-, Sozial- und Selbstkompetenz) zu gewinnen und
im Umkehrverfahren diese Facettierung handlungstheoretisch auszu-
füllen.

– Im lerntheoretischen Bereich steht die stärkere Berücksichtigung von
inhaltlichen, kooperativen und gestaltungsbezogenen Aspekten (selbst
organisiertes, kooperatives, motiviertes, offensives, partizpiatives
Lernhandeln im Sinne von Holzkamp (1995) auf dem Programm. Vor
allem das Galperinsche lehr-/lerntheoretische Konzept müsste für
selbst organisierte Lerntätigkeitsformen geöffnet, d. h. zu einer Lerntä-
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tigkeitstheorie weiterentwickelt werden. Allerdings wäre bei diesem
Um- und Ausbau darauf zu achten, dass – vergleichbar mit der Galpe-
rinschen Interiorisationstheorie – die nicht nur für die Lernkooperati-
on, sondern auch für das Managementhandeln bedeutsamen Zugänge
für unterstützende Interventionen und “Subventionen” erkenntlich
werden.
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Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre
Zur Kontinuität und Transformation politischer und pädagogischer

Impulse in der Erwachsenenbildung

Co-Referat

Thomas Reglin

Vier Fragen, die Nachhaltigkeit der Innovationen der Lernkonzepte der 70er
und 80er betreffend:

Frage I: Neues Lernen oder neue Rhetorik: Wie realitätsmäch-
tig sind die Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre?

Kein Zweifel – die Lernkonzepte, die die bundesdeutsche Weiterbildungs-
landschaft der 70er und 80er Jahre bestimmten, haben Spuren hinterlassen:
zunächst einmal deutliche terminologische Spuren. Die Rede von Teilneh-
merorientierung und Handlungsbezug, vom Eingehen auf individuelle Lern-
bedürfnisse, von der Förderung persönlicher Entwicklung (emphatisch:
Selbstentfaltung), deren Siegeszug aus den 70ern und 80ern datiert, ist längst
nicht mehr den alternativen Weiterbildungsveranstaltern vorbehalten. Voka-
beln wie diese zählen zum unverzichtbaren Repertoire der Selbstdarstellung
von Bildungsträgern und der Beschreibung ihrer Produkte heute. Das ist
nicht immer so gewesen. Im Zusammenspiel der politischen und psychologi-
schen Aufbrüche jener Zeit hat auch der Bildungsdiskurs eine neue Richtung
erhalten. An die Stelle des Bildungskanons als letzten (rein inhaltlich defi-
nierten) Orientierungspunkts trat allenthalben – eben “das Individuum” mit
seinen Lern-, Entwicklungs- und Kommunikationsbedürfnissen.

Nun ist die Rhetorik des Bildungswesens mit seiner Praxis aufs Engste ver-
woben. Ein Paradigmenwechsel, der sich zwar durchgehend im Diskurs,
nicht aber in einer Fortentwicklung des professionellen Instrumentariums
abbildet, scheint kaum denkbar. Und tatsächlich korrespondiert der neuen
Kultur des Redens über Erwachsenenbildung ja auch eine neue Kultur des
“Eingehens auf die Teilnehmer” im Seminar: von der Institutionalisierung
von Bedarfsabfragen über gemeinsame Reflexionsrunden bis zum Einbrin-
gen individueller Befindlichkeiten in das Seminargeschehen. Wenn Semi-
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narräume in modernen Erwachsenenbildungsstätten anders – oft: freundli-
cher – aussehen als vor 30 Jahren, wenn sie den dort Zusammentreffenden
neue Lern- und Ausdrucksmittel zur Verfügung stellen, dann reflektiert das
(auch) die neue Perspektive der Weiterbildner auf ihre Tätigkeit.

Dennoch: Institutionen – auch die Institutionen des Bildungssystems – sind
behäbig. Eine neue Schale der Selbstdarstellung lässt nicht unmittelbar auf
Veränderungen im Kern schließen. Mit der “Teilnehmerorientierung” ist es
nach dieser Seite nicht anders als mit der “Kundenorientierung”, die heute je-
der Dienstleister im Munde führt: Sie kann eine Umorientierung bezeichnen,
die das angebotene Produkt grundsätzlich verändert; sie kann aber auch Fas-
sade bleiben und sich im bloßen Gestus der Berücksichtigung erschöpfen.
Die beharrliche Wiederholung von “Praxis, Subjekt, Individuum” steht für
sich genommen ebenso wenig für Innovation wie ritualisierte Kärtchenabfra-
gen, die Befindlichkeiten von Teilnehmern gerade ausklammern, indem sie
ihnen – pflichtschuldigst – ein Reservat schaffen.

Die Frage nach der Realitätsmächtigkeit der Konzepte der 70er und 80er Jah-
re ist nicht akademisch. Sie gibt Aufschluss über die Beharrungskräfte der In-
stitutionen, mit denen innovative Ansätze zu rechnen haben. Den aktuellen
Bemühungen um eine “Lernkultur Kompetenzentwicklung” wird nachhalti-
ger Erfolg nur dann beschieden sein, wenn die Bildungsinstitutionen ihre
Trägheit überwinden und den neuen Ansatz nicht bloß terminologisch einge-
meinden nach dem Muster: Qualifikation wird umbenannt in Kompetenz;
Lernen (ein Vorgang, der ohnedies ohne subjektive Beteiligung nicht zu ha-
ben ist) erhält grundsätzlich die Vorsilbe “Selbst-” etc. Aus dem neuen bil-
dungstheoretischen und -politischen Paradigma der Kompetenzentwicklung
mehr zu machen als eine neue rhetorische Schale um alte Praxen wird eine
große Aufgabe der kommenden Jahre sein.

Frage II: Individuum gegen – ohne – mit Gesellschaft:
Taugt das emphatisch reklamierte Recht des Individuums als
Bezugspunkt für die Bildungsarbeit?

Vielfach fungiert in den gesellschaftspolitischen und bildungstheoretischen
Stellungnahmen der Zeit das “Individuum”, in mehr oder weniger feindli-
chen Gegensatz zur “Gesellschaft” gebracht, als Zentralbegriff. Dem Einzel-
nen gilt es zur Entfaltung seiner – von den Institutionen tendenziell immer
schon bedrohten – Autonomie zu verhelfen. Das Recht des Subjekts steht so
gegen den Anspruch des Systems, einen Anspruch, der in der Denktradition
der Kritischen Theorie auch als totalitärer gefasst und kritisiert werden kann.
Lernkonzepte beziehen – auch wo sie politisch unambitioniert bleiben – mit
erklärter Parteilichkeit Stellung in diesem Antagonismus.
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Dieser Zentralbegriff “Individuum” gibt zu skeptischen Nachfragen Anlass.
Es ist nämlich gar nicht so klar, inwiefern er praktische Orientierung zu ge-
ben vermag. Die abstrakte Entgegensetzung Individuum – Gesellschaft je-
denfalls ist durchaus fragwürdig. Individuen entwickeln ihre Interessen und
Bedürfnisse in (sicher auch kritischer) Auseinandersetzung mit (das heißt
aber eben nicht: in grundsätzlicher Absetzung von und im Gegensatz zu) der
Gesellschaft, in der sie leben. Das Individuum, von den sozialen Zusammen-
hängen, in denen es steht, getrennt gedacht, bleibt als Bezugspunkt leer. Wo-
her sollten denn Teilnehmer von Bildungsmaßnahmen die Kriterien nehmen,
kraft deren sie Interesse für eine Thematik entwickeln – wenn nicht aus ihrem
sozialen und wirtschaftlichen Umfeld, den Anforderungen, die es stellt, und
den Anregungen, die es bietet?

Der Inhalt des Lehrens und Lernens bleibt in jener abstrakten Sub-

jekt-Perspektive unterbelichtet. Nicht er ist eigentlich Thema, sondern der

Modus des Zugangs zu ihm: Begegnet der Seminargegenstand den Lernenden
als Teil eines Kanons, als Vorgabe und äußere Anforderung? Dann, so die ge-
heime oder offen ausgesprochene Unterstellung, entspricht er ihnen nicht.
Dass Curricula und Konzepte von Bildungsveranstaltungen die Lernenden
mit vorgegebenen Inhalten konfrontieren, ist aber nicht per se ein Indiz von
Herrschaftsausübung und Missachtung des Individuums – ebenso wenig wie
Prozesse dozentengesteuerter Unterweisung deswegen schon dem Verdikt
direktiver Unterordnung ihrer Adressaten unterliegen, weil sie die Teilneh-
mer zum “Objekt” (eben der Tätigkeit des Lehrens) machen.

Die eigentümliche Kriterienlosigkeit des Kriteriums “Teilnehmerorientie-
rung” rächt sich in der Praxis der Weiterbildung: Die Beschwörung der Iden-
tität steht letztlich beziehungslos neben den – davon ganz unberührten –
Lerninhalten. Wo aber dieser Mangel empfunden wird und der Anspruch der
Individualität doch noch zu seinem Recht kommen soll, liegt das Abdriften in
naturmystischen oder anderen Irrationalismus nicht fern.

Frage III: Dozenten und Beschulte: “Teilnehmerorientierung”
– ist das nicht neuer Wein im alten Schlauch des Unterrichts?

Viele der bisher verwendeten Formulierungen legten es bereits nahe: Der di-
daktische Bezugspunkt der 70er und 80er Jahre ist das Seminar geblieben.
Das Seminar gilt es auf den Teilnehmer auszurichten, praxisnäher, erfah-
rungs- und handlungsbezogen zu gestalten und durch neue Formen der Parti-
zipation aufzuwerten. Der Lehrende hat die Bedürfnisse der Lernenden auf-
zunehmen, die die Möglichkeit erhalten, sich in Seminare einzubringen. The-
menzentrierte Interaktion steht für eine Form der Unterweisung, die die Teil-
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nehmer ganzheitlich wahrnimmt (und dadurch das Seminarthema umso er-
folgreicher vermittelt). Die Beispiele ließen sich fast beliebig vermehren.

Vorherrschend war weiterhin die Perspektive einer effizienten Durchfüh-
rung formalisierter Lernprozesse, also eine Anbieter-, eine Produzentenper-
spektive. Neue Lernformen, Prozesse informellen Lernens in sozialen und in
Arbeitskontexten blieben letztlich außerhalb des Focus. Eine andere, neue
Rolle von Lehrenden (die aktuellen Stichworte heißen: Beratung, Moderati-
on, Ermöglichung) kam zwar in den Blick, aber im Normalfall doch nur in der
Perspektive von Bildungsanbietern, die Bildungsprozesse für ihre Kunden
organisieren.

Frage IV: Lebenslang lernen: Was lässt der Anpassungsdruck,
den globalisierte Märkte ausüben, vom Siegeszug des Individu-
ums übrig?

Gegenüber dem Individuum werden heute die Anforderungen des Markts als
letzter Orientierungspunkt geltend gemacht. Das klingt nach Rollback und
Abschied von lange gehegten Idealen. Eigentümlicherweise findet aber eine
Verabschiedung von der formellen Betonung der Individualität gar nicht
statt. Die Leerformel “Individuum” kann ihren Inhalt, ironischerweise, nun
durch das erhalten, wovon sie sich einmal abzusetzen versuchte – durch die
Anforderungen der Gesellschaft. Selbstlernfähigkeit wird mit der Fähigkeit,
sich flexibel auf Veränderungen einzustellen, ohne weiteres kurzgeschlos-
sen.

Teilnehmerorientierung stellt sich so in heutiger Perspektive als strategi-
sches Mittel der effizienten Weitergabe je aktueller Schulungsinhalte dar,
was alles andere als eine Überwindung der problematischen Entgegenset-
zung von Individuum und Gesellschaft in gesundem Realismus ist. Die findet
so – leider – gerade nicht statt. Aus der abstrakten Entgegensetzung von Indi-
viduum und Gesellschaft wird eine ebenso abstrakte Identifikation, die in
doppelter Hinsicht problematisch ist:

Sie schließt – erstens – eine Überforderung des Einzelnen ein, der sich dem
Gebot arbeitsmarktkonformen Verhaltens konfrontiert sieht. Die Orientie-

rung an den Erfordernissen der Wirtschaft ist nämlich eine diffuse Anforde-

rung – schon die Vielfalt divergierender Wachstumsprognosen zeigt es. Die
“Bedarfe der Märkte” stehen gar nicht so fest, wie oft unterstellt. Organisier-
te, didaktisch fundierte Unterstützung der “lebenslang Lernenden” ist nicht
mit Bevormundung gleichzusetzen.
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Wenn sich Individualisierung stillschweigend in universelle Adaptionsfä-
higkeit verkehrt, dann droht – zweitens – gerade das erhaltenswerte Erbe der
70er und 80er Jahre verloren zu gehen. Der vollkommen “flexible Mensch”,
der nur noch nach den Anforderungen fragt, denen er zu genügen hat, ohne je
einen persönlichen Bezug zu den Inhalten seines Tuns aufzubauen, wäre
nicht nur ein unglückliches Wesen. Er wäre letztlich auch nicht mehr zu dem
in der Lage, worauf es ihm einzig ankommt. Die Kategorie des Interesses
muss erhalten bleiben, wenn Individuen mit Erfolg lernen und in gestaltungs-
offenen Prozessen ihren Platz finden sollen.
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1 Fragestellungen, Operationalisierung,
Kontexte

Das weite Thema “Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre” bedarf einer Zu-
spitzung auf exemplarische Dimensionen der damaligen erwachsenenbildne-
rischen Diskussion. Wir wählen daher ein begrenztes, aber multiperspektivi-
sches Fragesetting, das die Transformationen von Konzeptionen und Moti-
ven bis hin zur Gegenwart ansatzweise zu erkennen erlaubt. Die Resultate
sind hier nur angedeutet – die vorliegende, 2003 erstellte Druckfassung der
Studie vom Mai 2002 ist um beinahe 60 Prozent des ursprünglichen Umfangs
gekürzt. Neben einer Vielzahl illustrierender Passagen sind daher gänzlich
entfallen:

– die Porträts einzelner Institutionen und des Handlungsfelds “Heim-
volkshochschulen”,

– die Ergebnisse einer Expertenbefragung im Jahre 2002,
– die Zusammenfassung einer Arbeitsplan-Analyse,
– Exkurse über die Spuren der 70er und 80er Jahre in bildungspolitischen

Diskursen und Dokumenten sowie
– Exkurse zu Allgemeinbildung und neuen Lernformen in der DDR.

Unsere erste Grundentscheidung war, uns auf die in den beiden genannten
Jahrzehnten neu entwickelten Lernkonzepte zu konzentrieren, die uns des-
halb als besonders erscheinen, weil sie mit den gesellschaftlichen und politi-
schen Impulsen und Folgen der Protestbewegung 1968 und den Neuen sozia-
len Bewegungen der 80er Jahre in einem ursächlichen Zusammenhang ste-
hen. Die Dominanz dieser Konzepte im wirklichen pädagogischen Gesche-
hen wollen wir nicht behaupten – wir konzentrieren uns aber weitgehend auf
die spezifischen politisch-kulturell motivierten Aufbrüche dieser Jahre.

Unsere zweite Vorentscheidung: Wir untersuchen die neuen Strömungen an-
hand eines Clusters von Begriffen, die uns aufgrund unserer Kenntnis von Er-
wachsenenbildung und “Zeitgeist” der 70er und 80er Jahre als typisch für die
damaligen erwachsenen- (und jugend-)bildnerischen Reformkonzepte und
entsprechenden Praxisansätze erscheinen. Die darin liegende Reduktion
wäre nur durch exakte historische Studien über begrenztere Zeiträume und
Arbeitsfelder zu vermeiden. In diesen Stichworten mischen sich Termini der
damaligen Akteure und abstraktere Kategorien, es geht hier nicht ausschließ-
lich nur um “alternative” Strömungen, sondern auch um deren charakteristi-
sche Verschleifungen mit bildungspolitischen Diskursen und dem andrago-
gischen Mainstream.
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Die Essentials neuer Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre wollen wir vor al-
lem anhand der folgenden elf konzeptionellen Stichworte, die überwiegend
didaktische Prinzipien verkörpern, identifizieren und beschreiben. Uns ist
bewusst, dass diese Kategorien eine Auswahl darstellen, die zunächst nur auf
Plausibilität beruht. Unseres Erachtens liegen sie auf einer mittleren Ebene
sowohl zwischen Theorien und Weiterbildungspraxen als auch im Hinblick
auf ihren normativen Gehalt zwischen purer Pragmatik/Methodik und poli-
tisch und bildungstheoretisch komplexeren Begriffen wie etwa “Emanzipati-
on” oder “Selbstverwirklichung”. Wir befassen uns also mit den Stichwor-
ten:

– selbst organisierte Bildungsarbeit und Entschulung,
– Ganzheitlichkeit und Integration,
– Subjekt- und Teilnehmerorientierung, Biografieorientierung, Betrof-

fenheit,
– Gruppendynamik/Gruppenprozesse,
– exemplarisches Lernen,
– Schlüsselqualifikationen,
– Handlungsorientierung und Selbsttätigkeit,
– Sozialraumbezug und Alltagsorientierung,
– Praxisbezug,
– Zielgruppenarbeit,
– Parteilichkeit.

Eine dritte Prämisse: Wir interessieren uns für heute identifizierbare Wir-
kungen auf Diskurse und Praxen und versuchen sie in der Begrifflichkeit der
Erwachsenenbildung zu beschreiben. Das stimmt in vielen Fällen nicht mit
den Selbstbeschreibungen und Ansprüchen der Akteure und Institutionen
überein, die oftmals gerade die Grenzen und “Schubladen” von Disziplinen
und gesellschaftlichen Subsystemen zu transzendieren anstrebten. Solche
Ansprüche werden von uns nicht ignoriert – dennoch glauben wir, Langzeit-
wirkungen auch in konventionellen Professionsbegriffen und -perspektiven
beschreiben zu können, wie das Schlusskapitel sie verwendet.

Was “waren” die 70er und 80er Jahre?

Wir sprechen – außer von der Profession und Disziplin Erwachsenenbildung
– auch von Politikfeldern und sozialen Bewegungen, die den Faktor “Bil-
dung” ausdrücklich oder implizit in ihre Absichten einschlossen. Dazu zählt
die in den 60er Jahren bereits begonnene, in den 70er Jahren aber erst wirk-
sam werdende Bildungsreform-Diskussion, die einerseits Strukturen der
Lerninstitutionen, andererseits aber die Formen des Lernens zu überdenken
anstieß. Die Institutionen der öffentlich verantworteten Weiterbildung
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machten in den 70er Jahren einen rasanten Wandel durch, der mit den Stich-
worten Professionalisierung, Vollendung der “realistischen Wende” und Ex-
pansion nur angedeutet werden kann. Der “utopische Überschuss” dieses
auch an Humankapital und technokratischer Modernisierung interessierten
Entwicklungsschubs wurde durch die allgemein- politischen Entwicklungen
und die bildungspolitischen Paradigmenwechsel seither gebremst, aber nicht
gänzlich zum Erliegen gebracht. Eine Verbindung von Bildungsreformen mit
Emanzipationsversprechen individueller und kollektiver Art ist seither viel-
fach gegenwärtig.

Wir vermuten, dass dieser Impuls während der 70er und Anfang der 80er Jah-
re den “Marsch durch die Institutionen” nicht nur antrat, sondern dort, wo er
auf einen expandierenden institutionellen Bedarf und noch relativ wenig
strukturierte Berufsfelder (wie in den Volkshochschulen, vermutlich aber
auch in der Jugendarbeit, Sozialpädagogik ... ) traf, recht erfolgreich Praxis-
felder beeinflusste.

Das Jahr 1968 markiert im öffentlichen Bewusstsein einen tiefgreifenden
Bruch der Mentalitäten und einen Wechsel der politischen Kultur. Sicher ha-
ben wir es mit einem internationalen und vor allem westlichen Phänomen der
politischen und kulturellen Revolte zu tun, allerdings mit einigen Auswir-
kungen und Parallelereignissen in Warschau, Prag und Budapest. Auch gab
es in der Bundesrepublik schon Anfang der 60er Jahre Aufbrüche hin zu einer
kritischen Öffentlichkeit, so dass “68” nur als Kulminationspunkt einer
schon länger wirkenden politisch-kulturellen Erneuerung verstanden wer-
den darf. In einem engeren Sinne kann die 68er Bewegung als Produkt einer
kleinen intellektuellen Neuen Linken beschrieben werden, die ihre Ideen in
Abgrenzung zu den Denk- und Aktionsformen der alten linken Organisatio-
nen und Bewegungen formulierte und entsprechend handelte. Die Neue Lin-
ke – das gilt allerdings nicht für große Teile ihrer späteren Zerfallsprodukte –
war antibürokratisch, antiautoritär und trotz mancher gegenteilig klingender
Rhetorik auch individualistisch. Ingrid Gilcher-Holtey hat die Orientierun-
gen dieser Neuen Linken in Abgrenzung zur traditionellen Arbeiterbewe-
gung idealtypisch folgendermaßen zu fassen gesucht:

– Neuinterpretation der marxistischen Theorie unter Einbezug des Exis-
tentialismus und der Psychoanalyse,

– erweiterter Entwurf einer neuen Gesellschaft, der Lebenswelt, Freizeit
und soziale wie sexuelle Beziehungen mit umfasst,

– eine neue Transformationsstrategie, die neue Kommunikations- und
Lebensformen antizipatorisch und experimentell einbezog,

– ein anderes Organisationsverständnis, das nicht auf eine Partei, son-
dern auf Aktion, Öffentlichkeit und Selbstveränderung setzt,
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– und schließlich eine veränderte Zusammensetzung der Träger sozialen
Wandels, in dem neben der Arbeiterklasse die Jugend, Intellektuelle
und Randgruppen eine wichtige Rolle einnehmen (Gilcher-Holtey
2001, S. 15).

Diese Merkmalsdimensionen der Neuen Linken erweisen sich als an-
schlussfähig für bildungspolitische und erziehungsreformerische Bewe-
gungen und Absichten. Mit gutem Grund kann man davon ausgehen, dass
ungeachtet anderer Ansprüche der Bildungsbereich das wesentliche prakti-
sche Erfolgsfeld derjenigen Akteure geworden ist, die sich als 68er oder de-
ren theoretische Vordenker verstanden haben (so auch das Fazit bei: Al-
brecht 1999). Es waren vor allem die Forderungen nach Partizipation und
Demokratisierung, die in pädagogischen Initiativen und Bildungsinstitu-
tionen Verbreitung fanden.

Zwar haben diverse Verfallserscheinungen in den 70er Jahren das antiautori-
täre Erbe beschädigt, dennoch haben vor allem die seit Mitte der siebziger
Jahre entstehenden neuen Öffentlichkeiten und sozialen Bewegungen solche
Impulse aufgenommen und fortgesetzt. Man kann diese Netzwerke auch als
wichtige Komponenten dessen identifizieren, was sowohl in den politikwis-
senschaftlichen Diskussionen der 80er und 90er Jahre als auch in den Diskur-
sen der mittelosteuropäischen Oppositionsgruppen als “zivile Gesellschaft”
bezeichnet wurde und wird (siehe als Überblick: Klein 2001).

In den 80er Jahren werden die Frauenbewegung, die Jugendprotestbewegun-
gen, die Friedensbewegung, die Ökologiebewegung und die Alternativbewe-
gung, die nach autonomen Handlungs- und Verständigungsräumen suchen,
unter der Rubrik “Neue soziale Bewegungen” zusammengefasst (vgl.
Brand/Büsser/Rucht 1983). Wie die mit einem gewissen zeitlichen Vor-
sprung ausgestattete Frauenbewegung bewegten sich all diese Gruppen zwi-
schen Institutionenkritik und eigener Institutionalisierung, was für unseren
Zusammenhang bedeutungsvoll ist.

In der Phase ihrer Herausbildung und ersten öffentlichen Artikulation verlang-
ten die Kritiker der Atomindustrie und -politik, des militärisch-industriellen
Komplexes, einer auf Straßenbau reduzierten Verkehrspolitik usf. eine schar-
fe Abkehr von etabliertem Expertentum und beriefen sich auf Instanzen wie
den “gesunden Menschenverstand”, die “eigentlichen Interessen der Men-
schen”, die Bedürfnisse der Schwachen usw., über deren Definition – ob sozio-
logisch, anthropologisch oder offen-normativ – angesichts zu Tage liegender
Skandale und Blindstellen der etablierten Politikmuster zunächst wenig Unsi-
cherheit bestand.
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Dem Versuch, “natürliche” Maßstäbe für ein gutes Leben und “natürliche”
Settings für produktives Erwachsenenlernen zu finden, soll hier nicht pau-
schal der Naivitätsvorwurf entgegengehalten werden – dennoch sei darauf
verwiesen, dass solche Vorstellungen bereits zu Beginn ihrer Wirksamkeit
überzeugender Kritik ausgesetzt waren; in einem allerdings gleichermaßen
auf undeutliche Bezugsgrößen setzenden Resümee forderte schon 1982 Doh-
men, dass die grundsätzlichen Herausforderungen als pragmatische Anre-
gungen aufzugreifen seien: “Im Grunde geht es um einen verstärkten Rück-
bezug der Erwachsenenbildung auf so etwas wie einige grundlegende, aus
dem Wesen und der Situation mündiger Menschen abgeleitete Lernbedürf-
nisse und Lernformen.” (Dohmen 1982, S. 201)

Einen der frühesten gesellschaftstheoretischen Versuche, die “vernachläs-
sigten” und bürgerschaftlich-oppositionelles Engagement provozierenden
Sphären einer entwickelten Industriegesellschaft genauer zu fassen, unter-
nahm Claus Offe bereits 1969. Die spätkapitalistisch-moderne Variante des
“Pauperismus” bestehe in der systematischen Vernachlässigung der alle Bür-
ger betreffenden, aber kaum “organisationsfähigen” Lebensbereiche wie
Bildung, Verkehr, Stadtentwicklung, Wohnen und Gesundheit ebenso wie
biographischer und gesellschaftlicher Marginalsituationen (Arbeitslosig-
keit, Alter, deviante Gruppen, ethnische Minderheiten). Die Disparität zwi-
schen diesen und den strukturell privilegierten Sektoren (Produktion, Mili-
tär) erkläre sich aus dem Umstand, dass die genannten Lebensbereiche und
Bedürfniskategorien und die von ihnen überdurchschnittlich betroffenen
“Situationsgruppen” keine systemrelevanten Risiken zu produzieren in der
Lage seien (Offe 1970, S. 184 ff.). In direktem Anschluss an solche Analysen
konzentrierten sich die Protagonisten einer neuen Opposition der 70er Jahre
auf die vermeintlich marginalen, aber elementaren Lebensbereiche: “Woh-
nung, Erziehung, Erholung” wurden zu Experimentierfeldern eines neuen
Lernens, das auf die Betroffenen und ihre Kompetenz setzte (vgl. Beer 1978,
S. 19 ff.). Eine indirekte Fortsetzung derartiger Analysen kann in einigen
Thesen Ulrich Becks identifiziert werden: Sein Stichwort von der “Subpoli-
tik” sucht die Konflikt- und Handlungspotentiale der spätmodernen Gesell-
schaften ebenfalls in “vernachlässigten” Themenbereichen. Die riskante Ge-
sellschaft zwinge den Einzelnen in ihren widersprüchlichen Rollen ein “wi-
derspruchsvolles Vielengagement” auf (vgl. Beck 1993, S. 149 ff.).

278



2 Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre:
Essentials und Begriffskonjunkturen

Die (erwachsenen-)pädagogischen Aufbrüche der 70er und 80er Jahre sind zu-
meist mit gesellschaftlichen Stimmungen und politischen Bewegungen ver-
knüpft: einerseits solchen des gesellschaftlichen “Fortschritts”, d. h. der mo-
dernen, gerechten, planmäßigen usf. Erschließung von Potentialen, der Ineins-
setzung von Freiheit, Erziehung zur Mündigkeit und Wohlstand – andererseits
solchen, die derartige Fortschritts-Konzeptionen nahezu gleichzeitig kritisch
in den Blick nehmen. Es geht – politisch wie pädagogisch – um die (Wie-
der-)Gewinnung von Autonomie, die Behauptung und Entfaltung des Indivi-
duums gegen Planung und Kontrolle, um den Kontrast von “Eigensinn” und
“System”, um die “Minderung fremder Verfügbarkeit” (Heinrich Roth), um
die Ambivalenzen auch emanzipatorisch gemeinter Reformen durch neue Ent-
mündigungstendenzen. Neue Bildungsinitiativen und -institutionen nahmen
für sich seit den 80er Jahren in Anspruch, “die Errungenschaften der neuen so-
zialen Bewegungen für den Bildungs- und Weiterbildungsbereich fruchtbar zu
machen” und so “ein bedeutsames innovatives Potential” zur Verfügung zu
stellen (Landesarbeitsgemeinschaft … 1994, S. 7 f.).

Die Radikalität liberaler, antiautoritärer und linksradikaler Autoritätskritik
unterschied sich in manchem voneinander; widerstreitend waren auch sozia-
listische Forderungen, sozialstaatlich-planerische Umgestaltungsambitio-
nen des Bildungssystems im Geiste des Humankapital-Ansatzes und sich he-
rausbildende Emanzipationsverständnisse, die Freiheit weniger in inhaltli-
chen als in prozessual-kommunikativen Entscheidungen verbürgt sahen.
Dennoch: Im Zeitgeist insbesondere der 70er Jahre – in denen der Reformbe-
griff seine ersten Verschleißerscheinungen noch vor sich hatte – vereinigten
sich unter den Stichworten “Emanzipation” und “Partizipation” Lebens- und
Erziehungsideale, die Hoffnung selbstbestimmten Lebens mit der Forderung
autonomer Lernprozesse.

Die diesen Aufbrüchen eigene Dynamik und Ambivalenz darf nicht überse-
hen werden: In einem bis heute nicht abgeschlossenen Wechselspiel von Kri-
tik und Reformen, von Abstoßung und Nähe interagieren staatliche System-
reformer und Initiativen “von unten”, werden Teile der oppositionellen Kon-
zepte individuell, institutionell und konzeptionell aufgesogen und wirksam.
“Alte Institutionen” der Weiterbildung sind seit ca. 15 Jahren einem rapiden
Ökonomisierungs- und Modernisierungsprozess unterworfen, “neue” Bil-
dungsinstitutionen haben teilweise eine 20-jährige Entwicklung hinter sich,
und das Ursprungspathos des per se “Anderen” kann in der Gegenwart nicht
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glaubwürdig aufrechterhalten werden. Daher ist, will man Langzeitwirkun-
gen der neuen Konzepte der 70er und 80er Jahre aufspüren, auf vielen Ebenen
zu fahnden: in öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen, bei profes-
sionellen Selbstverständnissen, den Ansprüchen der Teilnehmenden, den di-
daktischen Arrangements. Eine zentrale Fragerichtung ist, inwieweit sich,
ungeachtet der politischen und institutionellen “Großwetterlagen”, Impulse
und Instrumente der emanzipatorischen Aufbrüche erhalten haben – viel-
leicht durch pragmatisches “Kleinarbeiten” –, und ob andere Transformatio-
nen die ursprünglichen Autonomie fördernden Intentionen haben fortsetzen
und didaktisch umsetzen können.

Zwischen den im Folgenden skizzierten “Essentials” und Dimensionen des
“Neuen” gibt es – das verkennen wir nicht – intensive und vertrackte Interde-
pendenzen, Überschneidungen und Spannungen. Wir sehen untergründige
Gemeinsamkeiten im Bemühen um Autonomie und Subjektentwicklung und
insofern auch einen Sinn im Versuch, sie zusammenhängend zu analysieren.

Das Thema verlangt eine zum Teil intuitive Wertung und Gewichtung von
Quellen und Entwicklungen, die wir uns für die “alte” Bundesrepublik zu-
trauen. Dass wir uns an die Einschätzung von Tendenzen in der DDR mit ähn-
licher Sicherheit begeben, können wir nicht behaupten, weshalb wir eine Par-
allel-Untersuchung verworfen haben.

2.1 Selbst organisierte, selbstbestimmte Bildungsarbeit,
Entschulung

Selbstbestimmtes, selbst gesteuertes Lernen ist ein Anspruch, den die Ge-
schichte der Erwachsenenbildung seit jeher, insbesondere im Zusammen-
hang mit der “Selbstbildung des Arbeiters” im 19. und im ersten Drittel des
20. Jahrhundert beschrieben hat. “Selbst organisiertes Lernen” wird ein
Schlagwort der 70er und 80er Jahre, allerdings noch vor der Prominenz, die
dieses Konzept am Ende des 20. Jahrhunderts mit den Möglichkeiten der neu-
en Kommunikationstechnologien und dem Zurücktreten der staatlichen Ver-
antwortung für den quartären Bereich erlebt. Worin unterscheidet sich jenes
vom heutigen selbst organisierten und selbstbestimmten Lernen? Erhart
Meueler verstand das “selbstorganisierte Lernen” als “Programmbegriff”, er
richte sich dagegen, “daß nur ein von Fachleuten und Institutionen verwalte-
tes Lernen sozial anerkannt wird” (Meueler 1980, S. 290). Im Nachgang der
besonders von Ivan Illich (1973) erhobenen Forderung nach “Entschulung
der Gesellschaft” – verstanden als Abkehr von behütenden und gleichzeitig
entmündigenden Institutionen wie Schulen, Krankenhäusern, Wohlfahrts-
einrichtungen – wirkte die Entschulungsdebatte auch auf die bundesdeutsche
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Erwachsenenbildung ein. Darin (unter anderem) bündelten sich die in der
Luft liegenden Prinzipien und Konzepte wie Betroffenheit, Alltags-, Erfah-
rungs- und Handlungsorientierung, Sozialraum- und Gruppenbezug.

Misstrauen den “Herrschenden” wie auch den Inhalten und Lernformen der
traditionellen Bildungseinrichtungen gegenüber brachte eine Vielzahl von
alternativen Lernorten und einen selbst gewählten Kanon hervor, der die
brennenden Themen der neuen sozialen Bewegungen aufgriff. Das Thema
“Atomenergie” – die Opposition gegen geplante Kernkraftwerke – beispiels-
weise fand in den 70er Jahren Sachverstand und offene Diskussionsräume
vorerst im wahrsten Sinn des Wortes außerhalb: “Die Schule, in der das alles
gelernt werden kann, ist nicht eigentlich ein Ort, sondern ein Prozess. Und
der spielt sich im Gasthaus ab wie im Gemeindehaus, in der Küche, am Tele-
fon, im Laden, auf dem Feld oder auf dem Fußballplatz, auf dem Weg zur Ar-
beit oder bei der Demonstration” (Moßmann 1976, S. 160).

Die politischen Bewegungen vor Augen, wird vor allem der Gruppenzusam-
menschluss mitgedacht, der “Probleme, Interessen und Bedürfnisse ihres all-
täglichen Lebensvollzugs” zur Sprache bringt (Moßmann 1976, S. 160). Die
zentrale Perspektive zielte auf Bürgerforen und Selbsthilfegruppen, auf eine
gemeinsame Handlungsorientierung. An die klassischen Institutionen der
Weiterbildung wird die Aufforderung gerichtet, sich den Bedürfnissen von
Bürgerinitiativen nicht zu verschließen: “Deshalb kann das gemeinsame
Aushandeln von WB-Zielen mit potentiellen Lerngruppen (z. B. in der Stadt-
teilarbeit) ebenso empfohlen werden wie die Offenheit für sozialpädagogi-
sche Arbeitsformen (Beratung, Fürsorge, Randgruppenarbeit).” (Meueler
1980, S. 292) Die angestrebte Öffnung traditioneller Einrichtungen gegen-
über Zusammenschlüssen und Vereinen hat auf dynamische Weise tatsäch-
lich stattgefunden. Bürgerinitiativen firmierten unter dem Titel einer
VHS-Veranstaltung und “umgekehrt gehen Weiterbildungsmaßnahmen in
einer Bürgerinitiative auf” (Alheit 1983, S. 160).

Unterlegt war diese Diskussion um das selbstbestimmte Lernen von einem
aus der allgemeinen Erziehungswissenschaft eingeflossenen antipädagogi-
schen Affekt. Im Rückblick kann darin ein emotionales Plädoyer für die Au-
tonomie der Teilnehmenden gesehen werden; professionstheoretisch ausfor-
muliert wurde es in der Begrifflichkeit “Teilnehmerorientierung”.

Ein eher technisches, aber mit dem heutigen Begriff eng verwandtes Verhält-
nis zum selbstbestimmten Lernen drückt sich in den 60er und 70er Jahren in
der Konjunktur der “Selbstlernzentren” aus. Tietgens und Mertineit sahen
darin “die Institutionalisierung der Tendenz zur Individualisierung des Ler-
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nens und zur Nutzung der technischen Möglichkeiten” (zitiert bei Kil-
lait/Burr 1980, S. 323).

Beim selbst organisierten und selbst gesteuerten Lernen kann es gegenwärtig
unterschiedlichste Lernprojekte Erwachsener geben: solche, die nach wie
vor nicht in den Kontext der institutionalisierten Erwachsenenbildung gehö-
ren bzw. gehören möchten, also lokale und regionale Aktivitäten von Verei-
nen und Initiativen, aber auch neue Lernarrangements in Volkshochschulen,
Bibliotheken, Museen und Gedenkstätten (Stang/Puhl 2001). Die Rolle des
Pädagogen bzw. der Pädagogin wird damit nicht überflüssig – nach wie vor
muss “geplant, gestaltet und beratend begleitet werden” (Kade 1997, S. 89).
Allerdings verändert sich mit den neuen Lernkulturen der Lehr-Lern-Pro-
zess, indem sich, so U. Heuer, die Verbindung zwischen Vermitteln und An-
eignen lockere: “Größere Autonomie und Selbstverantwortung sollen die
Lernenden übernehmen, Übersicht und professionelle Distanz die Lehren-
den.” (Heuer 2001, S. 16; Olbrich 2001, S. 390 ff.; kritisch: Meueler 2002)

2.2 Ganzheitlichkeit und Integration

Unter dem Stichwort “Integration” ließe sich nahezu das gesamte Programm
reformerischer Pädagogik zusammenfassen, so viele Assoziationen und
Konnotationen birgt der Begriff. Die erste Komplikation: Er hat eine deskrip-
tive und eine normative Seite, fasst eine als tatsächlich verstandene Entwick-
lung und ein Erneuerungsprogramm mit pädagogischen und politischen Zie-
len gleichzeitig. Die Blickrichtung von “Integration” ist zumeist eine von Fä-
chern her, fragt nach Zusammenhängen von Wissenschaftsdisziplinen und
Themengebieten. Wer von “Ganzheitlichkeit” spricht, meint oft mehr als
eine solche Integration – nämlich ein geradezu existentiell umfassendes Pro-
gramm.

“Ansätze einer Bildungsarbeit zu versuchen, die den ganzen Menschen zum
Gegenstand hat, also intellektuelle, soziale, kreative Fähigkeiten der Kurs-
teilnehmer gleichermaßen freilegt”, forderte das Programmpapier der
LAAW Nordrhein-Westfalen von 1982 (Landesarbeitsgemeinschaft …
1982). Eine andere Zielbeschreibung aus Baden-Württemberg lautet: “Im
Gegensatz zur überwiegend ‚kopforientierten’ Bildung werden Körper, See-
le und Geist als Einheit gesehen und angesprochen.” (“Silberdistel” e. V. aus
Freiburg, zit. nach LAAW 1994, S. 105)

Es geht also um die nicht ganz neue These, dass eine an Wissenschaftsdiszi-
plinen und gesellschaftlicher Arbeitsteilung orientierte Bildung wichtige
Wirklichkeitssegmente ausblendet oder verzerrt. Je nachdem, aus welcher
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Motivlage Integration im Weiterbildungsbereich gefordert wurde und wird,
lassen sich in den zurückliegenden Jahrzehnten wiederum unterschiedliche
Akzente der Konkretisierung beobachten. Idealtypisch können arbeitsmarkt-
politische, politisch-oppositionelle und existentiell-humane und pädagogi-
sche Ziele unterschieden werden – mit jeweils anderen Folgen für Inhaltsfel-
der und Strategien. Das musste sehr verschiedene Färbungen zur Folge ha-
ben; so spielte beispielsweise in den “alternativen” Entstehungskontexten
die Durchbrechung der Grenzen zwischen Politik und Privatheit zeitweise
eine zentrale Rolle. Insbesondere die Neue Frauenbewegung klagte den Be-
zug auf die Gesamtheit des weiblichen Lebenszusammenhangs ein und for-
derte gleichzeitig entsprechende Lernbedingungen (vgl. z. B. Strichau
1988), aber auch das Arbeitsgebiet “Psychologie” und viele Gesprächskreise
der Weiterbildung thematisierten bislang individualisierte Probleme der Ge-
schlechterbeziehungen, der Kindererziehung, der Gesundheit und Lebens-
planung (vgl. Tietgens 1994). Damit waren gelegentlich auch problemati-
sche Grenzüberschreitung hin zu therapeutischen Prozessen und zur Diskre-
ditierung vernünftigen Denkens verbunden (als Kritik vgl. Ahlheim 1993
und Tietgens 1983, S. 219 ff.).

Dennoch hat sich die skizzierte Ausweitung gesamtgesellschaftlich als über-
aus folgenreich erwiesen und neue politische Diskurse und Politikfelder eta-
bliert. Die Formel der “ganzheitlichen” Weiterbildung, deren alterna-
tiv-oppositioneller Ursprung unstrittig ist, hat dadurch mittlerweile Geltung
weit über diesen Kontext hinaus gewonnen; auch eher konservativ gesonne-
ne Bildungseinrichtungen und Pädagogen teilen die Auffassung, dass gegen
eine Überbetonung des Rationalen eine Rehabilitierung verschütteter Er-
kenntnispotenzen durch Spiel, Theater, Kommunikation, Tanzen dringend
geboten sei (vgl. Hagedorn 1994).

Die Entdeckung des “subjektiven Faktors” durch Ökonomie und Arbeits-
marktpolitik, d. h. die Anerkennung “weicher”, diffuser und persönlichkeits-
orientierter Qualifikationen, und der Versuch, diese für die Sicherung von
Wirtschaftstandorten und Arbeitsplätzen nutzbar zu machen, wird von Sei-
ten der betrieblichen und beruflichen Bildung oft als Integration beschrieben
– sie kann nichtsdestoweniger unterschiedlichen Logiken folgen.

Aus der Perspektive eines harmonistischen Gesellschaftsbildes mögen auch
Fragen der Umwelt- und Arbeitsbedingungen unter betrieblicher Regie dis-
kutierbar sein (vgl. Siehlmann 1991, S. 200 f.), doch kann betriebliche Fort-
bildung den oben formulierten Ansprüchen insofern kaum genügen, als Fra-
gen des Gemeinwohls, öffentlicher Güter und von Demokratie und Partizipa-
tion im Kontext auch der liberalsten Unternehmenskultur nur nachrangige
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Geltung beanspruchen können. (vgl. Siehlmann 1991, S. 203; Weick 1991,
S. 217 f.; Faulstich 1991, S. 114 ff.)

Bildungspolitisch hat es sich seit den 80er Jahren eingebürgert, in recht allge-
meiner Weise von ganzheitlichen Anforderungen und Bildungsprozessen zu
sprechen, ohne genauer auf die Inhalte, Verfahren und Strukturierungsprinzi-
pien zu schauen. Mit Forderungen nach Integration und “Ganzheitlichkeit” ist
aber über die angerissenen Schwierigkeiten hinaus eine umfassende Hoffnung
verbunden, die kaum operationalisierbar ist und alle Grenzen institutionenge-
bundener Weiterbildung niederreißt – die Hoffnung nämlich, in allen Dimen-
sionen von Lernprozessen “Authentizität” zu verwirklichen. Dies legt den
Maßstab einer spontan “glaubwürdigen” Interaktion nicht nur an Lehrende
und Lernende, die Lerngruppe, ihre Lernwege und Lernumgebung, sondern
bezieht auch weitere Ebenen wie Sprache und sonstige Verständigungssyste-
me (z. B. kulturellen Habitus), Themenprioritäten und Verwendungszusam-
menhänge, praktisch-politische und lebensgestaltende Optionen ein.

Als mitzuberücksichtigender “subjektiver Faktor” und Belebung didak-
tisch-methodischer Experimentierfreude ist die Ganzheitlichkeit sicherlich
im Mainstream der Weiterbildung “angekommen” – es bleibt aber ein uto-
pisch-subversiver Rest, vor allem in uneingelösten Kollektiv-Hoffnungen,
und die auch durch jüngere Institutionalisierungsprozesse nicht versöhnte
Gegensätzlichkeit von arbeitsteilig-wissenschaftsorientierten Systemen und
(teilweise romantisch gesehener) Subjektbildung. Wo der Begriff der Ganz-
heitlichkeit seines ideologischen Ballasts entkleidet, zur Chiffre für ein viel-
fältiges Lernarrangement wird, ist seine Nähe zu reformpädagogischen Strö-
mungen unverkennbar, die Eigenaktivität, kreative und künstlerische Ver-
fahren sowie Gruppenreflexionen einzubeziehen fordern (“Handlungsorien-
tierung” und “Selbsttätigkeit”).

2.3 Subjekt- und Teilnehmerorientierung, Betroffenheit

“Freiheit zum Lernen” – das Credo einer (nicht nur) alternativ konzipierten
Bildung richtet das Augenmerk auf ein Individuum, das sowohl durch Bil-
dung von seiner Autonomie Gebrauch macht als auch erst über Bildung der
Selbstbestimmung, gar Selbstbefreiung gewahr wird. “Bildung als Subjekt-
entwicklung”, so Meueler, “kommt vor allem im nicht nachlassenden Ver-
such zustande, lebenslang lernend die Fähigkeit zur Selbststeuerung auf- und
auszubauen.” (Meueler 2001, S. 293) Erwachsenenbildung näherte sich seit
den 70er Jahren der “Empirie der Subjekte” bewußter an und legte deren Ent-
faltungsbedürfnisse ihrem Aufgabenverständnis zunehmend zugrunde
(Matthes-Nagel 1989, S. 110 f.). Lernangebote, die die “wirklichen” Weiter-
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bildungsinteressen der Subjekte zu berücksichtigen suchten, hatten Folgen:
Sie formulierten “Zielgruppen” im Sinne (Bildungs-) Benachteiligter weiter
aus, entwickelten eine eher sinnverstehende Didaktik und Methodik und leg-
ten dem pädagogischen Handeln ein neues Verhältnis von “Person und Sa-
che” zugrunde. Der Terminus Teilnehmerorientierung findet hier seine Be-
gründung.

Teilnehmerorientierung als eine neue Aufmerksamkeitsrichtung in der Er-
wachsenenbildung akzentuierte zum Beginn der 1980er Jahre die Interessen
und Erfahrungen der Teilnehmenden als Ausgangspunkt didaktischer Pla-
nung (Breloer/Dauber/Tietgens 1980; Sektion Erwachsenenbildung der
DGfE 1981; Schlutz 1982 b; Tietgens 1984).

Hufer nennt Teilnehmerorientierung in der Erwachsenenbildung “ein unstrit-
tiges pädagogisches Prinzip” (1997, S. 101) und hebt damit ab auf ein – wenn
nicht auf das Konzept emanzipatorischer Bildung. “Teilnehmerorientierung”
konnotiert pädagogische Vorstellungen über Autonomie, Mündigkeit und de-
mokratische Teilhabe der am Bildungsprozess beteiligten Erwachsenen. Tiet-
gens verwies aber bereits früh auf das Spannungsverhältnis von Teilnehmer-
orientierung und Sachorientierung (Tietgens 1981, S. 178 ff.).

In den 70er und 80er Jahren konnten sowohl objektiv genannte Bildungsdefizi-
te als auch soziale und politische Entfaltungsbedürfnisse von Teilnehmenden
dem pädagogischen Handeln zugrunde gelegt werden (Mader/Weymann
1979). Erst in dem Maß, in dem “Teilnehmerorientierung” berücksichtigte,
was Teilnehmende an Vorbildung und Lebenswissen mitbringen und wie sie
dies erweitern möchten, schälte sich so etwas wie ein “Kern” der Teilnehmer-
orientierung heraus: ein Oberbegriff für Formen der Rücksichtnahme bei der
didaktischen Planung, für Varianten der Selbststeuerung und Selbsttätigkeit,
als Kriterium der notwendigen didaktischen Reduktion (Kejcz 1979). In den
1990er Jahren hat die Teilnehmerorientierung durch die Konstruktivis-
mus-Diskussion einen weiteren “Schub” erhalten: einen noch konsequenteren
Perspektivenwechsel von der Institution zu den Teilnehmenden. In Verbin-
dung damit setzen sich Konzepte des selbst organisierten und selbst gesteuer-
ten Lernens durch. Die Teilnehmerorientierung erfährt damit ihre vorerst letz-
te, radikalste Ausprägung (Siebert 1997).

Der Begriff “Betroffenheit” schlägt den Bogen von der Sach- zur Teilneh-
merorientierung und hält beide Pole in einer spannungsvollen Beziehung.
Sein inflationärer Gebrauch in den 70er und 80er Jahren war Ausdruck einer
kritischen Haltung gegenüber abstrakten Lern- und Stoffzwängen. Der Re-
kurs auf die Betroffenenheit der Lernenden rückte ihre Lebenserfahrung und
gesellschaftliche Stellung in den Mittelpunkt und hatte individuelle wie kol-
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lektive Dimensionen. In der Hochzeit dieses subjektiven Zugangs zum Ler-
nen konnte die Frage “Was hat das mit mir zu tun? ” entscheidend sein für die
Relevanz von Bildungswissen und Lernwegen und auch Legitimation für
Verweigerungshaltungen. Die “neue Subjektivität” nahm vielfach wissen-
schaftsfeindliche, ja irrationale Formen an; ihre Kritiker bangten um den Ge-
halt aufklärerischer Bildung und das Professionsverständnis von Erwachse-
nenpädagogen (Hufer 1992, S. 55 ff.; Hufer/Unger 1989).

2.4 Biografieorientierung

Aus dem Blickwinkel der Teilnehmerorientierung – und im selben Zeitraum
– konnte sich auch die Biografieorientierung entwickeln, die den bisherigen
Lebensweg des Einzelnen mitberücksichtigt oder zum Gegenstand von Bil-
dungsprozessen macht.

Den Rückbezug auf Schul- und Lernerfahrungen und darauf aufbauende di-
daktisch-methodische Überlegungen brachte eine Zeitlang der Begriff “An-
schlusslernen” zum Ausdruck (Weymann/Mader/Dieterich 1979; Landesin-
stitut 1986 a). Tietgens stellt das Anschlusslernen in den Kontext der Teilneh-
merorientierung und meint damit, “dass Voraufgegangenes fortgeführt wird.
Dieses Voraufgegangene ist reale menschliche Existenz, ist eine ernst zu neh-
mende Lebenslinie, nach deren Fortführung gesucht wird.” (Tietgens 1984,
S. 449) Die umfassendere Kategorie “Biografie” aber wurde zum Angelpunkt
weitergehender Überlegungen mit der Frage nach dem “ganzen” gelebten und
ungelebten Leben. Dabei ging und geht es um die Gegenüberstellung von “All-
gemeinem” (Politik, Geschichte, Gesellschaft) und “Besonderem” der einzel-
nen biografischen Erzählung.

Als frühe Beispiele biografischer Arbeit können in den 1970er Jahren ge-
werkschaftsnahe Kurse mit Arbeiterjugendlichen gelten. Bestimmt wurden
sie von den damals gängigen politökonomischen Theorien. Sie zielten darauf
ab, “dass der reale Zusammenhang von objektiver und individueller Krise
sinnfällig gemacht wird” (Behrendt/Grösch 1978, S. 204). Die Pädagogen
brachten nichts weniger als die “große Erzählung” des Kontinuums der Ar-
beiterbewegungsgeschichte in das Lernsetting ein und ordneten die Biogra-
fien jugendlicher Hauptschüler und junger Arbeiter – trotz ausführlicher
Thematisierung ihrer Schul- und Arbeitserfahrungen – schließlich der Klas-
senspezifik unter. Das “falsche” Geschichtsbewusstsein jugendlicher Prole-
tarier galt es im Sinne gewerkschaftlicher Handlungsperspektiven aufzulö-
sen. Wenn auch offene Blicke auf die Potentiale einer “Geschichte von un-
ten” und unentdeckte Handlungsspielräume des nicht von den Großinstitu-
tionen vertretenen Proletariats noch die Ausnahme waren (Mahnkopf 1978),

286



werden hier doch schon Normalbiografien zum Ausgangspunkt von Bil-
dungsarbeit.

Neugieriger auf die (uneindeutigen) Erfahrungen der “Vielen” waren die in
den 1980er Jahren konzipierten lebens- und lokalgeschichtlichen Ansätze
(Landesinstitut ... 1986 b; Buschmeyer/Behrens-Cobet 1990). Auch das von
Peter Alheit propagierte Konzept “Biographizität” rückte einige Jahre später
den eigensinnigen Einzelnen mit seiner Fähigkeit, Organisator und Interpret
des eigenen Lebens oder biografisch “kompetent” zu sein, stärker ins Zen-
trum (Alheit 1990). “Biographizität” kann konstruktivistisch verstanden in-
zwischen auch bedeuten, dass das Lernen als “selbstreferentieller Prozess”
begriffen wird, der nur auf vorausgegangene Lernerfahrungen rekurriert
(Siebert 1997, S. 27 f.). Die Biografieorientierung pointiert die Teilnehmer-
orientierung und weist sogar noch über sie hinaus, denn die Teilnehmenden
sind unverzichtbare Experten im Bildungsprozess (Buschmeyer 1995).

Individualisierung und Biografieorientierung konnten auch als “organisie-
rende Prinzipien der Angebotsentwicklung” identifiziert werden (Be-
cher/Dinter/Schäffter 1993). Selbst organisierte Projekte wurden bereits in
den 70er Jahren in entscheidender Weise durch “die biographisch bedeutsa-
men Erfahrungen der Initiatoren” geprägt: Der Lebenszusammenhang der
Anbieter – etwa in der Frauenbildungsarbeit – ähnelte nicht selten dem der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer: “Es entstand so eine Gemeinschaft zwi-
schen Lehrenden und Lernenden. Lernorte waren überwiegend die Tagungs-
häuser der neuen sozialen Bewegungen. Es gab in den Siebzigerjahren eine
große Nähe zwischen Biografie, politischem Interesse und Handlungsenga-
gement.” (Beyersdorf, zitiert nach Siebert 2001 a, S. 17).

Man kann ohne Zögern von einer Karriere des biografischen Ansatzes spre-
chen, obwohl er gerade in der ersten Zeit der Erprobung unter dem Verdacht
des laientherapeutischen Handelns stand. Solche Angriffe haben sich ver-
flüchtigt, und neue Methoden sind hinzugekommen (Behrens-Cobet/Reich-
ling 1997, Ruhe 1998), außerdem weitere Adressaten und Zielgruppen. Auf
den wachsenden Bedarf an “biografischem Sinn” reagiert auch die betriebli-
che Weiterbildung. Qualifikatorische Anforderungen werden mehr und mehr
“um die Berücksichtigung der berufsbiographischen Entwicklungsprozesse
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter” erweitert (Wittwer 2001, S. 118).

2.5 Gruppendynamik/Gruppenprozesse

Dass Lerngruppen als solche zum Gegenstand professioneller Reflexion
werden, gehört mit zu den zyklisch wiederkehrenden Entdeckungs- und Ver-
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gessensritualen der Erwachsenenbildungsgeschichte. Bereits in den späten
50er Jahren setzte in Westdeutschland ein Prozess der nachholenden Moder-
nisierung und Kenntnisnahme gruppenpsychologischer und gruppenpädago-
gischer Experimente ein. Das Prinzip des Dialogs gegen ein hergebrachtes
Freund-Feind-Denken zu stärken, kann – jedenfalls aus der Distanz – als Mo-
ment der Reeducation und als Erziehung zu pragmatischen Modellen des
Konfliktausgleichs angesehen werden.

Eine begleitende Intention wurde beispielsweise von Klaus Horn formuliert:
politische in politisierende Bildung zu verwandeln. Ungeachtet der Gefahr
des Psychologismus und potentiell anpassender Wirkungen hält er an der
prinzipiellen Erwartung fest, dass derartige Methoden “als eine Art Selbster-
neuerungsmethode für Menschen und ihren demokratischen Staat verstan-
den” werden können. Zwar stelle der Transfer vom Gruppenhandeln zum ge-
sellschaftlichen Handeln ein weithin ungelöstes Problem dar, doch könnten
die Laboratorien einer emanzipatorischen Gruppendynamik unter günstigen
Umständen jene Funktion der Nachsozialisation teilweise übernehmen, die
für politische Artikulationsfähigkeit angesichts veränderter Gesellschafts-
bedingungen erforderlich sei (Horn 1973, S. 37 ff.).

Konkurrenz-, Macht- und Inszenierungsmotive, bewusste und unbewusste
Strategien, verbale und nonverbale Interventionen Einzelner wirken sich auf
Lernbereitschaft und -tempo aller aus – solcher Dynamiken und Latenzen
und ihrer eigenen Stellung darin müssen Kursleitende gewahr sein. In den
60er und 70er Jahren bildete dieses Interesse an Gruppen zwei Aufmerksam-
keitsrichtungen aus – eine lernpsychologische und eine antiautoritäre. Grup-
penfähigkeit und Interaktionskompetenz als wichtige Randbedingungen or-
ganisierten Lernens nicht einfach vorauszusetzen, sondern sie zur gleichzei-
tigen Aufgabe der inhaltskompetenten Lehrenden zu machen, war nur im
Kontext einer Professionalisierungswelle denk- und durchsetzbar, die An-
fang der 60er Jahre einsetzte. Um den relativen Eigenwert von sozialem Ler-
nen und Gruppenprozessen zu akzentuieren, veröffentlichte die Pädagogi-
sche Arbeitsstelle des DVV (Vorläuferin des DIE) die Studie “Gruppendyna-
mik und Erwachsenenbildung” von Tobias Brocher (1967) und bot entspre-
chende Fortbildungstagungen an. Schon früh verband sich aber mit diesem
neuen Ansatz eine Kritik an “Absinke- und Verfallserscheinungen” (Grup-
pendynamik 1972), die Befürchtung nämlich, er könne die Interaktionsebene
zu Lasten der inhaltlichen Seite überbewerten.

Aber mehr Aufmerksamkeit als das “soziale Lernen” fanden im Kontext der
Aufbrüche der frühen und der späten 60er Jahre die Vorbilder offener Ge-
sprächskreise im Kontext US-amerikanischer Bürgerrechts- und Opposi-
tionsbewegungen (“consciousness-raising-groups”). Nicht beliebigen Lern-
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gruppen also, sondern besonderen Gruppen galt das stärkste Augenmerk:
Durch Aktionsbezug und gemeinsame Ziele zusammengeschweißt, wurde
ihnen eine besondere Intensität der Auseinandersetzung zugetraut – eine
Hoffnung, die in den neuen Initiativen der 80er Jahre einen besonderen Höhe-
punkt erlebte. Dabei spielt auch eine scharf empfundene Minderheitenpositi-
on eine bedeutende Rolle; Beer spricht ausdrücklich von der Notwendigkeit
neuer Verhaltensweisen und der gemeinsamen Anstrengung der (Gegen-)So-
zialisation (Beer 1978, S. 25 ff. und 51 ff.).

Die Aufforderung, Postulate wie Gruppenlernen (aber auch z. B. Teilneh-
merorientierung und Zielgruppenarbeit) zu operationalisieren, sind im Ver-
lauf der letzten zehn Jahre allmählich ernster genommen worden – so mit der
Würdigung pragmatischer Vorschläge, wie Lerngruppen sich über Lernpro-
zess und Lernwege verständigen können, wie mittels Feedback, Lernjourna-
len und regelmäßiger Lernberatung die Reflexivität von Lernenden zu stei-
gern ist (vgl. Kemper/Klein 1998; Kemper 1998). Im Zuge der “Demokrati-
sierung” erwachsenenbildnerischer Selbstverständnisse sind Gruppenkom-
munikation und eine “reflexive Diskussionskultur” aber zur Gemeinschafts-
aufgabe aller Beteiligten geworden.

2.6 Exemplarisches Lernen

Das Stichwort “Exemplarisches Lernen” steht in der Erwachsenenbildung
vor allem für ein Konzept der Arbeiterbildung bzw. der gewerkschaftlichen
(Jugend-)Bildungsarbeit, das in den 60er Jahren in der IG Metall und der IG
Chemie entwickelt wurde und dessen Grundsätze im Wesentlichen in der von
Oskar Negt verfassten Studie “Soziologische Phantasie und exemplarisches
Lernen” niedergelegt sind (Negt 1971). Im Zuge der Politisierung der Er-
wachsenenbildung Ende der 60er und Anfang der 70er Jahre und ihrer zuneh-
menden Ausrichtung auf die Probleme der Arbeitswelt wurde das Konzept
als so genannter Erfahrungsansatz auch in Volkshochschulen, in der konfes-
sionellen Arbeiterbildung und in der politischen Jugend- und Erwachsenen-
bildung intensiv rezipiert und angewandt (Weinberg 1989, S. 76).

Die gewerkschaftliche Bildungsarbeit der 50er und 60er Jahre war stark zen-
tralisiert und ausgerichtet an den politischen Zielen und Funktionsbedürfnis-
sen der Organisation. Sie diente der Ausbildung von Funktionären und der
kollektiven politischen Handlungsfähigkeit der gewerkschaftlichen Organi-
sationen. Dementsprechend wurden Inhalte und Formen der Bildungsarbeit
von Vorständen festgelegt, die gewerkschaftlich organisierten Teilnehmer
von örtlichen Gewerkschaftsgliederungen delegiert, und Dozenten wie
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Schulleiter besaßen inhaltlich und methodisch wenig eigenen Entschei-
dungs- und Handlungsspielraum.

Nur vor diesem Hintergrund ist das Neue und Öffnende im Konzept des
Exemplarischen Lernens zu verstehen. Es handelte sich um eine basisbezo-
gene Gegenbewegung von jungen Gewerkschaftern, unterstützt von Mitglie-
dern des Sozialistischen Deutschen Studentenbunds (vgl. Brock 1973 und
Heidelberger Blätter 1967), die die Gewerkschaften von unten durch Bil-
dungsarbeit und durch Annäherung an die Betriebswirklichkeit politisieren
wollten (siehe Brock 1978, S. 25 ff. und Wittemann 1994, S. 73 ff.). Das neue
Verständnis kristallisierte sich aus diesem Diskussionszusammenhang he-
raus, rekurrierte aber didaktisch-methodisch in den zentralen Punkten auf
Überliefertes aus der Reformpädagogik der 20er Jahre und auf den Professio-
nalisierungs- und Reflexionsansätzen der Neuen Richtung; das besonders
herausgestellte exemplarische Prinzip war gar noch älter.

Der Zweck des exemplarischen Prinzips in der gewerkschaftlichen Bildungs-
arbeit bestand allerdings weniger in der Reduktion der stofflichen Fülle, son-
dern in der Aufhebung einzelwissenschaftlicher Beschränktheiten, vor allem
aber in der Vermittlung der “arbeitsteilig organisierte(n) Totalität des Pro-
duktions- und Reproduktionszusammenhangs einer Gesellschaft” (Negt
1971, S. 27) mit der individuellen Erfahrung der Teilnehmenden. Es sollten
die in der Erfahrung der Arbeit und im Alltag gebundenen gesellschaftlichen
Konflikte und Widersprüche bewusst und politisch fruchtbar gemacht wer-
den (“Teilnehmerorientierung”, “Sozialraumbezug”). Soziologische Phan-
tasie ist dabei nur ein anderer Begriff für ein produktives soziologisches Den-
ken, das im Seminararrangement den Erfahrungen sowie den Sprach- und
Denkstilen der Arbeiterinnen und Arbeiter Berücksichtigung verschaffen
und den Hiatus von Individuum und Gesellschaft überwinden helfen soll.

Hier lag der Kern vieler Kontroversen (vgl. Streitfragen gewerkschaflticher
Bildungstheorie 1980), denn Erfahrungen wurden nicht nur als unmittelbar,
sondern zugleich in einer bestimmten Verarbeitungsform als Deutungsmus-
ter begriffen; diese repräsentierten aber nach Auffassung etlicher Diskus-
sionsbeteiligter in den Gewerkschaften wiederum ein falsches Alltagsbe-
wusstsein, das in der Bildungsarbeit “korrigiert werden muss” (Bram-
merts/Gerlach/Trautwein 1976, S. 164).

Im Mittelpunkt der zum Teil heftigen Auseinandersetzung stand letztendlich
eine unterschiedliche Einschätzung und Berücksichtigung der Subjektivität.
Für die eine Seite, die so genannten Traditionalisten, waren die Teilnehmer-
erfahrungen und deren Denkstile und -figuren didaktisch-methodische An-
knüpfungspunkte, die aber im Kontext des Bildungsprozesses politisch und
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wissenschaftlich zu kritisieren und zu überwinden sind; die anderen, die sich
als undogmatische bewegungsorientierte Linke definierten, distanzierten
sich von solch einem taktischen Umgang mit den Teilnehmenden und glaub-
ten aus den Alltags- und Arbeitserfahrungen zwanglos so etwas wie Rudi-
mente von Klassenbewusstsein freilegen oder – schon allgemeiner – Lernen
zu einem allgemeinen “Befreiungsvorgang” (Buschmeyer 1982, S. 210) ent-
wickeln zu können.

Aber die Negtsche Position sah sich auch einer subjektorientiert-liberalen
Kritik ausgesetzt, wiederum eine “ideologisch begründete autoritäre Leh-
rer-Schüler-Beziehung” begründen zu können: “Was immer die Klassen und
Individuen als relevant erleben mögen – ‘objektiv’ ist das alles immer schon
vorweginterpretiert und wird so abgewertet zu einem ‘Fall von ... ‘ oder ‘Bei-
spiel für ... ‘. So ... ist das ‘Einzelne’ eigentlich nur ein leider hinzunehmen-
des Hindernis, um das ‘Ganze’ ins Bewusstsein bringen zu können.” (Giese-
cke 1972, S. 105 f.).

In dem Maße, in dem in den 90er Jahren die politische Bildung und die Arbei-
terbildung ihre ideologische Zentralität im Gefüge der Erwachsenenbildung
verloren und die Gewerkschaften ihre Aufgaben und Bildungsbemühungen
neu definierten, schliffen sich die Gegensätze ab; es geriet aber auch das
Konzept des exemplarischen Lernens bzw. der Erfahrungsansatz als beson-
derer Versuch der Arbeiterbildung beinahe in Vergessenheit (vgl. Faulen-
bach 1997).

Negt selber hatte seine Ambitionen bereits Anfang der 70er Jahre zusammen
mit Alexander Kluge in Studien zum Öffentlichkeitsbegriff weiterentwickelt
(Negt/Kluge 1972). Sie suchten – anknüpfend an Habermas’ frühe Analysen
der bürgerlichen Öffentlichkeit – den Zusammenhang von Erfahrung, Öf-
fentlichkeit und Autonomie neu zu fassen und fanden damit besondere Reso-
nanz unter den Pädagogen und Erwachsenenbildnern. Von hier aus wander-
ten die Negtschen Auffassungen und Motive in weite Bereiche der sozialen
Bewegungen, der politischen Bildung und Jugendarbeit ein, sie diffundierten
allerdings dabei auch und waren eher zu identifizieren in den grundsätzli-
chen Zielvorstellungen und Selbstverständnissen bewegungsorientierter Ju-
gend- und Erwachsenenbildung als auf didaktisch-methodischer Ebene.

2.7 Schlüsselqualifikationen

Die bildungssoziologischen Orientierungsversuche der 70er Jahre rekurrier-
ten fast ausnahmslos auf die zentrale Kategorie der Qualifikation. Manche
Theoretiker wie Martin Baethge vertraten sogar die Ansicht, dass der Quali-
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fikationsbegriff den klassischen Bildungsbegriff abgelöst habe (Baethge
1974, S. 478 f.). Die “politische Ökonomie des Ausbildungssektors” (Altva-
ter/Huisken 1971) schien einen angemessenen, umfassenden und kritischen
gesellschaftstheoretischen Zugriff auf alle bildungspolitischen Initiativen
und die damit verbundenen steuerungspolitischen Ambitionen zu erlauben.
Entsprechend kam es auch bald – etwa durch Dirk Axmacher (1974) – zu Prä-
zisierungs- und Übertragungsversuchen auf die Erwachsenenbildung.
Gleichwohl muss bemerkt werden, dass im Mainstream andragogischer
Selbstverständigung der Qualifikationsbegriff nur sehr zurückhaltend und
vor allem in kritischer Absicht verwandt wurde und der Bildungsbegriff wei-
terhin im Zentrum der Diskurse verblieb.

In Folge des technologischen Wandels trugen die Qualifikationsforschungen
und -debatten der gestiegenen Bedeutung der Arbeitskraft und ihrer Ausbil-
dung im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Gesamtprozess Rechnung.
Zugleich wurde aber auch eine grundverschiedene Interessenslage von Un-
ternehmen und Arbeitskraftbesitzern festgestellt; das autochthone Arbeiter-
interesse an umfassender und höherwertiger Qualifikation wurde in dieser
Perspektive den Unternehmen nur dann ebenfalls zugerechnet, wenn techno-
logische Produktionserfordernisse und Verwertungsinteressen dies auch
rechtfertigten. Die Verwendung der Qualifikationskategorie diente vor al-
lem der Kritik ökonomischer Interessen im Geschäft der Bildungsreformen.
Die Gestalt des Produktionsprozesses, der in Anlehnung an seine arbeitsteili-
ge Zerlegung am Fließband bei Ford als fordistisch und tayloristisch be-
schrieben wurde, schien immer stärker für die Mehrzahl der Beschäftigten
auf die Dequalifizierung der Arbeitskraft hinauszulaufen. Ein Interesse an
der Veränderung von Qualifikation hatten also zum einen nur die abhängig
Beschäftigten, und sie konnten zum anderen diese Interessen auch nur dann
realisieren, wenn sie das betriebliche Regime gründlich änderten.

Zugleich wurde zwischen funktionalen Qualifikationen, die sich etwa aus
den unmittelbaren Anforderungen des Arbeitsplatzes in der Produktion erge-
ben, und extrafunktionalen prozessunabhängigen Qualifikationen unter-
schieden. Damit wurde einem erweiterten Qualifikationsverständnis Ent-
wicklungsraum gegeben, das sich von den engen, arbeitsplatzbezogenen
Konzepten löst, wenngleich es immer noch eine sehr subjektvergessene Ka-
tegorisierung blieb, die sich aus wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Strukturen ableitete.

Mit der technologischen Revolution und in Folge gesellschaftlicher Enttradi-
tionalisierungsprozesse deutete sich immer stärker das Ende der Vorstellung
eines lebenslang ausgeübten Berufs und die Vergänglichkeit eingeübter Fer-
tigkeiten und Kenntnisse im Berufsleben an. Von hier aus wurde in den 80er
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Jahren von der Bildungspolitik eine neue Allgemeinbildungsdebatte ange-
stoßen mit Auswirkungen auch auf das berufliche Qualifikationsverständnis
(Bundesminister für Bildung und Forschung 1986). Eine zu große Speziali-
sierung des Wissens und der Kompetenzen wurde nun als Fehler betrachtet;
das Lernen des Lernens und breite, grundlegende Fähigkeiten und Kenntnis-
se wurden neu betont. Das schon in den 70er Jahren von Dieter Mertens ent-
wickelte Konzept der Schlüsselqualifikation (Mertens 1974) erfuhr in der be-
ruflich und betrieblich orientierten Weiterbildung eine neue große Wert-
schätzung, so dass Rolf Arnold z. B. Anfang der 90er Jahre eine deutliche An-
näherung, wenn nicht sogar Vermischung von Bildung und Qualifikation
konstatierte (Arnold 1995). Welche Fähigkeiten und Wissenselemente es
seien, die für einen Transfer zwischen verschiedenen Lebenssphären und An-
forderungssystemen tauglich sind, blieb aber immer höchst umstritten
(“Ganzheitlichkeit” und “Integration”).

Für die allgemeine und politische Erwachsenenbildung wirkte allerdings der
Qualifikationsbegriff nach wie vor kaum handlungsanleitend. Ein an Quali-
fizierung angeschlossenes Verständnis wurde als eine Reduktion ihrer viel-
fältigen Bildungsziele auf Wettbewerbs- und Arbeitsfähigkeit verstanden
(vgl. Strunk 1988, S. 260). Eine gewisse Ausnahme bildet seit dem Ende der
80er Jahre Oskar Negt, der den Terminus (ohne klare Abgrenzung zum Kom-
petenzbegriff) in politisierter Auslegung aufnahm und weiterentwickelte.
Nach seiner Auffassung treibe das Zusammenhangsdenken, das mit dem An-
spruch des “Schlüssels” notwendig verbunden sei, über instrumen-
tell-pragmatische Verengungen hinaus; es stehe in unlösbarer Verbindung
mit Wahrheitsfragen und Interessen und eröffne so eine gesellschaftskriti-
sche Dimension (Negt 1990 und Negt 1997, ähnlich: Kaiser 1992, S. 32 f.).

2.8 Handlungsorientierung und Selbsttätigkeit

Der Begriff der Handlungsorientierung hat in den Selbstverständnisdebatten
und Praxisentwürfen der Erwachsenenbildung immer eine sehr wichtige,
aber zugleich unscharfe Bedeutung besessen. In den 70er Jahren verband
sich damit in erster Linie die Vorstellung, Teilnehmende von Bildungsveran-
staltungen unmittelbar zum (politischen) Handeln anzuregen oder sogar die
Barrieren zwischen öffentlichem Handeln und Lernen einzureißen (“Praxis-
bezug” und “Parteilichkeit”). In einem zweiten Sinne zielt der Begriff der
Handlungsorientierung auf die Berücksichtigung von praktischem Lernen
und handelnden Formen im Lernarrangement selber. Diese Auffassung hat in
den 90er Jahren an Bedeutung stark gewonnen, ermuntert etwa durch die Re-
naissance reformpädagogischer Impulse. Da aber der Begriff der Handlungs-
orientierung seinen changierenden Charakter nie völlig verloren hat, halten
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die Auseinandersetzungen bis in die Gegenwart an (siehe – ungeachtet der
Auslegung auf die Schule – Breit/Schiele 1998).

Zur ersten Variante: Die Auffassung, dass Erwachsenenlernen auch auf An-
wendung und Handeln zielt, dass es etwa in der politischen Bildung darauf
ankommt, die Teilnehmer und Teilnehmerinnen zur Beteiligung am gesell-
schaftlichen Geschehen aufzufordern und zu qualifizieren, war meistens un-
strittig und in der Regel unproblematisch. Die Fähigkeit zur Partizipation
stellt ein grundlegendes Ziel der politischen und allgemeinen Erwachsenen-
bildung dar. Zum bürgerschaftlichen Handeln zu ermutigen und zu disponie-
ren, im Sinne einer prinzipiellen Fähigkeit und Bereitschaft, nicht aber im
Sinne eines inhaltlich, politisch oder weltanschaulich näher bestimmten und
aufgedrängten Engagements – das reichte in vielen Diskussionen der 70er
und 80er Jahre nicht aus. Vielmehr tendierte das mehrheitliche Verständnis
von Handlungsorientierung zur politischen Entscheidung und Aktion.

In den gewerkschaftlichen Bildungsentwürfen etwa wurde des Öfteren eine
eindeutige Position bezogen: “Die Bildungsarbeit der Gewerkschaften ver-
sucht, Einfluss zu nehmen auf jene Verhältnisse, die sie selbst bedingen. Da-
mit ist sie Bestandteil der politischen Auseinandersetzungen.” (Achten
1976, S. 112). Für die Gewerkschaften war und ist es bis heute eine Selbstver-
ständlichkeit, dass sich ihre Bildungsarbeit in ein praktisches Verhältnis zum
gewerkschaftlichen Auftrag setzen lässt und Gewerkschaftsmitglieder zum
gewerkschaftlichen und politischen Handeln befähigt (Bildungsvereinigung
Arbeit und Leben Niedersachsen 1983).

Mitte der 70er Jahre wurden in der Bundesrepublik regionalistische Bewe-
gungen wie die des Larzac und der Kampf der LIP-Arbeiter im französischen
Jura um die Erhaltung ihrer Arbeitsplätze breit rezipiert (siehe Baier 1974;
Wittenberg 1974). Das Modell indizierte neue Kampfformen und selbst orga-
nisierte Öffentlichkeiten, die auch als Form der Selbstbildung interpretiert
wurden. Die Anforderungen des politischen Kampfes brachten sowohl un-
mittelbare individuelle und kollektive Lernprozesse als auch mittelbar die
Notwendigkeit der Organisation von Kenntnissen hervor. Politische Hand-
lung, Gegenwehr und Organisierung, Sozialisation und Erwachsenenbildung
bildeten in diesen Erfahrungen und Debatten pädagogisch eine Einheit.

Auch sonst bestand ein verbreitetes Interesse daran, Initiativen und Vorgän-
ge politischen Widerstandes zugleich als Orte gemeinsamer Bildung zu ent-
wickeln. In dieser Hinsicht sind viele Konflikte bekannt und genutzt worden:
die politischen Auseinandersetzungen um Atommüllzwischenlager und End-
lager wie in Gorleben, der Kampf um die Startbahn West in Frankfurt oder die
Initiativen gegen Atomkraftwerke in Wyhl (“Sozialraumbezug”). Die Bür-
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gerinitiativen und Neuen sozialen Bewegungen wirkten als demokratisieren-
de Fermente in einer durch traditionelle Milieus und Parteien versäulten und
durch Institutionen (scheinbar oder wirklich) verbarrikadierten politischen
Kultur.

Im Zuge des “Lernens in Bürgerinitiativen” wurden ambulante Modelle der
Bildungsarbeit entwickelt: Die Pädagogen und Pädagoginnen gingen mit ih-
ren Angeboten an den Ort des politischen oder sozialen Streits. Damit rück-
ten politische Aktion und Lernen eng zusammen. Wolfgang Beer nannte die
Verknüpfung von politischem Widerstand und Volkshochschularbeit “ak-
tionsorientiertes Lernen”, attestierte aber der Volkshochschule Wyhler
Wald, dass sie “in erster Linie ein Ort des Lernens und der Reflexion” sei
(Beer 1978, S. 142), und deutete damit vorsichtig einen Unterschied von Ak-
tion und Lernen an. Um das Lernen und Handeln zu verbinden, aber trotzdem
unterschiedliche Logiken zur Geltung zu bringen, wurde unter anderem auch
der Vorschlag gemacht, wechselnde Aktionsphasen und Lernphasen inhalt-
lich, zeitlich und örtlich eng miteinander zu verzahnen (vgl. Jung 1971,
S. 24 f.).

Dennoch stand eine solche Form der Handlungs- und Aktionsorientierung im
Kreuzfeuer der Kritik (vgl. Materialien zur Politischen Bildung 1985). Sie
zog seitens konservativer Politikdidaktiker unter anderem den Verdacht auf
sich, politisch einseitige Optionen und Konzepte zu propagieren und die
Teilnehmenden entsprechender Bildungsveranstaltungen zu “überwälti-
gen”. Im Kontext von Handlungen und politisch-normativen Erwartungen
könnten diese sich dem entstehenden Handlungs- und Gesinnungsdruck nur
schwer entziehen.

Zu den frühen Kritikern gehörte auch Hermann Giesecke; er betonte die unter-
schiedliche Logik von Lernen und Aktion und betrachtete sie als “antinomi-
sche soziale Verhaltensweisen ... , die zueinander in erheblichem Widerspruch
stehen.” (Giesecke 1970, S. 25) Eine Vermengung gefährde darüber hinaus
auch die eigenständige Institutionalisierung der pädagogischen Aufgabe.

Man kann abschließend an den Praxiskonzeptionen eine enge Verkoppelung
von Handlung, Lernen und Veränderungsmotivation bei allmählich wach-
sender Berücksichtigung der unterschiedlichen Logiken von Lernen und ver-
änderndem Handeln konstatieren. In dem Begriff der Öffentlichkeit überlap-
pen sich aber beide Handlungsformen. Erwachsenenbildung stellt immer
auch einen Spezialfall von Öffentlichkeit dar, in der nicht nur Wissen vorge-
tragen und verbreitet wird, sondern auch – ohne Handlungs- und Entschei-
dungszwang – Absichten erklärt und gerechtfertigt, Gründe vorgetragen und
überprüft werden.
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Zum zweiten Verständnis der Handlungsorientierung: Wenn Wolfgang Beer
1985 davon spricht, dass sich die Aktion zum Lernort entwickelt (Beer 1985,
S. 14), dann steckt darin schon eine Art Perspektivenwechsel, denn das Han-
deln soll für das Lernen genutzt und nicht das Lernen einem politischen
Zweck untergeordnet werden. Die Aktion als Lernort wird in ein didakti-
sches Arrangement eingebettet und somit transformiert. Die didaktisch re-
flektierten Verknüpfungen mit dem Handeln stellen einen Versuch dar, be-
sondere Motivationen zu schaffen und zu nutzen, die Teilnehmerinnen eben
selbsttätig werden zu lassen (vgl. auch Dera u. a. 1981).

Insoweit das didaktische Regime bestimmend ist, stellt der Einbezug des
Handelns in den Lernvorgang eine Form des Probehandelns in der Veranstal-
tung dar. Wir können einen stillen Siegeszug dieses Verständnisses von
Handlungsorientierung konstatieren: Projektlernen, Planspiele, problem-
orientiertes Lernen, entdeckendes Lernen, ökologische Erkundungen, Ler-
nen vor Ort, Spurensicherungen, Geschichtswerkstätten können als Formen
solcher praktischer Ausdifferenzierung betrachtet werden. Besonders in der
politisch-kulturellen Jugendbildung ist viel mit solchen Möglichkeiten ex-
perimentiert worden (Lecke 1983).

Meueler formulierte 1977: Teilnehmende “verbinden Lernen und produkt-
orientiertes konkretes Handeln” (Meueler 1977, S. 228). Dieses Learning by
Doing stellt also eine Operationalisierungsebene dar, die den Teilnehmen-
den eine investigative Haltung und eine gewisse Form der Autonomie und
Selbststeuerung zugleich ermöglicht. Vor allem aber werden durch den An-
wendungsbezug überflüssige Transferebenen vermieden.

2.9 Sozialraumbezug: neue Lernorte
und Alltagsorientierung

Die Öffnung zu anderen, mit dem Leben oder auch der Natur verbundenen
Lernorten gehört zur Geschichte der Erwachsenenbildung seit den 20er Jah-
ren des vergangenen Jahrhunderts. Schulen “ohne Katheder”, Heimvolks-
hochschulen am Nord- oder Ostseestrand, Bildungsstätten im Wald oder
auch großstädtische Lebens- und Arbeitszusammenhänge zeigen die damali-
gen unkonventionellen Möglichkeiten an.

In den 1970er Jahren setzt eine erneute Öffnung zu den Lernorten außerhalb
traditioneller Bildungsinstitutionen ein. Gemeinwesenorientierte Ansätze
gaben den Anstoß zu Formen, die unter Etiketten wie “stadtteilnahe Volks-
hochschularbeit” oder “alltägliche Erwachsenenbildung” diskutiert und
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praktiziert wurden. Lutz von Werder subsumierte darunter Erwachsenenbil-
dung in Bürgerinitativen und Jugendfreizeitheimen (von Werder 1979,
1980). Auch andere Vertreter genuin alternativer Bildungsarbeit operierten
mit dem Begriff Lernort: “Lernprozesse in Bürgerinitiativen stabilisieren
(...), das heißt, die Bürgerinitiativen als Lernorte erhalten.” (Meyerholz
1982, S. 268). Sie vertraten dabei das Prinzip, “an den Alltagserfahrungen
der Betroffenen” anzuknüpfen (Meyerholz 1982, S. 268). Solche Ansätze
wurden auch “lebensweltorientiert” genannt, und die Perspektive des “Auf-
suchens” und “Abholens” von Teilnehmern und Teilnehmerinnen verband
sich darin mit Lernorten, die einen Lerngegenstand repräsentierten: “Le-
bensorte” konnten zu Lernorten werden, allen voran der Stadtteil und der Be-
trieb: “Es geht ... darum, Bildungsarbeit nicht im von der Wirklichkeit abge-
sonderten pädagogischen Ghetto stattfinden zu lassen, sondern mit den An-
geboten dorthin zu gehen, wo soziale Konflikte existieren und ausgetragen
werden.” (Landesarbeitsgemeinschaft … 1982, S. 3 f.)

Die achtziger Jahre verstärkten die Entwicklung zu alternativen Lernorten
weiter, unter anderem durch die “Grabe wo du stehst”-Bewegung, die ihre
Themen vor der Haustür suchte und bewusst Laien am Prozess des Forschens
beteiligte. Geschichtswerkstätten stützten sich auf das Erfahrungswissen der
Älteren; ihre Initiatoren brachten wissenschaftliches und Alltagswissen in
einen Dialog, aus dem Ausstellungen, Bücher und auch Radiosendungen her-
vorgingen. Daneben erlebten “Erzählcafés”, etwa in Altenheimen oder Frau-
enzentren, eine Blüte. Nicht zuletzt wurden ökologische Lernkonzepte mit
realen Orten verbunden: “Die Teilnehmenden suchen ein reales Umfeld, in
dem sie sich ‚echt’ positionieren können und in dem die Lerngegenstände
auch im praktischen Sinn ‚begreiflich’ werden. Der LernOrt ist ein Kontext,
in dem sich Aneignung realisiert.” (Beyersdorf 2000, S. 15) Der Nahbereich
versprach eine unkomplizierte Ansprache der Teilnehmer(innen) und einen
Übergang vom Lernen zum Handeln, etwa bei der Herstellung einer Stadteil-
zeitung (Noll/Blumbach/Goldmann 1984, S. 74 ff.). Insofern sind die Gren-
zen zum Prinzip Handlungsorientierung durchaus fließend.

Die Protagonisten der “Alltagswende” hatten sich zum Ziel gesetzt, Lebens-
wissen und Alltagssituationen als gleichwertige Bildungsgüter neben die tra-
ditionellen Wissensbestände zu stellen. Der Bezug auf den Alltag meinte
auch die Orientierung an den Problemen der Mehrheit, von deren Lösung
schließlich die gesellschaftliche Zukunft – Frieden, Umgang mit der Natur,
gerechte Verteilung – abhing: “Deshalb ist die Forderung nach erfahrungs-
orientiertem Lernen auch zu einer Zeit wieder laut geworden, in der zugleich
Probleme der Zukunftsgestaltung wie der Vernachlässigung bestimmter
Gruppen der Gesellschaft bewusst werden.” (Schlutz 1982 a, S. 217)
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Dass die Alltagswende im ersten Jahrzehnt mit einer gewissen Verklärung
oder Kritiklosigkeit einherging, mag in der Logik von Gegenbewegungen
liegen. Der heutige Umgang mit der Thematik ist ungleich nüchterner: Alltag
ist nun weniger eine sozialromantische Kategorie, vielmehr gilt es als selbst-
verständlich, alltägliche Bezüge in den Lehr-Lernprozess einzubeziehen.
Dramatisch formuliert es allerdings Peter Alheit mit Bezug auf die Unsicher-
heiten der “zweiten Moderne”: Alltag wird demnach als jeweils neu auszu-
handelnde Wirklichkeit interpretiert, und Alltagsorientierung zur “Überle-
bensnotwendigkeit” (Alheit 1999, S. 6).

Sprachlich und hermeneutisch wird die Alltagsorientierung heute als frucht-
bar angesehen, “wenn Deutungsdivergenzen bewusst gemacht werden kön-
nen, der Blick für die Vielfalt der Perspektiven geöffnet wird und das Phäno-
men der unterschiedlichen Situationsdefinitionen als Grund für Verständi-
gungsschwierigkeiten erkannt werden kann” (Tietgens 2001, S. 16).

Die Diskussion um “neue Lernorte” hat sich in den 90er Jahren verändert.
Traditionelle Lernorte, Volkshochschulen, Tagungsstätten und Akademien
befinden sich in einer Phase der Neuorientierung, sie definieren sich zuneh-
mend auch als Dienstleistungseinrichtungen für Abnehmer von Bildung.
Rücksichten auf veränderte Adressatengruppen bzw. deren Erwartungen be-
einflussen die Präsentation ihres Angebots und ihrer räumlichen Ausstat-
tung, d. h. der Alltagsästhetik und den kulturellen Stilen unterschiedlicher
sozialer Milieus wird größere Bedeutung beigemessen (Ebbrecht 1997,
Flaig/Meyer/Ueltzhöffer 1994).

An anderen Orten entdeckt man eine besondere Aura und einen Vergewisse-
rungscharakter als Erweiterung des pädagogischen Settings und eine spezifi-
sche Anmutung (Behrens/Ciupke/Reichling 2002). Das Spektrum aurati-
scher Orte reicht von Kriegerdenkmalen über Friedhöfe bis hin zu Kulturhäu-
sern aus der DDR-Zeit. Die Formen, in denen ortsbezogene Bildungsarbeit
geschieht, umfassen zum einen das Repertoire der Erwachsenenbildung: Ex-
kursionen, Erkundungen, Gesprächskreise und Erzählcafés und zum andern
den Anschluss an biographische Konzepte (Ruhe 1998, S. 124, S. 66 f.,
S. 109 ff.). An besonderen Lernorten kann mit Kunstprojekten und archäolo-
gischen Methoden experimentiert werden; nicht zuletzt entsteht eine auch
wirtschaftlich bemerkenswerte Verbindung zum Tourismus.

2.10 Praxisbezug

“Die Suche nach praktischem Tun, das Erlernen von handwerklichen Fähig-
keiten, das Ausprobieren vielfältiger Interaktions- und Ausdrucksformen be-
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stimmen das Bild ebenso wie das Bemühen, Lernen nicht um seiner selbst
willen in Angriff zu nehmen, sondern um praktisch und folgenreich den eige-
nen Alltag zu verändern, sich nicht nur ‚an Politik zu beteiligen’, sondern im
eigenen Handlungsbereich ‚selber Politik zu machen’” – so eine Charakteri-
sierung des Lernens in Initiativen aus den 80er Jahren (Heger 1986, S. 309).

“Das Leben” als Referenzsystem für sinnvolle Bildungsprozesse ist eine alte
Forderung – vom “Non scholae ...” der Gymnasiumseingänge bis zur bürger-
lichen Jugendbewegung, die aus eben diesen Toren hinaus in die Natur als
Ort des eigentlichen Lebens zog. In unserem Zeithorizont wäre wiederum zu
unterscheiden zwischen bildungspolitischen Sichtweisen, in denen die An-
forderungen moderner Produktion und Dienstleistungen einem veralteten
“Buchwissen” gegenübergestellt werden, und den Anforderungen einer ge-
sellschaftlich sich einmischenden Praxis. “Wirklichkeitsnah, eingreifend
und handelnd” (Heger 1986, S. 307) soll das Lernen zu den wirklich wichti-
gen Fragen sein. Dieser emphatische Praxisbegriff enthielt zugleich Anklän-
ge an kollektives Handeln, Solidarität und Demokratisierung.

Dass sich eine solche Kritik zwischen der “Abschaffung” und der “Universa-
lisierung” von Bildungsinstitutionen zwischen allerlei Fallgruben bewegt,
war bereits damaligen Autoren der 70er und 80er Jahre bewusst (Dauber/Ver-
ne 1976 b). Die Gefahren einer “Verpädagogisierung” aller Lebensbereiche
und der “Allgegenwärtigkeit einer Lern-Welt” sollten gebannt werden, in-
dem Erwachsenenbildung sich von den nichttechnokratischen “anderen
Träumen” der Fortschrittskritiker leiten lassen und “pädagogische Un-Ord-
nungen” zulassen solle (Heger 1986, S. 305-307).

Doch viele der Praxis- und Politikfelder, an denen Lernen sich orientieren
sollte, haben sich radikal verändert: z. B. in den Konzeptionen gewerkschaft-
licher Bildung weg von der Erzeugung und Orientierung eines kollektiven
proletarischen Gegensubjekts hin zu Vorstellungen eines kooperativen
Co-Managements, z. B. in Stadtteil-Bürgerinitiativen, die in der Gegenwart
eher einem reformerischen Mitgestaltungs- als einem umfassenden Wider-
standskonzept folgen.

Der Versuch, Lernerträge als “Abfallprodukt der Aktion” anzusehen (Giese-
cke 1970, S. 23), war stets von der Skepsis begleitet, ob der Zeitrhythmus sol-
chen Lernens ausreichend Platz für Reflexion, Distanz und auch die Option
biete, etwas unterlassen zu können: Praxisbezug in der Gestalt eines akuten
Problem- und Konfliktbezugs ist notwendig von Handlungsdruck und Atem-
losigkeit begleitet. Der “Ernstfall” des aktuellen Problems produziert – so
die leitende Idee – nicht nur Zeitdruck, sondern auch eine spezifische Quali-
tät der Lernprozesse. Soweit ein Gesellschaftsbild zugrunde liegt, das von
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gefährlichen oder gar menschheitsgefährdenden Zuspitzungen ausgeht (wie
in der Anti-AKW-Bewegung oder in der Friedensbewegung der 80er Jahre),
hatten die Postulate der reflexiven Distanzierung und Verlangsamung wenig
Chancen.

Trotzdem war die verkündete Absicht einer “Wiedergewinnung von Wirk-
lichkeit” (so der Titel von Heger/Heinen-Tenrich/Schulte 1983) nicht ganz
illusionär: Mit der Ausweitung thematischer Möglichkeiten, Ausdifferen-
zierung didaktischer Phantasie und der Entdeckung neuer Kompetenzprofile
und anderer Expertenschaften wurden die Anforderungen an lebensbeglei-
tende und “lebensbreite” Bildung ernstgenommen und in stärkerem Ausmaß
realisiert, als technokratische Systemplaner es hätten ermöglichen können.

2.11 Zielgruppenarbeit

Die Forderung, dass Erwachsenenbildung sich mit den jeweils konkreten Le-
benslagen ihrer Adressatengruppen auseinanderzusetzen habe, wurde in den
70er Jahren nicht erstmalig erhoben, erhielt aber eine neue Dringlichkeit. Sie
entstand als Planungskategorie eines nicht länger von bildungsbürgerlichen
Imperativen, sondern wissenschaftlicher Rationalität inspirierten Berufs-
handelns und warf zugleich mit der Anerkennung unterschiedlicher Bedürf-
nisse auch das Problem der Ressourcen auf: Wem sollen eigentlich die Ange-
bote und Anstrengungen eines öffentlich verantworteten Weiterbildungssys-
tems zugute kommen? (vgl. Mader/Weymann 1979) Mit dieser Überlegung
zeigt sich die Forderung an ihrem Ausgangspunkt dem Postulat nach gesell-
schaftlicher Gleichheit und “Wissensdemokratisierung” verhaftet.

Das erreichbare sozialwissenschaftliche Wissen und die Überprüfung von
bislang alltagstheoretischen Annahmen über besondere Bedürfnisse, Barrie-
ren und Defizite von sozialen Gruppen sollen den Professionellen dabei hel-
fen, ihre Angebote gezielter zu präsentieren und zu strukturieren, Werbe-
und Rekrutierungswege zu planen, Bildungsveranstaltungen auch mikrodi-
daktisch entsprechend anzulegen (z. B. Fragen der Sprachbarrieren und Mi-
lieubindung mitzureflektieren). Hans Tietgens wollte “die Bezeichnung
‚Zielgruppenarbeit’ erst dann angewendet wissen, wenn ein Programm oder
ein Kurs nicht vom Veranstalter für eine bestimmte Teilnehmergruppe di-
daktisch antizipiert wird, sondern wenn diese Gruppe an der Planung selbst
beteiligt ist” (Tietgens 1977, S. 284).

Dem Begriff und der damit verbundenen Praxis unterliegen bis heute recht
verschiedene Motive und Aufmerksamkeitsrichtungen: Mit Schlutz könnte
langfristig zwischen einer marktstrategischen Begründung, einer bildungs-
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und sozialpolitischen und einer curricularen Orientierung unterschieden
werden, die sich für Vorerfahrungen und Erwartungen von Teilneh-
mer-Gruppen interessiert (vgl. Schlutz 1983, S.97 ff.). Hier wird bereits
deutlich, dass die zugrunde liegende Denkweise zugleich eine gewisse pater-
nalistische Schlagseite haben kann: Denn am stärksten der (öffentlich geför-
derten) Weiterbildung bedürftig sind selbstredend “bildungsferne” Gruppen
und Einzelne, an deren “Defiziten” Bildungsveranstaltungen anzuknüpfen
sich bemühen müssen. Solche Defizitzuschreibungen aber sind gleichzeitig
– mit heutigem habitustheoretisch geschultem Auge – als Selbstermächti-
gungen zu lesen, die dem eigentlich intendierten emanzipatorischem Interes-
se und Versuchen gleichberechtigter Planungszusammenarbeit entgegenste-
hen (vgl. auch Zeuner 1999, S. 163 ff.).

Doch ungeachtet solcher Mehrdeutigkeiten sind vom Konzept der Zielgrup-
penarbeit starke Impulse und neue Fragestellungen für die Weiterbildung
ausgegangen. Es konnte nämlich darauf aufmerksam machen, dass die von
gesellschaftlichen Entwicklungen “Betroffenen” über besondere Problem-
sichten und Expertenschaften verfügen; es verwies außerdem auf soziale La-
gen und Interessen(unterschiede) und stellte somit Weiterbildner(innen) auf
neue Weise vor die Entscheidung, ob “neutral”-moderierende oder “parteili-
che” Selbstverständnisse und Praxen in ihrer Bildungsarbeit angemessener
seien. Und die Sensibilisierung für die Frage der Sprachbarrieren (vgl. Tiet-
gens 1974 und von Werder 1980, S. 77 f.) führte zu einem gründlichen Über-
denken mindestens der Präsentationsweisen öffentlich verantworteter Wei-
terbildung. “Adressatenorientierung” kann so als eine nüchterne Umschrei-
bung und Folgeerscheinung der Zielgruppenarbeit gelten.

Weiterbildungsinstitutionen des öffentlich geförderten Sektors haben sich –
im Gefolge von Professionalisierung, Verwissenschaftlichung, Relativie-
rung christlicher und weltlicher Gewissheiten bei den Trägerorganisationen
– außerdem vielfach von älteren Milieu- und Gruppenbindungen “emanzi-
piert”. In Analysen “moderner” Weiterbildungssysteme wird demzufolge
das Verhältnis von Weiterbildungsinteressierten zu Bildungsinstitutionen
als ein marktförmiges Wahlverhalten gekennzeichnet, das allenfalls noch
eine lockere Koppelung an bereits erprobte Einrichtungen zu kennen scheint
– eine Beschreibung, die traditionelle und noch fortbestehende kollektive
Dispositionen vermutlich zu gering einschätzt.

Die Entwicklung einer mehrfach untergliederten und vielfältig spezialisier-
ten Landschaft von Weiterbildungsanbietern wird von der Forschung als
kaum vermeidbarer Marktreflex auf entsprechend diversifizierte Bedarfe an
Inhalten, Settings und kulturellen Signalen und als Gelegenheit des postu-
lierten lebenslagenspezifischen “Anschlusslernens” für differenzierte Nut-
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zergruppen gelesen (vgl. Tippelt/Eckert/Barz 1996, S. 38 ff.). Ortfried
Schäffter sieht gar eine solche “schockierende Kleinteiligkeit” in der Institu-
tionen- und Professionsentwicklung als systemisches Erfordernis einer Wei-
terbildung, die sich unter den Bedingungen der Individualisierung und einer
komplexen Ausdifferenzierung weiterhin um lebensweltliche “Passung” be-
müht (Schäffter 1994). In der weiterbildungspolitischen Debatte wird aller-
dings regelmäßig die fehlende Übersichtlichkeit und mangelnde Allgemein-
zugänglichkeit gerügt und eine stärkere Systematisierung gefordert (vgl.
etwa Faulstich 1991, S. 42 ff.).

2.12 Parteilichkeit

In der politischen Jugend- und Erwachsenenbildung gewann im Gefolge der
68er-Einflüsse das Gebot der Parteilichkeit an Anhängerschaft. Die Ausle-
gung dieses Begriffs bezog sich weniger auf partielle gesellschaftliche Mi-
lieus oder politische Interessengruppen und darauf aufbauende Träger und
Institutionen, deren normativem Hintergrund in der Bildungsarbeit zu folgen
wäre. Es ging um allgemeinere Problemlagen und Strukturen: “Trotz der Mo-
bilisierung aller Mächte der bürgerlichen Freiheit und Unabhängigkeit zum
Schutz der freien Erwachsenenbildung vor Verbandsinteressen und -über-
griffen bleibt ihre gesellschaftliche Neutralität prekär. Um daran Zweifel an-
zumelden, bedarf es keines Nachweises illegaler Pressionen und Eingriffe
einzelner Gruppen auf Programmgestaltung und Arbeit der Volkshochschu-
le. Der Klassencharakter der Erwachsenenbildung dokumentiert sich bei un-
gestörtem Geschäftsgang in ihrer gesellschaftlichen Funktion.” (Axmacher
1974, S. 146)

Wolfgang Beer forderte seinerzeit von “den Lehrenden, in diesem Fall von
den Mitarbeitern in der Erwachsenenbildung und den sie tragenden Institu-
tionen, eine eindeutige Parteilichkeit zugunsten der Unterprivilegierten.” Er
berief sich dabei immerhin auf das in Art. 3 der Verfassung festgeschriebene
Gebot der Chancengleichheit (Beer 1978, S. 145). Andere formulierten di-
rekter und ohne Berufung auf grundrechtliche Instanzen. Politische Bildung
“verzichtet auf den Anschein der Neutralität, die tendenziell (nicht unbe-
dingt intentional) stets die bestehenden Herrschaftsverhältnisse stabilisiert”
(Kolb 1970, S. 341). Neutralität – schon in den Diskussionen der Weimarer
Republik ein umstrittener Begriff und Anstoß für vielfältige Auseinanderset-
zungen – galt als Parteinahme für den Stärkeren. Parteilichkeit schien also
auch dort gegeben, “wo Neutralität proklamiert wird”. Insofern eine Partei-
nahme ohnehin unvermeidbar war, wurde deshalb für die Schlussfolgerung
geworben, “Partei zu nehmen für die Unterdrückten und Benachteiligten”
(Krohn/von de Rakt 1973, S. 128).
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Der weltanschauliche und gesellschaftliche Pluralismus galt in manchen
Diskussionsbeiträgen nur als eine die gesellschaftlichen Widersprüche und
politischen Gegensätze verschleiernde Ideologie. So schrieben Kadelbach
und Weick in einem einflussreichen Statement 1973: “Der Pluralismus hat
sich als herrschaftsstabilisierendes ideologisches Instrument erwiesen; in
der Erwachsenenbildung wäre die Funktion dieser Ideologie zu untersuchen.
(...) Der Pluralismus als herrschaftsstabilisierende Ideologie muss daher von
einem pluralen Aufgabenverständnis, das ein differenziertes Bildungsange-
bot ermöglichen soll, unterschieden werden.” (Kadelbach/Weick 1973,
S. 20) Parteilichkeit bezog sich auf das Gesamte, die Totalität und darf inso-
fern nicht umstandslos mit dem Ziel der Emanzipation identifiziert werden.

Solange die Selbstverständigungsbemühungen und Praxen der Erwachse-
nenbildung in großen Teilen einem hegemonialen Klima der Politisierung
gefolgt sind, relativierte dies deutlich die Bemühungen um eigene professio-
nelle Handlungsstandards: Politische Projekte, politische Aktion und Er-
wachsenenlernen wurden tendenziell miteinander identifiziert, die Logik der
Erwachsenenbildung und die damit errungenen Handlungskompetenzen in-
folgedessen der politischen und gesellschaftlichen Logik untergeordnet.

2.13 Zusammenfassung

Die hier vorgestellten Prinzipien verkörpern und verklammern politische
und pädagogische Ideen, professionelle Entwicklungen und die Praxis der
70er und 80er Jahre. Dabei kann man für die genannten Dekaden gewiss auch
Unterschiede und Besonderheiten identifizieren. Parteilichkeitspostulate,
Entschulungsdebatten, Sozialraum- und Arbeitsweltbezüge und Totalitäts-
ansprüche, wie sie zum Teil auch zunächst in dem Konzept des exemplari-
schen Lernens favorisiert wurden, kennzeichnen eher die 70er Jahre. In den
80er Jahren weicht die dominierende Überwölbung der Bildungspraxis durch
das Politische bzw. die scheinbar wissenschaftlich gesicherten Inhalte all-
mählich einer neuen Sensibilität für den Eigensinn der Teilnehmenden wie
des pädagogisch notwendigen Interaktionsvorgangs. Das drückt sich u. a. in
einem wachsenden Interesse an Methoden und Verfahren aus. Interpretatio-
nen und Praxisformen verlagern sich, nachvollziehbar etwa bei der Hand-
lungsorientierung: Wurde hier anfänglich eine unmittelbare Hinwendung zu
einer bestimmten Handlungsoption betrieben, so modifizierte sich das Ver-
ständnis zu einer Animation öffentlichen Handelns schlechthin und präzi-
sierte sich dann im Gebot, selbsttätige und praktische Momente im Lernpro-
zess zu verankern: eine allmähliche Dezentrierung der Auffassungen und ih-
rer realen Ausformungen von einem primär inhaltsbezogenen Verständnis zu
einer diskursiven und interaktionssensiblen Interpretation und Praxis.
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3 Schlaglichter auf exemplarische
Handlungsfelder

Nicht nur Begriffskonjunkturen und der Wandel von Selbstverständnissen
sollen hier interessieren – auch die Praxis und Anwendungsfelder neuer
Lernkonzepte sollen in einigen Skizzen kurz beleuchtet werden. Wir müssen
uns dabei auf wenige dieser Felder beschränken – und können auch da nur die
Entwicklungen andeuten.

Die Geschichte der westdeutschen Erwachsenenbildung in den 70er und 80er
Jahren ist bisher nicht geschrieben worden, allenfalls Splitter und grobe Cha-
rakterisierungen liegen vor (siehe Kade/Nittel/Seitter 1999, S. 52 ff.). Zen-
trale Modernisierungs- und Entwicklungsvorgänge der Erwachsenenbildung
in jener Zeit werden oft pauschal zusammengefasst mit den Begriffen realis-
tische Wende und Bildungsreform. Die realistische Wende ist eigentlich frü-
her anzusetzen, auf das Ende der 50er und den Anfang der 60er Jahre; sie be-
zeichnet den Abschied von Bildungspathos und Eigentlichkeitsgestus, die
das Selbstverständnis und die Stilisierung der früheren Volksbildung in der
Weimarer Zeit und die Erwachsenenbildung in den 50er Jahren (Ciupke
1999, S. 13 ff.) noch in weiten Teilen bestimmt haben. Der Realismus, der
nun einziehen sollte, erstreckte sich zum einen auf die Anerkennung und
Gleichberechtigung zweckbezogener, also beruflich verwertbarer Bildung,
zum anderen auf die Verwissenschaftlichung und Verberuflichung, also Pro-
fessionalisierung der Erwachsenenbildung.

Die Bildungsreformbemühungen der 60er und 70er Jahre adressierten ihre
Forderungen und Ambitionen in erster Linie an die Schulen und Universitä-
ten, aber auch der Erwachsenenbildungsbereich erfuhr mehr öffentliche An-
erkennung und einen erheblichen Ausbau. Dennoch bleibt die Erwachsenen-
bildung in der historischen Beurteilung der Bildungsreformen nur ein
Randphänomen (von Friedeburg 1992).

Ebenso fehlt aber auch eine Historiographie der Protestbewegung von 1968
und der sozialen Bewegungen in den 70er und 80er Jahren, die die besondere
Bedeutung der Bildung im politischen Konzept und Geschehen aufzeigen
würde (einige wirkungsgeschichtliche Hinweise bei Albrecht 1999). Was
wir als Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre aus den zeitgenössischen Kon-
texten herausschälen wollen, ist allerdings ohne diese Vorgeschichte und
diesen Rahmen nicht zu identifizieren und zu verstehen.

Wir haben es mit zwei Phasen zu tun: Im Zeitfeld um die Protestbewegung
1968 kommt es zu einer fundamentalen Politisierung der Erwachsenenbil-
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dung. Analysen des gesellschaftlichen Gesamtzusammenhangs, die von ver-
schiedenen, zum Teil traditionell marxistischen, zum Teil neomarxistischen
Theorien inspiriert werden, legen nahe, die Herstellung von Subjektivität –
sei sie angepasst oder etwa revolutionär – als wesentlich bestimmt durch die
kapitalistischen Produktionsverhältnisse zu begreifen. Insoweit damit die
Arbeit und der Betrieb als das Zentrum der gesellschaftlichen Verhältnisse
begriffen wurden und Veränderungsansprüche in Bezug auf Herrschaft, All-
tag, soziale Position etc. an dieses Zentrum adressiert werden mussten, be-
gannen die Arbeiterbildung und gewerkschaftliche Bildung diejenigen be-
sonders zu interessieren, die sich auf gesellschaftliche Reformen oder wei-
tergehende Ambitionen festgelegt hatten.

Neben der gewerkschaftlichen Bildung stellte sich zunächst besonders die so
genannte außerschulische Bildung, d. h. vor allem die politische Jugend- und
Erwachsenenbildung, und im Weiteren die politische Bildung an den Volks-
hochschulen und damit das Trägerspektrum, das sich in den 50er und 60er
Jahren entwickelt hatte, als wesentliches institutionelles Handlungsfeld he-
raus. Ab Mitte der 70er Jahre bildeten sich – und hier ist die zweite Phase an-
gesprochen – aus den zerfallenden organisatorischen Resten der 68er-Grup-
pen und aus den Bürgerinitiativen die Neuen sozialen Bewegungen: zunächst
die Frauen- und Umweltbewegung, dann auch die Alternativ- und Friedens-
bewegung. Diese setzten – z. T. in den Traditionslinien ihrer Vorläufer, der
Jugendbewegung und der Lebensreformbewegungen zur Zeit der Jahrhun-
dertwende und der Weimarer Republik – vielfältige Impulse zur Neugestal-
tung des Lebensstils und Lebensalltags. Da in den sozialen Bewegungen ein
gewisser Antietatismus wie auch eine basisbezogene und auf Autonomie
orientierte Grundstimmung vorhanden waren und Gewerkschaften und SPD
sich teilweise skeptisch bis ablehnend verhielten, kam es im Kontext ver-
schiedenster Bildungsaktivitäten nicht nur zu Einflüssen auf die bestehende
Trägerstruktur, sondern auch zu einer Gründungswelle neuer Bildungsein-
richtungen.

3.1 Gewerkschaftliche Bildung

Die gewerkschaftliche Bildung der 50er und 60er Jahre knüpfte zunächst an
die Strukturen der Weimarer Zeit an und verlief in relativ traditionellen Bah-
nen (vgl. Faulenbach 1999). Sie war in weiten Teilen allgemeine Bildung und
an den Organisationserfordernissen ausgerichtet. Als besonders politisiert
und methodisch raffiniert kann die Bildungsarbeit der Gewerkschaften nicht
gelten, sie diente vor allem der klassischen Funktionärsbildung (als Über-
blick: Wuthe 1962). Die Politisierung und Erneuerung setzt im Laufe der
60er Jahre ein (vgl. Deppe-Wolfinger 1972), unterstützt durch Auseinander-
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setzungen wie die um die Notstandsgesetzgebung und beeinflusst durch in-
tellektuell und politisch unabhängige Gruppen der Neuen Linken. Dabei war
das Verhältnis von Gewerkschaften und Intellektuellen auch nach 1945 nicht
immer problemlos; oftmals bestanden bei den Gewerkschaftsfunktionären
erhebliche Vorbehalte. Erst allmählich konnten akademisch ausgebildete
Berater und Pädagogen in den Gewerkschaften und ihren Schulen Fuß fassen
(vgl. Oetjen 1989, S. 52 f.).

Der Wandel der politischen Kultur seit Beginn der 60er Jahre und die Erwar-
tungen nachhaltiger Reformen machten die gewerkschaftliche Bildungsar-
beit zu einem zentralen gesellschaftspolitischen Betätigungsfeld; Bildungs-
arbeit sollte politisches Bewusstsein hervorbringen und politische Reform-
projekte stützen. Dabei wurde den Gewerkschaften zunehmend ein breites
außerparlamentarisches Mandat zugesprochen: “Die Gewerkschaften waren
für mich zu dem Raum geworden, in dem meine Vorstellungen von Sozialis-
mus, von Arbeiterbewegung stärker repräsentiert waren als in der SPD, in der
nach Godesberg die Revisionen der sozialistischen Positionen greifbar wa-
ren.” (Gespräch mit Oskar Negt 1996, S. 17) Diese Erwartungen wurden zum
Teil unterstützt durch 1969 unerwartet ausgebrochene spontane Streikaktio-
nen (Schumann u. a. 1971).

Die Bildungsarbeit der Gewerkschaften erfuhr in den 60er und 70er Jahren
eine quantitative Ausweitung, und viele politisierte Studenten und Intellek-
tuelle verbanden ihre Mitarbeit in gewerkschaftlichen Seminaren mit politi-
schen Interessen und methodischen Neuerungen. In den 60er Jahren wurden
besonders in der IG Metall und der IG Chemie, und da vor allem im Bereich
der Jugendbildung, Formen der betriebsnahen Bildungsarbeit entwickelt, die
die alltäglichen Konflikterfahrungen der Teilnehmenden zum Ausgangs-
punkt einer zwar wissenschaftlich gestützten, aber die disziplinären Grenzen
sprengenden soziologischen Betrachtungsweise machen wollten (vgl.
Kap. 2, “Exemplarisches Lernen”). “Das veränderte auch die Form der Bil-
dungsarbeit, denn diese neuen Inhalte waren auf Diskurs hin angelegt und
nicht autoritativ zu vermitteln. Referenten benötigten Einfühlungsvermögen
und vielfältige Kenntnisse. Sie mussten vor allem auf Teilnehmer eingehen,
ihre Probleme verstehen und ihre Erfahrungen analysieren können.” (Oetjen
1989, S. 59 f.) Nur in einigen Gewerkschaftsschulen und Einzelgewerkschaf-
ten konnte sich diese Konzeption in der Praxis durchsetzen, vielmehr war sie
Gegenstand beträchtlicher politischer Kontroversen (vgl. Rehbock 1989,
S. 35 ff. und Faulenbach 1995, S. 140).

Erst in den 90er Jahren lösten sich in den Gewerkschaften die alten Streit-
fronten auf. Eine große empirische Untersuchung zur Bildungsarbeit der IG
Metall konfrontierte die Erwartungen mit einem neuen differenzierten Bild
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der Seminarwirklichkeit: mit den Biografien der Teilnehmenden und ihren
Bedürfnissen, Geschichten erzählen zu wollen, mit der Geschlechterdemo-
kratie in Seminaren und mit dem Eigensinn der Teilnehmenden überhaupt,
der sich weder gewerkschaftlichen Beschlusslagen noch gesellschaftstheo-
retischen Bestimmungen und Ableitungen fügt (Hovestadt/Weischer/Wie-
nold 1996/1997).

3.2 Politische Bildung

Die große Bedeutung, die der politischen Bildung zugemessen wurde, ergab
sich nicht nur aus den Erfordernissen der Abkehr vom Nationalsozialismus
und der Demokratie; vielmehr war sie auch das Ergebnis einer seit Anfang
der 60er Jahre neu entstandenen kritischen Öffentlichkeit.

In den 70er Jahren ist die Trennung zwischen politischer Erwachsenenbildung
und einem durchpolitisierten Verständnis der allgemeinen Bildung in ihrer re-
präsentativsten Einrichtung, der Volkshochschule, oftmals schwierig auszu-
machen. Wilfried Kunstmann identifiziert für die Volkshochschulen zwischen
1967/68 und 1974/75 eine Phase einer emanzipationsorientierten Erwachse-
nenbildung, in der sich die VHS die Ziele Parteilichkeit, Zusammenarbeit mit
außerinstitutionellen Gruppen, Partizipation und öffentliches Handeln setzte
(Kunstmann 1986, S. 248). Insofern die Erwachsenenbildung sich insgesamt
an den Reformzielen der Chancengleichheit, Demokratisierung und Partizipa-
tion orientierte, strahlten die besonderen Arbeitsformen und Prinzipien der po-
litischen Bildung auch in andere Fachbereiche aus. Klaus-Peter Hufer hebt die
folgenden besonders hervor: “Teilnehmerorientierung – offenes Curriculum,
Parteinahme – Parteilichkeit, politische Mobilisierung und Aktivierung,
Stadtteilarbeit, Zielgruppenarbeit.” (Hufer 1992, S. 22)

Trotzdem stellten die Volkshochschulen im Gesamtgefüge der Erwachse-
nenbildung eher den erwachsenenbildnerischen Normalfall dar, in denen der
planmäßige Unterricht in zunehmend professioneller und wissenschaftlich
reflektierter Weise quantitativ und qualitativ weiterentwickelt wurde. Man-
che Skandale um Zensur und Parteilichkeit von Dozenten hatten auch Klä-
rungsfunktion, so dass das Bewusstsein einer eigenen Professionalität im
Zuge solcher Auseinandersetzung geschärft wurde. Im Kontext der Ent-
deckung ökologischen Lernens an den Volkshochschulen gaben Mitte der
80er Jahre Jürgen Heinen-Tenrich und Heinz Meyer zu bedenken: “Die Lern-
situation ist immer ein von unmittelbaren Handlungserfordernissen freige-
stellter Suchprozess; Erkenntnisgewinnung, Problemeinsicht, Bewertung,
Diskurs und Reflexion als genuine Bestandteile von Lernen stellen andere
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Anforderungen dar als politisches Handeln und Interessendurchsetzung.”
(Heinen-Tenrich/Meyer 1984, S. 296)

Etwas schwieriger als im Feld der Volkshochschulen ist die Beurteilung der
Entwicklung im Bereich der so genannten freien Träger der politischen Er-
wachsenenbildung und der Heimvolkshochschulen. Als weitere Bedin-
gungsfaktoren begegnen uns hier die Interessen und Ziele von zum Teil welt-
anschaulich und politisch besonders ausgerichteten Trägervereinen und de-
ren Einrichtungen, die sich in ihrer Arbeit eben auch an diesen besonderen
Normen, Fragen und Interessen orientieren.

Grundsätzlich fehlen Studien, die den didaktischen Progress gezielt unter
Berücksichtigung des Gesamtzusammenhangs in den Blick nehmen würden;
es ist allerdings zu vermuten, dass die besonderen Prinzipien, deren Untersu-
chung wir uns hier zur Aufgabe gemacht haben, eher in den linksliberal oder
links einzustufenden Einrichtungen zu finden sind, etwa in einigen Evangeli-
schen Akademien, und erst später in weitere Bereiche und Institutionen dif-
fundiert sind.

Die politische Erwachsenenbildung war in den 70ern bis Mitte der 80er Jahre
auch eine Ersatzarena für politisch-weltanschauliche Gegensätze und Rich-
tungskämpfe, an denen sich nicht nur Pädagogen, sondern auch Wissen-
schaftler, Verbände und Förderinstitutionen kräftig beteiligten. Einen Pro-
fessionskompromiss, der aus dem Aufeinanderprall von politischen Ambi-
tionen, Weltanschauungen und Professionsverständnissen der politischen
Bildung in den 70er Jahren resultiert, stellt der so genannte Beutelsbacher
Konsens dar; dieser von eher konservativen Politikdidaktikern ausgehandel-
te Konsens besagte:

– dass es nicht erlaubt ist, die Schüler im Sinne gewünschter Meinungen
zu überrumpeln oder gar zu überwältigen,

– dass im Unterricht kontrovers erscheinen muss, was auch in Wissen-
schaft und Politik kontrovers ist,

– dass die Schüler in die Lage versetzt werden müssen, eine politische Si-
tuation und ihre eigene Interessenlage zu analysieren und entsprechend
auch zu beeinflussen (vgl. Schiele/Schneider 1977 und Schiele/Schnei-
der 1996).

Umstritten bliebt bis heute, ob dieser Beutelsbacher Konsens in erster Linie
ein politisches Disziplinierungsinstrument war und ob er überhaupt von den
haupt- und nebenamtlichen Pädagogen rezipiert wurde. Dennoch meinen
wir, dass seine Essentials mit der Professionalisierung außerschulischer Bil-
dung stille Anerkennung und Beachtung in der Praxis gefunden haben.
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3.3 Jugendbildung

Im Arbeitsprofil der Jugendbildung bleiben die Grenzen zwischen Erzie-
hung, Freizeitgestaltung, sozialer Arbeit, Bildungsarbeit und Animation
fließend. “Bedürfnisorientierte Jugendarbeit” (Damm 1980) nannte sich eine
in den 70er und 80er Jahren verbreitete Jugendbildungskonzeption, die an
den so genannten Erfahrungsansatz, wie ihn Oskar Negt für die gewerk-
schaftliche Bildung ausgearbeitet hat, bewusst anschloss. Hier wurde Ab-
schied von der alten bewahrenden Jugendhilfe genommen und auf Kritik und
Emanzipation, aber auch auf das eigenständige Subjekt abgehoben.

Jugendhöfe wie diejenigen in Steinkimmen und Dörnberg, die Jugendbil-
dungstätte in Dietzenbach und das Wannseeheim für Jugendarbeit beispiels-
weise kann man als Laboratorien einer neuen politisch-kulturellen Bildungs-
arbeit betrachten. Hier wurden Konzepte der Interaktionspädagogik, des
Planspiels, der politischen Theaterarbeit und des Lehrlingstheaters entwi-
ckelt (vgl. z. B. Fritz 1975), man suchte die neuen Möglichkeiten der Musik
und der Medien (zunächst die Fotografie und der Schallplattenspieler, dann
Film und Video) methodisch und konzeptionell in den Veranstaltungsarran-
gements zu nutzen.

Im Bereich der Jugendbildung fällt die Gleichzeitigkeit von Kontinuität und
Bruch besonders ins Auge. Noch in den 50er Jahren wurde in alter jugendbe-
wegter Manier getanzt und gesungen, die Jugendbildung übernahm Funktio-
nen der Lebenshilfe und Erziehung. Die neuen jugendlichen Lebenswelten
und Deutungshorizonte der 60er und 70er Jahre verdrängten jedoch bald die
alten Muster und Orientierungen radikal. Die Jugendlichen traten nun nicht
mehr als defizitäre, sondern als reife, selbstbestimmte Wesen in den Mittel-
punkt der Bildungsbemühungen. Die Entdeckung der subjektiven Seite, der
Erfahrungen und des biografischen Hintergrundes vollzog sich frühzeitig
und eigenständig in der Jugendarbeit, und Anfang der 70er Jahre konstatiert
Hermann Giesecke, dass sich in der Jugendarbeit “der Akzent konsequent auf
die Bedürfnisse und Interessen der Jugendlichen verlagert” hat (Giesecke
1971, S. 115). Und schon Mitte der 60er Jahre begleitet der Bildungs- und Er-
ziehungstheoretiker Klaus Mollenhauer die Entwicklung der Jugend(bil-
dungs)arbeit mit deutlich relativierenden Bemerkungen zum Selbstverständ-
nis des Erziehers: “Er ist weder persönlich direkt Einwirkender, Führer, Vor-
bild, noch erfüllt er die Erzieher-Rolle in einem anderen, durch die traditio-
nellen erzieherischen Sozialverhältnisse vorbestimmten Sinn, sondern er ist

allenfalls Beispiel, am ehesten ‘Dramaturg’ des Erziehungsgeschehens.”
(Mollenhauer 1964, S. 108 – Hervorhebung durch uns)
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Der fortgesetzte Einbezug des Musisch-Kulturellen in die politische Jugend-
bildung und die weitere Bedeutung sozialer Gesellungsformen weisen den-
noch auf die reformpädagogischen Quellen und Wurzeln zurück. Gerade im
Jugendbereich wurden immer wieder “ganzheitliche” Ansätze im Sinne der
Integration politischer und kultureller Bildung, und aktivierende Methoden
entwickelt und ausprobiert: das Spurensuchen im lokalen Raum, die Berück-
sichtigung biografischer Erfahrungen, die Aufgaben von Aufzeichnung und
Produkterstellung in der Seminarkonzeption sind nur einige deutlich spre-
chende Beispiele (Kelbling 1986, Lecke 1983 und verschiedene Beiträge in
Hafeneger 1995). Das Innovationspotenzial der politischen Jugendbildung
hat immer wieder über die engeren Grenzen hinaus in die Erwachsenenbil-
dung, in viele pädagogische Nachbarbereiche und in die Gesellschaft hinein
gewirkt.

3.4 Ökologische Bildung

Mit dem Umweltthema machten viele der in den 70er Jahren entstandenen
politischen Kleingruppen einen Schritt in die Gesellschaft. Sie verbündeten
sich mit Bürgerinitiativen, die lokale Interessen und mitunter eher wertkon-
servative Positionen vertraten. Gemeinsam war ihnen die Sorge um die natür-
lichen Lebensgrundlagen, die Wendung gegen staatliche Planungsschritte
und das Unbehagen an einer zum Teil unübersichtlichen technologischen
Entwicklung. Der vorher oft grenzenlose politische Planungs- und Steue-
rungsoptimismus und die reformerischen Zukunftsgewissheiten schlugen
um; nun dominierte in den politischen Öffentlichkeiten der Gestus der War-
nung: Man sah sich in der “Sackgasse des Industriesystems” (Ullrich 1979).
Es ergaben sich viele Gemeinsamkeiten und Übergänge zur sogenannten Al-
ternativbewegung, die in gegenkulturellen Nischen nach selbstverwalteten
und ganzheitlichen Formen der Ökonomie und des Alltagslebens suchte (vgl.
Jarchow/Klugmann 1980).

Die Gewerkschaften und die SPD taten sich sehr schwer mit den Neuen sozia-
len Bewegungen; während die alten Organisationen der Arbeiterbewegung
immer noch zentralistische und planungstechnokratische Politikmodelle
vertraten, setzten diese auf autonome Entwicklung und eigene Institutionen.
Aber auch inhaltlich stachen die Dissonanzen hervor, besonders mit der Öko-
logiebewegung. Diese propagierte nämlich mehr als den herkömmlichen
Umwelt- und Naturschutz, sie vertrat ein alternatives gesellschaftliches Ent-
wicklungsmodell. In diesem Kontext gewannen autonome, selbstbestimmte
Öffentlichkeitsformen an Bedeutung, an die sich vielfältige Bildungsinitiati-
ven an Orten des Umweltkonfliktes anschlossen. Die sozialen Bewegungen
definierten sich in hohem Maße als Orte des kollektiven und biografischen
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Lernens zugleich, soziale Bewegungen galten als Lernbewegungen (vgl.
Buro 1993).

In den 80er Jahren gab es aber schnell eine vielfältige Anerkennung und Ver-
breitung der (neuen?) Umweltthemen und somit alsbald entsprechende Reak-
tionen im Gefüge der Erwachsenenbildungsinstitutionen. In den Volkshoch-
schulen (vgl. Landesverband der Volkshochschulen Niedersachsen 1983)
und den schon länger etablierten Einrichtungen der politischen Bildung wie
den Heimvolkshochschulen fand die Ökologieproblematik in breiter Weise
Berücksichtigung, und das ökologische Lernen hat inhaltlich wie metho-
disch viele Anstöße gegeben, nicht nur in der politischen Bildung, auch in der
Familien- und Gesundheitsbildung.

Die ökologische Bildung war und ist ein Experimentierfeld für neue Veran-
staltungsformen: Erkundungen und Exkursionen, die Entdeckung des Nah-
raums als Lernraum (Heinen-Tenrich/Meyer 1985), Werkstätten und Plan-
spiele (Heinen-Tenrich/Meyer 1988) bilden wichtige Veranstaltungsbau-
steine, die besonders geeignet sind, Teilnehmende zu aktivieren und eine in-
vestigative Lernhaltung hervorzurufen. Formen des ökologischen Lernens
waren nicht immer unumstritten, sie standen – zumindest als Teil der alterna-
tiven Weiterbildung – unter Verdacht wissenschafts- und expertenfeindlich,
lokalborniert, subjektivistisch und gefühlstriefend zu sein (Hufer/Unger
1989, S. 23 ff.). Darum entspannen sich verschiedene Kontroversen (vgl.
Landesinstitut für Schule und Weiterbildung 1991 und Ciupke/Reichling
1994b). Heinen-Tenrich und Meyer rückten die Probleme folgendermaßen
zurecht: “Praktisch-sinnliches Be-Greifen und das Denken als Anstrengung
des Begriffes treten dabei nicht in einen Gegensatz. Sie müssen miteinander
vermittelt werden.” (Heinen-Tenrich/Meyer 1984, S. 295)

Das ökologische Lernen bildete aber ein Korrektiv zu einer manchmal in der
Sprache und im Denkstil allzu wissenschaftsorientierten und zugleich teil-
nehmervergessenen politischen Erwachsenenbildung; es war und ist ein An-
wendungsfeld par exellence für eine alltagsbezogene und teilnehmerorien-
tierte politische Didaktik, die unterschiedliche Wissensformen und -logiken
berücksichtigt.

3.5 “Andere” Weiterbildung

“Von der etablierten Weiterbildung eher am Rande wahrgenommen, nahmen
in Nordrhein-Westfalen seit Mitte der 70er Jahre eine ganze Reihe kleinerer
Bildungseinrichtungen die Arbeit auf. Innerhalb weniger Jahre entstand ein
regelrechtes Netz sogenannter alternativer Bildungseinrichtungen, die seit-
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dem die Weiterbildungslandschaft mit neuen Akzenten versehen.” (Pongratz
1986, S. 10) Die hier zusammengefasste Tendenz blieb nicht auf NRW – mit
einer liberalen Weiterbildungsgesetzgebung in einer Vorreiterrolle – be-
schränkt, sondern kann im Nachhinein auch für die meisten anderen Bundes-
länder der westlichen Bundesrepublik konstatiert werden. In Nord-
rhein-Westfalen hat sich diese Welle in der Gründung einer ansehnlichen
Landesorganisation – der Landesarbeitsgemeinschaft für eine andere Wei-
terbildung – niedergeschlagen, in der anfangs ca. 20, heute 54 Bildungsein-
richtungen versammelt sind. Anderswo entstanden ähnliche Zusammen-
schlüsse, eine Bundes-Arbeitsgemeinschaft ist seit 1999 im Aufbau (vgl. die
Links auf der Website www.laaw-nrw.de).

Was ist andere Weiterbildung?

Auszug aus einer LAAW-Selbstdarstellung von 1982 (nach Landesarbeits-
gemeinschaft ... 1986, S. 3 f.)

Die LAAW versteht Bildungsarbeit als einen wesentlichen Bestandteil ge-

selIschaftlicher Bewusst- und persönlicher Subjektwerdung. Damit wird

gerade die Bedeutung der Weiterbildung in Zeiten der Krise betont. Von

hieraus erschließen sich wichtige Merkmale einer anderen Weiterbil-

dung, ohne dass ein Monopol für Emanzipation und Alternativpädagogik

reklamiert werden soll.

Es geht vielmehr darum:

– Bildungsarbeit nicht im von der Wirklichkeit abgesonderten pädagogi-
schen Ghetto stattfinden zu lassen, sondern mit den Angeboten dorthin
zu gehen, wo soziale Konflikte existieren und ausgetragen werden;

– die Trennung zwischen poli t isch-sozialem Handeln und poli-
tisch-sozialer Bildungsarbeit ansatzweise aufzuheben und in Zusam-
menarbeit mit sozialen Bewegungen (Frauenbewegung, Ökologiebewe-
gung, Arbeiterbewegung, Friedensbewegung, Selbsthilfegruppen) Kon-
zepte des Überlebens und Besserlebens zu erarbeiten;

– die Weiterbildung für neue Zielgruppen zu öffnen, diese am Ort ihrer
Probleme aufzusuchen und zu ihrer Orientierung und Selbstverständi-
gung beizutragen;

– Ansätze einer Bildungsarbeit zu versuchen, die den ganzen Menschen
zum Gegenstand hat, also intellektuelle, soziale, kreative Fähigkeiten
der Kursteilnehmer gleichermaßen freilegt;

– eine von haupt- und nebenberuflichen Mitarbeitern sowie Teilnehmern
weitgehend selbstbestimmte Bildungsarbeit (im oft engen Rahmen von
Weiterbildungsgesetz, Verwaltungsvorschriften und finanziellen Mög-
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lichkeiten) ohne Zensur durch politische Instanzen oder gesellschaftli-
che Großorganisationen zu schaffen bzw. zu gewährleisten.

Obgleich parteipolitisch und konfessionell nicht gebunden, versteht die
LAAW ihre Arbeit nicht als wertfrei: In der mit den Teilnehmern gemein-
sam erarbeiteten Fähigkeit und Bereitschaft zu politischem und sozialen
Handeln sieht die LAAW die wichtigste Aufgabe der Weiterbildung und
ihre Parteinahme.

In diesem Praxisfeld ging es nicht nur um die Veränderung eines Weiterbil-
dungssektors, sondern auch um seine Entstehung. Aus den oben skizzierten
anlassbezogenen Bildungsaktivitäten à la “Volkshochschule Wyhler Wald”
entwickelten sich Vernetzungsversuche, die das alternative Expertenwissen
in möglichst herrschaftsfreien Medien zu distribuieren versuchten. So ver-
stand sich ein von 1977 bis 1983 mehrfach erschienenes “Alternatives Vorle-
sungsverzeichnis” als “Damm gegen Verwilderung und Bürokratisierung der
Lern- und Sozialbeziehungen” und Hilfsmittel für ein “Sich-Finden” in ge-
genseitiger Wertschätzung, Hochachtung und Hilfe (Suin de Boutemard
1981, S. 9 und 14). Der gedruckte Katalog wurde übrigens – erstaunlich ange-
sichts der eher technikskeptischen Zeitstimmung – zeitweise ergänzt durch
eine “Kluges Telefon” genannte Telefonvermittlung und eine Bildschirm-
text-basierte Variante. Als Projekt “mutualistischer” Selbsthilfe entstanden
und dem Gedanken der Entschulung verpflichtet, bezog sich die Initiative auf
weltweite Vernetzung und lokale Verankerung zugleich und erhob den An-
spruch, “Modernisierung von den Rändern her” zu betreiben, indem man re-
gionale und alltägliche Lebenswelten der Provinz gegen Expertenrationali-
tät aufwerte (vgl. Suin de Boutemard 2001).

Der Institutionalisierungsprozess überwand solche antiinstitutionellen Vor-
behalte ebenso wie das gelegentlich zähe Kartellverhalten der etablierten
Weiterbildungsträger. Bereits 1981 prognostizierten Blöchl und von Wer-
der, dass “unbürokratische Gegeninstitutionen” den Gefahren von Anpas-
sung durch Hierarchisierung, Professionalisierung und Staatsabhängigkeit
kaum entgehen könnten (Blöchl/von Werder 1981, S. 93 ff.). Dieser Vorgang
war auch forciert worden durch Arbeitsplatzinteressen von Pädagoginnen
und Pädagogen, doch ebenso durch breiter legitimierbare Wünsche nach Ver-
stetigung und Ausdehnung einer als sinnvoll begriffenen und auf immer brei-
tere Öffentlichkeiten gerichteten Tätigkeit.

Schon in der Frühphase sind die Besonderheiten “anderer” Weiterbildung
nicht nur an Proklamationen festzumachen, sondern auch an ihren Arbeits-
feldern, Organisationsformen und inhaltlichen Akzenten: Pongratz nennt ba-
sisdemokratische und selbstverwaltete Binnenstrukturen sowie handlungs-,
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erfahrungs-, problem- und konfliktorientierte Bildungsarbeit nahe an den
Aktionsgruppen sozialer Bewegungen – keine Neuerfindungen dieser Bil-
dungswerke, aber nach seiner Einschätzung alte Ziele, die mit neuem Elan
verfochten werden (Pongratz 1986).

Als weiterhin charakteristisch für diese neue Generation von Bildungsein-
richtungen wurden ihre besondere Verankerung in den Regionen und neue
flexible Lernkonzepte angeführt: Diese beruhten auf der Koppelung von po-
litischen Ansprüchen, individuellen Kompetenzen der Lehrenden und einem
verstärkten Ernstnehmen selbstbewusster Teilnehmender. Der Anspruch auf
eine “ganzheitliche” Realisierung wird erhoben und relativiert zugleich: im
Bewusstsein, dass die neuen Bildungswerke manche Vorreiterrolle nur zeit-
weise einnehmen können. “Zusammenfassend zeichnet sich die andere Wei-
terbildung vor allem dadurch aus, dass

– sie in der real existierenden Gesellschaft einen Raum schafft, um neue,
eben ‘alternative’ oder ‘andere’ Lebens- und Überlebensmodelle zu
entwickeln (...)

– es im Bereich der anderen Weiterbildung eine für die sonstigen Träger
der Weiterbildung untypische soziale Zusammengehörigkeit der haupt-
beruflichen, nebenberuflichen Mitarbeiter(innen) und der Teilneh-
mer(innen) gibt, einen Gleichklang, eine große Homogenität.” (Mey-
er-Ehlert 1986, S. 19)

Die Herkunft der meisten dieser Bildungswerke aus Friedensbewegung, Öko-
logiegruppen, Dritte-Welt-Engagement, Frauen- und Bürgerrechtsbewegung
hat – bei aller Weiterentwicklung von Profilen – ihre Arbeitsweisen und The-
men nachhaltig geprägt. In manchen Einrichtungen haben sich diese inhaltli-
chen Akzente – Friedenspolitik, Antifaschismus, Ökologie, Entwicklung, Bil-
dung für “benachteiligte Gruppen” – erhalten, und besonders kennzeichnend
ist ihr frühes und anhaltendes Experimentieren mit Lernorten: Unter Abgren-
zung vom “Tisch-und-Tafel-Lernen” wurden Kurse, Seminare und Projekt-
gruppen in Stadtteilzentren, Gefängnisse, Berufsschulen, Betriebe, Migran-
tengruppen u. Ä. verlegt, ambulante Formen wie bildende Stadtrundgänge und
Begegnungsreisen, produktorientiertes und praktisches Arbeiten z. B. durch
gemeinsame Ausstellungs- oder Medienproduktion erprobt. Die Parteinahme
für Ausgegrenzte und Schwache wurde dabei nicht nur als “sozialpolitische”
Hypothek verstanden, sondern diente auch der Ausprägung spezifischer Profi-
le z. B. in der politischen Bildung, der Bildungsarbeit für Alte und im Spra-
chenlernen mit Einwanderer(innen) (vgl. Thrun 1986).

Die einfache Diagnose einer Normalisierung erscheint aber unangemessen –
eher um einen Zwischentypus scheint es sich zu handeln zwischen dem deinsti-
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tutionalisierten Bewegungslernen ohne jede Rollendifferenzierung und den
hierarchischen Bildungs-Großbetrieben – Beyersdorf nennt als Parameter für
den Anpassungsprozess: Selbstverwaltung, Basisdemokratie, Bedarfsprinzip,
Rotationsprinzip sowie die Integration von Leben, Arbeiten und Lernen. Meh-
rere Studien identifizieren die ursprünglich biografisch fundierte und poli-
tisch gemeinte Vernetzungsarbeit der alternativen Weiterbildung als zu-
kunftsweisende Passungsstrategie (Beyersdorf 1993, S. 45 ff.; Becher/Din-
ter/Schäffter 1993; vgl. auch Landesarbeitsgemeinschaft ... 1997).

Bei all dieser Unübersichtlichkeit ist es insbesondere die fortbestehende
Verbindung von Formen und Inhalten, die eine anhaltende Attraktivität der
anderen Weiterbildung ausmacht und oft mit dem Terminus der “Ganzheit-
lichkeit” präsentiert wird: “Gerade die Aspekte einer ganzheitlichen Persön-
lichkeitsförderung sowie die Begleitung des Lernprozesses in allen Lebens-
phasen und Lebensbereichen lag und liegt der LAAW und ihren Mitglieds-
einrichtungen als Verständnis einer anderen Weiterbildung besonders am
Herzen. Wir sind geprägt von einem Bildungsverständnis, das die Ganzheit-
lichkeit des Menschen in seinen gesellschaftlichen, beruflichen, sozialen
und privaten Bezügen fokussiert. (...) Dies geschieht durch die Bereitstel-
lung von Angeboten zur Selbstorganisations-, Orientierungs- und Entschei-
dungsfähigkeit für den individuellen Lebensentwurf mit seinen privaten, fa-
miliären, sozialen, gesellschaftlichen, politischen und ökonomischen Aus-
prägungen”, resümiert der nordrhein-westfälische Dachverband LAAW An-
fang 2002 (Landesarbeitsgemeinschaft … 2002). Ein Fazit verstärkten Reali-
tätsbezugs und begrenzter Normalisierung ziehen auch unabhängige Beob-
achter, denen die “innovative Erschließungskompetenz” der anderen Weiter-
bildung für neue Lernarrangements und neue Themen auch Ende der 90er
Jahre noch nicht erschöpft zu sein scheint (z. B. Beyersdorf 1996, 74 f.).

3.6 Zusammenfassung

Für die Wirkung der neuen Lernkonzepte im System lebenslangen Lernens,
die wir in einigen Bereichsskizzen angedeutet haben, kann wohl Ähnliches
wie für die gesamtgesellschaftlichen Aufbrüche der 60er und 70er Jahre be-
hauptet werden: Sie haben – ungeachtet der weitergehenden Intentionen der
Akteure – einen erklecklichen Beitrag zu Reform und Modernisierung ge-
leistet. Und wie im Vergleichsfall verbirgt sich unter den Etiketten “Reform”
und “Modernisierung” Widersprüchliches: Tendenzen zu Befreiung, Auto-
nomie und Vermehrung individueller Optionen auf der einen Seite und ande-
rerseits der Versuch, Ressourcen in stärkerem Ausmaß für instrumentelle,
vor allem arbeitsbezogene Zwecke zu mobilisieren und zu nutzen. Was im
vorigen Kapitel schon umrisshaft erkennbar wurde: Die Stärkung professio-
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neller Logiken und Selbstbilder und die wachsende Anerkennung von “Dif-
ferenz”, Ergebnisoffenheit und Eigensinn pädagogischer Prozesse gegen
zum Teil bildungsfremde Interessen von Trägern und Institutionen zeigt sich
auch in den Handlungsfeldern.

Die Brisanz und partielle Wirkmächtigkeit der neuen Lernkonzepte lag zu-
nächst in der Allianz und teilweise gar Verquickung mit sozialen und politi-
schen Gruppen – langfristig sind sie eher auf einer mittleren Ebene zu identi-
fizieren, die als Anreicherung und Demokratisierung von Lernsettings sowie
Stärkung der Teilnehmenden beschrieben werden kann. Der Zugang von
“Problemgruppen” zu Weiterbildungsmöglichkeiten wird zwar weiterhin als
unzureichend identifiziert, doch die Wahloptionen von Interessierten über
Milieugrenzen hinweg und die kommunikative “Macht” der Lernenden in
den Veranstaltungen haben unbezweifelbar zugenommen.
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4 Resümee und weiterführende Fragen

4.1 Inhalte und Lernfelder

Unser primärer Zugriff auf das Untersuchungsfeld “Lernkonzepte der 70er
und 80er Jahre” vollzog sich anhand von Prinzipien und Begriffen, die eine
Scharnierfunktion zwischen Teilnehmern, Pädagogen, politisch-sozialen
Einflüssen und Lerninhalten einnehmen. Insofern haben wir unsere Untersu-
chungsachse “neben” den Wissensinhalten plaziert, die in der Erwachsenen-
bildung wie in der Schulpädagogik lange das didaktische Gefüge dominiert
haben.

Unsere Untersuchungen legen offen, dass das Lernen Erwachsener im Be-
reich der allgemeinen und politischen Bildung sich ein Stück von der Präva-
lenz der Inhalte und politischer Bestrebungen emanzipiert hat. Die Teilneh-
menden sind allmählich in die Mitte der Veranstaltungsarrangements gewan-
dert. Das pädagogische Anliegen erfährt heute Anerkennung, die Parteilich-
keit für das “richtige” Wissen, ein politisches Projekt und soziale Gruppen
bzw. Milieus wird durch die Sensibilität und Empathie für die Teilnehmen-
den als Individuen und deren Deutungshorizont ergänzt oder substituiert.

In der politischen Bildung gibt es trotz stabiler Nachfrage seit längerem den
Topos einer “Krise der politischen Bildung”. Unseres Erachtens besteht die-
ses Krisengefühl in der Dezentrierungserfahrung, dass andere Bildungsbe-
reiche, vor allem die berufliche Bildung, ins Zentrum der öffentlichen Auf-
merksamkeit gerückt sind und einer politischen oder politisch verstandenen
Erwachsenenbildung immer mehr zugemutet wird, sich nicht mehr als Teil
des Bildungs- und Sozialstaats, sondern als Marktakteur zu begreifen. Er-
werbsarbeit, Reproduktionsarbeit und Bürgerarbeit scheinen immer deutli-
cher im Gesamtangebot der Erwachsenenbildung aus der Balance ihrer
Gleichwertigkeit zu fallen. Tatsächlich beherrscht ein von Globalisierungs-
vorgängen abgeleitetes Konkurrenz- und Standortdenken die bildungspoliti-
sche Arena und macht die Einzelnen für ihre individuelle Lernbereitschaft
und Mobilität einseitig verantwortlich.

Es gibt aber auch in der jüngeren Zeit etliche Stimmen, die warnen, das Wis-
sen und die Inhalte zu vernachlässigen. Nicht nur auf die politische Bildung
bezogen wird der Argwohn geäußert, hier würden einmal erreichte Rationali-
tätsstandards preisgegeben zugunsten einer subjektiv verzerrten Alltagsper-
spektive. Und weitergehend wird befürchtet, dass “die Formel von der ‘Hin-
wendung zum Teilnehmer’”, die Handlungsorientierung und Erfahrungs-
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orientierung die Distanz zur Wissenschaft weiter verstärkten und die Fragen
des Wissens einer professionellen Reflexion entzögen (Nolda 2001, S. 106).
Angesichts der Bedeutung, die die Wissensformel z. B. im Kontext der Dis-
kussionen um die Wissensgesellschaft wieder gewonnen hat, sind solche
Einwände ernst zu nehmen.

Das Lern- und Aneignungsverhalten von Individuen wird allerdings schon
länger nicht mehr nur als Abbildung eines weltanschaulich oder wissen-
schaftlich verbürgten Wissens oder etwa eines umfassenden Kanons themati-
siert. Wir gehen davon aus, dass auch andere Teilnahmemotive als der reine
Wunsch nach Wissenserwerb an der Auswahl von Veranstaltungen und im
Lernarrangement wirksam und legitim sind. Teilnehmende bringen sozial
und kulturell unterschiedlich codierte Lern- und Denkstile mit, die an der Er-
arbeitung und Konstitution von Wissen beteiligt sind.

Und soweit es um die Relativierung von Wissenschaftswissen geht: Wir ha-
ben es zu Beginn des 21. Jahrhunderts nicht nur mit einer quantitativen Ex-
plosion des Wissens, sondern auch mit einer Pluralisierung von Wissen und
Wissensformen zu tun, die das didaktische Geschäft der Auswahl und Aufbe-
reitung von Wissen erheblich kompliziert haben. Das Alltagsexpertentum
der Teilnehmer muss in eine Beziehung zum wissenschaftlichen Experten-
wissen gesetzt werden, das aber selber längst den Anschein von Eindeutig-
keit aufgegeben hat. Perspektiven persönlicher wie inhaltlicher Art werden
gegeneinander gehalten, werden ineinander übersetzt und relationiert. Die
Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre haben, insofern sie sich auf “alternati-
ve” Expertenschaften und die Erkenntnismöglichkeiten “umfassender”, weil
“ganzheitlicher” Settings stützten, daran mitgewirkt, diesen Pluralismus ins
Bewusstsein aller Akteure zu heben und Teilnehmende zur diskursiven Arti-
kulation konkurrierender Wissensbestände zu ermutigen. Nicht um bloßen
Wissenstransfer kann es demnach gehen in Bildungsveranstaltungen und an-
deren Lernsettings – ohne ein Moment des Austauschs über Wissensformen
und metakommunikative Reflexivität sind bildende Prozesse zunehmend un-
denkbar. Die mit solchen Konkurrenzen verbundenen Ungewissheiten und
eigenen Suchbewegungen allerdings haben die Weiterbildner(innen) der
70er- und 80er-Jahre-Kohorte nicht theoretisch, sondern “by doing” kennen
und aushalten gelernt.

Für ein Bewusstsein dieser Komplexität haben wir in unserer Ex-
pert(inn)en-Befragung und in den Veranstaltungsankündigungen viele An-
zeichen gefunden, z. B. in der Hervorhebung von Dialog und Kommunikati-
on. Erwachsenenbildung kann als eine spezielle “kleine Form der Öffentlich-
keit” beschrieben werden, in der nach den eigenen professionellen Regeln
Wissen (als Erfahrungswissen, Normwissen, wissenschaftliches Wissen, äs-
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thetisches Urteil) nicht nur vermittelt, angeeignet oder erinnert, sondern
auch diskursiv entwickelt wird – aus zunächst privaten Themen können öf-
fentliche Anliegen entstehen.

Wie kommen aber Wissensbedarfe zustande, wer definiert sie? In erweiterter
Form kann man – das bestätigen unsere historischen Längsschnittanalysen –
die allgemeine Erwachsenenbildung als Suchbewegung interpretieren, die in
der Lage ist, Wissen zu adaptieren, zu bündeln und zu verteilen. Die von uns in
erstaunlichem Ausmaß vorgefundene und breit diskutierte “Ganzheitlichkeit”
ist das Beispiel eines speziellen neuen Wissens, das vordem im Inhaltskanon
der Weiterbildung so nicht vorgefunden werden konnte und offenbar im Kon-
text von Kontingenzerfahrungen, Enttraditionalisierung und Individualisie-
rungsvorgängen ein junges gesellschaftliches Bedürfnis repräsentiert.

Auch wird heute eine Annäherung von Qualifikationslernen und Identitäts-
lernen (Arnold 1995, S. 23) und damit eine immer stärkere Konvergenz von
Themen und Inhalten festgestellt, so dass analog zu den Schlüsselqualifika-
tionen von gemeinsamen Schlüsselproblemen (Faulstich/Zeuner 1999,
S. 58 f.) gesprochen wird. Die Grenzen der traditionellen Inhaltsbereiche und
Wissensgebiete scheinen zu verschwimmen.

Wie immer man diese Tendenzen im Einzelnen beurteilen mag – grundsätz-
lich bleibt die Frage, wer die gesellschaftlichen Prioritäten für bestimmte
Lernfelder und Inhalte steuert, welches Regime sich durchsetzt: Ist es der an-
onyme Standortbehauptungsprozess und ein dadurch präformierter Markt,
ist es eine in Bildungsfragen sensible und sozial verantwortliche Politik, sind
es die Institutionen oder sind es soziale Bewegungen und Teilnehmende?
Werden die Fragen der Beruflichkeit, der Reproduktion und der öffentlichen
Angelegenheiten in gleicher Weise und in gleichem Umfang berücksichtigt?
Nachdem die Lernkonzepte der 70er und 80er Jahre sich auch einer demokra-
tischen Basisbewegung verdankten, die Inhalte und Lernfelder stark be-
stimmte, so irritiert und provoziert heute viele professionell Beteiligte der
ständig beschworene stumme Zwang der globalen Verhältnisse.

4.2 Institutionen und Orte

Auffälligstes Merkmal im Hinblick auf die Bildungsinstitutionen ist ihre
Öffnung und Auffächerung: Von größter Selbstverständlichkeit ist inzwi-
schen die Einsicht, dass wirksame und nachhaltige Lernprozesse durch den
reflektierten Wechsel von Lernumgebungen unterstützt werden und dass
eine vielfältige “Landschaft” von Institutionen mehr Vor- als Nachteile hat.
Den sozialen Raum und seine “Lernprovokationen” mitzunutzen, auf die
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Adressatinnen und Adressaten auch lokal zuzugehen und Lernangebote in
der Kommunikation mit anderen Institutionen und Gruppen zu entwickeln,
neuen Anbietern spezifische Stärken zuzugestehen, gehört ebenfalls zum
Common Sense der Profession.

Ein zweites Resultat der geschilderten Entwicklungen scheint die Relativie-
rung der einzelnen Bildungseinrichtung für den individuellen Bildungspro-
zess zu sein: Die Bindung einzelner Menschen und sozialer Milieus an Insti-
tutionen hat sichtlich abgenommen – die spezialisierte Weiterbildungsein-
richtung verliert ihre bisherige Zentralität und ist neben Medien, Alltag, Be-
ruf, bürgerschaftlichem Engagement, Peer groups etc. nur noch eine von vie-
len Bedingungen, dem Imperativ des “lebenslänglichen” Lernens zu genügen
(vgl. Kade/Seitter 1996, S. 248 f.). Diese These findet in unserem Material u.
a. darin Rückhalt, dass die ehemals “szene”- und milieutypischen Chiffren
und Arbeitsweisen der neuen Lernkonzepte breit diffundiert sind in nahezu
alle Einrichtungen und Angebote der öffentlichen Weiterbildung, und dass
andererseits die neuen Institutionen der 80er Jahre sich auf vormals ignorier-
ten Lernfeldern wie dem der beruflichen Bildung engagieren.

Weiterhin fiel uns auf, dass die pädagogischen Selbstverständnisse auch der
Bildungseinrichtungen gestärkt erscheinen; in der Präsentation von Gesamt-
programmen und Einzelangeboten steht eine Orientierung am pädagogi-
schen Auftrag im Vordergrund, nicht mehr in erster Linie die politische oder
weltanschauliche “Mission” oder “Kernaufgabe” der Träger. Diese Umkehr
ist insbesondere bei den so genannten “freien Trägern” erkennbar. Die von
uns betrachteten Bildungseinrichtungen haben sich offensichtlich in erhebli-
chem Ausmaß “diversifiziert” – nicht im Sinne von Beliebigkeit und bloßer
Marktorientierung, sondern aufgrund komplexerer Gegenwartsanalysen und
Aufgabenbeschreibungen.

Bei den ab etwa 1980 entstandenen “alternativen” Einrichtungen muss diese
Beobachtung präzisiert werden: Wegen ihrer Entstehung aus den Neuen so-
zialen Bewegungen ist die Differenzierung von Pädagogik und Politik, von
Bildungseinrichtung und “Bewegung” ähnlich, aber später anzutreffen. Sie
haben Fragestellungen, Arbeitsweisen und neue Zielgruppen in das System
der Weiterbildung hereingeholt, deren Berechtigung heute kaum noch be-
zweifelt wird.

Die Diagnose einer Angleichung an ältere Typen der Institution liegt nahe,
doch würde man damit kleine Unterschiede mit relevanten Folgen vernach-
lässigen: Die meisten seit den 80er Jahren entstandenen “jungen” Bildungs-
einrichtungen machen in Strukturen und Angeboten zwar keinen Unter-
schied “ums Ganze” mehr aus, viele von ihnen realisieren aber einen beson-
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deren Institutionentypus: Ihn zeichnen flache Hierarchien, größere Markt-
orientierung, und frühe Erfahrungen mit manchen Charakteristika der heuti-
gen “Modernisierung” aus wie Kundenorientierung, Budgetierung und Pro-
jektakquise. Die meisten dieser Bildungswerke sind mit spezifischen “neu-
en”, “postmaterialistischen”, großstädtischen und hedonistischen Milieus
und deren Lebensstilen verknüpft; wie weit diese neuere Differenzierung des
Weiterbildungssystems immer noch “Verlierer” produziert, die ohne Zugang
bleiben, wäre genauer zu analysieren(vgl. Tippelt/Eckert/Barz 1996).

Zu weitgehend ist nach unserem Dafürhalten die Behauptung, dass Institutio-
nen heute weitgehend von den Teilnehmenden gesteuert seien (vgl.
Kade/Seitter 1996, S. 20 f.). Dennoch ist aber in der Darstellung des Ange-
bots, in den Bekundungen von Weiterbildungs-Professionellen, in fachli-
chen Diskursen und Bildungspolitik spürbar, dass Bildungspolitik und Trä-
ger an Steuerungsmacht eingebüßt haben; eine Orientierung an Teilnehmern
und Adressaten und deren vielseitigen Interessen prägt das Bild der Weiter-
bildung nicht nur aufgrund pädagogischer Überzeugungen, sondern auch
weil das Steuerungsmedium der Finanzen heute in erhöhtem Umfang als vor
20 Jahren von den Teilnehmenden aufgebracht wird. Eine an Subjekten und
“Eigensinn” interessierte Weiterbildung bedarf wegen dieser grundlegenden
Veränderung auch nicht mehr unbedingt einer radikalen Institutionenkritik –
die Suche nach Selbstbestimmung und Autonomie hat in heutigen Weiterbil-
dungseinrichtungen (und das gilt für alle Typen und “Strömungen”!) deut-
lich erhöhte Chancen gegenüber früheren Jahrzehnten.

4.3 Didaktik und Methodik

Zu unseren Leitfragen gehörte auch die nach der Weiterentwicklung oder
Transformation der in den 1970er und 80er Jahren propagierten und prakti-
zierten Methoden. Welchen Stellenwert haben heute Projektarbeit, Selbsttä-
tigkeit, Handlungsorientierung und andere methodisch-didaktische Konzep-
te im Lehr-Lern-Prozess? Hinsichtlich des Methodenrepertoires kann un-
zweifelhaft von Bereicherung und Erweiterung gesprochen werden. Die Dis-
kussionen im Fach Erwachsenenbildung, die vorfindliche Praxis und auch
die von uns durch eine Befragung evozierten Quellen belegen einen reflexi-
ven, wissenschaftsgeleiteten Umgang mit der Art und Weise, wie Bildungs-
arbeit begleitet wird, wie Person und Sache in eine kommunikative Bezie-
hung gebracht werden. In Kapitel 2 haben wir zu zeigen versucht, dass didak-
tische Prinzipien wie “Handlungsorientierung” oder “Selbsttätigkeit”
gleichwohl Akzentverschiebungen und Umdeutungen erfahren haben. Auch
das Prinzip “Ganzheitlichkeit” dient inzwischen vielerlei Zugängen und in-
haltlichen Festlegungen. Einzelne der befragten Kolleginnen und Kollegen
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allerdings distanzierten sich ostentativ von quasi “totalitären” Ausformun-
gen ganzheitlicher Bildung.

Entdeckendes Lernen, Lernortwechsel, alltagsorientiertes Lernen vor Ort
und biografische Kommunikation, die alle ihre Ursprünge in den ehemals
“neuen Lernkonzepten” haben, gehören mit großer Selbstverständlichkeit
zum Repertoire der Erwachsenenbildung. Die Diskussion um geeignete Me-
thoden hat in den letzten Jahrzehnten immer auch die Kritik an Ansätzen (und
ihre Neuformulierung) umfasst; eine Reduzierung methodisch-didaktischer
Fragen auf ein bloß handwerkliches “Wie” wurde dadurch verhindert. Heim-
liche Lehrpläne oder eine Bereitschaft zur Instrumentalisierung von Teilneh-
menden in Sinne “übergeordneter” gesellschaftlicher Zielsetzungen haben
wir, wenn es um Methoden geht, nicht vorgefunden, d. h. Überwältigung und
“meuchlingspädagogische” Tricks scheinen sich angesichts des hier zutage
getretenen Professionsbewusstseins zu verbieten. Vielmehr wird das “didak-
tische Dreieck” aus Sachthematik, Lehrenden und Teilnehmenden einer per-
manenten, situativen Neubestimmung unterworfen.

Die Entfaltung des Methodenrepertoires ist Teil einer interaktiven Bezie-
hung zu den Teilnehmenden. Individualisierungstendenzen in der bundes-
deutschen Gesellschaft haben eine in den 70er und 80er Jahren noch unge-
ahnte sozialästhetische Aufsplitterung von Schichten und Milieus nach sich
gezogen und traditionelles Weiterbildungsverhalten um Erlebnis-, Freizeit-
und Kommunikationsbedürfnisse ergänzt (Flaig/Meyer/Ueltzhöffer 1994, S.
157 ff.; Kade 1993, S. 235). Wenn auch eine Vielzahl von Lernformen bereits
seit Jahrzehnten die Dimensionen “Erfahrung” und “Erleben” einschließt,
entwickelt sich als Nachfrageverhalten einerseits und als profilierendes Ele-
ment mancher Einrichtungen andererseits eine Event- und Spaßkultur, der
manche der in den 70er und 80er Jahren ausgebildeten und beruflich soziali-
sierten Pädagogen mit Distanz begegnen. Gleichzeitig berücksichtigen di-
daktisch-methodische Ansätze heute die Pluralität der Lebensstile und den
Wunsch nach Aktivierung und Dialog. Man könnte auch sagen, dass Metho-
denfragen inzwischen unausweichlich mit Marketingüberlegungen ver-
knüpft sind, denn erst die Antizipation unterschiedlichster Gestaltungsbe-
dürfnisse und kulturell “passender” Lernumgebungen garantiert den Zulauf
von Teilnehmerinnen und Teilnehmern.

Mit den didaktischen Stichworten “Dialog und Kommunikation” wird auf
eine vor 30 Jahren allgemeiner begonnene Kultur des Sprechens, Streitens,
Deutens und Aushandelns verwiesen. Dieser am ehesten Deutungslernen ge-
nannte Zugang verlangt den Teilnehmern und Teilnehmerinnen mehr denn je
Zuhörbereitschaft, Textverständnis, Sensibilität, soziale Intelligenz ab. Die
eigene Meinung nicht nur verteidigen, sondern “in der Schwebe halten zu
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können” (Hartkemeyer 2001) gehört als zivilisatorische Errungenschaft zu
den Folgen auch der hier diskutierten Konzepte. Wie sich die mit den neuen
Informationstechnologien, insbesondere dem selbst gesteuerten Lernen er-
wartete Revolutionierung von Kommunikation und Interaktion auf solche
Kompetenzen auswirkt, bleibt einstweilen offen.

4.4 Adressaten, Teilnehmer, Zielgruppen

Adressaten wurden in der Zeit der hier diskutierten “neuen Lernkonzepte”
zwar schematischer angesprochen als heute, gleichzeitig setzte aber das
Nachdenken über potentielle Teilnehmer stärker ein und wurde zum Gegen-
stand fachlicher Reflexion. Welche Angebote werden für wen geplant? Wie,
mit welchen Inhalten kann geworben werden? Werbung und Ansprache ver-
meiden inzwischen jegliche Typisierungen, sie tragen der Individualisierung
und den “riskanten Chancen in einer postmodernen Gesellschaft” (Keupp
1999) auch in den Kursbeschreibungen und Ergebnisversprechen Rechnung.

Die Orientierung an den Teilnehmerinnen und Teilnehmern steht heute im
Mittelpunkt didaktischer Phantasie und professioneller Verständnisse. Kein
anderes Prinzip konnte sich in der Praxis und der Theorie der Erwachsenen-
bildung vergleichbar behaupten. Mit der Karriere dieses Zugangs ist eine An-
erkennung der Autonomie von Erwachsenen einher gegangen, d. h. der Viel-
fältigkeit und Unberechenbarkeit ihrer Aneignungsstrategien und nicht zu-
letzt ihrer Expertenschaft, was Alltag und Biografie angeht (Dewe 1999,
S. 125 f.; Behrens-Cobet 1999).

An die Zielgruppen-Konzepte der beiden Jahrzehnte waren hohe Erwartun-
gen an die Erreichbarkeit sogenannter bildungsferner und -abstinenter Grup-
pen geknüpft: Nichts weniger als ihre Befähigung zur Selbstartikulation und
– als weiter gestecktes Ziel – ihre Emanzipation hoffte man mit Gesprächs-
kreisen in Arbeitersiedlungen oder mit den vielzitierten “Nähkursen für tür-
kische Frauen” fördern zu können. In vielen Fällen verlief die Grenze zwi-
schen Erwachsenenbildung und Sozialpädagogik fließend. Der pädagogi-
sche Optimismus mag, wenn es um eine unmittelbare Umsetzung des damali-
gen Anspruchs und die weitere Gewinnung von “Randgruppen” ging, ent-
täuscht worden sein. Doch konkrete, nicht selten enttypisierende Erfahrun-
gen weckten so etwas wie Verständnis für das, was Dirk Axmacher “Wider-
stand gegen Bildung” genannt hat, also für informellen Wissentransfer und
beiläufiges Lernen (Axmacher 1974). Die Selbstorganisation von Migran-
tengruppen zeugt davon ebenso wie zahlreiche Bildungseinrichtungen von
und für Frauen. Auch die Erfolgsgeschichte der – häufig mit Bildungsein-
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richtungen verbundenen – soziokulturellen Zentren lässt sich auf die Ziel-
gruppenkonzepte jener Phase zurückführen.

Hinzu kam eine u. a. durch die Bildungsreform der 60er Jahre und die kultur-
revolutionären Auswirkungen des studentischen Protests ausgelöste partiel-
le Durchlässigkeit der Gesellschaft, eine veränderte Zuteilung und Erobe-
rung sozialer Positionen, die weder die Pädagoginnen und Pädagogen noch
die Teilnehmenden unberührt ließ. Traditionelle Schichten verloren im Lauf
von zwanzig Jahren ihre frühere Hermetik; neue Milieus mussten nicht mehr
nur gewonnen werden, sondern sie stellten auch spezifische Ansprüche an
Form und Inhalt von Weiterbildungsveranstaltungen (Barz 2000, S. 22 ff.).
Das frühere “Aufsuchen” von Teilnehmerinnen und Teilnehmern wandelte
sich zu einer mehr und mehr selbstbewussten Nachfrage gut vorgebildeter
“Kunden” nach anregend-unterhaltsamen Settings, die der Selbstrepräsenta-
tion breiten Raum lassen.

“Zielgruppen” sind unter diesen Bedingungen weniger leicht zu bestimmen
als in den Jahren, in denen Hans Tietgens fragte, weshalb “wenig Arbeiter in
die Volkshochschule” kommen. Die Bedeutung des Begriffs Zielgruppe
scheint sich zur Adressatenorientierung hin zu verschieben; er wird ohne die
frühere Emphase “zum Instrument einer besseren Platzierung von Angebo-
ten” (Körber 1995, S. 59 ff.; S. 360). Provozierend wird in den letzten Jahren
auch schon – in radikaler Umkehr der Perspektive – die Mehrheitsgesell-
schaft zur “Zielgruppe” erklärt, um ein Defizit im Umgang mit Fremdheit
und Andersartigkeit bloßzulegen.

Es ist wohl nicht überinterpretiert, wenn gerade der allmähliche Verlust des
“sonderpädagogischen” Charakters von Zielgruppenarbeit mit dem Gelin-
gen der frühen Konzepte in einen Zusammenhang gebracht wird. Die Frage,
wie weniger privilegierte und selbstbewusste Erwachsene von Institutionen
angesprochen werden bzw. den Weg dorthin finden können, stellt sich den-
noch auch in Zukunft (Schiersmann 2001).

4.5 Lehrende und Planende

Die sechziger Jahre können als der Beginn der Professionalität in der Er-
wachsenenbildung insofern betrachtet werden, als es erst in diesem Zeitraum
sprunghaft zur Schaffung fester hauptberuflicher Stellen kam. In den siebzi-
ger Jahren wuchs dieser Trend noch an. Verbunden war diese Entwicklung
mit vielfältigen Hoffnungen auf einen weiteren Ausbau des Systems der Er-
wachsenenbildung/Weiterbildung und diversen Bemühungen, professionel-
le Handlungsstandards und Handlungsnormen zu etablieren.
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Erwachsenenbildung galt im Horizont der 70er Jahre nicht nur als ein moder-
nes und Zukunftsfähigkeit förderndes Berufsfeld, sondern auch als eines, das
geeignet war, die Weichen für die politische und gesellschaftliche Zukunft
zu stellen. Zumindest im Bewusstsein der wichtigeren Akteursgruppen ging
es also um ein zentrales gesellschaftliches Steuerungs- und Einflussgebiet.
Man kann die Genese des Feldes in den folgenden Jahrzehnten lesen als ein
gemeinsames Lernen aller Beteiligten, als einen Vorgang der Systematisie-
rung und Ausdifferenzierung, als den Erwerb einer Professionsethik und ei-
nes reflektierten Handlungsrepertoires.

Dafür, dass eine solche Bewegungsrichtung als Geschichte der Professiona-
lisierung rekonstruiert werden kann, haben wir in unseren “Versuchsbohrun-
gen” viele Anhaltspunkte gefunden. Ein wichtiges Indiz ist die zunehmende
Unterscheidung der andragogischen Aufgabenbestimmung von einer gesell-
schaftspolitischen Betrachtungsweise – jedenfalls bezeugen viele Experten-
antworten solche Lernprozesse; ein weiteres ist die Vervielfältigung des me-
thodischen Vorrats an Verfahrensweisen, Lernort- und Gegenstandser-
schließungen, Teilnehmeransprachen, Aktivierungsformen und ein drittes
der wachsende Respekt vor den Teilnehmenden.

Mit dem Abschied von der Inhaltsdominanz, wie sie in der klassischen Ab-
bild-Didaktik vorherrschte, verblasst auch allmählich die Zentrierung auf
die Pädagoginnen und Pädagogen. Man könnte feststellen, je wichtiger der
haupt- und nebenberufliche Pädagoge in einem anspruchsvollen Veranstal-
tungsarrangement, desto weniger steht er im Mittelpunkt. Insofern sind die
Anleihen an das Film- und Theaterwesen und Rollenbezeichungen wie Ar-
rangeur und Dramaturg nicht beliebig und zufällig.

Manche professionellen Debatten der letzten 15 Jahre prägte aber die Be-
fürchtung, “nur noch” zu moderieren und “ermöglichen”, insofern eine etwas
triviale Dienstleistung zu erbringen. Wir halten diese Sorge um einen Bedeu-
tungsverlust für übertrieben, weil die neu konturierte Professionslogik be-
deutsam genug für Fortsetzung und Ausbau des Experiments öffentlicher
Weiterbildung ist.

Dass hinsichtlich ihrer Ziele bescheidener gewordene Weiterbildner sich der
Standpunktlosigkeit und dem “Relativismus” anheimgeben, ist eine unbe-
rechtigte Furcht. Nicht nur für prozedurale Normen wie Fairness, Grund- und
Menschenrechte können sich Lernberater und Moderatoren einsetzen; die
Verständigungsprozesse, die sie begleiten, stützen und mitlenken, sind heute
in den meisten Weiterbildungsveranstaltungen so offen für Teilnehmerbe-
dürfnisse und gesellschaftliche Dialoge, dass sie damit einen wichtigen Bei-
trag zu Demokratie, vorpolitischen Öffentlichkeiten und Interessenartikula-
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tion leisten. In solchem “Coaching” für Einzelne in Alltag und Beruf und die
Zivilgesellschaft liegt eine normative Basis, die der allgemeinen und politi-
schen Weiterbildung auch eine demokratietheoretische Legitimation ver-
leiht (vgl. Ciupke/Reichling 1994 a).

Die von den Professionellen erwartete Balance zwischen Sache, Personen,
Institutionen und deren Umfeld erfordert Fähigkeiten der wissenschaftli-
chen Analyse, eine soziologische Sensibilität und ein vielfältiges Instrumen-
tarium von Vermittlungsmethoden und Rückkopplungen, für deren Präsenz
wir viele Anhaltspunkte fanden. Insbesondere die Genauigkeit, mit der über
Teilnehmende gesprochen wird, drückt nicht nur Bescheidenheit und “Takt”
in gewachsenem Umfang aus, sondern auch die nahezu einhellig für zentral
gehaltene Berufskompetenz “Reflexivität”. Diese Art von “reflexiver Pro-
fessionalität” setzt auch dem Gedanken der Dienstleistungsorientierung
(und entsprechenden Modernisierungsstrategien) Grenzen. Die Differen-
ziertheit des Interaktionsgeschehens in der Weiterbildung ist auf die genann-
te relative Autonomie angewiesen. Das “Mandat” der Weiterbildner “findet
sich weder in der Hingabe an ‚gesellschaftlich relevante Interessen’ noch in
fachlichen Deutungs- und Problemlösungsstrategien um ihrer selbst willen
erfüllt, jedoch auch nicht in einer distanzlosen Annäherung an Selbstorgani-
sationsansätze” (Dewe 1999, S. 127 f.); vielmehr ist es auf Interaktion, Parti-
zipation der Lernenden und Wissenschaftsorientierung angewiesen. Der da-
mit einhergehende Utopieverlust ist wohl unvermeidlich. Die Offenheit des
Lehr-Lern-Verhältnisses als Ergebnis seiner didaktischen und methodischen
Prozeduralisierung und diskursiven Verflüssigung auszuhalten, erfordert
eine hohe Gelassenheit und Elastizität von den Professionellen.

4.6 Aussichten

Dass alle von uns skizzierten Behauptungs- und Veränderungsprozesse ehe-
mals alternativer und oppositioneller Lernkonzepte sich lediglich ihrer eige-
nen Kraft und Praxistauglichkeit verdanken, kann nicht unterstellt werden:
Zu sehr sind diese Konzepte verwoben mit allgemeineren Modernisierungs-
und Aufbruchtendenzen. Umgekehrt aber kann die These gewagt werden,
dass die seit den 70er Jahren spürbaren Veränderungen der (west-)deutschen
Gesellschaft ohne das Bündel dieser bildungsreformerischen Prinzipien
kaum vorstellbar wäre.

Ein vorherrschender Eindruck im Vergleich zwischen 70er und 80er Jahren
einerseits und heutigen Zuständen andererseits ist der der Veralltäglichung
von Weiterbildung – dies gilt für ihren Stellenwert im Lebenslauf, die Prä-
senz von Institutionen und Angeboten, aber auch für Inhalte und Ziele: Die
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Institutionen und Veranstaltungen der Erwachsenenbildung sind an der Jahr-
tausendwende zwar weniger mit dichotomisch interpretierten Macht- und
Menschheitsfragen befasst als in den 70er und 80er Jahren – stattdessen sind
sie (und die in ihnen Lernenden nicht minder!) als Gesamtheit in einen refor-
mistischen Dauerdiskurs verstrickt, der alle und jeden der Verantwortung aus-
setzt, für sich und die Rettung der Regenwälder, für den Beruf und die multi-
kulturelle Gesellschaft, für die innere Ruhe und die Verkehrsberuhigung im
Stadtquartier zu lernen und zu streiten und sich für richtiges Kompostieren
ebenso wie für Flüchtlinge nichtstaatlicher Verfolgung zuständig zu fühlen.

Ein solcher Gestaltungsoptimismus mag in der Geschichte der Erwachsenen-
bildung nichts Seltenes sein (der vorige Satz ist die modernisierte Reprise ei-
nes Diktums von Werner Picht 1919 – vgl. Picht/Rosenstock 1926, S. 49) –
hier fällt er auf, weil im untersuchten Feld die fundamentaloppositionellen
Ansprüche und die Hoffnungen auf das “ganz Andere” eben erst, nämlich in
den letzten zehn Jahren, von reformerisch-konstruktiven Denkweisen abge-
löst wurden. Jochen Kades Behauptung von der “Universalisierung” der Er-
wachsenenbildung wäre also mit dieser Beobachtung zu verknüpfen: “Such-
bewegungen” nach Orientierungen, Problemlösungen, Identitäten und Kri-
senbewältigungen sind zur akzeptierten Daueraufgabe auch der Bildungsein-
richtungen geworden; die von ihnen gebotenen Räume der sozialen Anerken-
nung und des gesellschaftlichen Probehandelns sind mittlerweile ein tragfä-
higes Element der Zivilgesellschaft.

Wo aber bleiben die in den 70er und 80er Jahren zum Teil angestrebten, zum
Teil auch praktizierten Verkoppelungen von Erwachsenenbildung und sozia-
ler Initiative? Haben sich die Hoffnungen, dass Bildung nicht nur individuel-
le Befreiungs- und Autonomisierungsprozesse hervorrufen kann, als we-
sensfremd oder gar absurd erwiesen? Unsere Befunde sprechen einerseits für
eine gewisse pädagogische Bescheidenheit und professionelle Reflexivität,
die die Würde der Teilnehmenden, die Pluralität der Lebensoptionen und die
Kontingenz der historischen Ereignisse ernst nimmt. Dennoch müssen und
dürfen diese Tugenden nicht für ein Plädoyer herhalten, alle die Gegenwart
übersteigenden Vermittlungsabsichten zu streichen. Erwachsenenbil-
dung/Weiterbildung ist auch eine öffentliche Arena, in der Fragen des richti-
gen und guten gemeinsamen Zusammenlebens in der Gegenwart und Zukunft
zum Thema gemacht und unter professionellen Bedingungen diskursiv aus-
getragen werden. In diesem Sinne sind die Institutionen der allgemeinen und
politischen Erwachsenenbildung Werkstätten der Demokratie, in denen An-
sichten ausgetauscht, Interessen artikuliert, Argumente eingewandt, Ein-
sichten reflektiert, Begründungen formuliert, Initiativen ersonnen sowie
verallgemeinerungsfähige Optionen und neue Beteiligungsformen entwi-
ckelt werden.
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Dass diese Dialektik von öffentlicher partizipativer Vernunft und sozialer
Bewegung ihre allgemeine Wertschätzung und Beachtung verlieren könnte
im Prozess der zunehmenden Konzentration der Weiterbildungsressourcen
und Kräfte auf die Beschäftigungsfähigkeit, zählt zu den Sorgen, die viele
der von uns befragten Experten artikulierten. Ein Gemeinwesen, das sich zu-
nehmend enttradionalisiert, ist aber auf die Stützfunktionen eines permanen-
ten Dialog- und Bildungsprozesses angewiesen, der unter keinem anderen
Regime als dem eines professionell reflektierten steht.

Diese Dialogfunktion und die damit verbundenen neuen und alten “Gemein-
schaftsbildungen” sind auch Kompensationen für die manchen überfordern-
de Dynamik sozialen Wandels. Aus dem Blickwinkel der Bildungspolitik
führen all diese institutionellen und didaktischen Ausdifferenzierungen zu
“Unübersichtlichkeit” und “Diffusität” und werden misstrauisch beäugt, die
“Unbestimmtheit” eines so fluiden Systems provoziert den Ruf nach mehr
“Steuerung”. Diese aber würde auf Kosten der Lebensnähe der bestehenden
Angebote und Chancen gehen. Wenn Weiterbildung im “Geist” der 70er und
80er Jahre an Ansprüchen demokratischer Modernisierung und Mitgestal-
tung festhält, braucht sie weiterhin die Chance didaktischer und institutio-
neller Suchbewegungen. Neue gesellschaftliche Entwicklungen wie die Ein-
wanderung und die Zunahme diskontinuierlicher Biografien liefern neue
Gründe für solche Offenheit. “Neue Lernkulturen” können nicht als lediglich
mikrodidaktische Innovation überzeugen, sondern bedürfen der Freiheit ei-
ner relativen Eigenlogik des Weiterbildungssystems und der Chance neuer
professioneller und institutioneller Ausdifferenzierungen.
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